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(Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich eröffne die 31. Sitzung des Wiener Gemeinderates.

Entschuldigt für den gesamten Tag sind Frau GRin Martina Ludwig-Faymann und Frau GRin Puller. Einzelne GemeinderätInnen haben sich für bestimmte Zeit, also temporär, entschuldigt.

Bevor wir zur Fragestunde kommen, teile ich gemäß § 59b Abs 2 der Wiener Stadtverfassung mit, dass von den GRen Mag Maria Vassilakou, Dr Sigrid Pilz, Dr Matthias Tschirf und Ingrid Korosec ein Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien eingebracht wurde.

In Entsprechung der Bestimmungen der Wiener Stadtverfassung wurde Ihnen dieser Antrag im vollen Wortlaut bekannt gegeben. Gemäß § 39a der Geschäftsordnung ist der Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission nach Erledigung der Tagesordnung, aber noch vor Schluss der öffentlichen Sitzung in Behandlung zu nehmen. Ist die öffentliche Sitzung um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die tagesordnungsgemäße Behandlung der Geschäftsstücke zur Behandlung dieses Antrages unterbrochen. – So weit zu dieser einleitenden Mitteilung.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 00838-2008/0001 - KSP/GM) wurde von Frau GRin Dr Elisabeth Vitouch gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Sehr geehrter Herr Stadtrat, was gedenken Sie gegen die drohende Verbauung des Wiener Eislaufvereines zu unternehmen?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin! Herr Vorsitzender!

Der Wiener Eislaufverein ist eine traditionelle Einrichtung im 3. Bezirk, unmittelbar in der Innenstadt sozusagen, an der Innenstadt gelegen, und so wie Sie und ich im 3. Bezirk aufgewachsen sind, wissen wir, welche Bedeutung dieser Eislaufverein für den Bezirk und auch für die anderen Teile dieser Stadt, für die Innenstadt, hat.

Wir haben zur Absicherung dieses Areals im Jahr 2002 einen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan dem Gemeinderat vorgelegt, und dieser wurde auch so beschlossen, dass zwischen dem Konzerthaus und dem Intercont der Platz jedenfalls abgesichert ist. Wir haben nur die Randbebauung, die jetzt schon besteht, in die Flächenwidmung hineingenommen, und der Eislaufverein selbst, die Eisfläche mit den Freiflächen dazu, ist überhaupt nicht kategorisiert, das heißt, es ist kein Bauland und es kann dort keine Bauführung stattfinden.

Entgegen dieser Festlegung hat der Eigentümer, der Stadterweiterungsfonds, in einer etwas merkwürdigen Art und Weise ohne Kontaktierung der Flächenwidmungsabteilung, ohne Kontakt mit der Stadtpolitik eine Interessentensuche für den Verkauf dieses Areals begonnen. Und dieser Interessentensuche war - das wissen wir von Bauträgern - die Information beigelegt, dass es dort zu einer Umwidmung kommen kann und dass man dort auch Hochhäuser wird errichten können. Es sind da ganz merkwürdige Renderings beigelegen, die in dieser Form wohl kaum jemals verwirklichbar gewesen wären, weil sie absolut den Wiener Bauvorschriften widersprochen hätten. Es ist unmittelbar am Rande des Weltkulturerbes, es stehen viele anrainende Liegenschaften in einer Schutzzone, also es wäre undenkbar, an dieser Stelle Hochhäuser zu errichten. Nichtsdestotrotz hat dieser Wiener Stadterweiterungsfonds die Interessenten glauben gemacht, dass dort eine Umwidmung stattfinden wird und diese Umwidmung ihnen hohe Kubaturen ermöglichen wird.

Wir haben, nachdem wir von Bauträgern diese Information erhalten haben, den Stadterweiterungsfonds ersucht - schriftlich ersucht -, uns darüber zu informieren, welche Absichten denn dort bestehen. Wir haben bis heute keine Reaktion. Wir wissen, dass die Bieterfrist am 15. Februar ausgelaufen ist; das bedeutet, dass dort wohl Anbote vorliegen werden und dass der eine oder andere Bauträger, der die Wiener Gepflogenheiten nicht kennt, hier ganz offensichtlich in die Irre geführt worden ist. 

Wir wundern uns deshalb so, dass diese Vorgangsweise gewählt wird, weil jeder Investor in dieser Stadt weiß, dass es Sinn macht, sich zunächst über die Möglichkeiten zu erkundigen, sich kundig zu machen, welche Möglichkeiten die Bauordnung denn überhaupt zulässt, und erst dann die Überlegungen startet, was denn mit der Liegenschaft geschehen kann.

Aber eines ist sicher: Diese Anlage, dieses Areal ist nicht nur dadurch gesichert, dass es kein Bauland ist, sondern diese Anlage, die vom Verein „Wiener Eislaufverein" gemietet ist, gepachtet ist - und dieser Verein ist ja gemeinnützig und nicht auf Gewinn orientiert -, ist auch durch das Sportstättenschutzgesetz der Stadt Wien gesichert.

Merkwürdig ist diese Vorgangsweise insbesondere auch deshalb, weil dieser Stadterweiterungsfonds dem Innenministerium untersteht und dieses Innenministerium hier offensichtlich frei agieren lässt, ohne jegliche Zusammenarbeit mit der Stadt Wien - die wir glücklicherweise in vielen anderen Fragen auch mit dem Innenministerium haben.

Also zusammenfassend: Ich kann mir überhaupt nicht vorstellen, dass meine Mitarbeiter und ich dem Gemeinderat eine Flächenwidmungsänderung für dieses Areal vorschlagen, deren Konsequenz das Verschwinden des Eislaufvereins wäre. Wir werden also die Erhaltung des Eislaufvereins jedenfalls betreiben, und man kann nur den Fonds und den Innenminister ersuchen, den Verkauf dieses Areals nicht weiterzuverfolgen. Damit da ja nichts passiert, besteht die Absicht, dass wir dort eine Bausperre verhängen und dass ich Ihnen im Gemeinderat vorschlagen werde, eine Bausperre zu verhängen, damit dieses Areal noch ordentlich bearbeitet werden kann und damit ja nicht auch nur der Gedanke aufkommen kann, dass dieses Areal verbaut werden darf.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Mahdalik gestellt. - Bitte schön.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Den Medien haben wir auch entnommen, dass Sie versprochen haben, dazugesagt haben, solange Sie Stadtrat sind, kommt eine Umwidmung, eine Verbauung des Eislaufvereins nicht in Frage - was sehr löblich ist. Aber da man nie weiß, wie lange wer Stadtrat ist und wie die nächsten Wahlen ausgehen, könnte die Halbwertszeit dieser Zusage ... (GR Heinz Hufnagl: Sie ... nicht, Herr Kollege!) – Ich habe es auch nicht vor, Herr Kollege. - Aber da die Voraussetzungen heute sehr gut dafür sind, dass die SPÖ bei der nächsten Wahl die absolute Mehrheit verlieren wird, weiß man nicht, ob Sie - obwohl ich es Ihnen persönlich wünschen würde - beim nächsten Mal noch Stadtrat sind. Wie gesagt, die Halbwertszeit dieser Zusage könnte sehr kurz sein, und auch das Ersuchen an das Innenministerium, den Verkauf nicht weiter zu betreiben, könnte versanden oder nicht angenommen werden, nicht auf Resonanz stoßen. 

Darum frage ich Sie, Herr Stadtrat: Fänden Sie es im Interesse der Sache nicht besser, wenn die Stadt Wien aktiv auf das Innenministerium zutreten und Verhandlungen führen würde mit dem Ziel, das Areal des Eislaufvereins zu erwerben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Das ist eine Vorgangsweise, die wir ja des Öfteren erleben: Der Bund entledigt sich gewisser Aufgaben, und alle schreien danach, die Stadt soll es übernehmen. Ich frage mich nur: Warum sollen der Bund und ein Fonds des Bundes diese Funktion nicht selbst wahrnehmen? - Wir widmen dort keine andere Möglichkeit, es wird dort keine Bebaubarkeit geben. Es bleibt entweder unter dem Sportstättenschutzgesetz geschützt oder ebenfalls geschützt durch die Flächenwidmung, nämlich, dass dort kein Bauland gewidmet ist. Und damit kann dort nichts passieren, egal, ob ein Stadtrat etwas zusagt oder ob der Gemeinderat etwas zusagt oder irgendwer etwas zusagt. Es ist rechtlich nicht möglich. 

Es sei denn, es finden hier in diesem Gemeinderat Beschlüsse statt - zu denen Sie auch mit aufgerufen sind -: Wenn heute der Beschluss gefasst wird, dass ich dort eine Bausperre vorbereiten und verhängen soll, werden wir das tun, und Sie können sicher sein, dass in der nächsten Widmung auf diesem Platz keine Bebaubarkeit vorgesehen ist. Und es liegt immer in der Gestion des Gemeinderates, hier Veränderungen vorzunehmen oder sie zu lassen. Mein Vorschlag wird jedenfalls sein, es zu lassen, dort keine Bebaubarkeit zu ermöglichen.

Ich möchte aber auch noch auf die Frage zu sprechen kommen, ob der Bund denn da sozusagen nicht verlässlich ist - das ist ja der Hintergrund, warum Sie meinen, die Stadt soll es kaufen. Dazu kann ich nur sagen: Der Bund ist in vielen dieser Bereiche nicht wirklich verlässlich. Wir haben im selben Bezirk, im 3. Bezirk, das Arsenal. Das war über Jahrzehnte im Eigentum des Bundes. Bundesbedienstete haben dort Wohnungen erhalten und haben dort in großer Zufriedenheit gelebt. Diese Liegenschaft wurde der Bundesimmobiliengesellschaft übertragen. Die hat es zerschnipselt in kleine Teile, hat diese Schnipsel verkauft und den Käufern suggeriert, dass sie dort ordentlich zusätzlich Volumen und Kubatur erreichen können - obwohl die Gebäude unter Denkmalschutz stehen, obwohl das Areal unter Parkschutzgebiet steht.

Das ist also die Vorgangsweise des Bundes. Auch dort haben wir dem über die Flächenwidmungs- und Bebauungsbestimmungen einen Riegel vorgeschoben. – Dies nur, damit Sie wissen: Wir nutzen unsere Möglichkeiten. Und ich schlage solche Dinge auch dem Gemeinderat immer vor: Dass wir dort, wo es um die Erhaltung der Substanz geht, dort, wo es um die Erhaltung der Erholungs- und Freizeitmöglichkeiten geht, jedenfalls einen Riegel vorschieben und nicht zulassen, dass durch wen auch immer, und sei es durch einen Stadterweiterungsfonds, Vorschläge gemacht werden, die nicht im Sinne der Bevölkerung sind. Da schieben wir einen Riegel vor.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zusatzfrage wird von Frau GRin Smolik gestellt. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr StR Schicker, ich danke für die klaren Worte bei der Beantwortung der 1. Frage.

Nun hat ja gestern in der Sitzung der Bezirksvertretung im 3. Bezirk auch dort eine Debatte stattgefunden mit einer Fülle von Anträgen, die auch angenommen wurden. Unter anderem wurde auch der Antrag der Grünen Fraktion angenommen, der Sie auffordert, mit dem Herrn Bundesminister Gespräche darüber aufzunehmen, wie das jetzt weitergehen kann.

Haben Sie vor, diese zu führen? Und mit welchem Ergebnis wollen Sie dann aus diesen Gesprächen mit dem Herrn Minister herauskommen? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.
Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Frau Gemeinderätin! Sie haben auf die Fülle der Anträge hingewiesen, die beschlossen wurden, nämlich von drei Parteien gemeinsam - eine vierte Partei hat sich da enthalten. Die vierte Partei hat auch vorgeschlagen, es sollte die Stadt Wien ortsübliche Preise für den Eislaufverein zahlen, was ein etwas merkwürdiger Vorschlag ist. 

Ich werde in den Gesprächen mit Bundesminister Platter natürlich nur zu erreichen versuchen, dass die Veräußerungsabsichten des Wiener Stadterweiterungsfonds jedenfalls gestoppt werden und dass der Wiener Stadterweiterungsfonds seinen öffentlichen Aufgaben nachkommt und dem Wiener Eislaufverein die volle Laufzeit der Pacht bis 2058 ermöglicht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Mag Anger-Koch gestellt. - Bitte.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Noch eine Frage: Können Sie sicherstellen, dass der Wiener Eislaufverein auch in der zukünftigen Flächenwidmung und in deren Flächenwidmungsplan dann als Sportfläche gewidmet ist oder wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! Damit beginnen wir mit der Bausperre - und ich gehe davon aus, dass es heute zu einem Allparteienantrag und -beschluss kommen wird, dass diese Bausperre verhängt wird. Und dann werden wir dort alle Möglichkeiten prüfen, in welcher Form wir auch widmungstechnisch und baurechtlich den Eislaufverein noch besser absichern, als er das jetzt schon wäre.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage zur 1. Anfrage wird von Frau GRin Dr Vitouch gestellt. - Bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Es wird ja heute bezüglich Baustopp auch einen gemeinsamen Antrag von VP und unserer Fraktion geben. Aber gestern hat in der Bezirksvertretung des 3. Bezirks die VP-Fraktion beantragt, dass die Stadt Wien den Platz des Wiener Eislaufvereins zum ortsüblichen Preis kaufen soll. - Wie hoch wäre denn dieser Preis?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.
Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin! 

Genau das ist eine spannende Frage, denn ein Areal, das keine Widmung hat, wo weder Bauland noch Grünland noch Verkehrsfläche gewidmet ist, hat de facto keinen Preis. Und so habe ich auch die Aussendung des Vorsitzenden des Wiener Planungsausschusses verstanden: Dass er gesagt hat, die Stadt Wien könnte es um einen Euro übernehmen. - Also die Ortsüblichkeit dort ist de facto zur Zeit nicht feststellbar. 

Wenn man von den umliegenden Gebäuden ausgeht, so kommt man auf Preise, die jedenfalls den Wiener Stadterweiterungsfonds freuen könnten, aber mit Sicherheit nicht jemanden, der dort das Areal kauft – egal, ob privater Investor, ob Stadt oder wer auch immer, auch ob der Eislaufverein selbst. 

Aber wenn wir von der Ortsüblichkeit der Preise für ein Areal, das keine Flächenwidmung hat, ausgehen, nämlich von einem Euro, dann würde ich empfehlen, dass der Stadterweiterungsfonds gleich direkt mit dem Eislaufverein verhandelt, denn das könnte sich der Eislaufverein auch leisten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung dieser Frage.

Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP - 00848-2008/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR DDr Eduard Schock gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Am Mittwoch, den 6. Februar 2008, hatte das Stück „König & König“ für Kinder ab sechs Jahren im Wiener Kindertheater Dschungel Premiere. Dieses Theaterstück handelt von einem Prinz, der sich in einen anderen Prinzen verliebt. Der Kinderpsychiater Prof Dr Max FRIEDRICH wörtlich: „Ich halte nichts von dieser Form der Theaterkultur.“ Warum wird so ein Stück durch die Stadt Wien hoch subventioniert?)
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat! Meine Damen und Herren!

In der Anfrage werde ich gefragt, warum die Stadt Wien das Stück „König & König" im „Dschungel" subventioniert hat. Ich kann Ihnen darauf sagen, dass sich in diesem Stück in der Tat ein junger Mann, ein Prinz, in einen anderen jungen Mann, einen anderen Prinzen, verliebt. Es ist ein Stück, das auf einem sehr erfolgreichen holländischen Kinderbuch basiert, und dieses Stück wird nunmehr auch in Wien gezeigt. Und man sollte meinen, dass in diesem mittlerweile auch nicht mehr ganz so jungen 21. Jahrhundert die Tatsache, dass gleichgeschlechtliche Liebe im Theater thematisiert wird, keinen Skandal mehr erzeugen muss, sondern dass es etwas Selbstverständliches ist. 

Viele - und das will ich auch ernst nehmen auf Grund ernst gemeinter Zuschriften, die ich dazu bekommen habe - verstört das nach wie vor. Manche, wie die FPÖ, versuchen, daraus einen politischen Skandal zu machen. Bei ersterer Gruppe hilft Gespräch und Aufklärung, wie ich sie auch gerne versuchen möchte. Bei zweiterer Gruppe, nämlich der FPÖ, fürchte ich, hilft gar nichts mehr. 

Ich meine, für mich sind alle freiwillig eingegangenen Lebens- und Liebesformen unter erwachsenen Menschen gleichberechtigt. Ich meine auch, diesem Umstand hat die Rechtsordnung endlich auch vollständig Rechnung zu tragen. Und ich meine weiters, gleichgeschlechtliche Liebe ist weder Krankheit noch Abnormität noch sonst etwas, wovor man die Gesellschaft und damit auch die Jüngsten unter uns zu schützen oder sie vor ihnen zu verstecken hätte. Homosexualität ist nichts Verwerfliches, und ich wüsste keinen Grund, warum verantwortungsvolle Eltern, so sie das wollen, ihre Kinder nicht ebenso damit konfrontieren sollten wie mit Bisexualität.

Zum Zweiten: Ich halte unumstößlich daran fest, dass es nicht Aufgabe der Politik ist, Kultureinrichtungen vorzuschreiben oder zu verbieten, was sie zeigen oder aufführen - auch und gerade dann nicht, wenn die Kulturpolitik die Subventionen dafür zu verantworten hat. Das Eingreifen beispielsweise in Spielpläne würde genau jenen politischen Einfluss bedeuten, der im anderen Zusammenhang so vehement abgelehnt wird. Verantwortliche Kulturpolitik ist nicht oberste Zensurbehörde, und all jene, die das ausgesprochen oder unausgesprochen einfordern, müssen sich nach ihrem Demokratieverständnis hinterfragen lassen.

Zum konkreten Fall: Buch und Stück - die ich im Unterschied von den meisten, die darüber reden, mit meinen Kindern gesehen und gelesen habe - sind eine reizende, bunt gestaltete, sehr einfache Liebesgeschichte, die allen, die ihrer teilhaftig werden, gut gefällt. In Programmankündigungen des Dschungel-Theaterhauses für junges Publikum ist ausdrücklich darauf hingewiesen, worum es sich bei diesem Stück handelt. Es wird also weder jemand gezwungen, dort hinzugehen, noch kann man über den Inhalt überrascht werden. Darüber hinaus werden auch begleitende Veranstaltungen angeboten. 

Wenn Sie Prof Max Friedrich zitieren, der – wörtlich - nichts von einer solchen Form von Theaterkultur hält, dann halte ich dem nur den Kinderpsychiater Prof Dr Ernst Berger, Leiter der Abteilung für Jugendpsychiatrie des Psychosozialen Dienstes der Stadt Wien entgegen, der gesagt hat, dass das Stück sehr wohl für Kinder ab sechs Jahren geeignet sei. Der Unterschied zwischen den beiden: Prof Berger hat das Stück auch tatsächlich gesehen. 

Wenn Sie mich fragen, warum dieses Stück von der Stadt Wien subventioniert wird, dann sage ich Ihnen ganz einfach: Weil es eine hervorragende, qualitativ hoch stehende Theaterproduktion ist, die sehr gut bei den Kindern ankommt. Und diese Einschätzung kann ich aus eigener Wahrnehmung bestätigen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR DDr Schock gestellt. - Bitte schön.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Sie haben einmal zu diesem Thema in der Presse gemeint, Ideologie hat in einem Kindertheater nichts verloren. – Und das ist es eigentlich genau, was viele Eltern, die Kinder haben, aufregt: Dass hier in einem hoch subventionierten Kindertheater - und das ist ja eben der Punkt - eigentlich Parteiideologie transportiert wird und dass hier auch die Homosexualität verherrlicht wird. Denn, Herr Stadtrat, was ist es denn anderes als das? Wenn hier ein Theaterstück gezeigt wird, und als Happyend am Schluss wird dann die gleichgeschlechtliche Beziehung von Mann zu Mann als beste, erstrebenswerte Lösung den Kindern angeboten, dann ist das ja genau Parteiideologie. Und wir meinen eben, dass Ideologie in einem solchen Kindertheater ganz sicher nichts verloren hat. 

Aber jetzt noch einmal zur Frage: Sie haben ja die einschlägigen Experten zitiert, und da gibt es unterschiedliche Fachmeinungen. Der sehr renommierte Kinderpsychiater Max Friedrich hat, wie Sie bereits festgestellt haben, eben dieses Theater kritisiert und hat gemeint, in diesem Alter ist es auf Grund der Entwicklung absolut verfrüht, auf dieses Thema einzugehen. - Wenn ich mich an die Zeit, als ich sechs Jahre alt war, zurück erinnere, dann habe ich mich damals für meine Spielsachen interessiert und habe langsam angefangen, Fußball zu spielen. Möglicherweise waren Sie frühreifer als ich, aber ich frage Sie noch einmal: Glauben Sie wirklich, dass ein solcher Inhalt für Kinder mit sechs Jahren geeignet ist?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat, zwei Antworten: Nummer 1: Sie teilen mit Prof Friedrich das Schicksal, dass Sie über etwas sprechen, was Sie nicht gesehen haben. Also woher Sie sich ein Urteil anmaßen über etwas, was Sie nicht kennen, bleibt mir schleierhaft. Ich halte es auch für ein bisschen merkwürdig, dass man über das spricht. Und daher halte ich das, was Sie tun, für Ideologie - und nicht die Tatsache, dass Homosexualität in einem Kindertheaterstück thematisiert wird. 

Noch einmal: Hätten Sie es gesehen, dann würden Sie sicher nicht über ideologische, parteipolitische oder sonstige Inhalte eines Stücks sprechen, die dieses einfach nicht hat. - Aber das gehört ein bisschen zu Ihrem Stil und dem Ihrer Partei, über Dinge zu reden, die Sie weder kennen noch davon eine Ahnung haben. (Beifall von Gemeinderäten und Gemeinderätinnen der SPÖ sowie von GRin Mag Alev Korun.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Schreuder gestellt. - Ich bitte darum. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Erlauben Sie mir nur kurz eine kleine Anmerkung: Kollege Schock scheint übersehen zu haben, dass es in diesem Stück, auch wenn man von der Homosexualität spricht, nicht um Sexualität, sondern um Liebe geht. Und wenn es um die Liebe geht, ist es allen Menschen immerhin zumutbar, sich auch an die verschiedenen Liebesformen, die es so gibt, zu gewöhnen. Denn das, was Sie tun, Herr Dr Schock, das bedeutet, es zu verstecken, es nicht öffentlich zu machen - und das bedeutet, Jugendliche, wenn es dann so weit ist, wirklich in eine Krise zu stürzen. Sie gefährden die Jugendlichen - und nicht ein Kindertheaterstück.

Nun zur Frage: Kulturpolitik ist ja auch immer Gesellschaftspolitik. Kultur hat auch die Aufgabe, Themen anzugreifen, Themen zu kommunizieren in einer interessanten, spannenden Form und in einer Auseinandersetzung. Lesben, Schwule und Transgender sind natürlich auch ein Teil der Gesellschaft und ein Teil der Wiener Kultur. Wir haben „Identities“ – das ist mittlerweile das zweitgrößte Filmfestival Wiens -, es gibt die „Qwien“, und es gibt den Plan, am Morzinplatz den „Rosa Platz" zu entwickeln, ein Mahnmal gegen die Verfolgung von Lesben, Schwulen und Transgendern während der NS-Zeit. Ich habe ein bisschen gehofft, dass dieser Platz im Gedenkjahr eröffnet werden würde. Meine Frage: Wann wird es denn so weit sein?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! 

Diese Hoffnung habe ich geteilt und teile ich mit Ihnen. Die Schwierigkeiten in der technischen Umsetzung des geplanten Denkmals und jenes Entwurfs, der in der Ausschreibung gewonnen hat, sind größer, als wir sie angenommen haben. Wir sind, glaube ich – wenn da meine Informationen stimmen -, nach wie vor am Versuch, die spezifische Flüssigkeit, die in dem Denkmal vorgesehen ist, so zu machen, dass sie alltagstauglich ist, und da sind mittlerweile auch zahlreiche Gutachten entstanden und so weiter, und wir versuchen, mit den verschiedenen verantwortlichen Magistratsabteilungen eine Lösung zu finden, die alltagstauglich ist. Ich hoffe, es gelingt. Wenn das nicht gelingt, werden wir uns gemeinsam mit dem Künstler eine andere Vorgangsweise überlegen müssen. Ich bleibe selbstverständlich bei dem Vorhaben, dort an diesem Ort ein Mahnmal für die homosexuellen, lesbischen und transgender Opfer des Nationalsozialismus zu errichten. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. - Ich bitte darum.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! Ich teile über weite Strecken Ihre hier geäußerte Ansicht, insbesondere, dass Ideologie in einem Kindertheater nichts verloren hätte, und hoffe, dass Sie das auch in Richtung Ihrer eigenen Ideologie so sehen, möchte allerdings schon eine Frage stellen. Und zwar haben Sie in der „Kronen Zeitung" vom 9. Jänner in einem Artikel, in dem es darum geht, dass Kritik am Subventionstheater geübt wird, wörtlich gesagt: „Ich halte diese Ankündigung" - nämlich des Dschungel – „für nicht glücklich. Sie spiegelt die Sichtweise Erwachsener wider." - Ihre Presseaussendung, die danach erfolgte, sagt Gegenteiliges.

Die Frage: Was gilt jetzt – das, was Sie in der Presseerklärung gesagt haben, oder das, was Sie in der „Kronen Zeitung" gesagt haben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich verweise auf die Presseaussendung, ich verweise auch auf das, was ich gesagt habe. Die Äußerung in der „Kronen Zeitung" kam so zustande, dass ich am Gang hier gefragt wurde und zu diesem Zeitpunkt auch sozusagen weder über die Ankündigung noch über den Inhalt des Stückes genau Bescheid wusste. Daher verweise ich auf das, was ich selbst so gesagt habe und auch heute hier gesagt habe.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR DDr Schock gestellt. - Bitte.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Wir haben ja gesehen, wie ideologisch dieses Thema eigentlich ist, und der Ausdruck „Homosexualität" oder „ein Stück über Homosexualität" kommt ja nicht von mir, sondern der kommt ja, wie gerade auch moniert worden ist, vom Veranstalter selbst. Der Veranstalter selbst, das Theater Dschungel Wien, hat eben hier eine Produktion zum Thema Homosexualität angekündigt, und es ist das natürlich eine Ankündigung, die für ein Kindertheater problematisch ist. Sie haben daher auch in einer ersten Reaktion gegenüber der „Krone" ... (GR Christian Oxonitsch: Wenn sie es nicht geschrieben hätten, täten Sie sich aufregen, dass sie es nicht schreiben!) Der Herr Stadtrat hat ja auch in einer Reaktion gegenüber der „Krone" (GR Christian Oxonitsch: Dann wäre euch keine Frage eingefallen!) ganz richtig gesagt, diese Ankündigung ist falsch, er hält diese Ankündigung für einen Fehler, für „nicht glücklich", wie er genau gesagt hat, „weil sie die Sichtweise Erwachsener widerspiegelt". - Also, der Herr Stadtrat hat ja genau das auch erkannt, und jetzt hat er offenbar aufgrund diverser Einflüsse oder Einflüsterungen hier seine Meinung geändert, was ich eigentlich nicht nachvollziehen kann. 

Ich möchte aber noch die Frage stellen, Herr Stadtrat, ob Ihnen in Ihrem Ressort noch andere Kinderstücke bekannt sind, in denen homosexuelle Inhalte bereits an sechsjährige Kinder herangebracht werden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: „Homosexuelle Inhalte"?! – Ironische Heiterkeit bei Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat! Im Unterschied zu Ihnen - noch einmal - halte ich gleichgeschlechtliche Lebens- und Liebesformen weder für abnorm noch für etwas Besonderes noch für etwas, worauf man besonderes Augenmerk richten muss, noch für etwas, wovor man die Kinder schützen muss, noch für etwas, was einem besonders auffallen muss. Daher sehe ich mich auch außerstande, Ihre Frage zu beantworten, weil ich nicht Förderungen danach beurteile, welche Lebens-, Liebesformen, welche Formen von Sexualität sie beinhalten, und wir diesbezüglich auch kein Screening machen. Ich hielte es auch für absurd, falsch und in der Tat für ideologisch. 

Das, was Sie tun, ist Ideologie und im Grunde auch parteipolitische Vereinnahmung, und dagegen wehre ich mich. Ich habe eine grundsätzlich andere Auffassung davon als Sie. Wir werden uns darüber auch nicht einigen, denn ich sehe schon aus Ihren wiederholten Anfragen, dass Sie diesbezüglich offensichtlich eine grundsätzlich andere Einstellung haben. Diese habe ich in einer Demokratie zu respektieren, aber ich mache jedenfalls eine andere Politik. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortung der 2. Anfrage. 

Die 3. Anfrage (FSP - 00846-2008/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Welche Maßnahmen haben Sie seit Dezember 2007 ergriffen, um die eklatanten Defizite in der Versorgung psychisch kranker Menschen in Wien zu beheben?)
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau GRin Dr Pilz! 

Sie fragen mich: „Welche Maßnahmen haben Sie seit Dezember 2007 ergriffen, um die eklatanten Defizite in der Versorgung psychisch kranker Menschen in Wien zu beheben?", und, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, schon die Formulierung dieser Frage ist ein ganz deutliches Zeichen dafür, worum es Ihnen eigentlich geht: Nämlich nicht darum, wofür viele in diesem Haus stehen, nämlich für Versorgungssicherheit, für optimale Rahmenbedingungen, für hohe, für höchste medizinische Qualität und pflegerische Qualität, und - und das ist mir ganz besonders wichtig, weil mein Motto in allen Bereichen ist, dass das Bessere der größte Feind des Guten ist - für Verbesserungen in allen Bereichen des medizinischen Systems, egal, ob das die Augenheilkunde, die Orthopädie oder eben auch die Psychiatrie betrifft. 

Die Formulierung Ihrer Frage zeigt eindeutig, worum es Ihnen geht, und Sie sind diesem Ziel ein Stückchen näher gekommen, insofern, als es nämlich in den letzten Monaten dazu gekommen ist, dass das Fach Psychiatrie - ein ganz wesentliches Fach im medizinischen Fächerkanon - erschüttert wurde. Dahin gehend, dass Menschen Vertrauen verloren haben, dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter pauschal diffamiert wurden. Und wir müssen dabei auch eines ganz klar sehen: dass es hier um viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geht und vor allem - und das ist für mich der Maßstab für die Relevanz – um viele Patientinnen und Patienten. 12 500 – Sie wissen es – sind uns jedes Jahr anvertraut; 80 Prozent davon kommen freiwillig. Und darüber hinaus kommt natürlich noch der breite Bereich der ambulanten Versorgung durch den Psychosozialen Dienst dazu, aber mittlerweile auch durch viele andere Einrichtungen, die vom Fonds Soziales Wien gefördert werden und die in dieser Stadt sehr gute Arbeit leisten. 

Zu Ihrer Frage halte ich daher fest: Es gibt in der Wiener Psychiatrie keine eklatanten Defizite. Die Realität ist vielmehr, dass die Versorgung der Wienerinnen und Wiener mit ambulanten und mit stationären Angeboten in dieser Stadt funktioniert, aber dass es selbstverständlich - und ich wiederhole mich hier absichtlich - wie in anderen Bereichen der Medizin auch in der Psychiatrie so ist, dass wir hier nicht am Ziel sind, nicht sagen können, alles ist super und es gibt überhaupt keinen Veränderungs- und Verbesserungsbedarf, sondern dass, wie in allen Politikbereichen so auch in der Gesundheitspolitik, immer gilt, dass das Bessere der größte Feind des Guten ist. 

Meine Sorge, Frau Dr Pilz, ist – das sage ich auch in aller Offenheit und aller Öffentlichkeit -, dass die Art und Weise, wie Sie unter dem Deckmäntelchen, es gehe Ihnen hier um Verbesserungen, die Psychiatrie in dieser Stadt diffamieren, eine Situation schafft, die schädlich für die Patientinnen und Patienten ist. 

Ich kann Ihnen daher schon auch sagen, dass seit dem Dezember des vergangenen Jahres eklatant ist, dass ich und auch viele Professorinnen und Professoren und Primariae und Ärztinnen und Ärzte, die im psychiatrischen Bereich in dieser Stadt tätig sind, einen massiven Anstieg von Kontakten von verunsicherten Patientinnen und Patienten vermerken und auch die klare Warnung der Ärzteschaft, der Psychiaterinnen und Psychiater, dass das etwas ist, was dem Fach nicht gut tut - und was dem Fach nicht gut tut, tut vor allem den Patientinnen und Patienten nicht gut.

Was Sie wissen, ist, dass für mich Transparenz ein ganz, ganz wichtiger Punkt ist. Daher war es selbstverständlich so, dass sofort, nachdem Vorwürfe geäußert worden sind, die Interne Revision eingeschaltet worden ist, die Behörde tätig geworden ist, der KAV eine fliegende Kommission eingesetzt hat, wir das Ende Dezember ausführlich im Gemeinderatsausschuss diskutiert haben und natürlich auch im Gemeinderat im Zuge der Dringlichen Anfrage. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. - Bitte. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Schade, Frau Stadträtin, dass Sie sich einmal mehr darauf zurückziehen zu leugnen und die Missstände in Abrede zu stellen. (GRin Marianne Klicka: „Leugnen"?) Denn würden Sie das nicht tun, dann würden die Ärzte und Pflegepersonen insbesondere im Otto-Wagner-Spital nicht das Gefühl haben, allein gelassen zu sein. (Ruf bei der SPÖ: Das haben sie auch nicht!) Wir wissen von einem schweren Brandunfall, wir wissen von Ärzten, die im Zusammenhang mit Netzbetten vor Gericht stehen, und wir wissen, dass seit heute die Kriminalpolizei im Otto-Wagner-Spital Erhebungen durchführt. Sie, Frau Stadträtin, weigern sich zu zeigen, dass es hier Strukturdefizite gibt und stellen damit Ihr Personal an die Front und lassen Ihr Personal im Zusammenhang mit diesen Vorwürfen im Regen stehen. Das hat Ihr Personal nicht verdient. 

Im Konkreten, Frau Stadträtin, frage ich Sie: Sie haben mit 1. Februar im Otto-Wagner-Spital Ärzte zusätzlich angestellt. Einer davon ist ein Turnusarzt - wie die Mehrzahl der aufgenommenen Ärzte und Ärztinnen -, und er hatte am 10. Februar allein Nachtdienst. Er war zu diesem Zeitpunkt neun Tage im Dienst, im Tagdienst bis dahin, gewesen. Es war sein erster Nachtdienst, und er war allein mit 80 Patienten und Patientinnen, denn die zuständige Fachärztin hat noch ein zweites Primariat mit zusätzlichen 40 Betten zu betreuen gehabt. Er war allein, und es ist ein Patient im Netzbett gestorben. - Sie haben ihn allein in diese Situation geschickt, obwohl es normalerweise nicht üblich ist, dass Turnusärzte, die ja noch kein Recht zur freien Berufsausübung erworben haben, in der ersten Zeit unbetreut tätig sind. Es war sein erster Nachtdienst, und es gab einen Todesfall. 

Ich frage Sie, Frau Stadträtin: Wie rechtfertigen Sie sich vor diesem Turnusarzt für die eklatanten Strukturdefizite, die Sie verantworten und die dazu führen, dass er in so einer Situation allein für 80 Leute überfordert zuständig sein muss? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich würde darum bitten, dass hier, um der Würde des Hauses gerecht zu werden, mit Unterstellungen, mit Behauptungen wie „Sie verleugnen" wirklich sehr, sehr sorgfältig umgegangen wird. Das ist diesem Haus nicht gerecht, und daher bitte ich auch, bei den künftigen Wortmeldungen auf Derartiges zu verzichten.

Bitte, Frau Stadträtin, Sie sind am Wort. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Eines ist selbstverständlich klar - und das ändert sich auch nicht damit, dass Sie Fragen stellen auf Antworten, bei denen Sie offenbar davon ausgegangen sind, dass sie anders ausfallen -: Dass all die strukturellen Maßnahmen, die im Krankenanstaltenverbund, im Psychosozialen Dienst, aber auch durch viele Aktivitäten des Fonds Soziales Wien in vielen Bereichen der Unterstützung, der Betreuung von psychisch kranken Menschen gesetzt wurden, nicht gesetzt wurden auf Grund von Entscheidungen, die in den letzten drei Monaten getroffen wurden, sondern dass sie die Ergebnisse einer Gesamtplanung sind, einer Gesamtplanung, die ich von meinen VorgängerInnen weitergeführt habe. Es kann ja wohl auch niemand so naiv sein und glauben, dass zum Beispiel die Frage einer Personalbedarfsberechnung im Dezember beginnt und dann im Februar abgeschlossen ist, sondern - und auch das wissen Sie, das ist schon mehrfach kommuniziert und gesagt worden – wir haben mit Anfang des Jahres 2007, vor allem auf Grund der Einhaltung des Ärztearbeitszeitgesetzes, wo wir in Wien der einzige Krankenanstaltenträger sind, der ganz besonderen Wert darauf legt, dass dieses Gesetz eingehalten wird, eine Durchforstung aller Bereiche gemacht und sind dabei auch zu dem Ergebnis gelangt, dass wir im Psychiatriebereich im Otto-Wagner-Spital, aber auch in vielen anderen Bereichen, wie zum Beispiel in der Orthopädie im Otto-Wagner-Spital zusätzliches Personal brauchen, das jetzt in diesem Bereich auch angefangen hat. 

Genau dasselbe ist im Bereich der Umstrukturierungen und Veränderungen des ambulanten Bereiches der Fall - und Sie wissen das alles, weil Sie zum Beispiel im Vorstand des Psychosozialen Dienstes sind und daher eben wissen, was für Maßnahmen gesetzt werden, seien es organisatorische für Zusammenführung des Ambulatoriums im 2. und 22. Bezirk, seien es zusätzliche Liaisondienste, sei es der Abschluss der EDV-Vernetzung und so weiter und so fort. Das heißt, das sind alles Maßnahmen, die über teilweise mehrere Jahre vorbereitet worden sind und die jetzt Schritt für Schritt auch zur Umsetzung gelangen. 

Selbstverständlich ist es auch hier so, dass wir im Bereich der Psychiatrie - und auch das ist keine neue Information, sondern ist Ihnen bekannt - der Meinung sind und dass diese Entscheidung bereits im Jahr 2006 getroffen worden ist, dass wir die Dezentralisierung in der Psychiatrie weiter fortführen wollen. Und erst in der letzten Woche ist hier auch ganz klar geworden, dass wir den nächsten Schritt mit der Errichtung des Krankenhauses Nord machen werden.

Frau Dr Pilz, Sie agieren in einer Weise, dass ich sagen muss: Offensichtlich ist der Appell, hier gemeinsam zu schauen, wo es noch Bedarf an Verbesserungen gibt, bei Ihnen sinnlos. Ich habe auch den Eindruck, wenn ich mir die Aussendung der Frau Klubobfrau Vassilakou von gestern durchlese, wo der Ton ein ganz anderer war (GRin Mag Maria Vassilakou schüttelt den Kopf.) - aber ich nehme auch das zur Kenntnis -, dass es Ihnen nicht um Verbesserungen geht, sondern dass es Ihnen um Skandalisierung geht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist eine Unterstellung! - GRin Mag Maria Vassilakou: Das ist auch nicht die Würde des Hauses!) – Sie behaupten zwar, Sie stellen sich hinter die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Tatsache ist aber, kann ich Ihnen sagen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter schwer verärgert und schwer verunsichert sind, was sie in einem Mail, das ich bekommen habe und das auch Sie bekommen haben, ja auch zum Ausdruck gebracht haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 2. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Korosec gestellt. - Ich bitte darum.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Ich stelle fest, Sie haben bisher noch keine Frage beantwortet. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten von ÖVP und GRÜNEN. – Bgm Dr Michael Häupl: Da schau her! „Bravo"! – VBgmin Mag Renate Brauner: Eine neue Koalition! Man merkt es!) Aber Sie stellen fest, es gibt keine eklatanten Defizite; das haben wir vernommen. 

Jetzt frage ich Sie: Wir wissen, dass selbst Erwachsene den Aufenthalt in der Psychiatrie - sogar den Besuch - als etwas beklemmend empfinden. Wie rechtfertigen Sie, Frau Stadträtin, dass Kinder und Jugendliche in diesen Abteilungen für Erwachsene untergebracht werden? Ist das für Sie kein eklatantes Defizit?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau GRin Korosec! 

Danke vielmals für diese Frage, weil das ja auch ein Punkt ist, den wir bereits ausführlich besprochen und diskutiert haben: Dass mir gerade die Situation der Kinder und Jugendlichen in der Psychiatrie ein ganz besonderes Anliegen ist. 

Lassen Sie mich aber auch ein paar Worte zu Ihrer Einleitung sagen, nämlich dass das Besuchen der Psychiatrie auch für Angehörige beklemmend ist: Jawohl! Jawohl, und zwar aus dem Grund, und das ist ein ganz wichtiges und auch ein gesundheitspolitisches Thema - das ist nämlich wirklich ein gesundheitspolitisches Thema! -, dass wir immer noch in einer Situation leben, wo die Psychiatrie Diskriminierungen ausgesetzt ist, wo psychisch Kranke große Probleme damit haben, ihre Erkrankung auch in ihrem Umfeld darzustellen, und wo natürlich auch Angehörige sehr viel größere Probleme damit haben, diese Diagnose zu akzeptieren. Schizophrenie ist schwieriger zu akzeptieren als Lungenkrebs - so ungerecht das sein mag. Daher ist es mir auch ganz besonders wichtig, dass wir hier ganz besondere Sensibilität an den Tag legen, sehr geehrte Damen und Herren.

Ich habe noch nie gehört, dass einem Onkologen vorgeworfen worden ist, dass seine Patientinnen und Patienten, die einer Chemotherapie unterzogen werden - oder sich selbst unterziehen, weil das natürlich freiwillig ist -, die Haare verlieren, Gewicht verlieren und dass ihnen schlecht ist. Ich habe noch nie gehört, dass einem Chirurgen vorgeworfen worden ist, dass er seine Patienten, bevor er sie behandelt, betäubt, festschnallt und dann aufschneidet und dass das wehtut. - Den Psychiaterinnen und Psychiatern dieser Stadt aber wird jetzt hier vorgeworfen, dass sie ihre Arbeit tun im Sinne schwerst kranker Patientinnen und Patienten – denn, und das wissen Sie, nur ein kleiner Teil jener, die psychische Erkrankungen haben, braucht auch stationäre Behandlung, und das sind nicht die, um das wieder in einen somatischen Bereich umzulegen, die Bauchgrimmen haben, sondern das sind die, die einen Magendurchbruch haben. Und so muss man das auch beurteilen. (Beifall bei der SPÖ.)

Was die Frage der Kinder- und Jugendpsychiatrie betrifft, so wissen Sie auch - aber ich wiederhole es hier, weil vielleicht einige da sind, die nicht in allen unseren Sitzungen anwesend sind -, dass es mir auf Grund der Vorarbeiten, die Frau VBgmin Brauner hier geleistet hat, gelungen ist, viele Schritte weiterzukommen, dass wir erst vor wenigen Tagen die absolut neu renovierte Station am Rosenhügel eröffnen konnten, bereits jetzt von 18 auf 25 Betten aufstocken konnten und dort jetzt auch Unterbringungsbetten haben, dass auch im AKH jetzt gerade Erweiterungen in Arbeit sind und - und auch das ist bekannt und wurde letzte Woche auch veröffentlicht – dass wir im Krankenhaus Wien Nord eine dritte kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung haben. 

Ich halte es nicht für gut und ich halte es nicht für richtig - und auch das ist keinerlei neue Information -, dass Jugendliche – denn Kinder werden nicht untergebracht –, die knapp am Erwachsenenalter sind, auf der Erwachsenenpsychiatrie untergebracht sind; ich halte das generell nicht für gut. Und weil ich das nicht für gut halte, werden diese Maßnahmen gesetzt. Diese sind schon lange entschieden und werden jetzt umgesetzt, und Sie können mir eines glauben: Von Dezember bis Februar kann man nicht eine Station generalsanieren und auf das Doppelte erweitern.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Bacher-Lagler gestellt. - Ich bitte darum.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Welche Ziele und Schwerpunkte sind für Sie in der Psychiatriepolitik wichtig?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wenn Sie mich nach der Psychiatriepolitik fragen, geht es hier natürlich nicht um die Frage der Einsetzung einzelner Ärztinnen und Ärzte, sondern da geht es um die Frage: Welche Rolle und welchen Stellenwert soll die Psychiatrie im Gesamtkanon der medizinischen Fächer haben?

Da ist es selbstverständlich, dass die Psychiatrie ein wichtiger Teil des gesamten Gesundheitssystems sein muss und sein soll, dass wir aber noch nicht dort angekommen sind, wo die Psychiatrie auch wirklich als gleichwertig mit allen anderen medizinischen Fächern gesehen wird.

Die wesentlichen Leitlinien der modernen Sozialpsychologie und der Sozialpsychiatrie sind: Die Bedürfnisorientierung – das heißt, es geht ganz stark darum, die Bedürfnisse der Patientinnen und Patienten zu respektieren und diesen nachzukommen -, differenzierte Versorgungsangebote in geographisch definierten Regionen, wobei uns hier das Ziel „ambulant vor stationär" ganz besonders wichtig ist. Wichtig sind die interprofessionelle Zusammenarbeit und die Multiprofessionalität. Der Bereich, wo wir in den nächsten Jahren auf Basis von Entscheidungen, die 2006 getroffen wurden, sehr viel tun werden, ist die Integration der psychiatrischen Krankenversorgung in das allgemeine Gesundheitssystem und damit auch in die regionalen Spitäler. Das ist im Donauspital und im Kaiser-Franz-Josef-Spital bereits gelungen und wird als Nächstes im Krankenhaus Wien Nord und dann auch mit einem Bereich in Hietzing und im 3. Bezirk gelingen. 

Wichtig ist selbstverständlich, wie in allen anderen Fragen der Gesundheitsversorgung, eine hohe Ergebnisqualität für die Patientinnen und Patienten. 

Und was die politische Frage betrifft, muss es darum gehen, dass wir gemeinsam daran arbeiten, dass psychische Erkrankungen ihre Stigmatisierung verlieren - dass sich psychisch Erkrankte nicht immer noch in der Gesellschaft schämen müssen oder die Sorge haben müssen, dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren, wenn sie sagen, dass sie eine psychische Erkrankung haben -, dass Angehörige gestützt werden und dass wir hinter dem Personal stehen, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in dieser Stadt in diesem Bereich Hervorragendes leisten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Lasar gestellt. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Frage: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es gerade im Bereich der Kinderpsychiatrie zu einer massiven Bettenaufstockung kommt und die Kinder nicht mehr gemeinsam mit Erwachsenen, wie es derzeit im Otto-Wagner-Spital üblich ist, betreut werden?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Lassen Sie mich das differenziert beantworten. Erstens: Ja, ich setze mich massiv dafür ein, dass es zu einer Erweiterung der Bettenzahl kommt. Zum zweiten Bereich: Das so darzustellen, als ob das permanent und dauernd der Fall wäre, ist nicht richtig; aber jedes Kind, das nicht in einer kinderpsychiatrischen Abteilung untergebracht ist, ist nicht optimal untergebracht. Daher ist es auch schon gelungen, dass im heurigen Jahr im Bereich der Kinder- und Jugendpsychiatrie am Rosenhügel die Anzahl der Betten von 18 auf bis am heutigen Tage 25 erhöht wurde und bis Ende Mai auf 28 erhöht wird, dass wir als Teil der Verantwortung im Bereich des Allgemeinen Krankenhauses unsere Mittel bereits zur Verfügung gestellt haben, um hier 4 weitere Betten zu schaffen, und ich die Entscheidung getroffen habe, dass im Krankenhaus Wien Nord eine zusätzliche, dritte, kinder- und jugendpsychiatrische Abteilung geschaffen wird.

Darüber hinaus ist es aber nicht weniger wichtig - und auch hier gibt es eine Reihe von neuen Entwicklungen -, die Vernetzung zwischen dem ambulanten und dem stationären Bereich auch in der Kinder- und Jugendpsychiatrie zu verbessern. Daher gibt es seit November des vorigen Jahres einen Liaisondienst zwischen dem Psychosozialen Dienst und den Einrichtungen der Jugendwohlfahrt, wo Psychiaterinnen und Psychiater vor Ort in den Einrichtungen der Jugendwohlfahrt unterstützend wirken. Und dieser psychosoziale Liaisondienst funktioniert insofern sehr gut, als wir jetzt schon feststellen können, dass es zu weniger stationären Einlieferungen kommt, weil viel im Vorfeld abgefangen werden kann. Das ist das Ergebnis einer Arbeitsgruppe, die ich einberufen habe, wo Prof Berger, Dr Gößler und Prof Friedrich dabei waren, um hier ein Gesamtkonzept für die kinder- und jugendpsychiatrische Betreuung aufzustellen, das wir jetzt Schritt für Schritt umsetzen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die letzte Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Pilz gestellt. – Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin, ich kann dem Umstand etwas abgewinnen, dass Sie sich hinsichtlich der Zustände im Otto-Wagner-Spital mit der Opposition nicht auseinandersetzen wollen. Aber dass Sie es nicht für nötig finden, eine Antwort zu geben auf das, was das Personal selbst sagt, auf die Sorge, Einlassungsfahrlässigkeit zu begehen, eklatante Personalmängel vertragen zu müssen, von Burnout zu sprechen: Das alles ist Ihnen keine Antwort wert?

Wäre ich jetzt der Turnusarzt, der ganz neu im Dienst ertragen muss, dass in seiner ersten Nachtschicht ein Todesfall im Netzbett passiert ist, und ich würde Ihre Antwort hören, wo Sie mit keinem einzigen Satz auf seine Arbeitssituation eingehen, darauf eingehen, dass er allein gelassen mit 80 schwer kranken Patienten und Patientinnen in der Nacht zurechtkommen muss, ich würde mir denken: Die Stadträtin interessiert sich nicht für meine Arbeitssituation, sondern nur für die politische Debatte und nicht für die Verbesserung der Zustände. 

Ich frage Sie, Frau Stadträtin - und ich hoffe, der Herr Vorsitzende muss mich nicht kritisieren, denn es ist schwer, manche Worte zu vermeiden -: Sie haben mir bei der Dringlichen Anfrage im Hinblick auf die Frage, ob es zu körperlichen Schädigungen im Zusammenhang mit Fixierungen gekommen ist, mitgeteilt, dass sich manche wehren, und daher käme es zu körperlichen Beeinträchtigungen. - Wenn ich jetzt Frau Maria B wäre, Frau Stadträtin, die im Zuge eines Brandunfalls als fixierte Patientin schwerste lebenslange körperliche Schäden davongetragen hat, und ich würde diese Antwort sehen, in der Sie von körperlichen Beeinträchtigungen im Zusammenhang mit der Gegenwehr sprechen (GR Christian Oxonitsch: Frage!) - wo die Fakten die sind, dass sie nicht beaufsichtigt wurde, dass sie sich verletzen konnte, weil niemand da war (VBgmin Mag Renate Brauner: Was ist die Frage? Wir wollen die Frage hören! – GR Mag Rüdiger Maresch: Antwort?) -, dann würde ich mich fragen, Frau Stadträtin: Wie können Sie das verantworten? – Und: Warum haben Sie mir auf die Frage nach den Todesfällen mit einem schlichten Nein geantwortet, obwohl Menschen in Netzbetten verstorben sind?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Dr Pilz, ich gebe Ihnen gerne eine Antwort, obwohl Sie jetzt nicht gefragt haben und mich nicht gefragt haben, aber da soll man jetzt nicht so kleinlich sein:

Zunächst einmal sage ich Ihnen hinsichtlich der Tatsache, dass ich sehr viel mit meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern spreche und kommuniziere und das nicht vorher, nachher oder währenddessen mit Ihnen bespreche, in aller Offenheit und Klarheit Folgendes: Das wird auch in Zukunft so sein, und das ist auch nicht Ihre Aufgabe, denn Sie sind nicht der Turnusarzt oder die Turnusärztin, sondern Sie sind ein Mitglied einer Oppositionspartei. Daher steht es Ihnen in Wien zum Beispiel frei, mit Unterstützung der ÖVP hier einen Ausschuss einzusetzen, aber es ist nicht Ihre Aufgabe und auch nicht Ihre Kompetenz, über die Frage, wann ich was mit meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern diskutiere, bespreche und verbessere, informiert zu werden. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Wahnsinn!) Und ich glaube auch nicht, dass Sie sehr froh darüber wären, wenn das so wäre. 

Zur Frage, die Sie gestellt haben, wieso ich auf eine Frage die Antwort Nein gegeben habe: Das liegt daran, wie Sie die Frage gestellt haben. Ihre Frage lautete nämlich: Sind Patienten und Patientinnen, während sie mechanisch fixiert waren, verstorben? - Die Antwort war Nein, weil diese Patienten und Patientinnen eben nicht, so wie Sie in der Sitzung das Bild zeigten, mechanisch fixiert waren, sondern in einem Netzbett untergebracht waren. - Und Sie bekommen die Antworten immer auf die Fragen, die Sie stellen - und nicht auf die Fragen, die Sie nicht stellen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Damit ist die 3. Anfrage behandelt. 

Wir kommen zur 4. Anfrage (FSP - 00844-2008/0001 - KVP/GM). Sie wurde von Herrn GR Günter Kenesei gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Welche Kosten sind der Stadt Wien durch die Beteiligung bzw Anwesenheit von Bediensteten der Gemeinde Wien an der Arbeitstagung des SP-Rathausklubs in Rust entstanden?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Auch wenn sich der tiefere Sinn der Frage für mich noch nicht ganz erschlossen hat, hoffe ich doch, dass wir im Zuge unseres Gesprächs daran arbeiten, dass auch ich sie verstehe. Denn es kann sich ja mit Sicherheit nicht um jene Magistratsbediensteten handeln, die dem Klub zugeordnet sind, so wie allen anderen Klubs auch. Und die Frage nach den Kosten von jenen Magistratsbediensteten, die nicht den Klubs zugeordnet sind, kann ich dann beantworten, wenn die Reisegebührenanspruchsanträge eingelangt sind, wobei ich heute davon ausgehen kann, dass keiner einlangen wird, und ich daher antworten kann: Ich erwarte die Kosten null.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Günter Kenesei gestellt. – Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke für die Beantwortung. Ich möchte nur vorausschicken, es gibt schon einige hier im Saal, die das durchaus interessiert. Das interessiert nicht nur mich, sondern da gibt es, denke ich mir, doch einige mehr, die das interessiert. 

Wenn Sie davon ausgehen, dass die Kosten null sein werden, so würde mich das freuen, wiewohl ich das fast nicht glauben kann. Aber ich zweifle nicht an, dass Sie als Bürgermeister hier in der Fragestunde eine richtige Antwort geben. 

Meine Zusatzfrage geht in Richtung des allgemeinen Einsparungspotenzials beziehungsweise auch der allgemeinen Einnahmensituation bei der Stadt Wien: Sie haben sich ja in den letzten Tagen relativ lautstark - ich darf das so bezeichnen; aber das ist eben die Art des Wiener Bürgermeisters, die ja hinlänglich bekannt ist - dafür eingesetzt, massiv dafür eingesetzt, die Steuerreform auf 2009 vorzuziehen. Ich frage Sie daher - denn das hat ja auch Auswirkungen auf die Steuereinnahmen der Stadt Wien -, ob die Stadt Wien, wenn es denn tatsächlich zu diesem Vorziehen kommen sollte, darauf vorbereitet ist, mit diesen Mindereinnahmen - denn von denen kann man ausgehen - auch umzugehen und auch ein dementsprechendes Budget vorzulegen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich habe gar nicht von „interessieren" gesprochen, sondern ich habe lediglich meine eigene subjektive Befindlichkeit im Hinblick auf Defizite der Grunderkennung Ihrer Fragestellung angesprochen. Ich bin überzeugt davon, dass das eine Menge Leute interessiert - ich zähle mich auch dazu. Das ist ja gar keine Frage: Natürlich interessiert mich das. 

Und zum Zweiten, damit heute nicht Missverständnisse entstehen: Ich habe gesagt, ich erwarte mir keine derartigen Anträge und daher erwarte ich mir auch null Kosten. Schauen wir: Vielleicht kommt doch der eine oder andere Antrag? Dann schauen wir, was mit dem dann passiert. 

So, und nun zur Frage der Mindereinnahmen aus den gemeinschaftlichen Bundesabgaben - denn darauf läuft es hinaus -: Da kann ich - und es ist ja eine der vornehmsten Aufgaben der Politik, Ängste zu nehmen - auch hier die Angst nehmen. Wir haben in gemeinschaftlicher großartiger Arbeit einen hervorragenden Finanzausgleich abgeschlossen.

Wir werden daher in der Lage sein – so wie das mit Sicherheit alle anderen Länder auch sein werden –, unseren Länderbeitrag zur Konjunkturbelebung und zur Stützung gerade der sozial Schwächeren in dem Land zu leisten. Denn ich denke, auch das ist eine wichtige Aufgabe, die wir zu erledigen haben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Matiasek gestellt.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich komme wieder zur Auskunft und Information durch Fachbeamte zurück. Es ist ja so, dass das nicht nur für die Regierungspartei wichtig ist, sondern auch für die Opposition, um eine entsprechende Entscheidung in einer bestimmten Angelegenheit zu fällen. Leider ist es halt immer wieder so, dass sich Mandatare einer Oppositionspartei, die in Wien Auskunft von Fachbeamten erhalten wollen, sich im zuständigen Stadtratsbüro anmelden müssen. Ich kann mich aber aus meiner langjährigen Tätigkeit im Bezirk auch noch erinnern, dass man mir oder uns vorschreiben wollte, das über die Bezirksvorstehung oder über das -büro abzuwickeln, dass es also nicht gewünscht oder gerne gesehen wird, wenn selbst in einer simplen Frage, über ein kleineres Verkehrsprojekt etwa, direkter Kontakt mit Beamten aufgenommen wird. Geschieht das dann doch oder besucht man etwa ein Spital oder eine Schule, dann kriegt der Schuldirektor oder der Verantwortliche im Spital oder eben der Fachbeamte in der Abteilung für Verkehrsplanung – wenn ich es jetzt salopp sagen darf – eine auf den Deckel beziehungsweise der fragende Mandatar wird gerügt.

Ich glaube, das ist eine Vorgangsweise, die einer Einbindung der Opposition oder auch einer entsprechenden Information, die notwendig ist, nicht gerade zuträglich ist. Denn schließlich wird ja dann sehr oft auch die Zustimmung gewünscht, und dazu braucht man halt einen entsprechenden Informationsgrad.

Ich frage Sie, Herr Bürgermeister: Können Sie klarstellen, dass Sie die Informationsrechte der Oppositionsparteien gewährleistet sehen wollen und dass es durchaus möglich ist, sachliche Auskünfte zu bestimmten Projekten oder eine Information über eine Baulichkeit etwa, wo Entscheidungen getroffen werden müssen, zu erhalten, und man als Mandatar oder Opposition sehr wohl direkt in Kontakt mit Fachbeamten treten kann, ohne dass das negative Folgen für die betreffenden Personen hat – selbstverständlich in keinen Angelegenheiten, wo Datenschutz oder sonst etwas betroffen ist? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Klarstellen kann ich das auf jeden Fall, das ist überhaupt kein Problem! Aber ich denke, dass es schon nicht ganz unwichtig ist, auch zu sehen, dass politische Auskünfte auch über die politischen Büros fungieren und funktionieren sollen.

Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass politische Mandatare nicht schlechter gestellt sind im Informationsrecht als beispielsweise Journalisten. Aber Sie können ganz sicher sein, dass Journalisten, selbst wenn sie so simple Auskünfte haben wollen, wie etwa, wie viele Tonnen Müll pro Tag in Wien beseitigt werden, ganz gerne die Dienstleistung etwa des Pressereferenten beanspruchen. Daher sehe ich da überhaupt kein Problem bei diesen reinen Fachfragen, so wie Sie es sagen, dass diese Auskünfte auch entsprechend erteilt werden können.

Ich weiß schon, es hat auch in der Vergangenheit immer wieder diese Diskussion darüber gegeben, weil es in der Tat in entfernt liegenden Tagen das noch gegeben hat – ich kann mich daran erinnern, als ich Stadtrat wurde, oder vielleicht gibt es das heute noch? –, dass die Beamten verpflichtet waren, dass dies, wenn Auskunft von wem auch immer, einem Mandatar oder einem Außenstehenden, verlangt wurde, auch mit dem Stadtratsbüro, also mit dem politischen Büro entsprechend zu akkordieren ist.

Ich persönlich sehe in der Frage der Sachauskünfte kein wirkliches Problem. Selbstverständlich sind Abteilungsleiter mündige Menschen, die natürlich selber wissen müssen, was sie tun; sie verantworten es dann auch. So habe ich es auch als Stadtrat seinerzeit gehalten. Wenn er eine blöde oder eine unüberlegte Antwort gegeben hat, dann haben wir halt darüber geredet – sagen wir es freundlich so. Aber im Regelfall sind hier durchaus die korrekten Antworten auch gegeben worden.

Ich möchte aber schon ein bisschen unterscheiden. Es gibt ein paar Grundsätze: zum Beispiel keine Parteipolitik in den Schulen. Das haben wir gemeinsam festgelegt und daher wollen wir uns gemeinsam auch daran halten. Und daher werden Sie da mit Sicherheit auch Verständnis haben, da Sie mir freundlicherweise auch zugenickt haben, dass es sich da bei dem Besuch von Mandataren in Schulen zum Beispiel etwas anders verhält, als dies lediglich bei Auskünften, Sachauskünften, wie Sie selbst sagten, bei den Beamten in der Verwaltung der Fall ist.

Selbstverständlich bin ich der Auffassung, es kann nur sinnvoll sein, wenn Abgeordnete jeder Couleur optimal über die entsprechenden Sachlagen informiert sind. Das ist keine Frage. Es würde zur Versachlichung der Diskussionen entscheidend beitragen. Politisch hat ohnehin jeder zu verantworten, was er daraus macht und wie verantwortlich oder nicht verantwortlich er mit den entsprechenden Informationen umgeht. Und wenn ich mir täglich die Zeitungen oder Magazine anschaue, dann meine ich, es kann doch niemand wirklich behaupten, dass das Haus nicht ein gläsernes Haus wäre. Denn da ist ja wirklich alles drinnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von Frau GRin Mag Antonov gestellt. – Bitte.

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! 

Meine Frage geht in dieselbe Richtung wie die Frage der Kollegin Matiasek. Die Verquickung der Magistratsbediensteten mit der SPÖ oder eigentlich die Vereinnahmung der Magistratsbediensteten durch die SPÖ hat in Wien eigentlich System, das zieht sich von der Bezirksvertretungsebene bis zur Landtagsebene. Die Kollegin Matiasek hat es auch schon angesprochen, dass auf allen Ebenen die Sitzungen von der SPÖ-Fraktion mit Hilfe der Magistratsbediensteten vorbereitet werden. Das ist die eine Seite, was natürlich positiv ist, weil dadurch gewährleistet ist, dass Ihre FunktionärInnen auf allen Ebenen auch bestens mit Informationen versorgt sind. Und auf der anderen Seite gibt es die Situation der Oppositionsparteien. Wir müssen den Informationen regelmäßig nachlaufen. Wir dürfen manchmal kopieren, wir müssen manchmal Informationen abschreiben, weil wir sie nicht kopieren dürfen. Da besteht ein großes Ungleichgewicht.

Und es gibt eine Mail von Herrn StR Schicker, wo er es auch so geschrieben hat: „Informationen aus meinen Geschäftsstellen sind ausschließlich über mich und mein Büro zu erhalten.“ – Das steht allerdings nicht nur im krassen Widerspruch zu demokratischen Standards, das steht auch in einem ganz eklatanten Widerspruch zur gesetzlichen Auskunftspflicht, die es gibt – und zwar nicht nur gegenüber MandatarInnen, sondern auch gegenüber BürgerInnen. Das heißt, dieses Missverhältnis zwischen der Mehrheitsfraktion und den Oppositionsparteien in Wien hat System.

Und vor dem Hintergrund dieses Sittenbildes möchte ich Sie fragen, Herr Bürgermeister: Was gedenken Sie zu tun, um diese leibeigenschaftsähnlichen Verhältnisse abzustellen und demokratische Verhältnisse herzustellen, damit die gleichen Voraussetzungen für alle Parteien in diesem Haus gewährleistet sind? (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ. – VBgmin Mag Renate Brauner: Etwas Absurdes! Wirklich ärgerlich!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wenn Sie von einem Sittenbild der SPÖ sprechen, dann kann ich ja nur von einem Zustandsbild von Ihnen selbst, was Demokratiefragen betrifft, sprechen, denn Ihr Demokratieverständnis halte ich für bemerkenswert!

Die Unterstützung der Beamten im Rahmen der Verwaltung gilt auf der Bezirksebene für alle Bezirksvorsteher und für die Vorsitzenden der entsprechenden Ausschüsse. Bei Gelegenheit, falls Sie die beiden Herren Bezirksvorsteher, die aus der Grünen Fraktion kommen, treffen sollten, dann fragen Sie diese. Sie werden Ihnen bestätigen, dass sie von den Beamten der Stadt Wien genauso unterstützt werden wie die Bezirksvorsteher, die aus der Sozialdemokratischen Fraktion kommen, oder diejenigen, die aus der ÖVP kommen. Denn das hat eine gute Tradition, und das ist auch richtig so, dass hier diese Unterstützungen gegeben werden.

Was Ihnen mit Sicherheit – trotz Ihrer langen Anwesenheit in diesem Gremium – verborgen geblieben ist, ist, dass amtsführende Stadträte auch ein Teil der Verwaltung sind. Natürlich haben sie eine politische Funktion, aber sie sind Teil der Verwaltung. Und daher ist es überhaupt ... (GR Dr Matthias Tschirf: Und die Gemeinderäte!) – und die Gemeinderäte auch, als Kollektivorgan sind das selbstverständlich auch die Gemeinderäte! Und daher ist im Rahmen der Exekutive natürlich die entsprechende Zusammenarbeit zwischen den Stadträten und den Beamten zu gewährleisten. 

Ich bin sehr froh darüber – das kann ich Ihnen sagen! –, dass sich nicht Ihr Verständnis hier durchsetzt, sondern das kooperative Verständnis zwischen Politik und Verwaltung in dieser Stadt. Dadurch unterscheidet sich diese Stadt wohltuend von anderen, wo diese in permanenten Auseinandersetzungen verquickt sind. Und Ihr Verständnis würde zu dieser permanenten Auseinansetzung führen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich verstehe schon, Frau Gemeinderätin, dass Ihnen das ein Dorn im Auge ist! Ich verstehe es schon, aber ich würde Ihnen dringlichst (GRin Mag Waltraut Antonov: ... offensichtlich auch!) – Sie können Empfehlungen machen, wie Sie wollen! Ich sage Ihnen nur, wenn Sie hier von einem Sittenbild der Sozialdemokratie sprechen, dann ist Ihnen offensichtlich nicht bewusst, wie sehr Sie auch all jene Beamten, die sich nicht der sozialdemokratischen Gesinnung verpflichtet oder verbunden fühlen, entsprechend angreifen! 

Es gibt in Österreich eine ganz gute Tradition, und diese Tradition ist das Berufsbeamtentum in Österreich. Sie wissen ganz genau – auch aus der Vergangenheit, auch hier im Haus, und in Oberösterreich könnten Sie sich das noch viel genauer anschauen, wenn Sie das mit Ihren Kolleginnen und Kollegen dort besprechen! –, wie sehr sich dieses Berufsbeamtentum dem Staat und seiner Arbeit verpflichtet fühlt. Und das ist im Prinzip ... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) – Ja, aber Niederösterreich – da lasse ich mich vielleicht noch belehren! – ist wahrscheinlich ein besseres Beispiel als Wien, wo eine sozialdemokratische Gewerkschaftsfraktion bei Personalvertretungswahlen im Land nicht einmal kandidieren kann! (VBgmin Mag Renate Brauner: ... unter 11 Prozent nicht einmal fragen!) Also, nicht böse sein darüber! Es macht nicht wahnsinnig viel Sinn, diese Diskussionen auf dem Niveau, wie Sie das hier einbringen, auch entsprechend zu führen. Schauen Sie sich bitte die Realität an! Und dann diskutieren wir tatsächlich darüber, wenn Sie sich ein bisschen gelöst haben von Ihren Vorstellungen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste und damit letzte Zusatzfrage zu dieser Frage wird von GR Kenesei gestellt.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich möchte auf das zurückkommen, was Sie zuerst geantwortet haben, dass auf Grund des hervorragenden gemeinsamen Wirkens der Länder und des Bundes die finanzielle Situation der Länder ja eine durchaus befriedigende ist. Ich möchte Sie fragen, ob Sie nicht auf Grund dieser durchaus guten Situation in Wien auf eine Valorisierung der Gebühren im heurigen Jahr verzichten könnten, um tatsächlich jene zu unterstützen, die es notwendig haben, nämlich die Wienerinnen und Wiener, die auf Grund der Inflation durchaus eine hohe Last zu tragen haben, um diese ein wenig zu entlasten und um die Diskussion wieder in die richtige Richtung zu lenken. (Beifall bei der ÖVP. – VBgmin Mag Renate Brauner: Es gibt keine Valorisierung!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Der Weg ist weit vom Besuch der Beamten bei der Klausur in Rust zu der Gebührendebatte, aber ich verschweige mich da auch in keiner Weise. Denn zum einen ist nach all den bisherigen Daten, die vorliegen, eine Valorisierung in diesem Jahr ohnehin nicht geplant, zum Zweiten sage ich Ihnen einmal mehr – und das ist aus dem Verbraucherpreisindex ohne Weiteres herauszurechnen –, wenn man Gebühren tatsächlich ernst nimmt und als Gebühren betrachtet, dass der Beitrag der Gebühren Österreich-weit 0,03 Prozent zur derzeitigen Inflationsrate ist, und zum Dritten: Wenn wir nun in der Tat unser Augenmerk dorthin lenken wollen, wo die wahren Probleme dieser Inflation liegen, dann haben wir eine sehr spannende Diskussion vor uns, beispielsweise über die Frage der Lebensmittel. Ich füge hinzu, das ist keine Kritik am Verkaufspreis der Bauern, denn den Unterschied weiß ich sehr genau. Ich weiß sehr gut, dass der Liter Milch zwar im Verkaufspreis zwischen Österreich und Deutschland um 40 Cent unterschiedlich hoch ist, während der Verkaufspreis der Bauern aber bei unter 10 Prozent liegt. Also, es sind nicht die Bauern die Nutznießer dieser Preisunterschiede, die es hier gibt, sondern offensichtlich andere, was offensichtlich auch für Käseprodukte und andere gilt. – Wir haben da zweifelsohne interessante Diskussionen vor uns, wenn wir uns dem auch entsprechend zuwenden. 

Selbstverständlich führe ich auch gerne die Diskussion über die Energiepreise: Etwa darüber, dass Wien, trotzdem es kalorische Kraftwerke auf höchstem Niveau hat, nämlich gasbetriebene, in einer entsprechenden 80-prozentigen Nutzung der Umwandlungsenergie, die dem Gaspreis entsprechend an den Ölpreis angebunden ist, mit seiner Preisgestaltung im Mittelfeld der österreichischen Preise liegt – billiger als manche Bundesländer, die ausschließlich aus Wasserkraft, und zwar aus lange abgeschriebenen Wasserkraftwerken, ihren Strom beziehen. Sie können das alles wunderbar und detailreich diskutieren, aber Sie werden von mir nicht verlangen können, dass ich in der Tat akzeptiere, dass plötzlich bei 3,3 Prozent Inflation die 0,03 Prozent, die die Gebühren daran Anteil haben, in den Mittelpunkt einer solchen Diskussion gestellt werden. Diskutieren wir über Lebensmittelteuerungen, diskutieren wir über Energieteuerungen! Das können wir ohne Weiteres machen, die beiden machen alleine mehr als zwei Drittel der gesamten Teuerungsrate aus. Es ist halt eine tolle Diskussion. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die Beantwortung der 4. Frage.

Wir kommen nun zur letzten Frage dieser Fragestunde (FSP - 00839-2008/0001 - KSP/GM). Sie wird von GRin Hannelore Reischl gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Sehr geehrte Frau Stadträtin, im Zuge des STEP05 wurde auch der Agrarstrukturelle Entwicklungsplan implementiert. Darin enthalten ist die Erarbeitung von Maßnahmen zur Sicherung der bäuerlichen Betriebe sowie der Agrarstruktur generell. Wie ist der Stand der Umsetzung?)
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Frage befasst sich mit dem Thema Landwirtschaft und damit, welche Maßnahmen wir in diesem Bereich setzen, um die Sicherung der bäuerlichen Betriebe und der Agrarstruktur in Wien sicherzustellen. 

Ich glaube, dass wir in Wien eine sehr gute Ausgangslage mit 16 Prozent der Fläche des Landes, die landwirtschaftlich genutzt werden, und mit 770 Betrieben haben. Ich glaube, dass es wirklich eine gute Rahmenbedingung ist, die sich nicht zufällig ergeben hat, sondern die wirklich das Ergebnis einer konsequenten Landwirtschaftspolitik der letzten Jahrzehnte ist. 

Ein wirklich wichtiger Schritt für die weitere Sicherung der Landwirtschaft in Wien, die uns aus vielerlei Gründen sehr, sehr wichtig ist, ist der Agrarstrukturelle Entwicklungsplan, wo wir uns darauf geeinigt haben, nicht nur landwirtschaftliche Vorranggebiete zu definieren, sondern auch konkrete Ziele zur Sicherung und Erhaltung der Landwirtschaft und der umweltschonenden Produktion formuliert haben. Konkret haben wir, die MA 58 gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer, ein Paket geschnürt mit sehr, sehr konkreten Maßnahmen zur weiteren Sicherung der umweltschonenden Produktion in Wien und zur weiteren Sicherung der landwirtschaftlichen Produktion in dieser Stadt. 70 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche sind ja bereits zum Beispiel im ÖPUL-Programm eingebunden, und 16 Prozent der Wiener Landwirtschaftsfläche werden ökologisch, also biologisch mit Biolandwirtschaft bewirtschaftet. Das ist eine für Österreich überdurchschnittliche Zahl, auf die wir auch stolz sind. 

Deswegen ist es uns wichtig und das ist auch im Schwerpunkt Umwelt des Maßnahmenprogramms ein ganz konkreter Punkt, dass wir diese umweltschonende Produktionsweise in der Wiener Landwirtschaft in allen Sparten noch weiterhin ausbauen wollen, dass wir eine hohe Teilnahmequote der Betriebe am ÖPUL-Pro-
gramm 2007 bis 2013 anstreben, dass wir natürlich auch bei unserem Schwerpunkt gentechnikfreie Landwirtschaft weitermachen und auch weiterhin das Ziel verfolgen, die Bioflächen in der Stadt noch weiter auszubauen.

Ein zweiter Schwerpunkt liegt im Bereich der Produktion. Wir wollen, dass die Spezialisierung der Betriebe noch weiter vorangetrieben wird, weil wir einfach erkennen, dass wir uns mit Differenzierung auf dem Markt natürlich viel besser behaupten können, als wenn wir jetzt in Wien sozusagen das machen, was alle anderen auch machen. Das liegt, glaube ich, wirklich auf der Hand. Eine Verbesserung der Marktanalyse, Investitionsschwerpunkte, wirklich sehr spezifisch im Wein- und Gartenbau, weil das einfach unsere Stärken sind, und die Forcierung und Förderung von energiesparenden Maßnahmen – das sind im Schwerpunkt Produktion im Maßnahmenpaket unsere Ziele. 

Wir versuchen auch im Schwerpunkt Innovation zusätzliche Einkommensquellen für die Bauern zu erschließen, die Wertschöpfung in diesem Bereich zu steigern – erneuerbare Energien habe ich schon erwähnt –, aber auch in diesen ganzen landwirtschaftlichen Tätigkeiten, zum Beispiel nenne ich den Maschinenring Wien, wirklich zusätzliche Einkommensquellen zu schaffen.

Im Bereich der Vermarktung ist es uns, wie ich glaube, wirklich gut gelungen in den letzten Jahren, die Vorteile vom Wiener Gemüse, vom Wiener Wein, von Produkten aus der Wiener Landwirtschaft hervorzustreichen, sie auch immer unverwechselbarer zu machen, dafür zu sorgen, dass die Kundinnen und Kunden im Supermarkt das auch wirklich gut erkennen können, und dadurch eine Unverwechselbarkeit und eine größere Nachfrage nach Wiener Produkten ganz spezifisch zu erreichen. Das soll auch in Zukunft natürlich weiterhin erfolgen. Beim Wiener Wein sind wir einen sehr erfolgreichen Weg gegangen. Den möchten wir beim Wiener Gemüse und bei anderen Wiener Produkten noch weiter so ausbauen. 

Die Regionalvermarktung ist natürlich auch in Wien ein Schwerpunkt, den man weiter ausbauen muss. 35 Prozent beträgt jetzt schon der Selbstversorgungsgrad durch in Wien gewachsenes Gemüse. Beim Wein haben wir sogar noch höhere Quoten, und da möchten wir unsere Marktposition weiter stärken. Ich glaube, dass es auch sinnvoll wäre, einen Zusammenschluss von Produzenten zu erreichen, weil man einfach gemeinsam leichter etwas erreichen kann. Wir versuchen auch, sehr spezifische Zielgruppen zu erreichen, damit wir für unsere Wiener Produkte einen besseren Absatz finden.

Die Optimierung des Energiemanagements im Landwirtschaftsbetrieb ist natürlich auch ein großer Schwerpunkt, Stichwort Fernwärme, Stichwert erneuerbare Energien. Da gibt es auf jeden Fall auch noch einiges zu tun. Ich glaube, wir haben uns mit diesem Maßnahmenpaket einiges für die nächsten Jahre vorgenommen, weil es uns politisch wirklich wichtig ist und ein wichtiges Anliegen ist, diese Nahversorgungsstruktur in Wien in dieser Form zu erhalten, weiter auszubauen, zu ökologisieren, gentechnikfrei zu halten und damit gute, frische Produkte aus Wien für die Wienerinnen und Wiener anzubieten, die nicht nur eine hervorragende Qualität haben, sondern durch die kurzen Wege auch sehr klimaschonend sind.
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke für die ausführliche Beantwortung. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Blind gestellt. Ich bitte darum. 

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadtrat!

Der Herr Bürgermeister hat uns ja gerade aufgefordert: Reden wir über die Lebensmittelteuerung! – Das war ja gerade sein Schlusssatz. Ja, reden wir über die Lebensmittelteuerung! Und in diesem Zusammenhang ist festzustellen, dass die Lebensmittel wirklich exorbitant teuer werden und die Bauern, auch die Wiener Bauern, von dieser ganzen Lebensmittelverteuerung nichts haben. 

Daher meine Frage: Was haben Sie unternommen, um bei den enorm gestiegenen Lebensmittelpreisen sicherzustellen, dass auch die Bauern, speziell die Wiener Bauern, davon etwas haben? Daher meine Frage: Wie ist der Stand der Umsetzung?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zwei Fragen. Bitte, Frau Stadtrat.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie sind sehr nachsichtig, Herr Vorsitzender, das muss ich feststellen! 

Dass die Wiener Bäuerinnen und Bauern davon nichts haben, das kann man, so glaube ich, so nicht stehenlassen. Das letzte Jahr war das Rekordjahr zum Beispiel auch für die LGV. Es hat noch nie eine so hohe Gemüseproduktion gegeben, und die Wiener Betriebe sind auch, was die Wertschöpfung betrifft, überdurchschnittlich gut bedient. Das heißt, wir haben sozusagen im Anteil der Produktionsfläche verglichen zum Rest von Österreich eine viel höhere Wertschöpfung aus dieser Produktionsfläche. Das heißt, das kann ich nicht so gelten lassen. 

Was, wie ich glaube, ganz generell das Problem ist, ist, dass diese erhöhten Lebensmittelpreise sich nicht eins zu eins auf die Bauern übertragen, das heißt, sie bekommen nicht im gleichen Ausmaß diese Preiserhöhungen nach unten weiter gereicht. Das ist, so glaube ich, ein Problem, das man nicht nur in Wien, sondern Österreich-weit auf einer größeren Ebene wird diskutieren müssen. Ich kann Ihnen nur sagen, dass wir von unserer Seite versuchen, mit der Förderungspolitik, die wir von Seiten des Landes Wien betreiben, dafür zu sorgen, dass gerade die spezifischen Bedürfnisse der Wiener Bäuerinnen und Bauern berücksichtigt werden. Und diese sind sehr spezifisch, weil wir mit der Glashausproduktion, in der Gemüseproduktion mit der städtischen Produktion sehr viele Spezifika haben, die andere Bundesländer nicht haben. Wir versuchen von Landesseite, Dinge abzudecken, die in Wien spezifisch sind, diese besonders zu fördern und unsere Bäuerinnen und Bauern in diesem Bereich wirklich besonders zu unterstützen. Wir haben auch versucht, ÖPUL- und EU-weit uns da durchzusetzen, wobei es sich gezeigt hat, dass die Europäische Union gewisse Schwierigkeiten hat, sich vorzustellen, dass man im städtischen Bereich so viel Landwirtschaft hat, und wir deswegen gerade bei der ländlichen Entwicklung auf Schwierigkeiten stoßen. 

Aber wir versuchen auch hier, gemeinsam mit der Landwirtschaftskammer einen entscheidenden Schritt weiterzukommen, weil ich glaube, dass gerade die Städte, die sehr viel Landwirtschaft haben, nicht durch die Förderpolitik der Europäischen Union bestraft werden sollen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die nächste Zusatzfrage wird gestellt von Herrn GR Mag Maresch. Ich bitte darum.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Sie haben zuerst ausführlich über den Agrarstrukturellen Entwicklungsplan gesprochen, den ich natürlich auch sehr befürworte, weil er Klarheit schafft in Wien und die ökonomische Lebensgrundlage der Bäuerinnen und Bauern darstellt. Es gibt auch Landwirtschaftsberichte. Und gleichzeitig haben Sie Ausführungen darüber gehalten, wie die Stadt Wien die landwirtschaftliche Struktur sichert. Andererseits muss man aber auch sagen, es gibt jetzt rund 770 Landwirtschaftsbetriebe in Wien, und jedes Jahr werden es um rund 1,8 Prozent weniger. 

Das heißt, es ist offensichtlich: Der Strukturwandel, den es anderswo in Österreich oder in Europa auch gibt, schlägt in Wien hier voll durch. Sie sagen, man sichert die ökonomische Grundlage der BäuerInnen, und gleichzeitig gibt es jedes Jahr um 1,8 Prozent Betriebe in Wien weniger. Da kann man sich ausrechnen, wann es gar keinen Betrieb mehr gibt. Das ist eine mathematische Kurve, die kann man errechnen. 

Deswegen meine Frage: Wieso gibt es in Wien – von der Zahl der Betriebe her, nicht von der Fläche aus betrachtet, es wird immer mit der Fläche argumentiert! – so wenige Biobetriebe und so wenig Ab-Hof-Verkauf, obwohl doch in Wien von der Voraussetzung her – das haben Sie auch erklärt – eine tolle Landwirtschaftspolitik der Stadt funktioniert? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich freue mich darüber, dass wir uns in dem Punkt einig sind, dass es eine tolle Landwirtschaftspolitik der Stadt gibt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihre Propaganda!) – Sie haben das gerade wiederholt, und es hat so geklungen, als käme das aufrichtigen Herzens! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ironisch!) –Ah, das war ironisch! O, das habe ich nicht verstanden, Herr Gemeinderat! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich hätte es dazuschreiben sollen!) Ich habe mich schon gefreut, dass Sie mich einmal loben. 

Zum Thema Strukturwandel möchte ich anmerken: Ja, es gibt einen Strukturwandel, den gibt es in ganz Österreich. Aber eines möchte ich schon sagen: Gegenüber dem österreichischen Durchschnitt von minus 2,8 Prozent steht Wien deutlich besser da, was den Strukturwandel betrifft. Wir haben ihn abbremsen können, und das wird unser Ziel sein. Deswegen habe ich dieses Maßnahmenpaket erklärt, weil wir wirklich alles tun wollen, um diese landwirtschaftlichen Strukturen in der Stadt zu halten. Ich glaube, das ehrliche Bemühen zeigt der Agrarstrukturelle Entwicklungsplan, der, wie Sie gesagt haben, wirklich Klarheit schafft, dass man weiß, woran man ist, wo es landwirtschaftliche Gebiete gibt, wo sie erhalten werden sollen. Ich glaube, dass das wirklich ein guter Punkt ist. Ich will jetzt die ganzen Maßnahmen nicht noch einmal aufzählen, die ich gerade schon aufgezählt habe, was wir tun, um das in diesem Bereich wirklich zu unterstützen. 

Wir versuchen, es auch mit dieser spezifischen Förderpolitik weiterhin zu unterstützen, wo wir schauen, dass wir wirklich genau dort, bei den Maßnahmen ansetzen, die die Wiener Bäuerinnen und Bauern benötigen. 

Was die biologische Landwirtschaft betrifft, so sind wir flächenmäßig überdurchschnittlich in Österreich, von der Anzahl sind wir unterdurchschnittlich, das ist mir durchaus bewusst. Ich glaube, Sie wissen das so gut wie ich, dass das einfach durchaus auch mit den Strukturen der Wiener Landwirtschaft zusammenhängt, weil wir ja keine traditionelle Landwirtschaft haben wie in anderen Bereichen, sondern der Schwerpunkt im Bereich des Weinbaus und im Bereich des Gemüsebaus – und da in der ganzen Glashaus- und Kulturwirtschaft – liegt, und das eben mit den biologischen Standards in manchen Bereichen sehr schwer zu vereinbaren ist. Ich glaube, dass das wirklich ganz grundsätzlich strukturelle Gründe hat und es nicht in der Unwilligkeit der Wiener Bäuerinnen und Bauern liegt, die sagen: Nein, wir wollen Bio nicht! Das lässt sich einfach mit den gewachsenen Strukturen gerade im Gemüseanbau – und das ist halt der Löwenanteil von den Betrieben – schwer vereinbaren. 

Auch da bin ich mit 16 Prozent der Fläche nicht unzufrieden, aber es ist nicht so, dass wir jetzt die Hände in den Schoß legen und sagen: Okay, wir haben da eben unseren Anteil erfüllt. Gerade die Stadt Wien versucht ja, hier mit gutem Beispiel voranzugehen. Wir sind ja einer der größten Biobauern Österreichs, und das führt, so glaube ich, schon auch dazu, dass wir ein großes Verständnis für die Probleme haben, die es eben in der biologischen Landwirtschaft gibt, und da noch besser ansetzen und noch besser unterstützen können.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Sie wird von GR Parzer gestellt.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Alles schön und gut, die SPÖ hat ihre Liebe zu den Bauern und zu den Gärtnern entdeckt. Nur, eines muss ich schon dazusagen, wenn wir von dem ausgehen, was Sie jetzt gesagt haben, was nicht unrichtig ist, so ist eines für die Bauern auch wichtig: Das ist Grund und Boden. Und wenn wir heute nachdenken, was sich in den letzten drei, vier Jahren überhaupt bei den Bauern abgespielt hat, dass hier Sww- und SwwL-Gründe geschaffen wurden, die früher L-Gründe waren – und Sie wissen genau, dass es ein großer Unterschied auch beim Kredit ist, den die Bauern oder die Gärtner von den Banken, Gärtnerbank und so weiter bekommen –, dann frage ich Sie, ob Sie nicht Gedanken haben könnten, diese Gründe wieder in L-Gründe umzuwidmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wir haben nicht gerade erst die Liebe zu den Bäuerinnen und Bauern entdeckt! Ich glaube, dass wir seit vielen Jahren eine konsequente Landwirtschaftspolitik in der Stadt betreiben, denn sonst – das muss ich Ihnen schon sagen! – hätten wir nicht mehr 16 Prozent der Landesfläche landwirtschaftlich genutzt. Und Sie wissen so gut wie ich, dass das wirklich eine sehr außergewöhnliche Geschichte für eine Großstadt wie Wien ist und dass gerade auch ausländische Besucher immer sehr erstaunt sind, wenn sie hören, wie viel landwirtschaftliche Produktion noch in Wien da ist. Das ist nicht Zufall oder irgendwie von Gott gewollt, sondern Ergebnis einer konsequenten Politik der letzten Jahrzehnte. 

Zu den Widmungsfragen: Ich glaube, dass wir gerade mit dem Agrarstrukturellen Entwicklungsplan versucht haben, genau das klarzulegen, dass diese Probleme nicht mehr auf uns zukommen, weil es wirklich eine klare Zuteilung gibt, was landwirtschaftlich genützt wird und was nicht, was Hoffnungsflächen sind, was Flächen sind, von denen man jetzt schon weiß, dass das eine Übergangsgeschichte ist. Ich glaube, gerade mit dieser klaren Zuteilung ist es wirklich gut gelungen, Klarheit zu schaffen. Deswegen ist mir die Fragestellung nicht ganz klar, weil genau mit dieser Grundsatzgeschichte das eigentlich geklärt sein sollte.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die vierte und letzte Zusatzfrage in dieser Fragestunde wird von GRin Reischl gestellt. Ich bitte darum.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe auch eine Frage zum Strukturwandel. Die soziale Situation, und damit verbunden die Anzahl der Arbeitsplätze in der Landwirtschaft, hat sich ja in den letzten Jahrzehnten auf Grund der globalen Rahmenbedingungen nicht immer sehr positiv entwickelt. Meine Frage konkret: Was unternimmt nun die Stadt Wien, um die bäuerlichen Betriebe und die Familien in ihrer Existenz zu stärken? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ein bisschen etwas zum Strukturwandel habe ich schon gesagt. Ich möchte vielleicht noch auf die Förderungspolitik ein bisschen detaillierter eingehen. Wir konnten die Wiener Landwirtschaft im Jahr 2006 mit immerhin 6,44 Millionen EUR fördern; das entspricht 0,3 Prozent des gesamten österreichischen Agrarvolumens. Ich glaube, das ist keine schlechte Bilanz. Das ist immer ein Mix aus EU-Mitteln, aus Bundesmitteln und aus Ländermitteln. Ich glaube, dass das wirklich wichtig ist, dass wir mit diesen Förderungen einen Teil des bäuerlichen Einkommens in Zukunft wirklich sichern können. Wir ergänzen das durch landesspezifische Maßnahmen, die sehr spezifisch auf die Bedürfnisse unserer Bäuerinnen und Bauern, unserer Gärtnerinnen und Gärtner, unserer Weinbetriebe abgestimmt sind. Wir möchten diese Landesmittel auch weiter verstärken, die Kofinanzierungen weiter ausbauen und natürlich Maßnahmen setzen, damit wir die naturbedingten Produktionsrisiken, die ja in der letzten Zeit immer stärker ansteigen, weiter vermindern können. 

Wir möchten im Bereich der Bildungs- und Beratungsleistungen noch mehr tun, weil ich glaube, dass das wirklich ein wichtiges Asset ist und gerade im Bereich der Wiener Landwirtschaft Bildung und Beratung ja wirklich Schlüsselfaktoren sind. Es ist wichtig, bei den KonsumentInnen anzusetzen, damit diese verstärkt zu Produkten aus Wien greifen. Das ist uns, wie ich glaube, schon recht gut gelungen. Aber auch da gibt es noch viel zu tun, etwa dass man die Produkte im Supermarkt auch wirklich gut erkennen kann. Ich glaube, es ist auch noch ein wesentlicher Faktor, dass wir die soziale Situation der Betriebe der Bäuerinnen und Bauern und die Lebenssituationen am Bauernhof verbessern müssen, wenn wir wollen, dass es weiterhin so viele Betriebe in Wien gibt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. Damit ist die Fragestunde beendet. 

Wir kommen zur Aktuellen Stunde. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Krankenhaus Nord – ein wichtiger Schritt in der Wiener Spitalsentwicklung" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte nun den Erstredner, Herrn GR Wagner, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. 

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderates! 

Es freut mich, dass ich heute hier als Vertreter der Sozialdemokratischen Fraktion zur Aktuellen Stunde zum Thema „Krankenhaus Nord – ein wichtiger Schritt in der Wiener Spitalsentwicklung" als Erstredner sprechen kann. Ein bisschen habe ich natürlich Probleme damit, weil ich gerne auf die eine oder andere Debattenrede meiner Kolleginnen und Kollegen der anderen Fraktionen repliziert hätte und eingegangen wäre, aber ich werde in meiner Einleitungsrede versuchen, Sie möglichst detailgetreu über den Stand und die Umsetzung dieses Projektes inhaltlich und vielleicht auch ein bisschen mit Zahlenmaterial untermauert zu informieren. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es ist heute und hier ein wichtiger Schritt in der modernen Weiterentwicklung des Wiener Gesundheitskonzeptes zu vollziehen, eine besonders erfreuliche Entwicklung für alle Menschen, die in Floridsdorf ihren Wohnsitz haben, und für alle Mandatare, die in dieser Bezirksorganisation tätig sind – wie ich glaube, ohne Ansehen der politischen Zugehörigkeit. Insgesamt kann man heute und hier von einem ganz wichtigen Schritt zur gesundheitspolitisch optimalen Versorgung der Wienerinnen und Wiener sprechen. Mit der Standortentscheidung, die Ihnen im Prinzip bereits bekannt ist, wurde ein wichtiger erster Schritt vollzogen. Auf dem rund 120 000 m² großen Grundstück der ÖBB in der Brünner Straße 68-70 im 21. Wiener Gemeindebezirk wird dieses, wie wir glauben, modernste Spital in Europa in wenigen Jahren entstehen. 

Es hat in der Vergangenheit immer die eine oder andere Detailfrage gegeben, wieso dieser Standort nicht schon früher bekannt gegeben worden ist. Meine Damen und Herren! Ich sage das wirklich ehrlich, und wenn Sie nachdenken, werden Sie mir recht geben. Jeder Standort in Wien, wo sich die Wiener Kommunalpolitik für irgendein Bauvorhaben interessiert, hat dann auf jeden Fall, wenn man ihn frühzeitig bekannt gibt, den Nachteil, dass die Bodenpreise dort ins Unermessliche steigen. Aus diesem Grund muss man mit so einer Bekanntgabe und mit der Vorgangsweise auch aus Interesse für den Wiener Steuerzahler und für die Wiener Steuerzahlerin sehr sorgsam umgehen. 

Meine Damen und Herren! Im neuen Hightech-Spital stehen die Patienten im Mittelpunkt. Das ist generell unser Ziel in der gesamten Wiener Gesundheitsversorgung. Damit sichern wir in unserer Stadt die Gesundheitsstrukturen für die kommenden Jahrzehnte. Das ist ökonomisch notwendig und sinnvoll, und davon profitieren alle Wienerinnen und Wiener. 

Der Krankenanstaltenverbund hat in den kommenden Jahren gemeinsam mit dem Errichtungskonsortium der Firmen Porr, Siemens und VAMED das derzeitige Industriegebiet in ein hochwertiges neues Gesundheitsareal umzuwandeln. Damit ist in Wien ein weiterer wichtiger Meilenstein in der Umsetzung des Wiener Spitalskonzeptes gesetzt. Das neue Spital im Norden Wiens wird rund 850 Betten zählen und neue Standards setzen. Die Betriebsstruktur wird eine moderne Bettenbelegung sowie einen flexiblen und zeitgemäßen Einsatz der Operationssäle gewährleisten. 

Meine Damen und Herren! Bereits im April soll der EU-weite Architekturwettbewerb für das Spital ausgelobt werden, und erst wenn dann die tatsächlich wichtigen und notwendigen Entscheidungen getroffen werden, die wir für Anfang 2009 erwarten, wird es dann die Grundsteinsetzung mit dem Baubeginn geben. Klar ist aber auch bereits – und das vielleicht für den Umwelt- und für den Planungsbereich –, dass der Bau nach ökologischen Maßgaben errichtet werden muss und überwiegend, meine Damen und Herren der Oppositionspartei, günstig natürlich mit Ein- und Zwei-Bett-Zimmern ausgestattet werden wird und diese umfassen soll. 

Neben der Effizienz in den Abläufen und der ökonomischen Optimierung wird versucht werden, die Wohlfühlatmosphäre, die wir uns auch als eine der obersten Ziele gesetzt haben, umzusetzen, und ich bin guten Mutes, dass uns das auch gelingen wird. Darüber hinaus wird auch dem Grünraumkonzept bei der Planung besondere Bedeutung beigemessen. Ich habe vorher von 120 000 m² gesprochen. Es wird auf in etwa 110 000 m² eine optimale medizinische Betreuung im Spitalsbereich geben, es wird aber noch genügend Grünraum übrig bleiben, um diese Wohlfühlatmosphäre zu gewährleisten. 

Darüber hinaus, meine Damen und Herren, sind wir aber auch übereingekommen, dass es neue Schwerpunktsetzungen für ganz Wien in der Spitalsversorgung geben muss. Das Krankenhaus Nord ist aber die Lokomotive für die Weiterentwicklung des Wiener Spitalswesens. Damit verbunden wird es zu Übersiedlungen einzelner Abteilungen oder ganzer Spitäler sowie teilweise zu neuen Schwerpunktsetzungen in anderen Wiener Spitälern kommen. Die MitarbeiterInnen der betroffenen Krankenhäuser und Abteilungen werden laufend und wurden auch in der Vergangenheit in die Planung einbezogen und informiert. Das hat auch bereits unser Generaldirektor Willi Marhold sehr deutlich der Presse gegenüber erklärt. Das bisherige Krankenhaus Floridsdorf, die Semmelweis-Frauenklinik und das Orthopädische Krankenhaus Gersthof werden komplett in das neue Spital übersiedeln. Aus dem Krankenhaus Hietzing ziehen Herzchirurgie, Kardiologie und Teile der Neurologie in das neue Krankenhaus Nord ein. Das Hietzinger Krankenhaus – wir wollen natürlich nicht absiedeln, sondern Konzepte weiterentwickeln – wird zu einer hochmodernen Klinik für die Volkskrankheiten Schlaganfall, Diabetes und Rheuma ausgebaut und ist damit ein ganz, ganz wichtiges Schwerpunktspital für diese Bereiche. Es wird dort auch eine weitere interne Herzversorgung angeboten werden. 

Das Otto-Wagner-Spital bleibt ein Schwerpunktspital für Orthopädie, Psychiatrie, Neurologie und Pulmologie. Teile der Pulmologie und der Thoraxchirurgie sowie der Psychiatrie übersiedeln aber eben aus vorher genannten Gründen in das Krankenhaus Nord, um sie der Bevölkerung nicht nur näherzubringen, sondern sie dort anzubieten, wo sie auch gebraucht werden. Ziel ist eine weitere Regionalisierung und die Betreuung der Psychiatriepatienten in Schwerpunktkrankenhäusern. 

Aus dem Wilhelminenspital wird ein Teil der Kinder- und Jugendheilkunde in den Norden von Wien transferiert werden. Zusätzliche Betten wird es am neuen Standort, wie die Frau Stadträtin bereits erwähnt hat, für die Kinder- und Jugendpsychiatrie und für die Unfallchirurgie geben.

Wir haben damit ein sehr umfassendes Konzept vorgelegt. Das neue Krankenhaus Nord wird den Maximalbereich der gesamtmedizinischen Versorgung betreuen. Es gibt dort Abteilungen für Anästhesie, eine Aufnahmestation für die Erstversorgung, die Allgemeinchirurgie, die Gynäkologie und die Geburtshilfe, die Herzchirurgie, die Interne Medizin, die Allgemeine Innere Medizin, Kardiologie, Kinder- und Jugendheilkunde sowie die Kinder- und Jugendpsychiatrie und die Neurologie. Ebenfalls ein Schwerpunkt ist die Orthopädie, die Psychiatrie, die Pulmologie, die Thoraxchirurgie und der Zusatz der Unfallchirurgie. Es wird im neuen Wiener Krankenhaus Nord ein Institut für Labordiagnostik, ein Institut für Pathologie, ein Institut für Physikalische Medizin und Rehabilitation und ein Institut für Radiologie geben.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, mit dieser sehr umfangreichen Aufzählung gehen wir in Wien einen sehr vernünftigen, einen sehr einleuchtenden Weg, auch einen Weg, der nicht nur von uns, sondern auch von den Oppositionsparteien gefordert wurde. Ich glaube, dass wir hier auch guten Weges sind, das auch tatsächlich in der Realität umzusetzen. 

Ich glaube auch, dass der Standort 21. Bezirk, Brünner Straße 68-70 nach langen Diskussionen als wirklich optimaler Standort gewählt wurde. Wir haben eine optimale verkehrstechnische Anbindung, das Spital ist dort über die S3 zu erreichen. Wir haben aber auch dafür gesorgt, dass im öffentlichen Bereich mit den öffentlichen Verkehrsmitteln dieses Spital ebenfalls umfangreich versorgt wird: mit den Straßenbahnlinien 30 und 31 und mit den Autobuslinien 228, 420 und 426.

Meine Damen und Herren! Unser ehemaliger Gesundheitsstadtrat Dr Sepp Rieder hat einmal in einem Redebeitrag gemeint – und ich wandle eines seiner Zitate ab: Es wäre eines der teuersten Spitäler, das man errichten kann, das sich seine Patienten suchen müsste. – Ich glaube, wir werden hier nicht in die Gefahr kommen, dass wir uns die Patientinnen und Patienten suchen müssen. Der Standort im Norden Wiens ist ein gut gewählter Standort. Wir setzen damit eine unserer Schwerpunktsetzungen in Realität um. Ich bin überzeugt, dass wir dann bei der Eröffnung des Spitals unabhängig unserer Parteizugehörigkeit sagen können, wir haben zum künftigen Zeitpunkt das modernste Spital in Europa.

Wir sind damit einem wichtigen Schritt zur optimalen Versorgung der Bevölkerung im Norden von Wien, aber auch im gesamten Wiener Bereich nähergekommen. Dafür bitte ich um Unterstützung und danke all unseren Verantwortlichen, die bei diesem Projekt mitgearbeitet haben. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. 

Allen weiteren Rednern teile ich mit, dass die Redezeit in der Aktuellen Stunde ab jetzt fünf Minuten ist. Als nächster Redner hat sich Herr GR Lasar gemeldet. Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir begrüßen natürlich dieses freudige Ereignis, das jetzt schon sehr lange angekündigt worden ist: das Krankenhaus Nord, Brünner Straße 68-70, wie wir das jetzt schon mehrmals gehört haben, der Standort ist gefallen, man weiß wohin. 

Es soll laut Berichten eines der modernsten Krankenhäuser Europas mit über 850 Betten werden. Der Bau des Krankenhauses Nord soll zu einer gleichmäßigeren Neuverteilung beitragen, und im Gegenzug werden dann andere Spitalsstandorte auch geschlossen. So sollen zum Beispiel auch das Krankenhaus Floridsdorf, die Semmelweis-Frauenklinik und das Orthopädische Krankenhaus Gersthof vollständig in das neue Spital umziehen. Zusätzlich ist auch die Übersiedlung einzelner Spitalsabteilungen in die neue Einrichtung geplant. Aber dazu wird noch mein Kollege Ebinger sprechen.

Das ist alles sehr lobenswert, meine Damen und Herren, aber bleiben wir zum Beispiel bei der Planung! Mein erster Kritikpunkt ist wieder einmal ganz typisch sozialistisch: Über 600 Millionen EUR soll das Krankenhaus Nord kosten, was ich persönlich sehr bezweifle. Wenn man sich nur einmal das Krankenhaus AKH ansieht: Da hat es eine Kostenexplosion gegeben. Wenn man die Kostensteigerungen allein im Baubereich, im Bereich der Geräte, was alles noch auf Wien und vor allem das Krankenhaus Nord zukommen wird, bedenkt, dann bezweifle ich diese Summe von 600 Millionen EUR. Ich sage Ihnen heute, es wird bei Weitem mehr kosten.

Zweiter Kritikpunkt, meine Damen und Herren: Man sagt, 600 Millionen EUR sind geplant! Wissen Sie, jeder kleine Häuslbauer sagt vorher: Das kostet mich das, das lasse ich finanzieren. – Die Finanzierung ist in Wahrheit aber völlig offen. Da kann ich nur die Frau StRin Brauner, unsere Finanzstadträtin zitieren. Da steht in der „Presse": Es werden noch mehrere Möglichkeiten geprüft. – Also, ich kann nur eines sagen: Das erinnert mich an die Versandkataloge, wo man vorher bestellt, nachher bezahlt, und wenn man zu viel hat, ist man dann bei der Schuldnerberatung. (Beifall bei der FPÖ.)

Dritter Kritikpunkt, meine Damen und Herren: Wenn wir schon eines der modernsten, besten Spitäler Europas bekommen, dann kritisiere ich auch die Verkehrsanbindung dort. Einstimmige Beschlüsse im Bezirk Floridsdorf hat es bezüglich der U-Bahn gegeben. Alles wurde negiert, jetzt gibt es dort in der Gegend gar keine 
U-Bahn. Wenn man hergeht und eines der modernsten, besten Spitäler Europas plant, dann wäre es doch das Mindeste, dass man auch modernste, schnellste Verkehrsmittel nimmt – und das ist einmal die U-Bahn. Wenn man jetzt einen Vergleich hernimmt, zum Beispiel das AKH, dann sieht man: Genau das ist auch dort geplant worden. Heute fährt man direkt mit der U-Bahn ins AKH. Man steigt dort aus, kann dort überall hingehen. Das wird es in Floridsdorf leider nicht geben. 

Frau Stadträtin! Darum kann ich Ihnen nur eines sagen: Planen Sie richtig, planen Sie für die Zukunft, sprechen Sie vielleicht noch mit dem StR Schicker, mit dem Planungsstadtrat. Ich glaube, es wäre sehr, sehr vernünftig. Für Floridsdorf im Bereich Brünner Straße, Floridsdorfer Brücke, wo jeden Tag heute schon die größten Staus sind, wo man schon jetzt nicht mehr weiter kann und dann noch eines der modernsten Spitäler in Wien dort entsteht, ist es mehr als an der Zeit, dass man hergeht und dort auch eine U-Bahn-Anbindung macht. 

Ich sage abschließend noch eines, Frau Stadträtin: Planen Sie, aber planen Sie bitte richtig für Wien und für die Zukunft! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Nächste Rednerin ist Frau GRin Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende!

Die GRÜNEN haben sich für den Bau des Krankenhauses Nord ausgesprochen, daran ist kein Zweifel. Wir halten die Verlagerung von Spitalsbetten jenseits der Donau für einen richtigen Ansatz, haben das auch immer wieder bekräftigt und sind daher nach Prüfung des Standortes mit der Standortentscheidung im Prinzip zufrieden.

Was uns Sorge macht – und das möchte ich hier auch verdeutlichen –, ist, dass man schon vor Baubeginn eine Kostenerhöhung, die sehr, sehr massiv ist, vornimmt. Man ist von 250 bis 300 Millionen EUR, von denen ursprünglich die Rede war, auf über 600 Millio-
nen EUR sozusagen umgestiegen und auch auf den Sofortausbau in der größeren Variante mit über 800 Betten. Es hätte, ginge es nach den GRÜNEN – und das haben wir immer wieder eingefordert –, Sinn gemacht, zuerst ein Gesamtkonzept für die Spitäler vorzulegen. Es hat – und da gebe ich der Frau Stadträtin recht, und auch der Generaldirektor hat das immer wieder betont – das Krankenhaus Nord die Lokomotive zu sein. Aber die Lokomotive muss wissen, wie die Weichen gestellt sind, und der Lokomotivführer, wo es hingeht und was wir versorgen wollen. 

Frau Stadträtin! Unsere Sorge ist, dass, so wie die Unternehmung Krankenanstaltenverbund aufgestellt ist, man sich hier, was das Management, die Steuerung und Befeuerung dieser Lokomotive betrifft, auf zumindest kritikwürdiger Basis befindet. Ich werde da nicht grüne Polemik brauchen, sondern es genügt, wenn man daraus zitiert, was vorliegt: aus dem Bericht des Kontrollamtes über die Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund, die im Auftrag der GRÜNEN eingebracht wurde. Es braucht die Opposition, es braucht im Konkreten die GRÜNEN, dass man sich diese Fragen stellt, die hier gestellt wurden.

Ich werde schlicht und einfach ein paar Punkte zitieren, Frau Stadträtin, die mich eigentlich die Sorge äußern lassen, dass man mit dieser Aufstellung, wie man im Krankenanstaltenverbund strukturell und hinsichtlich des Managements vorbereitet ist, diese Herkules-Aufgabe auch so erfüllen kann, wie man sie erfüllen muss.

Da sagt das Kontrollamt, dass man hinsichtlich des Controllings über nicht ausreichende Kompetenzen und Erfahrung verfügt, um die Umstrukturierung, die es durch die Unternehmenswerdung gegeben hat, überhaupt in der nötigen Qualität sicherzustellen. Das Kontrollamt sagt, dass die Matrixorganisation, die ab 2005 im Krankenanstaltenverbund eingeführt wurde, zu einem Mangel an Transparenz, zu unbefriedigten Kompromissen und zu einer schwerfälligen Entscheidungsstruktur geführt hat. Wenn man sich so aufstellt, dann sollte man die Dinge im eigenen Haus zuerst sanieren, bevor man ein großes Vorhaben beginnt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Lesen Sie die Stellungnahme des KAV auch vor, weil da haben wir stundenlang diskutiert!)

Die strategische Leistungs-, die Kapazitäts- und Ressourcenplanung fehlt auf zentraler Ebene. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie waren dabei!) – Ich war bei der Sitzung dabei. Und die Antworten waren nicht zufriedenstellend; weder für mich noch für das Kontrollamt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie sprechen jetzt auch schon für das Kontrollamt!) Ich habe nicht gelesen, dass das Kontrollamt in seinen Schlussfolgerungen aus den Äußerungen des Krankenanstaltenverbundes zufrieden war. Und ich erinnere mich, Frau Stadträtin, du warst auch nicht zufrieden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mit dem Bericht!) – Du warst auch nicht zufrieden mit dem Bericht, also mit dem, was der Bericht ergeben hat. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das haben wir stundenlang bereits diskutiert, und du tust jetzt so, als ob du neue Informationen hättest!) – Genau, wir haben stundenlang diskutiert. 

Diese Informationen sind im Zusammenhang mit dem Planungsprozess des Krankenhauses Nord zentral, denn wenn man – und das hat das Kontrollamt festgestellt – Zielvereinbarungen nicht einhält und das keine Konsequenzen nach sich zieht, dann kann man nicht ein Vorhaben planen, für das man nicht vorbereitet ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Liest du die Stellungnahme des KAV bitte vor?)

Man hat aber stattdessen auf der Führungsetage von drei auf fünf Leute ausgebaut und die Brutto-Bezüge gerade verdoppelt. (GR Kurt Wagner: Was hat das damit zu tun? Das ist Themenverfehlung!) Das alles hat damit zu tun, wie wir für den Planungsprozess vorbereitet sind, denn – und auch das hat das Kontrollamt festgestellt – es gibt keine Festlegung von Standards, wer welche Leistungen mit welchen Mitteln erbringen soll.

Ich sehe Frau Stadträtin, Sie erstaunt das alles. Uns erstaunt es nicht (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin überhaupt nicht erstaunt!), uns besorgen diese Ergebnisse im Hinblick auf den Planungsprozess des Krankenhauses Nord. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Kollege Wagner, Sie haben das Krankenhaus Nord als Erfolgs-Story dargestellt. (GRin Dr Claudia Laschan: Ist es auch!) Das könnte es sein. Bei näherem Hinschauen, Frau Kollegin Laschan, entpuppt es sich schon in der Planungsphase als millionenverschlingendes Ungeheuer. Und diese Lokomotive – diese Metapher hat ja die Frau Stadträtin verwendet – ist kein Hightech-Triebwagen, sondern ein kohleverschlingendes Liebhaberstück. (GR Kurt Wagner: Der Architekturwettbewerb findet ja erst statt!) – Herr Kollege Wagner, Sie haben sehr dezent die Kosten verschwiegen und Sie haben sehr dezent verschwiegen, wann es fertig sein wird. (GR Kurt Wagner: Ich habe überhaupt nichts verschwiegen!) Sie haben sehr viel gesagt, aber das Wichtigste – und das ist halt in vielen Bereichen so – sagen Sie nicht. Es wird sehr viel Unwichtiges gesagt. (Beifall bei der ÖVP.)

Schauen wir uns die Chronologie an, und machen Sie mit mir gemeinsam die Reise, wenn man schon von Lokomotive spricht! In Rust beginnt es. Im Jahr 2005 hat die damalige Gesundheitsstadträtin und jetzige Finanzstadträtin Brauner das Spitalskonzept Nord präsentiert. Die Irrfahrt hat begonnen, und wir suchen den Standort. Im Juli 2006 hat der Generaldirektor Marhold gesagt: Auftragsvergabe wird im März 2007 erfolgen, 842 Betten und – hören Sie! – Kosten: 300 Millionen EUR. Einige Monate später berichten dann die Medien, die Kosten werden 450 Millionen EUR sein. Ist ja nur eine Steigerung von 50 Prozent! (GRin Erika Stubenvoll: Das war die kleine Version! Das waren 400 Betten!) Es darf ja ein bisschen mehr sein, Frau Kollegin! Darf ein bisschen mehr sein! Im November 2007 dementiert die Frau StRin Brauner energisch in einer Anfragebeantwortung. Sie sagt: Nein, nicht 450 Millionen EUR! Weniger! – Dann kommen noch eine Reihe ungeplanter Zwischenstationen des Zuges, und man kann mit großer Verspätung rechnen. 

Und am 21. Februar 2008 wieder in Rust heißt es: Der Standort Krankenhaus Nord ist gesichert, 850 Betten und – Sie werden es nicht glauben! – über 600 Millio-
nen EUR. Das heißt: verdoppelt! Und wenn man davon ausgeht, dass Sie 3 Prozent Baukostenerhöhung pro Jahr rechnen müssen, dann ist es auf jeden Fall bei der Eröffnung schon heute ganz klar, dass es mindestens 700 Millionen EUR sein werden. (GRin Erika Stubenvoll: Die Betten sind verdoppelt worden, Frau Kollegin!) Also, von 300 Millionen EUR bei gleicher Planung auf 450 Millionen EUR, was die Frau Stadträtin verneint, auf über 600 Millionen EUR. (GRin Erika Stubenvoll: Bei der Hälfte der Betten!) Das ist die Planung! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, aber für die U-Bahn-Anbindung, die in etwa 60 Millionen EUR kosten würde, da haben Sie kein Geld, denn da ginge es ja um die Bürgerinnen und Bürger. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist sozialdemokratische Effizienz in der Planung, das ist sozialdemokratische Präzision des Wirtschaftsverständnisses und das ist sozialdemokratisches Geschick in Sachen Finanzpolitik. Aber das hat ja Tradition. 

Kollege Lasar hat es ja kurz angeführt: Beim AKH, welches bereits 1955 geplant wurde – die meisten von Ihnen waren noch gar nicht auf der Welt –, hat man gesagt: 43 Millionen EUR, 1972 waren es 330 Millio-
nen EUR und bei der Eröffnung – fertig ist es ja noch immer nicht, wie wir wissen – waren es 3 Milliarden EUR, also das Zehnfache! Und das ist kein Einzelfall! 

Schauen wir in die jüngere Vergangenheit, Herr Kollege Wagner! Das SMZ-Süd, Geriatriezentrum mit Küche von 1999 bis 2003, auch eine Planung von 36 Millio-
nen EUR, tatsächlich waren es über 50 Millionen EUR, eine Steigerung von 40 Prozent. Mein Gott, 40 Prozent, was ist denn das schon? Das werden Sie sich denken. Wir sehen das anders. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Neue Technologien!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Conclusio: Die Sozialdemokraten haben sich wahrlich nicht verändert. Sie ergeben sich in Ankündigungspolitik, die Geldverschwendung ist ungebremst. Mit einem Wort: Sie können nicht wirtschaften. Und was soll man sich denken von einer Gesundheitsstadträtin, die jetzt Finanzstadträtin ist, wenn es Probleme mit dem Rechnen gibt? Das lässt Böses ahnen, denn die Zeche zahlen leider die Bürgerinnen und Bürger. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube nicht, dass es hier Probleme mit dem Rechnen gibt. Ich glaube, die Genossinnen und Genossen wissen schon ganz genau, was das kosten wird. Es gibt aber leider immer Probleme, diese Kosten der Opposition gegenüber zu verschleiern und uns mehr oder weniger für dumm zu verkaufen, indem dann immer alles nachbudgetiert werden muss. Ich möchte einmal ganz klar sagen: Gesundheit, lieber Kollege Wagner, darf für mich auch was kosten. (GR Kurt Wagner: Da sind wir d'accord!) Ich will aber nicht behandelt werden wie jemand, dem man immer nur ein bisschen etwas hingibt, und das ist ja hier der Fall. Diese Kostensteigerungen sind angesprochen worden. Ich werde dann kurz darauf eingehen. 

Zuerst noch zu etwas anderem: Wir haben jetzt von dir zum Beispiel gehört, die Semmelweisklinik wird geschlossen, Gersthof wird geschlossen. (GR Kurt Wagner: Übersiedelt!) – „Übersiedelt", ja, ich weiß schon! Beim Krankenhaus Floridsdorf ist das noch logisch, denn das ist in derselben Gegend. 

Aber was ist mit dem Westen? Der Herr Dr Marhold hat in einer Presseaussendung von einer Regionalisierung gesprochen, ein bisschen schaut das aus wie eine Zentralisierung über der Donau. Es muss ja auch gewährleistet sein, dass die westlichen Bezirke da nicht unterversorgt sind. In Hietzing kommt die Kardiologie weg. Hietzing soll zu einem ganz modernen Zentrum für Schlaganfall und so weiter ausgebaut werden. Es soll ein Schwerpunktspital Otto-Wagner-Spital gemacht werden. Das verursacht ja auch alles Kosten! Und wenn ich ein Konzept vorlege, dann muss ich auch das Gesamtkonzept präsentieren, denn hier gibt es hunderte Millionen Euro an Kosten, dort gibt es hunderte Millionen Euro an Kosten. Das Wilhelminenspital habe ich vergessen. Das gehört ja alles dazu! 

Es ist natürlich nicht so selbstverständlich! Ich habe gelesen, es wird dann ein ausgeklügeltes System geben, wo täglich ein anderes Spital zum Beispiel für Herzinfarkte angefahren wird. Pech ist nur, wenn man am anderen Ende von Wien wohnt an dem Tag. Das gibt es zum Teil schon. Ich weiß es. Das sollen dann sechs Spitäler, glaube ich, im Rad machen. Pech ist, wenn man am anderen Ende von Wien wohnt. 

Ich würde mir unter Regionalisierung auch wünschen und vorstellen, dass ich dann, wenn ich zum Beispiel in Mauer wohne, nicht unbedingt auf die Brünner Straße fahren muss, sondern dass es in der Nähe etwas gibt, wo mein Herzinfarkt behandelt werden kann.

Grundsätzlich, wie gesagt, sehen wir das natürlich sehr positiv, freuen uns, dass nach all diesen Jahren, wo man nicht einmal gewusst hat, wo das Spital hinkommen wird, zumindest der Standort feststeht und eine ungefähre Idee, was dort hineinkommen soll. Dass das nicht vollständig sein kann, glaube ich auch, und dass die Kosten nicht die tatsächlichen sein werden, glaube ich auch. 

Nehmen wir zum Beispiel einmal die Akutgeriatrie her: Der Rechnungshofbericht hat gesagt, 2006 sollten wir 465 Betten haben. Wir haben aber nur 218, und jetzt ist 2008. Bis dieses Spital fertig ist, werden wir wahrscheinlich 1 000 Betten brauchen. Kein einziges Bett ist meinen Informationen nach vorgesehen im SMZ-Nord. Da müssten ja mindestens 200 Betten noch dazukommen, und diese sind zum Teil teurer als die anderen Betten. Also, machen wir doch ernsthafte Planungen, ehrliche Planungen! Wir stehen ohnedies zu diesen Planungen, das will ich ja gar nicht absprechen!

Ein weiteres Wort zu dem Ausschreibungsverfahren. Noch etwas: Wenn man schon die Planungen hernimmt – das hat mein Kollege Lasar schon gesagt –: Beim SMZ-Ost geht die Straßenbahn hin, beim Wilhelminenspital hat man das mit den Verkehrsmitteln nicht wirklich geplant. Man lernt aus diesen Fehlern nichts! Ich kann nicht das Hightech-Spital machen, das modernste Spital Europas, und dann fährt der Dr Richard-Bus hin! Das geht einfach nicht! (GR Kurt Wagner: Drei Autobuslinien!) Auch hier werden viele, viele Millionen Euro für die Verkehrsanbindung noch zu investieren sein, und das sollte man alles im Vorfeld ja schon so weit haben, dass das alles Hand und Fuß hat und zusammenpasst.

Wenn ich jetzt aber die Ausschreibung hernehme, möchte ich ein bisschen etwas Juristisches sagen. Ein paar Dinge sind schon merkwürdig: Erstens einmal müsste es meines Erachtens eine europaweite Ausschreibung geben. Kurioserweise haben sich nur sozialistische Firmen beworben, die sich jetzt kurioserweise auch noch zu einem Konsortium zusammengeschlossen haben. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es war eine europaweite Ausschreibung! Mai 2006, eine europaweite Ausschreibung!) – Ah, sonst hat sich niemand beworben, nur Siemens mit der Ederer und vorher mit dem Hesoun und die VAMED, die kennen wir irgendwie dunkel schon vom AKH, aber es ist okay. 

Und das ist nicht nur meine Kritik, dass es, wenn sich diese zusammenschließen, keine Kostenkontrolle mehr gibt, meine Damen und Herren. Das heißt, auch das ist ein starkes Indiz, dass wir hier mit weit, weit höheren Kosten rechnen müssen. Ich würde sogar dafür plädieren, dass es eine Kontrollkommission gibt, die dieses Bieterkonsortium kontrolliert, denn jetzt sind diese an keine Bestpreise mehr gebunden, oder wollen Sie dann das halbfertige Spital stehen lassen? Nein, natürlich werden wir es zahlen müssen! Also, bitte sehen Sie vor, dass wir auch hier eine Kontrolle einführen können!

Grundsätzlich stehen wir selbstverständlich hinter der Idee – das möchte ich schon ganz klar sagen – und freuen uns, wenngleich es eine Abwertung eurer eigenen Spitäler ist, zu sagen, das ist jetzt ein Hightech-Spital und die anderen sind es nicht. Die Wiener Medizin ist grundsätzlich sehr gut – dazu stehe ich immer – und ich freue mich, wenn sie immer weiter verbessert wird. Wir scheuen uns auch nicht, Kosten mitzutragen, denn gute Qualität kostet auch. Aber bitte kommt uns nicht mit irgendwelchen Phantasieziffern daher, sondern sagt gleich etwas, das Hand und Fuß hat, und sagt, welche Summen auf uns zukommen werden! Wir werden das dann gerne, wenn es im Rahmen ist, mittragen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

So wichtig das Krankenhaus Nord für Floridsdorf und eigentlich für ganz Wien ist, so verwunderlich ist es, wie die Sozialdemokratie es jetzt schon als das beste Spital abfeiert. Noch steht von diesem Spital überhaupt nichts. Bislang hat es eine Verdoppelung der Kosten gegeben, bislang hat es eine Verschiebung des Vergabeverfahrens gegeben. Als Ergebnis der Verschiebung des Vergabeverfahrens sind zwei Bietergruppen anscheinend direkt zusammengekommen. Und letztendlich drängt sich tatsächlich die Frage auf: Ist das Vergabeverfahren überhaupt schon endgültig abgeschlossen? Diese Frage drängt sich deshalb auf, weil Generaldirektor Marhold immer gesagt hat, er kann diesbezüglich überhaupt nichts sagen, und jetzt, wie gesagt, alles abgefeiert wird, obwohl noch überhaupt nichts da ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Keine Sorgen!) Und wenn sich herausstellt, dass das Vergabeverfahren noch gar nicht abgeschlossen ist, dann ist es wahrscheinlich grob fahrlässig, so vorzugehen, wie es die Sozialdemokratie bislang gemacht hat. Ist das Vergabeverfahren endgültig abgeschlossen oder haben sich alle Bieter untereinander so abgesprochen, dass wir tatsächlich mit einer Kostenexplosion rechnen können, wenn jetzt schon klar ist, es wird niemand mehr dazwischenfunken? 

Aber ich nehme zur Kenntnis in Interpretation deiner Antwort, das Vergabeverfahren ist überhaupt noch nicht abgeschlossen. Das ist bedauerlich. Das ist deshalb bedauerlich, weil es dazu führen kann, dass es tatsächlich erneut zu einer Verzögerung des notwendigen Krankenhauses in Floridsdorf kommt, und es ist auch deshalb bedauerlich, weil überhaupt nicht absehbar ist, welche Kosten verursacht werden.

Kollege Wagner hat in großer Offenheit gesagt: Wir konnten nicht vorher sagen, wo der Standort ist oder welche Standorte denn in Frage kommen! – Da frage ich mich tatsächlich: Haben Sie Ihre eigenen Ausschreibungsunterlagen nicht gelesen? Die Ausschreibung des Krankenhauses Nord wurde unter anderem mit Anbot des Grundstückes von demjenigen gemacht, der sich bewirbt. Das heißt, wenn man gesagt hätte, es gibt bislang dort und da Grundstücke, die zur Verfügung stehen ... (GR Kurt Wagner: Waren Sie bei den Sitzungen nicht dabei? Wie oft wir diese Anfrage hatten!) – Nein, es ist mir nur wichtig zu sagen, es hätte keinen Grund gegeben, nicht aufzuzeigen, wo potenzielle Möglichkeiten sind. Aber wenn man jetzt tatsächlich das modernste Spital baut, dann auf die höchstrangige Wiener Verkehrsverbindung zu verzichten, nämlich auf eine U-Bahn, und zu argumentieren, die Schnellbahn fährt ohnedies vorbei und die U-Bahn-Endstelle ist nur drei Stationen entfernt, halte ich tatsächlich für grob fahrlässig – sowohl verkehrs- als auch gesundheitspolitisch. Noch dazu, wo man davon ausgehen kann, dass Floridsdorf mit Bestimmtheit weiter wachsen wird, dass sozusagen noch nicht der höchste Level der Bevölkerungszahl in Floridsdorf erreicht sein wird. Das heißt, es werden selbstverständlich die Verkehrsmittel, auch höherrangige Verkehrsmittel, noch stärker benutzt werden. Heutzutage überhaupt ein Spital zu bauen, welches nicht direkt an einer U-Bahn angeschlossen ist, ist meines Erachtens tatsächlich grob fahrlässig.

Nichtsdestotrotz – ich habe ein bisschen den Eindruck gehabt, dass diese heutige Debatte und diese heutige Aktuelle Stunde einen einzigen Sinn und Zweck erfüllt, nämlich abzulenken von den realen Problemen in Wiens Gesundheitspolitik, denn wie gesagt: Es gibt noch nichts außer eine Entscheidung, dass das Krankenhaus Nord endlich kommen soll. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es gibt ein fertiges Spitalskonzept!) – Es gibt ein fertiges Spitalskonzept! So als ob das jemals irgendetwas bedeutet hätte! Wann immer wir ein fertiges Spitalskonzept für alle Spitäler in Wien einfordern, heißt es manchmal, es gibt es, manchmal heißt es, es gibt das nicht. Entschuldigen Sie, liebe Kollegen und Kolleginnen von der Sozialdemokratie, es haben andere hier an dieser Stelle schon gesagt, und ich traue mich die Hand ins Feuer dazu legen, dass das Spital 2013 nicht eröffnet wird und dass es zumindest zu einer Kostensteigerung von 300 bis 400 Millionen EUR kommen wird. (GRin Dr Claudia Laschan: Schwerpunktsetzungen, Zentren! Es ist ja schon einiges passiert!) – Wir werden sehen, wer recht hat, liebe Kollegin Laschan!

Jedenfalls ist dubios – und damit komme ich zum Schluss –, dass, während jahrelang über dieses Vergabeverfahren nicht gesprochen werden durfte, seit dem Zusammenschluss zu einem Konsortium der zentralen Bieter plötzlich offen darüber gesprochen wird, obwohl das Vergabeverfahren noch gar nicht abgeschlossen ist. Es gibt jede Menge Graubereiche. Es wird zu einer Kostenexplosion kommen, es wird zu einer Verschiebung kommen, aber – und damit komme ich zum Schlusswort – sollten Sie bis 2013 ein Spital um 605 Millionen EUR an einer guten Verkehrsanbindung eines Topspitals gebaut haben, dann stehe ich nicht an zu sagen: Hut ab, ich hätte es nicht geglaubt. Allerdings glaube ich tatsächlich nicht, dass es so weit kommt. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau StRin Wehsely! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe jetzt sehr aufmerksam die Debattenbeiträge verfolgt. Danke, Herr Kollege Margulies, Sie waren der Erste heute, der gefragt hat, wann es überhaupt fertig sein soll, denn dieses große Mysterium Krankenhaus Nord, das uns jetzt vorgestellt wurde, wurde gar nicht mit einem Datum der Fertigstellung bislang bekannt gegeben. Ich hoffe, dass dieser Zeitfahrplan eingehalten wird, ich hoffe es für die Patientinnen und Patienten dieser Stadt, und dass sich nicht ein zweites AKH wiederholt, das heute noch nicht fertig ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und für alle jene PatientInnen, die nicht in Floridsdorf ansässig sind – Kollege Wagner hat ja heute gesagt, das ist vorwiegend für die Mandatare des Hauses und für die Floridsdorfer und Floridsdorferinnen –, heißt es leider in dieser Stadt weiterhin: Bitte warten! (GR Kurt Wagner: Ich habe gesagt, es ist ein freudiger Tag für diese Leute!) Die Leute, die nicht in Floridsdorf zu Hause sind und dann in den Genuss des neuen Krankenhauses kommen werden, werden weiterhin in Krankenhäusern dieser Stadt des KAV aus dem 19. Jahrhundert versorgt: weiterhin in unklimatisierten Mehrbettzimmern, weiterhin in Grippezeiten in Gangbetten, weiterhin in Stationen mit unzureichender Anzahl von WCs, und weiterhin werden sie in Operationssälen ohne Klimaanlagen operiert werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die oft thematisierten fehlenden Klimaanlagen lassen nicht nur einen Komfort für den Patienten vermissen, sondern stellen ein wesentliches Infektionsrisiko während der Operation dar. Und hier, meine Damen und Herren, geht es nicht um den Komfort in den Wiener Krankenhäusern, sondern hier geht es um ein erhöhtes Infektionsrisiko und damit um die Gefahr von Gesundheitsschädigung. (GRin Erika Stubenvoll: Die sind ganz schädlich, die Klimaanlagen!)

Meine Damen und Herren! Die baulichen Mängel der Wiener KAV-Spitäler haben eine lange Historie. Über das Wilhelminenspital zum Beispiel wurde im Kontrollamtsbericht 2006 vermerkt: Der Zustand der Fensterkonstruktionen auf Grund mangelnder Erhaltungsmaßnahmen ist nicht zufriedenstellend. Hinsichtlich Hygiene ist eine ordnungsgemäße Reinigung und Desinfektion nicht möglich. – Über das Kaiser-Franz-Josef-Spital, speziell über die 1. Medizinische Abteilung ist von einem katastrophalen baulichen Zustand die Rede, nicht nur, dass großteils die Menschen in Abteilungen in Sechs-Bett-Zimmern untergebracht sind, es gibt zu wenige Toiletten und die angesprochenen Klimaanlagen im OP fehlen.

Herr Kollege Wagner! Ich weiß, es ist unangenehm über die baulichen Mängel der Spitäler zu sprechen, nur für alle jene ... (GR Kurt Wagner: Wenn Sie es nicht kennen, das KFJ, dann reden Sie nicht darüber!) Wie bitte? Ich kenne es, Herr Kollege Wagner, und im Kontrollamtsbericht wurde es auch moniert. 

Und nicht nur die Spitäler aus dem 19. Jahrhundert weisen große Baumängel auf, sondern auch über das AKH, und das wissen wir alle gemeinsam ... (GR Kurt Wagner: Ihre Vorgängerin hätte das nicht gesagt! Sie sollten die Protokolle nachlesen!) – Ich habe die Protokolle nachgelesen und ich kenne das Spital auch. Es ist unangenehm, das hier zu hören, nur jedes Mal, wenn wir über die baulichen Mängel in den Wiener Spitälern sprechen, wird uns dieses Mysterium Krankenhaus Nord vorgestellt, das Abhilfe schaffen soll für alle Probleme im Gesundheits- und Sozialbereich in dieser Stadt. (GR Kurt Wagner: Das ist kein Mysterium!)

Meine Damen und Herren! Ich möchte gar nicht auf die weitere Liste der baulichen Mängel eingehen. Dazu reicht die Zeit nicht. Vom AKH wissen wir, dass bereits Verputz von der Decke gefallen ist, und diese Liste ließe sich noch weiter fortsetzen. 

Jedes Mal, wenn wir berechtigte Kritik im Gesundheitsbereich üben, wird auf das Krankenhaus Nord verwiesen, das in jedem Bereich Abhilfe schaffen soll. Wir haben es auch heute im Rahmen der Kinder- und Jugendpsychiatrie wieder vorgestellt bekommen. Wir freuen uns auf dieses Krankenhaus Nord und wir wollen Ihre Euphorie nicht bremsen, denn die Probleme in dieser Stadt im Gesundheitsbereich werden immer wieder angesprochen und wir hoffen, dass sie gelöst werden. 

Die anderen Spitäler in Wien, so wollen wir feststellen, dürfen nicht zu kurz kommen in der Sanierung, müssen auch zum Wohle der Patientinnen und Patienten so hergestellt werden, dass es zu keiner Gesundheitsschädigung kommt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Laschan. Bitte.

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Bau des Krankenhauses Nord bietet die Möglichkeit, längst fällige Strukturbereinigungen durchzuführen und weiter den Weg der spezialisierten Zentren zu gehen. Jeder Mensch, jeder Patient, jede Patientin möchte im Krankheitsfall dort behandelt werden, wo seine spezielle Erkrankung oft behandelt wird, wo seine spezielle Erkrankung Routine ist, also die Ärzte und Ärztinnen große Erfahrung haben. Und ebenso notwendig ist es, dass medizinische Abteilungen nicht isoliert in einer schönen Gegend stehen, sondern in ein modernes Krankenhaus mit all den anderen Abteilungen eingebettet sind. Ich erwähne als Beispiel nur die schon zitierte Semmelweisklinik. 

Hier zeigt sich, gerade am Beispiel Semmelweis und auch an vielen anderen, dass in erster Linie nach einer Bedarfsplanung vorgegangen werden muss und nicht nach persönlichen Befindlichkeiten, denn daran sind sehr oft Umlagerungen gescheitert. Da brauchen wir uns ja nichts vorzumachen. 

Zu einer Bedarfsplanung gehört aber auch, dass alle mittun. Es kann sicher nicht sein, dass sich einzelne Spitäler die Rosinen herauspicken. Ich denke da an manche privaten, das kann man in der Studie über die Ordensspitäler in Wien nachlesen, da steht das genau drinnen. Es kann sicher nicht sein, dass Rettungen nur bis Mittag genommen werden, weil man am Nachmittag kein Labor betreiben möchte. Das konnte zum Glück in Verhandlungen mit dem KAV und der Wiener Rettung bereinigt werden, aber auch das hat es bis vor Kurzem gegeben. Und das erinnert mich an meine Zeiten in Niederösterreich, wo am Nachmittag die Turnusärzte das Labor betrieben haben. 

Ich möchte noch festhalten: Private Pflegeheime, die kein ärztliches Personal beschäftigen wollen, schicken die Patienten auch bei kleinen medizinischen Problemen mit der Rettung ins Spital. Da habe ich von der Frau Kollegin Korosec noch keine Kritik gehört. Ist auch klar: Ihr Slogan „Mehr Privat, weniger Staat" reimt sich zwar, ist aber deswegen nicht besser, auf keinen Fall im Sinne der Patientinnen und Patienten. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber schauen wir doch nach Niederösterreich: Lhptm Pröll hat mit seinem Landesrat Sobotka alle Gemeindespitäler mit 1. Jänner 2008 ins Land übernommen. Es gibt jetzt 26 Landeskrankenanstalten, und die ehemaligen Gemeindespitäler haben einen gewaltigen Finanzierungsbedarf, weil sie jahrelang unterfinanziert waren, weil es kein Geld gegeben hat. (GR Dr Matthias Tschirf: Weil man sie schlecht geführt hat!) Jetzt wird ein großer Finanzbedarf auf das Land Niederösterreich zukommen, und es ist keine Rede von Schließungen oder Umlagerungen oder von Zentrenbildung. Es gibt weiter Klosterneuburg und Korneuburg, fast nebeneinander. Und es gibt Hainburg fast allein auf weiter Flur! Und tagtäglich können wir in Wien die zahlreichen Niederösterreicherinnen und Niederösterreicher erleben, die lieber nach Wien kommen, wenn ihnen etwas Ernsthaftes fehlt. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Dafür gibt es ja Geld! Das wird ja bezahlt im Finanzausgleich!)

Ich würde mich auch fürchten, wenn es die Rufbereitschaft in einem Spital gibt. Ich würde mich auch fürchten, wenn zwölf fehlende Facharztstellen durch vier Turnusärzte kompensiert werden – Krankenhaus Mistelbach. Da würde ich mich auch fürchten. In Wien gibt es eine Bedarfsplanung ... (GR Dr Matthias Tschirf: Die roten Gemeinden haben das ruiniert!) – Herr Tschirf! Ich finde das unhöflich! Jetzt waren Sie unlängst bei mir und haben mir Rosen gebracht und jetzt unterbrechen Sie mich dauernd. (Rufe bei der SPÖ und den GRÜNEN: Oh!)

In Wien machen wir eine Bedarfsplanung, und zwar als erstes Bundesland extra- und intramural. Das ist nämlich die Leistung, das gibt es in Wien. Und mich wundert schon sehr, dass die Frau Kollegin Korosec sich beim Wiener Gesundheitswesen so hervortut. Alles ist zu wenig, alles ist zu langsam, alles soll schneller gehen, größer sein, mehr sein. Ich bin auch der Meinung. (Beifall und Rufe bei der ÖVP: Ja! Genau!) Nie kann es gut genug sein! Was mich verwundert: Sie sind doch in jener Partei, nämlich in der ÖVP, die durch die Verhinderung neuer und gerechterer Finanzierungsformen verhindert hat, dass mehr Geld in das Gesundheitswesen fließen kann. Das haben Sie in Ihren Koalitionsverhandlungen verhindert. (Beifall bei der SPÖ.) Sie gehören jener Partei an, die, als sie fast allein regiert hat, Krankenversichertengeld für die Budgetsanierung verwendet hat! Sie sind daher unglaubwürdig. Wien geht den Weg für die Patientinnen und Patienten. Die stehen im Mittelpunkt bei uns. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5, des Grünen Klubs im Rathaus 2, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 17 eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen 1, des Grünen Klubs im Ratshaus 1, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 13 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt. 

Von den GRinnen Dr Sigrid Pilz, Mag Waltraut Antonov, Ingrid Korosec und Karin Praniess-Kastner wurde ein Ersuchen an das Kontrollamt gemäß § 73 Abs 6 der Wiener Stadtverfassung betreffend Mängel in der stationären und ambulanten Versorgung psychisch kranker Erwachsener in Wien in den Jahren 2005, 2006 und 2007 eingebracht. Dieses Prüfersuchen wurde an das Kontrollamt weitergeleitet.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 20, 25, 27, 30, 32, 36 bis 42, 45 bis 49, 52 bis 57, 60 und 62 bis 67 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. 

Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung dieses als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 24 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 26, 21, 22, 23, 28, 29, 31, 68, 61, 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 9, 8, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 18, 19, 17, 58, 59, 33, 34, 35, 43, 44, 50 und 51. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Aufstellung von diversen Mobilklassen in Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Kato, die Verhandlung einzuleiten. Bitte sehr.

Berichterstatterin GRin Sonja Kato: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich dem ersten Redner das Wort erteile, teile ich mit, dass die erste Fraktionsrunde mit 40 Minuten, die weiteren mit 20 Minuten beschränkt sind. 

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Bitte sehr.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Wir werden diesen vorliegenden Antrag ablehnen. Wir hatten ja schon in den letzten Jahren das Problem mit den desolaten Schulbauten – eben auch ein Sittenbild hier im roten Wien, wie mit den Schülern und mit der Bildung umgegangen wird –, und jetzt sollen die Schüler in Container gepfercht werden. Diesen Platzmangel hätte man doch kommen sehen müssen! 

Auf den Schwerpunkt eingehend: Wir haben ja schon sehr oft immer wieder festgestellt, dass Sprachfördermaßnahmen für Ausländerkinder in Wien mehr als nur unzureichend sind. Die jüngsten Studien von PISA oder die PIRLS-Studie bestätigen unsere Meinung, dass hier Integration eben nicht stattfindet. 

Vor einer Woche wurde die Studie der Sigmund-Freud-Universität in Wien veröffentlicht, und auch diese Studie gibt der FPÖ recht. Sie ist nämlich ein weiteres Zeugnis, das diesen gescheiteren Multikulti-Traum der Wiener SPÖ belegt. Der Titel der Studie lautet „Migration als Entwicklungsrisiko". Die jahrelangen Warnungen und Aussagen von uns werden hier bestätigt, nämlich, dass Integration und Zuwanderung mehr Probleme birgt als Vorteile, nämlich auch vor allem am bildungspolitischen Sektor. Es wird nämlich unter anderem in dieser Studie festgestellt, dass jene Kinder nicht nur sprachliche Defizite aufweisen, sondern auch sehr, sehr weit in der sozialen Entwicklung hinterherhinken. Sie erreichen oftmals nicht ein Niveau, das ihrem Alter entsprechen würde. Auch beim Pflegen sozialer Kontakte soll es laut dieser Studie Schwierigkeiten geben. Da muss man natürlich auch die Zusammenhänge verstehen und sehen, wenn man sieht, dass in den Schulklassen die Gewalt steigt. Oftmals ist es so: Wer nicht mehr kommunizieren kann, greift oftmals leider zu anderen Mitteln. Die Studienautorin Brigitte Sindelar gibt der FPÖ auch weiter recht. Sie sagt, die Ergebnisse sind eine bildungs- und sozialpolitische Zeitbombe und die bestehenden Fördermaßnahmen sind nicht ausreichend. Daher haben wir immer schon die letzten Monate und Jahre laufend wiederholt in den Medien und hier in den Sitzungen die Forderung nach einem verpflichtenden Integrationsjahr vor allem für Zuwandererkinder gestellt, damit diese die deutsche Sprache und auch die sozialen Fähigkeiten erlernen. 

Wir haben diese Forderung wirklich bei jeder Sitzung wiederholt und getrommelt, und es war auch sehr, sehr lange Zeit zu handeln. Trotzdem muss man feststellen, dass diese Stadt in eine fast irreversible Situation manövriert wurde. Es sind schon fast mehr als die Hälfte der Schulanfänger Kinder mit Migrationshintergrund, wie es so schön heißt. In manchen Volksschulen gibt es noch eine Hand voll heimischer Kinder – ich rede jetzt nicht von Schulklassen, sondern von ganzen Schulen, wo es nur noch drei oder vier oder fünf österreichische Kinder gibt. Der Islam ist im Vormarsch, das möchte ich gar nicht so weit breittreten, dazu haben wir schon viele Sitzungen gehabt. Ich sage nur, die Akademie der Wissenschaften hat gesagt, dass bis zum Jahre 2020 die Mehrheit der Schüler in Wien islamisch sein wird. 

Es findet eine Gewalt und eine Verrohung in den Schulen statt. Die Ergebnisse, wie schon zitiert, der PISA- und der PIRLS-Studie sind alles andere als erfreulich. Immer mehr Eltern schicken ihre Kinder in teure Privatschulen aus Angst vor den Zuständen an den öffentlichen Schulen. 

Ich frage nun hier in den Raum: Was muss noch passieren, damit hier ein Umdenken stattfindet? Wir haben jetzt jüngst das Beispiel Kosovo gesehen. Dieser wurde für unabhängig erklärt oder hat sich selbst für unabhängig erklärt. Das war ein urserbisches Gebiet und wurde innerhalb von wenigen Jahrzehnten von Zuwanderern einfach eingenommen, bis sie selbst die Unabhängigkeit deklariert haben. Deswegen hat die FPÖ auch immer gesagt, es muss hier ein Zuwanderungsstopp stattfinden ... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist doch unglaublich! Geschichtsfälschung!) – Sie brauchen mir von Geschichte nichts zu erzählen, Herr Kollege Gerstl! Also, Sie brauchen mir sicher nichts zu erzählen! Eine Minuszuwanderung muss stattfinden! Natürlich sind Integration und Assimilation eine Bringschuld der Zuwanderer. Und genau das ist das Gebot der Stunde: Eine Bringschuld der Zuwanderer muss das sein, und nicht eine Schuld, die wir hier zu bringen haben. 

Das größte und bisher ungelöste Problem ist das Thema Sprachdefizite. Nochmals zitiere ich die PISA- und PIRLS-Studie: Es gibt enormen Aufholbedarf hier im Bildungswesen in Österreich und vor allem in Ballungszentren. Laut Studie ist der Anteil an Risikoschülern in Österreich besonders hoch, 16 Prozent der getesteten Volksschüler haben Mühe mit den einfachsten Leseaufgaben, wo natürlich die Experten die schulische Entwicklung gefährdet sehen. Es gibt auch nur sehr wenige Spitzenleser im europäischen Vergleich, nur 8 Prozent der österreichischen Volksschüler erreichten bei PIRLS die höchste Lesekompetenzstufe. Es ist eben offensichtlich, dass dieses Ergebnis vor allem auf Grund der hohen Anzahl an Zuwandererkindern mitverursacht wird, die eben der deutschen Sprache nicht mächtig sind. 

Das Testergebnis zeigt auch weiter einen positiven Zusammenhang von Leseleistung und Kindergarten- beziehungsweise Vorschulbesuch: Je länger eine frühkindliche Bildungseinrichtung besucht wurde, desto besser ist dann auch die spätere Leseleistung.

Wir haben in diesem Zusammenhang immer gefordert – das freiheitliche Schulmodell „Zuerst Deutsch – dann Schule" –, dass Kinder mit Sprachproblemen so lange in sprachfördernde Kindergärten oder Vorschulen gehen sollten, bis sie der deutschen Sprache ausreichend mächtig sind und dem Regelunterricht beiwohnen können. Es ist nämlich ein Faktum, dass Kinder, die mit Sprachdefiziten ausgestattet sind, von vornherein schlechtere Chancen haben. Deswegen haben wir immer wieder dieses verpflichtende Integrationsjahr mit einem intensiven Deutschunterricht gefordert, weil es eben allen nützt: den Zuwandererkindern, es gibt keine Verständigungsprobleme mehr, und natürlich auch den Kindern in Österreich, den österreichischen Kindern. Wir haben hier eine echte Chancengleichheit. 

„Zuerst Deutsch – dann Schule", das sollte das Motto sein. Wir haben dieses Wiener Schulmodell immer mit dem Beisatz gefordert, dass wir ein verpflichtendes Vorschuljahr für alle Kinder ablehnen, weil wir natürlich der Meinung sind, dass nur die Kinder dieses Vorschuljahr ableisten sollten, die Sprachprobleme haben.

Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, dass es sehr, sehr gute Ansätze zum Beispiel in Neunkirchen in Niederösterreich gibt, wo einiges probiert wurde, oder im Nachbarland in Deutschland in Hessen. Es wurde aber alles durch die Bank, vor allem von den Vertretern der Rathaus-Roten abgelehnt. Die Frau Brandsteidl hat gesagt, sie will sich mit dem Konzept in Neunkirchen gar nicht auseinandersetzen. Es wurde immer abgelehnt. Es wurde hier pauschaliert abgelehnt mit den typischen Wörtern wie Fremdenfeindlichkeit, Intoleranz und so weiter, also die üblichen Argumente, die eigentlich keine echten Argumente sind, sondern einfach Vorwürfe und Vorurteile. 

Aber offensichtlich wurde in der Zwischenzeit nachgedacht, es hat Gott sei Dank offensichtlich ein Umdenken stattgefunden, ein erster Schritt, zwar sehr spät, aber man kann ja niemanden hindern, wirklich gescheiter zu werden. Wir haben die Ankündigung von der Frau StRin Laska, dass in Zukunft das „1+1-Förderkonzept" stattfinden soll. Und das „1+1-Förderkonzept" wurde fast eins zu eins vom FPÖ-Förderkonzept abgeschrieben. Es soll jetzt schon im Kindergarten überprüft werden, ob Kinder die Schulreife haben. Und ich zitiere hier die Frau Vizebürgermeisterin. Sie hat gesagt: „Ich bin überzeugt, dass wir mit dieser Methode den Kindern die beste Möglichkeit geben, um in die Schule einzusteigen." Und ich kann Ihnen da nur sehr recht geben, Frau Vizebürgermeisterin, und ich freue mich sehr, dass Sie hier unsere Forderung im Großen und Ganzen übernommen haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Lehrinhalte dieser Frühförderung sollen vor allem natürlich die Sprache als zentrales Element aber auch die mathematische Früherziehung sein. Bewegung und Sport ist auch sehr wichtig. Der große Fehler in diesem Konzept – und deswegen haben Sie unser Konzept ja nur fast nachempfunden und nicht ganz – ist: Es wird gesagt, der Unterricht soll dabei bei Kindern nichtdeutscher Muttersprache auch in ihrer eigenen Muttersprache erfolgen. Das lehnen wir entschieden ab. Das ist ein sehr gravierender Fehler, aber dazu komme ich später. 

Man sieht also, die SPÖ ist schon auch lernfähig, und das ist gut so. Es gibt hier einen Lichtblick am Horizont. Und man sieht auch, dass hier ständiges Wiederholen den Unterrichtsertrag fördert und sicherstellt. Man sieht, die SPÖ ist beweglich, und Beweglichkeit ist in der Politik auch wichtig – auch wenn man die absolute Mehrheit hier in dieser Stadt hat. Beweglichkeit ist sicherlich besser als Starrheit. Man kann sich durchaus Forderungen der Opposition anschauen und auch übernehmen. 

Jetzt hat man auch in den letzten Tagen gesehen: Das Bettelverbot für Kinder soll eingeführt werden. Somit wird auch eine Forderung der FPÖ teilweise nachempfunden, als erster Schritt. Ich bin mir sicher, das Bettelverbot wird auch prinzipiell in Wien eingeführt werden, weil es eine richtige Forderung ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Beweglichkeit werden Sie natürlich noch brauchen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ-Wien, denn bei der nächsten Wahl werden Sie mit Sicherheit nicht mehr eine absolute Mehrheit finden. Sie werden sich natürlich nach möglichen Koalitionspartnern umschauen müssen und Sie wären natürlich auch oftmals besser beraten, unsere Forderungen zu übernehmen. 

Das Bedenken der GRÜNEN verstehe ich überhaupt nicht, dass hier eine Ghettoisierung stattfinden soll mit diesem Fördermodell. Diese Bedenken sind einfach falsch. Eine Ghettoisierung findet dann statt, wenn Kinder überhaupt kein Deutsch können und es auch nicht lernen. Aber es sind hier eben Maßnahmen zu setzen, dass die Kinder Deutsch lernen sollen. Man sieht also, steter Tropfen höhlt den Stein. Wir befinden uns in der Bildungsdebatte auf dem richtigen Weg. 

Wichtig ist aber bei dieser Maßnahme, dass wir sie laufend beobachten werden, und eine laufende Evaluierung und eine Optimierung sind natürlich geboten. Diese Maßnahme sollte natürlich auch für Quereinsteiger gelten, die in höhere Klassen einsteigen. Diese sollten auch schon, bevor sie in den Regelunterricht kommen, einen intensiven Deutschunterricht bekommen. 

Das war aber alles nur ein kleiner und kurzer Lichtblick. Wir haben schon gehofft, dass hier eine Kursänderung und ein bildungspolitisches Umdenken stattfindet, aber das war nur ein kurzer Traum, denn dann kam schon die nächste Forderung, nämlich die Forderung nach einer Türkisch-Matura. Da kann ich nur sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren: Mit uns sicherlich nicht! Hier wird nur der Osmanisierung von Wien Vorschub geleistet – und so etwas lehnen wir entschieden ab, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es schaut nämlich fast so aus, dass man sich hier in vorauseilendem Gehorsam immer mehr dem Druck einer immer größer werdenden, aber noch kleinen Minderheit beugt. Das ist eigentlich ein Skandal, wenn man es genau nimmt. Hier werden nämlich minderheitliche Konzepte der Mehrheit einfach aufgedrückt. Das ist ein demokratiepolitischer Skandal auch deswegen, weil Sie sehen werden, dass diese Minderheit das schamlos ausnützen wird und überhaupt nicht dankbar sein wird, wie man zum Beispiel auch im Kosovo gesehen hat. Die Frage ist nur: Wie lange müssen wir warten, bis auch in Wien dieselben Zustände kommen? Ein Faktum ist, dass in Wien die hier lebenden Türken im Großen und Ganzen nicht bereit sind, sich zu integrieren, geschweige denn, sich zu assimilieren. Die Parallelgesellschaften finden statt. Sie sind ja nicht nur Parallelgesellschaften, sondern auch Gegengesellschaften. 

Es fehlt ja nur noch die Forderung des anglikanischen Bischofs, dass man hier vielleicht auch noch die Scharia einführt. Sie können sich einiges abschauen von ihren Mitstreitern in England, von der Labour-Partei, denn sogar Politiker und Vertreter der Labour-Partei wie Blair und Brown haben umgedacht. Diese sagen nämlich: Integration kann eigentlich nur Assimilation sein. Und ich zitiere hier den Herrn Blair: „Wer unsere Werte und Lebensweise nicht annehmen will, braucht erst gar nicht zu kommen.“ – Also, man sieht, in England hat auch ein Umdenken stattgefunden. Das vermissen wir noch im roten Wien. 

Wir lehnen auf jeden Fall ab, dass vermehrt Kindergärtnerinnen mit Migrationshintergrund eingeführt werden sollen. Wir lehnen Matura in türkischer Sprache ab. Es bleibt dabei, dass hier in Österreich Deutsch gesprochen werden soll. Und die Menschen, die hier leben wollen, haben sich nach unseren Regeln, Gesetzen und auch der Sprache zu richten. 

Anscheinend ist es hier in der SPÖ-Wien eher umgekehrt. Aus diesem Grund ist es wichtig und auch richtig, dass die rote Mehrheit in Wien baldigst gebrochen wird. Ich bin mir sicher, dass mit Heinz-Christian Strache als nächstem Bürgermeister ein guter, wichtiger Wind weht. Weil die Rathaus-Sozialisten hier im roten Wien eine mittlerweile mehr als inländerfeindliche Linie vertreten, haben wir als FPÖ eine Beobachtungsstelle für Inländerfeindlichkeit eingerichtet. Die Meldungen haben sich schon in den ersten Stunden und Tagen gehäuft – die Übergriffe in den Schulen häufen sich nämlich –, dass Rassismus gegen Inländer stattfindet. Es ist überhaupt kein Geheimnis mehr, sondern das ist schon an der Tagesordnung. Und Aktionen gegen Rassismus von rechts in den Schulen sind völlig unangebracht, denn es findet natürlich schon Rassismus statt, aber dieser Rassismus kommt vor allem von den Ausländerkindern und richtet sich gegen einheimische Österreicher, meine sehr geehrten Damen und Herren! Das sieht man auch in Deutschland, wo ja immer mehr Gewaltverbrechen stattfinden und wo sich mittlerweile die Exekutive und die Lehrer in der Schule als machtlos herausstellen. 

Vielleicht kann man sagen, die SPÖ-Wien ist irgendwie auch Befehlsempfänger von irgendeiner Stelle. Wir haben die Rede vom türkischen Staatschef Erdogan in Köln gehört. Er hat eine Rede zu den dort wohnenden Türken gehalten, die großteils schon deutsche Staatsbürger sind. Ich zitiere hier einige Auszüge. Er hat zum Beispiel gesagt: „Ich verstehe die Empfindlichkeit, die Sie gegenüber der Assimilation zeigen, sehr gut. Niemand kann von Ihnen erwarten, Assimilation zu tolerieren. Niemand kann von Ihnen erwarten, dass Sie sich einer Assimilation unterwerfen. Denn Assimilation ist ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit." Und er hat weitergesagt: „Doch sollte die türkische Gemeinschaft mit ihren drei Millionen Menschen in der Lage sein, in der deutschen politischen Landschaft Einfluss auszuüben, Wirkungen zu erzielen." Das heißt, er geht schon davon aus, dass die Türken, die schon großteils deutsche Staatsbürger sind, trotzdem türkische Interessen weiter verfolgen sollen. Und er sagt weiter: „Warum sollten wir nicht auch in Deutschland, in den Niederlanden, in Belgien, in den anderen Ländern Europas Bürgermeister haben? Warum sollten wir keine Vertreter und Gruppen in den politischen Parteien haben? Warum sollten wir im deutschen Parlament, im EU-Parlament nicht noch mehr Vertreter haben?" Das heißt, er geht davon aus, dass Staatsbürger oder EU-Staatsbürger trotzdem weiterhin türkische Interessen in den Vertretungskörpern vertreten. Dann sagt er weiter: „Manche Gemeinschaften sind in der Lage, auch wenn sie nur aus einer Handvoll Menschen bestehen, basierend auf ihrem intensiv betriebenen Lobbyismus, die Politik eines Landes, in dem sie sich befinden, zu beeinflussen. Sie können Druck ausüben, um Beschlüsse der Parlamente in den jeweiligen Ländern zu erwirken. Warum sollten auch nicht wir Lobbyismus betreiben, um unsere Interessen zu schützen?" Wenn man natürlich Helfer auf der anderen Seite hat, wie hier die SPÖ-Wien, ist das Ganze natürlich noch um einiges leichter. Sie beugen sich schon jetzt diesem Druck einer wachsenden Minderheit. Das werden wir als Freiheitliche Parteien nicht hinnehmen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme schon zum Schluss. Es gibt hier viele internationale Studien, zum Beispiel von einem Soziologen namens Haller, der eben sagt: „Assimilation ist nicht die Selbstaufgabe der Identität der Zuwanderer.“ Das Wirtschaftsforschungsinstitut sagt: „Die Folgen der Nichtintegration sind vor allem eine Generation von Hilfsarbeitern und Sozialhilfeempfängern, und die Mehrheit der Migrantenkinder weist eine gleiche Bildungs- und Berufskarriere wie die Eltern auf.“ Die Frage ist nur, wie weit das noch gehen soll! Zum Beispiel soll in Deutschland Frankfurt jetzt eine türkische Schule bekommen. Die gibt es in Wien vielleicht auch bald. Oder türkische Literatur an deutschen Schulen soll gelehrt werden, damit eine vorurteilsfreie Annäherung an die türkische Kultur und die Lebenswelt ermöglicht wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Zustände zeigen, dass Sie gut beraten sind, unsere Forderungen weiterhin zu überlegen und zu übernehmen. Sie haben unser Konzept „Zuerst Deutsch – dann Schule" zumindest teilweise umgesetzt, oder Sie planen, es umzusetzen. Wir werden das natürlich genau beobachten. 

Wir fordern natürlich auch eine Integrationsstunde für islamische Kinder in Schulen, um ihnen die europäischen Werte näherzubringen, denn wir haben genug von radikalen Hasspredigern als Religionslehrer oder von einem Religionsbuch gehört, das aus dem Unterricht entfernt werden musste. 

Wir fordern natürlich – wie immer – einen Gratis-Kindergarten, der natürlich allen Kindern in Wien als Frühförderung und Bildungseinrichtung zugute kommen soll. 

Wir bitten Sie, diese Vorschläge auch in Zukunft zu überdenken und, wenn möglich, umzusetzen. Es ist immer besser, als zu streiten, wenn man die Forderungen der FPÖ umsetzt und dadurch die Zukunft der Kinder in Wien sichert. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort gemeldet hat sich die Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren!

Sinnerfassendes Lesen ist eine der Grundvoraussetzungen, um Bildungsvoraussetzungen zu haben, die in weiterer Folge mithelfen, einen positiven Bildungsweg zu haben, Abschlüsse zu haben, die im ersten Bildungsweg errungen werden, aber es ist auch in weiterer Folge die Voraussetzung dafür, dass man unter dem Prinzip des lebenslangen Lernens immer wieder Fortschritte machen kann. 

Sinnerfassendes Lesen hat auch damit zu tun, dass man in die Lage versetzt wird, kritisch zu beobachten, was in öffentlichen Medien, in Zeitungen und Ähnlichem geschrieben wird.

Sinnerfassendes Lesen ist auch der Grundstock dafür – und da bin ich bei einer Forderung, die Sie da jetzt gerade aufgestellt haben –, dass man nämlich niemanden daran hindern kann, dass er gescheiter wird. 

Ich will Sie beileibe nicht daran hindern, dass Sie gescheiter werden, es wäre dringend nötig. (GR Mag Wolfgang Jung: Wir freuen uns ja, dass ...!) Denn hätten Sie tatsächlich die Bildungsqualität des sinnerfassenden Lesens in Ihrer Persönlichkeit bereits intus, dann gibt es nur zwei Möglichkeiten, warum Sie erstens eine Aussendung und zweitens diese Wortmeldung jetzt gemacht haben: Entweder Sie haben es nicht verstanden oder Sie wollen bewusst polemisieren. Beides ist bedauerlich.

Daher sage ich Ihnen zuerst einmal sachlich, was in diesem Artikel drinnen gestanden ist, wiewohl man sagen muss, dass bei der Interpretationsvielfalt, die Sie uns hier gerade präsentiert haben, die Ihrige möglich war, weil das der Artikel bei aller Bescheidenheit der Kritik durchaus zugelassen hat. 

Tatsache ist, in der AHS für Berufstätige am Henriettenplatz findet ein Schulversuch statt – und es wäre gut, wenn Sie zuhören, Sie könnten etwas lernen! –, der 2005 eingereicht wurde und 2006 vom Unterrichtsministerium genehmigt wurde – also zu einer Zeit, wo kein SPÖ-Minister im Unterrichtsministerium war! –, dass in der Muttersprache Türkisch sowie in vielen anderen Sprachen, wo das schon lange möglich ist – in Ungarisch, in Slowakisch, in Russisch, in Englisch, in Französisch –, auch die Matura abgelegt werden kann. Die klitzekleine Kleinigkeit, die Sie bewusst oder unbewusst übersehen haben, ist, dass natürlich die Unterrichtssprache in allen Gegenständen am Henriettenplatz Deutsch ist und dass natürlich jeder Maturant, der als lebende Fremdsprache Türkisch wählt und dort eine Matura ablegt, in Mathematik, in Geschichte, in Biologie, wo immer er sonst maturiert, in Deutsch maturiert. Entweder Sie nehmen es nicht zur Kenntnis oder Sie wollen es bewusst missinterpretieren, um das zu machen, was Sie mit Vorliebe machen, nämlich aufzuhetzen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Und das, Herr Kollege, haben Sie schon bei der letzten Wahl angekündigt, dass auf Grund Ihrer Hetzerei die Wienerinnen und Wiener sich gegen die SPÖ entscheiden und den Freiheitlichen zusprechen werden. Ich bin lange genug in diesem Haus, um zu wissen, wie sich die Anzahl der freiheitlichen Abgeordneten verändert hat. Mehr sind Sie nicht geworden bei der letzten Wahl! Vielleicht sollte Ihnen auch das zu denken geben. (Beifall bei der SPÖ.)

Ein zweiter Punkt sei klargestellt: Natürlich ist es sinnvoll und richtig, wenn ein österreichischer Lehrplan für jede Sprache, die maturabel gemacht werden soll, vorliegt, dass das dann auch Österreich-weit möglich ist, genauso wie es in vielen Sprachen schon möglich ist. Daher ist diese Frage eine, die im Schulalltag eine ist, die sich immer wieder gestellt hat und noch stellen wird, ist das eine, die entschieden werden muss, wenn ein dementsprechender Schulversuch sich bewährt hat und dann unter Umständen in das Regelschulwesen übergeht – immer unter der Voraussetzung, dass eine zusätzliche Sprache in den Sprachenkanon aufgenommen wird. Das gilt auch für alle anderen Vermutungen, die hier natürlich blitzschnell pressemäßig in die Maschine getippt wurden. Natürlich geht es nur darum, und alles andere ist nicht erwähnt worden, daher eine Fehlinterpretation und zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen noch etwas: Solange Sie Ihre Sprache – und damit komme ich zum zweiten Punkt, den ich noch anmerken möchte – und das, wie Sie sich ausdrücken in Pressemeldungen, nicht dem unterordnen, was einem Miteinander in einer Demokratie würdig ist (GR Mag Wolfgang Jung: ... aber nicht unterordnen!), und sich, wenn auch parteipolitisch unterschiedliche Ansichten vertreten werden, nicht einem Sprachgebrauch annähern, der auch durchaus unserer Demokratie würdig ist, wird es nicht möglich sein, mit Ihnen auch Gespräche zu führen, die auf einer sachlichen Basis geführt werden. Solange Sie sich nicht dafür entschuldigen, die Unterstellungen, die falsch sind, mir gegenüber als durchgeknallt zu bezeichnen, ist dieser Zustand für mich auch nicht hergestellt. (Beifall bei der SPÖ.)

Damit komme ich auch schon zu dem zweiten Punkt, den Sie angesprochen haben und der sicherlich hier noch ausführlich diskutiert wird. Nur ganz kurz zusammengefasst auch hier eine Klarstellung: Bei dem, was wir vorschlagen und was mit dem ersten Teil der Schuleinschreibung Ende April, Anfang Mai dieses Jahres für jene Jahrgänge, die im nächsten Jahr schulpflichtig werden, passieren wird, ist die Voraussetzung und die Zielsetzung die höchstmögliche Förderung aller Kinder, die im nächsten Jahr und in den Folgejahren in die Schule eintreten werden. Es geht darum, dass hier die Förderung in allen Kompetenzen ansetzt, die Voraussetzung sind, um auch die Schulreife zu erlangen und einen optimalen Bildungsweg vorzubereiten. Da gehören viele Kompetenzen dazu: unter anderem die soziale Kompetenz, die ich Ihnen in dem von mir angesprochenen Fall aber komplett abspreche, weil zur sozialen Kompetenz auch das Miteinander gehört – ein Miteinander in Anerkennung, ein Miteinander in Würde und ein Miteinander, das jedenfalls nicht von Hass, von Feindlichkeit und von dem geprägt ist, was Sie hier tun, nämlich gegen besseres Wissen Menschen gegeneinander aufzuhetzen und auszuspielen. Dagegen verwehre ich mich, dagegen verwehrt sich die Sozialdemokratie und, wie ich hoffe, alle anderen Parteien, die hier im Hause vertreten sind! (Beifall bei der SPÖ.)

Daher sind alle Maßnahmen, die wir setzen, mitnichten Umsetzungen von Forderungen der FPÖ, weil alle Forderungen der FPÖ – vor allem im bildungspolitischen Bereich, aber das gilt auch für andere Bereiche – viel zu kurz gegriffen sind, weil Sie sich immer nur auf einen Parameter orientieren und dabei außer Acht lassen, wie wichtig die Erfassung der Gesamtpersönlichkeit ist. Solange Sie das nicht anerkennen können oder wollen, würde ich Sie ersuchen, dass Sie auch darauf verzichten, sich bei uns zu bedanken (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ.), denn diese Forderungen der FPÖ sind keine, die wir auch nur im Ansatz umzusetzen versuchen. (GR Mag Wolfgang Jung: Fast wörtlich!) Ganz im Gegensatz! Ganz im Gegensatz! Das, was wir tun, ist eine ganzheitliche Förderung der Kinder. Und das ist auch der Ansatz, dass vieles dazu gehört, was für Sie von null Bedeutung ist. Und in diesem Sinne bedanke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Thomas Reindl in Richtung FPÖ: Sie sollten sich schämen für Ihre Ausführungen von der FPÖ! Sie sind das Letzte!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Als Nächste am Wort ist Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die FPÖ wurde in ihre Schranken gewiesen, und das ist gut so. 

Ich denke aber, dass die Frau Stadträtin das in erster Linie deswegen getan hat, weil Sie allen Grund dazu hat, sich zu schämen dafür (Heiterkeit bei der FPÖ.), dass die Forderungen der Freiheitlichen in Sachen Schulpolitik jetzt in Wien auch tatsächlich umgesetzt werden. (Demonstrativer Beifall und Rufe bei der FPÖ: Danke!) – Ja!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, meiner Meinung nach ist das Hauptproblem der Wiener Schulpolitik, dass Planung nicht mehr stattfindet. Die Schule ist im Umbruch, die Schule befindet sich im Wandel. Es gibt sehr viele Probleme, die gelöst werden müssen, aber es gibt hier niemanden mehr, der plant. Und das ist ein riesengroßes Problem, denn das führt dazu, dass die Probleme so lange liegen bleiben, unbehandelt bleiben, ignoriert werden, bis tatsächlich Notlösungen notwendig werden, Ad-hoc-Lösungen, Last-minute-Notlösungen, die in der Regel – und man sieht es auch jetzt am Beispiel dieser Vorschulklassen – qualitativ absolut minderwertig sind. 

Meine Damen und Herren von der SPÖ, Sie werden diese Notlösung, die Sie Vorschulklasse nennen und die ich wohlbegründet als Ghettoklasse bezeichne, auch intern noch oft verteidigen müssen, denn so oft wie diesmal sind noch nie sozialdemokratische Funktionäre und Funktionärinnen zu mir gekommen, um mir zu sagen: Ich bin der Meinung, Sie haben in diesem Punkt tatsächlich recht. – Sie haben einen Erklärungsnotstand in diesem Punkt, einen internen Erklärungsnotstand! Und da werden Sie die FPÖ noch oft beschimpfen müssen, um rechtfertigen zu können, dass Sie der FPÖ in der Schulpolitik tatsächlich folgen. 

Ich möchte nun zu einigen inhaltlichen Punkten konkret Stellung nehmen: Das sind die mobilen Klassen, das ist das Problem der sozioökonomisch schwachen Familien, die Sprachförderung, und dann schaue ich auf die Uhr, und wenn noch etwas geht, dann wird es mich freuen. Wenn nicht, so denke ich mir, reicht auch das, um zu zeigen, dass Sie nicht planen, sondern dass Schule in Wien einfach passiert. Immer, wenn es wo brennt, eilt die Stadträtin hin und versucht, einsame Löschversuche durchzuführen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, über die mobilen Klassen – viele von Ihnen werden sich nicht daran erinnern, weil Sie damals noch nicht im Haus waren – haben wir ja bereits vor 10, vor 12 und vor 13 Jahren auf Biegen und Brechen gestritten. Sie haben in Wien Container aufgestellt – Sie nennen das mobile Klassen, also Sie haben mobile Klassen aufgestellt, ich sage Container. Übrigens, das Abendjournal hat einen viel besseren Ausdruck geprägt; den werde ich mir aneignen. Das Abendjournal hat von „behelfsmäßigen Baracken" gesprochen, die da in Wien aufgestellt sind. Ich finde den Ausdruck ganz gut, weil es so genau auf den Punkt bringt ... (GR Mag Thomas Reindl: Ich finde ihn abschätzig, falsch und Blödsinn!) – Ja, das ist abschätzig, weil es abschätzig dort ist, wo das auch tatsächlich hingehört. 

Ich bin gestern extra noch einmal vorbeigegangen bei den Baracken, die Sie da bei der Johnstraße aufgestellt haben. (GR Mag Thomas Reindl: Mit Baracken wird ganz etwas anderes verstanden! Das werden wir am 10. März hören!) Dort sieht man am besten, wie bei Ihnen Schulpolitik passiert. Dort stehen seit Jahr und Tag diese Container herum, wo man wirklich keinem Kind wünschen kann, dort einziehen zu müssen. Dort stehen die Container herum, nehmen den Kindern den Platz im ohnehin kleinen Hof weg, und anstatt dass man dann wenigstens den Durchgang zum Park öffnet, vereitelt das eine andere magistratische Abteilung, indem sie dort die Hundeauslaufzone hinmacht. Also, blöder kann ja Planung schon überhaupt nicht mehr über die Bühne gehen! Da noch einmal: Das passiert Ihnen, da ist niemand, der denkt und plant. 

Vor zehn Jahren war das Argument dafür, dass Container aufgestellt werden, immer: Es handelt sich um einen vorübergehend hohen Bedarf. Wann bitte ist der vorübergegangen? Und wodurch bitte soll der vorübergegangen sein? Wir haben mittlerweile eine Novellierung, die eine ganztägige Schule ermöglicht. Das heißt, der Bedarf ist nicht gesunken, sondern der Bedarf ist gestiegen. Von „vorübergegangen" überhaupt keine Rede! Der Bedarf ist da und er ist höher als je. Trotzdem werden jetzt im 21. Bezirk erneut Baracken oder Container oder mobile Klassen aufgestellt. Und ich habe das Geschäftsstück sehr genau gelesen! Von einem vorübergehenden Bedarf ist ja nicht einmal in Ihrem eigenen Geschäftsstück mehr die Rede, sondern es ist ganz klar, dass der Bedarf besteht. Also ist dort in Festbauweise zu bauen. 

Wir werden heute dem Geschäftsstück dennoch zustimmen, aber gleichzeitig einen Antrag einbringen, dass diese Schulen alle in Festbauweise zu erweitern sind. Das heißt, diese Container dürfen dort tatsächlich nur vorübergehend stehen, weil eine Notlösung jetzt sein muss und auch wir GRÜNEN nicht wollen, dass die Leute im 21. Bezirk mit der Kirche ums Kreuz fahren, nur weil Sie nicht dazu in der Lage sind, die Schulräume zu planen, so wie sie geplant gehören. Ich bringe in diesem Zusammenhang jetzt den angekündigten Antrag ein, der da lautet – und ich hoffe sehr, dass dem zugestimmt wird: 

„Der Gemeinderat beschließt, dass der Ausbau der beiden Floridsdorfer Volksschulen an den Standorten Lavantgasse 35 und Herzmanovsky-Orlando-Gasse 11
/Herchenhahngasse 6 in Festbauweise erfolgen soll. 

In formeller Hinsicht wollen wir eine sofortige Abstimmung dieses Antrages.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren, keine Rede zum Thema Schule und Schulpolitik wird meinerseits ohne Hinweis auf die großen Probleme der Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien über die Bühne gehen können. Man muss immer wieder darauf hinweisen, ich muss immer wieder das Problem benennen und Problemlösungen einfordern – und zwar Problemlösungen, die im Interesse dieser Kinder sind und die sicherstellen, dass diese Kinder nicht stigmatisiert werden und gleich zu Beginn ihrer Schulkarriere als diejenigen abgestellt werden, die zu blöd, zu wenig schulreif sind, um in die erste Klasse zu kommen.

Sie haben uns ja noch gar nicht gesagt, und das würde mich interessieren - wenn vielleicht einer der nächsten Rednerinnen oder Redner darauf hinweisen könnte -: Steht das dann auch die nächsten 80 Jahre in der Bildungsdokumentation drinnen, dass diese Kinder ihre Schulkarriere in einer Vorschulklasse begonnen haben, weil sie die notwendige Schulreife nicht hatten? Steht das dann da drinnen? Gilt der Stempel für die nächsten 80 Jahre? Auch das würde mich interessieren. 

Sie machen keine Vorschule für alle Kinder, sie machen eine Vorschule für die Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien und nur für diese. Sie suchen gar nicht nach einer integrativen Lösung! Sie haben eine Lösung gesucht und gefunden, die absolut integrationsfeindlich ist.

Ich habe in der Sitzung des Stadtschulrats nachgefragt, ob diese schwächsten und am meisten benachteiligten Kinder der ganzen Stadt - mit rund 3 000 wird angeblich gerechnet - nur in der Vorschule beisammen bleiben oder ob sie dann auch in der ersten, zweiten, dritten und vierten Klasse Volksschule noch gemeinsam die Schulbank drücken werden oder ob man dann zu einem integrativen Modell übergeht. Diese Frage konnte nicht einmal beantwortet werden. Wissen Sie, was mir die Frau Präsidentin Brandsteidl gesagt hat, der Herr GR Vettermann war ja dabei: „Darüber haben wir uns noch gar nicht den Kopf zerbrochen, darüber haben wir noch gar nicht nachgedacht.“ Na, wie gibt es denn so was? Vielleicht sollte einmal jetzt jemand anfangen zu denken. Das ist wieder der Punkt, wo ich sage ... (VBgmin Grete Laska: Ist das von der Frau Präsidentin richtig zitiert? Sie hat nur gesagt, welche ins Kollegium gehören und welche nicht ins Kollegium gehören!) Bravo, jetzt wissen Sie, die Sie nicht im Kollegium bei der Sitzung waren, besser, was dort geredet worden ist als ich, die ich dort war, die Frage gestellt habe und bei der Beantwortung mitgeschrieben habe. Na wunderbar, hellseherische Fähigkeiten gibt es auch noch. (VBgmin Grete Laska: Ja, Information ist das.) So.

Meine Damen und Herren! Die Frau Präsidentin hat gesagt, und das wurde mit einem Nicken des Abteilungsleiters bestätigt, dass man sich darüber noch keine Gedanken gemacht hat und dass man noch nicht weiß, wie es dann weitergeht. So, das war ihre Antwort. Sie hat einiges anderes auch noch dazu gesagt, aber bezüglich dieser Frage war das die Antwort. Und da sage ich, wenn man so ein Modell angeht, dann muss man schon wissen, wie man weiter vorgeht und wie man wieder auf einen integrativen Weg zurückkommt. Das ist notwendig und das muss man jetzt planen und wissen und es kann nicht so sein, dass es dann in zwei Jahren wieder so ist, dass es halt passiert, wie es passiert oder dass die einzelnen Schuldirektoren und Schuldirektorinnen tun, wie es ihnen durch den Kopf schießt, weil es für die vielleicht ganz praktisch ist, wenn die schwächsten Kinder alle in einer Klasse beisammen sind. Das will ich nicht. Darüber verlange ich, dass Sie jetzt nachdenken und jetzt sagen, wie die Sache laufen wird.

Aus diesen Gründen habe ich diese Klassen als Ghetto-Klassen bezeichnet, weil dort nur die Schwächsten hingehen und die anderen nicht hingehen, vor allem aber auch deswegen, weil es eine andere, bessere Lösung gäbe und Sie wissen es auch, denn Sie handeln meiner Meinung nach auch wider besseren Wissens. Sie wissen so gut wie die GRÜNEN, dass drei Jahre Kindergarten von drei bis sechs Jahren eine wesentlich bessere Lösung wäre, eine wesentlich integrativere oder besser gesagt, die einzig integrative Lösung wäre, dass in diesem Alter die Kinder mit einem sozial sehr, sehr schwachen Hintergrund, viele davon mit einem Migrationshintergrund, spielerisch Deutsch, soziales Verhalten, Motorik und alles lernen könnten, wie man eben im Kindergarten sehr positiv spielerisch lernen kann. Dazu müsste der Kindergarten kostenlos sein. 

Das ist einmal die erste Forderung. Dazu müsste im Kindergartenbereich ein wesentlich höherer Personaleinsatz der Fall sein, damit es dort auch kleinere Gruppen gibt. Weil Sie aber genau das nicht finanzieren wollen, wählen Sie eine Notlösung, die der Bund bezahlt. Das ist der einzige Grund! Ja, Sie sind ja alle in den Aussendungen und in den Unterlagen der Pressekonferenz sehr stolz gewesen, dass die Vorschullösung Wien keinen Groschen Geld kostet. Na ja sicher, Wien steht vor der Alternative, entweder ein integratives Kindergartenmodell auf drei Jahre und alles wäre wunderbar prächtig, das kostet viel Geld. Diese Alternative wählt man nicht, sondern man wählt die Alternative, die der Bund finanziert. Leider ist sie halt der Integration in keiner Weise verpflichtet und hat Ghetto-Klassen zur Folge.

Wenn das inhaltlich nicht richtig ist, dann werden Sie es ja hier gleich sagen und dann können wir uns darüber auseinandersetzen und können genau darüber reden. Ich werde mir erlauben, mir Redezeit aufzuheben, um darauf noch etwas sagen zu können. Es würde mich freuen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Man sieht an vielen weiteren Beispielen, dass der Sozialdemokratie die Schulpolitik nur einfach passiert. Während es bei der Sprachförderung die Freiheitlichen sind, die Ihnen die Schulpolitik diktieren (GR Heinz Vettermann. Überhaupt nicht!), ist es andererseits, wenn es um die Modellschulen – Sie erinnern sich: Gesamtschuldebatte und so weiter, lange her. Sie waren immer auf der Gesamtschulseite. So, jetzt gibt es die Neue Mittelschule. Was ist Ihnen denn da passiert? Sie wollten in der Sekundar... Entschuldigung, was ist denn der Sozialdemokratie da passiert? (Aufregung bei GRin Barbara Novak.) Denen da oben, ja natürlich. Ihnen, Frau Novak, möchte ich das auch gar nicht in die Schuhe schieben. Sie wollten in der Sekundarstufe 1 aus der Unterstufe der AHS, aus der Hauptschule und aus der Sonderschule, also aus drei Schularten, eine machen. Was ist passiert? Sie haben aus drei Schularten vier gemacht! Und dann stellen Sie sich noch hin und klopfen sich alle gegenseitig auf die Schulter und auf die Brust und sind stolz über diese neue Lösung. Ihnen ist eine Verschlechterung des Systems passiert, wo Sie eine Verbesserung wollten und da sind es dieses Mal nicht die Freiheitlichen, die Ihnen das diktieren, sondern dieses Mal ist es die ÖVP, die Ihnen die Schulpolitik diktiert. Na bravo. Da kann ich nur sagen, die Sozialdemokratie ist in der Schulpolitik nicht gut unterwegs, sondern handelt wider besseres Wissen ständig unter dem Diktat einmal der Freiheitlichen und einmal der ÖVP.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eine alte Forderung der GRÜNEN ist und wird es bleiben, dass im Volksschulbereich, wo es um sechs- bis zehnjährige Kinder geht, die nächste Schule ums Eck fußläufig erreichbar sein muss und jede dieser Schulen alle Stückeln spielen muss. Es macht keinen Sinn, wenn sich bereits die Volksschule spezialisiert und es nachgesuchte Standorte am anderen Ende der Stadt gibt, aber nicht ums Eck und die Menschen dann meistens mit dem Auto durch die Gegend fahren, um ihre Kinder da zu einem bilingualen Unterricht, der nur da stattfindet und da in eine Mehrstufenklasse, die es wieder nur im Nachbarbezirk gibt, zu karren, und so weiter, und so fort.

Was wir von Ihnen verlangen, ist, dass alle Volksschulen über alles Angebot verfügen, das die Menschen nachfragen und das pädagogisch innovativ ist und niemand gezwungen wird, in der Gegend herumzufahren, um die Schule der Wahl zu finden. Ich halte das, was Sie hier tun und meiner Meinung nach geplant tun, für falsch, dass man gezwungen wird, derartig durch die Gegend zu fahren. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Der Gipfelpunkt dieser Diskussion war ja erreicht, als mitten in der Gesamtschuldebatte, mitten in der Debatte, als es endlich einmal um die sozioökonomisch schwächsten Schülerinnen und Schüler ging - was hat genau in diesem Zeitrahmen die Präsidentin des Wiener Stadtschulrats gemacht? Sie hat das Begabungszertifikat für die Wiener Volksschulen präsentiert, das jetzt auch wieder nur an einigen wenigen Volksschulstandorten vergeben werden soll – übrigens, die gibt es noch gar nicht, ja, aber egal -, obwohl jede Volksschule dazu verpflichtet ist, die Kinder nach ihrer Begabung individuell ja auch zu fördern! Das heißt, jede Volksschule muss Begabungsförderung machen und nicht nur jene, die dieses Etikett verpasst bekommen. Und dann fährt die Familie aus dem 15. Bezirk in den 19., weil es nur dort Begabungsförderung gibt! Und die Nächsten fahren vom 1. in den 10., weil es nur dort die richtige bilinguale Klasse gibt und die anderen fahren dann vom Süden in den Norden in die Mehrstufenklasse! 

Was soll denn das bitte für ein Basisangebot sein? Ich verlange von Ihnen, dass alle diese Schulen gleich gut sind. Damit sie gleich gut sind, wird es notwendig sein, so etwas wie eine positive Diskriminierung einzuführen, denn Schulen, die besondere Probleme haben - und das sind jene, wo nur noch die Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien übriggeblieben sind -, brauchen eine besondere Förderung, die brauchen mehr Investitionen und die brauchen mehr Ressourcen und das verlangen wir von Ihnen!

Es gäbe noch sehr viel zu sagen. Meine Kollegin Claudia Smolik wird das auch noch tun. Ich möchte daher mit folgender Feststellung schließen:

Ich wiederhole es: Sie planen Schule nicht, sondern sie passiert Ihnen. Das Einzige, was Sie in Wien im Schulbereich tatsächlich planen und zwar minutiös, das ist die Parteibuchbestellung bei den Direktorenbestellungen. Da sind Sie groß, da bleibt jede rote Schule rot (Beifall bei den GRÜNEN und von den GRen Kurth-Bodo Blind und Mag Wolfgang Jung.) und da bleibt jede schwarze Schule schwarz! Das wird immer wieder ganz gezielt in die Wege geleitet und durchgeführt. Und erzählen Sie mir nichts von Ihrem Objektivierungsmodell und dem Test von Wentner und Avranek, denn in dieses Assessment-Verfahren - und Sie wissen das ganz genau - kommen nur jene Bewerberinnen und Bewerber hinein, die Sie drinnen haben wollen. Alle anderen werden vorher vom Stadtschulrat ausgeschieden. Noch einmal: Das ist das Einzige, was Sie derzeit tatsächlich minutiös planen!

Mich ärgert das, was Sie in der Schulpolitik leisten und ich finde, es entspricht nicht dem, was die Kinder in Wien brauchen und auch verdient haben. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. Ich erteile es ihr.

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich freue mich, dass die Schwerpunktverhandlung die Post 24 ist. Das ist nämlich jene Post, wo ausschließlich die ÖVP ihre Oppositionspolitik wieder unter Beweis gestellt hat. (Beifall bei der ÖVP.) Alle anderen haben ja dieser Post zugestimmt. Alle anderen stimmen diesen Provisorien zu, auch wenn die GRÜNEN versuchen, das dann nachträglich durch einen Antrag wieder wettzumachen. Faktum bleibt, dass wir hier über Planungsfehler reden, Planungsfehler, für die die Stadt zuständig ist und für die das Land Wien in Zusammenarbeit mit den Planungsfehlern des Stadtschulrats zuständig ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Mobile Klassen sind der Ausdruck einer Planungsverweigerung. Wir sind heute auf Grund der hervorragenden Arbeit des Österreichischen Statistischen Amtes in der Lage, den Bedarf jedes Häuserblocks bezüglich Schule festzustellen. Diese Arbeit nimmt Ihnen die ÖSTAT sogar ab und Sie bekommen die Daten frei Haus geliefert. Sie müssen diese Daten nur verwerten und Sie müssen diese Daten nur als Planungsgrundlage nehmen.

Meine Damen und Herren der Mehrheitsfraktion, offensichtlich ist aber Planung für Sie ein rotes Tuch. Sie lassen Schülerinnen und Schüler in Provisorien leben, obwohl Sie auf Grund der Wohnungspolitik ganz genau wissen, dass dieser Bedarf nicht provisorisch sein wird, sondern auf Dauer sein wird. Sie lassen es zu, dass Schülerinnen und Schüler nicht individualisiert gefördert werden. Warum? Eine Containerklasse ermöglicht nicht jenen Unterricht, den Sie mit uns gemeinsam beschlossen haben, nämlich die Individualisierung des Lernens! (Beifall bei der ÖVP.)

Individualisierung des Lernens braucht Platz. Individualisierung des Lernens braucht eine moderne Schularchitektur, Schulraumplanung und Schulraumgestaltung. In Wien werden Kinder, was die räumliche Situation betrifft, schlechter bedient als Freilandhühner, denn einem Wiener Kind stehen im Durchschnitt in der Schule 1,6 m² an Platz zur Verfügung! Jeder Experte und jede Expertin an der Technischen Universität in Wien, in Graz und in ganz Europa wird Ihnen aber sagen, dass Kinder nur dann individuell gefördert werden können, wenn im Klassenzimmer auch genügend Flexibilität, genügend Platz vorhanden ist. Daher werden Sie in Wien unter einer Verdreifachung der Fläche pädagogisch nicht weiterkommen. (Beifall bei der ÖVP.)

Die Wiener SPÖ ist leider immer mehr zu einer Nein-Sager-Partei geworden und ich habe diese Post zum Anlass genommen, mir die Anträge der ÖVP im letzten Jahr, im Jahr 2007, anzuschauen und ich darf Ihnen einen Streifzug geben, wozu Sie 2007 alles Nein gesagt haben. Beginnen wir im Jänner 2007 betreffend gesetzliche Verpflichtung zur regelmäßigen Erstellung von Schulentwicklungsplänen. Schon im Jahr 2007 im Jänner, also vor 13 Monaten, haben wir Sie darauf aufmerksam gemacht, dass in den Bezirken 21, 22, 10, 11 und in vielen anderen Bezirken ein Mangel an Schulplätzen im Pflichtschulbereich vorhanden ist. Sie haben diesen Antrag abgelehnt. 13 Monate hätten Sie in der Zwischenzeit wieder Zeit gehabt, korrekt zu planen! 

März 2007: Sonderbudget für Generalsanierungen und Sanierungen und laufenden Betrieb von Pflichtschulen. Auch hier haben wir Sie aufgefordert, den Bezirken mehr Geld zur Verfügung zu stellen, der Stadträtin mehr Geld zur Verfügung zu stellen. Auch dieser Antrag wurde von Ihnen abgelehnt.

Meine Damen und Herren, Containerklassen sind billiger, aber Sie sparen an den Kindern. Sie sparen an unseren Schülern! (Beifall bei der ÖVP.)

März 2007: Aufstockung des Budgets für Volksbildung - abgelehnt. Erstellung eines Landesmusikschulgesetzes - abgelehnt. Nein sagen, das ist das, was die Wiener SPÖ kann. Maßnahmen zur Förderung der StudentInnen in Wien - abgelehnt. Integrationskonzept in Wien - abgelehnt. 

Ausbau des Wiener Musikschulwesens, wir sind jetzt im Juni des vergangenen Jahres - abgelehnt. Verbesserungen der Arbeitsbedingungen an Wiener Pflichtschulen, wir sind wieder im Juni 2007 - abgelehnt. Nein sagen, das ist das, was diese SPÖ kann. Beschränkung des Anteils von Kindern mit einem spezifischen Sprachförderbetrag in einer Klasse, sodass alle Kinder eine entsprechende Förderung bekommen - abgelehnt. Ausbau der Betreuungseinrichtungen für Kinder – abgelehnt. Die Förderung der Qualität von Sprachkursen, die durch Wien gefördert werden - abgelehnt. Sprachkurse – abgelehnt. Förderung der Wissenschaft – abgelehnt. Beratungsstellen für die Gleichstellung von behinderten Menschen – abgelehnt. Behindertenhilfe – abgelehnt. Mindesttaschengeld – abgelehnt. Das ist die Nein-Sager-Partei SPÖ! 

Gehen wir weiter: Flächendeckende Einführung von Schulmediation - abgelehnt, Nein der SPÖ. Einführung eines von sämtlichen Gebühren befreiten letzten Kindergartenjahres - abgelehnt, Nein der SPÖ. Sprachstandserhebung, eine eigene Landesgruppe einzurichten - abgelehnt. Qualitätsstandards für Tagesmütter – abgelehnt. Streichung der Nachsichtsregelung im Kindertagesheim – abgelehnt. Integrationsstrategien erarbeiten – abgelehnt. SchülerInnen mit Sprachförderbedarf entsprechend zu fördern – abgelehnt. Qualitätssteigerung Sprachkurse - abgelehnt. Meine Damen und Herren, die Liste 2007 des Nein-Sagens der Wiener SPÖ ist lang. (Beifall bei der ÖVP.) 

Umso erfreulicher ist es, dass Sie uns in der Sprachförderung erstmals erkennen lassen, dass das, was die Frau Vizebürgermeisterin mit Lernförderung gemeint hat - man kann gescheiter werden -, tatsächlich nun erstmals in der SPÖ eingetreten ist. Für dieses Lernen bedanken wir uns im Sinne der Schülerinnen und Schüler Wiens ganz herzlich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie haben einen Antrag, den Sie die ganze Zeit abgelehnt haben, nämlich die Vorverlegung der Schuleinschreibung, in Wien tatsächlich erstmals umgesetzt. Sie werden erstmals heuer im April die bereits viereinhalbjährigen Kinder kennen lernen, um festzustellen, welchen Förderbedarf sie haben, um auf die Schule vorbereitet zu werden. Das ist eine alte ÖVP-Forderung. Das ist eine begrüßenswerte Maßnahme, eine notwendige Maßnahme, um allen Kindern Chancengleichheit zukommen zu lassen. Dass die GRÜNEN das nicht entsprechend unterstützen, verstehe ich nicht, denn eine reine Laisser-faire-Multikulti-Politik wird uns in Wien in Richtung Chancengleichheit und Chancengerechtigkeit für die Kinder nicht weiterbringen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Kinder brauchen Förderung. Je früher diese motorisch und sprachlich einsetzt, umso besser. Daher ist ein Kennenlernen seitens der Schule richtig und wichtig, wenngleich die Schuleinschreibung sicher nochmals unmittelbar vor Schulbeginn zu wiederholen sein wird. Interessant ist aber, dass 483 Schulleiterinnen und Schulleiter in Wien im Pflichtschulbereich diese Maßnahme Ihrer Vizebürgermeisterin aus den Zeitungen erfahren müssen, denn kein einziger Schulleiter, keine einzige Schulleiterin wurde informiert, dass die Schuleinschreibung in Wien vorverlegt wird. Künftig kommuniziert also die Wiener SPÖ offensichtlich über die Medien und nicht über die Schulverwaltung. Auch das sind Missstände, die für Unruhe sorgen, für Demotivation sorgen, die vermeidbar wären, die mit einem professionellen regionalen Bildungsmanagement nicht vereinbar sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Wiener Kinder verdienen sich eine entsprechende Förderung. Die Feststellung des Förderbedarfs ist das eine, die Leistbarkeit von Fördermaßnahmen das andere. Wenn also bei Kindern festgestellt wird, dass sie eine Förderung brauchen, dann wäre es wichtig, dass sie in Wien diese Förderung entsprechend einer Bildungseinrichtung auch gebührenfrei in Anspruch nehmen können. 

Meine Damen und Herren, wir fordern die letzten beiden Kindergartenjahre gebührenfrei, weil alle Studien der vergangenen Tage und Monate aufzeigen, dass es vor allem die Kosten sind, die verhindern, dass die Kinder rechtzeitig den Kindergarten besuchen. Auf die Studie sind wir im Übrigen durch Sie draufgekommen. Kollege Wutzlhofer hat uns den Ball geliefert, vielen Dank. Gut wäre nur, wenn Sie die Studie selber ernst nehmen würden und nicht nur über die Medien verkünden, sondern dann auch anhand der Studie tatsächlich zu einer Gebührenbefreiung der letzten beiden Kindergartenjahre kommen, wenngleich wir uns selbstverständlich in einem zweiten Schritt auch eine Förderung und Umsetzung ab dem dritten Lebensjahr gebührenfrei vorstellen können. Aber man soll einen Schritt nach dem anderen machen und für den Zeitpunkt, wo bei Kindern festgestellt wird, dass sie einen Förderbedarf haben, den auch entsprechend gebührenfrei einrichten. 

Ich kann mich noch gut an den letzten Bundeswahlkampf erinnern, wo sie versucht haben, der ÖVP zu unterstellen, dass sie für Gebühren im Schulbereich wäre. Bildung, meine Damen und Herren, beginnt nicht erst in der Schule - auch das haben Sie und die Frau Vizebürgermeisterin immer wieder betont -, Bildung beginnt bereits im Kindergarten. Wenn ich mir anschaue, wer Gebühren für Bildung verlangt, dann ist es nicht die ÖVP, sondern die Gebühren für die Bildung werden von der SPÖ verlangt, nämlich für den teuersten Kindergarten in ganz Österreich! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie argumentieren an dieser Stelle dann immer mit der sozialen Staffelung. Wir mussten anonymes Shoppen machen, um draufzukommen, welche soziale Staffelung Sie meinen. Tatsächlich ist es so, dass dieses Gesetz seit 15 Jahren besteht und die Gebühr bis heute nur pauschal erhöht wird, aber Sie bis heute nicht in der Lage sind, die Gebühren, die Sie verlangen, und die soziale Staffelung, die Sie im Kindergarten haben, offenzulegen. Ich kann mir heute einen Steuerbescheid elektronisch ausstellen lassen. Ich kann meine Steuererklärung elektronisch einreichen. Ich kann mir elektronisch ausrechnen lassen, wie hoch die Steuern sind, aber es ist in Wien nicht möglich, mein Einkommen und meinen Kindergartenplatzwunsch einzugeben, um dann elektronisch zu erfahren, wie viel ich zahlen muss. Das ist unprofessionell, das ist intransparent, das ist abzulehnen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, Containerklassen sind auch Ausdruck für die Aushungerung des Bezirksbudgets. Die Bezirke in Wien sind abgemagert und am Rande der Zumutbarkeit. Die Bildung braucht Bezirksbudgets. Wenn Sie Dezentralisierung ernst nehmen, wenn Sie Qualität in der Schule ernst nehmen, dann ist es notwendig, dass Sie die Bezirke auch entsprechend mit Budgetmitteln ausstatten. 

Das Thema Falzziegeldecke ist nach wie vor ein ganz ernstes. Erst vor wenigen Tagen hat ein Schutzengel geholfen, dass Kinder in einem Klassenzimmer in Wien nicht gestorben sind. Meine Damen und Herren, nehmen Sie das Thema Falzziegeldecke bitte endlich ernst! (Beifall bei der ÖVP.) Vor wenigen Tagen im 10. Bezirk spielen in einer Schule Kinder Fußball. Der Fußball landet an der Decke. In Folge fällt die Decke herunter. Wiener Schulkinder sind zur Zeit in den Klassen lebensgefährdet. Das ist ein Zustand, ein Missstand, der nicht länger geduldet werden kann! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wollten es vertuschen oder haben Sie dazu in den Medien Stellung genommen? Haben Sie die Eltern dieser Schule informiert, dass diese Schule eine Falzziegeldecke hat? Wussten die Eltern an dieser Schule, welchen Gefahren ihre Kinder ausgesetzt sind? – Nein! Das Einzige, was Ihnen immer dazu einfällt, ist der Maulkorberlass, der vorsieht, dass sich die Schulleiterinnen und Schulleiter mit diesen Missständen weder an die Eltern noch an die Medien wenden dürfen. Hier darf nur der Stadtschulrat sprechen. Ich habe vom Stadtschulrat nichts davon gehört, dass die Falzziegeldecke heruntergekommen ist! Auffallende Ruhe zu diesem Thema. Und das vereinbaren Sie mit Ihrem Gewissen?

Ich frage Sie daher noch einmal: Was werden Sie tun, um das Thema Falzziegeldecke endlich ernst zu nehmen? Die Mogelpackung von derzeit 560 Millionen auf 10 Jahre, wo Sie nichts anderes getan haben, als ein 10-jähriges Budget hochzurechnen und zusammenzuaddieren, ist eine Milchmädchenrechnung. Es wird ein Budget nicht höher, indem ich 10 Jahre zusammenzähle und dann stolz bin, dass es in 10 Jahren diese Summe ausmacht. Ein Hungerbudget bleibt ein Hungerbudget, auch wenn Sie es 10 Mal als Hungerbudget ansetzen! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, kommen wir aber jetzt zum Lehrerskandal. Der größte Skandal war ja heute die Presseaussendung einer Führungskraft des Stadtschulrats, die für das gesamte Personalmanagement zuständig ist. Da erklärt doch glatt diese Führungskraft den Medien gegenüber, dass Wien einen Lehrermangel hat. Ich darf Sie darauf hinweisen, dass wir in jeder Landesregierungssitzung, in der der Dienstpostenplan für die Pflichtschullehrer ist, darauf hinweisen, dass Sie ungesetzlich planen. Ich darf Sie daran erinnern, dass wir Sie in fast jeder zweiten Sitzung hier im Gemeinderat darauf aufmerksam machen, dass Sie Planungsfehler im Lehrereinsatzbereich haben. Jeder vierte Lehrer, der vom Bund bezahlt wird, langt an der Schule nicht ein. Wenn daher heute eine Führungskraft des Stadtschulrats darauf hinweist, dass die Lehrerinnen und Lehrer lieber in Niederösterreich als in Wien arbeiten, dann ist das genau auf diesen Missstand zurückzuführen, weil die Arbeitsbedingungen in Niederösterreich für Pflichtschullehrerinnen und -lehrer besser sind, deutlich besser sind als in Wien! (Beifall bei der ÖVP.)

Interessant ist, wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die vom Land in den Bund übersiedeln und der SPÖ nahe stehen, dann plötzlich ihre Sichtweisen ändern. Interessant ist nämlich die veränderte Sichtweise zum Thema Schulpsychologie, Sozialarbeit für Schüler und Schülerinnen, psychologische Beratung und Betreuung von Schülerinnen und Schülern. So mancher Mitarbeiter der SPÖ hat, solange er auf Landesebene zuständig war, argumentiert, dass hier Lehrerinnen und Lehrer eingesetzt werden sollen. Kaum übersiedeln diese Personen in den Bundesbereich, erklären sie vor den Sitzungen, dass das Landessache ist, dass das Gemeindesache ist. Also Lernfähigkeit tritt offensichtlich dann ein, wenn ich einen Perspektivenwechsel vornehme. Ich hoffe, dass die Wiener SPÖ nicht alle in den Bund übersiedeln muss, um endlich einen Perspektivenwechsel vornehmen zu können und um ihre Sichtweise umzustellen, nämlich zu sagen, jede Schule in Wien braucht im Hintergrund entsprechende Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, psychologische Betreuung für Schülerinnen und Schüler, Schulmediation, Sozialarbeit, Jugendwohlfahrt und psychologische Betreuung für Kinder und Jugendliche. Der Psychosoziale Dienst und die Kinder- und Jugendpsychiatrie sind Landesthemen, sind Gemeindethemen und können von Ihnen sofort gelöst werden, indem Sie die entsprechenden Dienstposten zur Verfügung stellen! Gewalt an den Schulen ist ernst zu nehmen! Was wir brauchen, sind daher Ressourcen für die Schulen, damit nicht Lehrerinnen und Lehrer zweckfremd für Tätigkeiten abgestellt werden, für die sie vom Bund nicht gezahlt werden. Der Bund zahlt den Unterricht, den Förderunterricht, das Land und die Gemeinde sind für den Psychosozialen Dienst, für die Jugendwohlfahrt und für die Sozialarbeit zuständig. 

Nehmen Sie das endlich zur Kenntnis! Geben Sie den Schulen die Dienstposten, die ihnen zustehen! Geben Sie den Kindern jenen Unterricht, den sie brauchen, um in ihrer Zukunft Chancen im vollen Potenzial entfalten zu können. 

25 Schülerinnen und Schüler pro Klasse, eine gemeinsame Forderung der ÖVP und SPÖ auf Bundesebene. Wir haben Ihnen vorgerechnet, Sie könnten 22 Schülerinnen und Schüler pro Klasse haben, wenn Sie die Dienstposten auf Landesebene korrekt planen würden, einsetzen würden und den Einsatz auch entsprechend evaluieren würden. Geben Sie sich einen Ruck, so wie Sie es bei der Sprachförderung gemacht haben! Lernen Sie dazu! Lebenslanges Lernen heißt es. Geben Sie sich einen Ruck und setzen wir heute die Voraussetzungen, damit morgen und im kommenden Schuljahr nicht nur die Frühförderung besser wird, sondern das gesamte Bildungswesen in Wien wieder jenen Zustand hat, der einer Weltstadt gebühren würde! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günter Reiter: Ich bitte Herrn GR Vettermann zum Rednerpult. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zu den beiden Vorrednerinnen Stellung nehmen - zum Kollegen Gudenus wurde ja schon geantwortet, aber vielleicht werde ich auf ihn doch mit einem Halbsatz, wenn es sich zeitmäßig ausgeht, eingehen – und gleich mit der Frau Cortolezis-Schlager beginnen. 

Ich meine, es war ja ein breites Potpourri, bei den Forderungen teilweise schon world-wide-mäßig vorgetragen. Ich werde daher nicht auf alle, aber doch auf einige Punkte, die mir bemerkenswert erscheinen, eingehen. Das eine sind die Falzziegeldecken, um damit zu beginnen. Ich kann mich erinnern, wir haben das ja schon lange diskutiert. Wir haben das auch beschlossen, wir haben ein eigenes Geschäftsstück dazu gehabt und dann ein Geschäftsstück zur Schulsanierung, weil Sie da gesagt haben, es wird immer abgelenkt. Übrigens ist es originell, dass Sie jemand anderem vorwerfen, eine Nein-Sager-Partei zu sein. Das ist wirklich in dem Sinn ein starkes Stück, aber: Haltet den Dieb! Sei’s drum. Was Sie also vorwerfen, das wurde abgelehnt. Was haben Sie da ursprünglich gefordert? 100 Millionen! Jetzt sind es 570 Millionen! Da hat ja die ÖVP rauf-gegambelt: Mit 100 Millionen beginnend, dann 200 Millionen und dann waren es 570. Dann haben Sie gesagt, na gut, dann doch 900 Millionen oder 1 Milliarde. Das heißt, eigentlich haben Sie viel zu wenig gefordert und das wurde dann auch zu Recht abgelehnt. Genau dieses Beispiel zeigt ja, mit welcher Seriosität Sie an die Dinge rangehen. Auch was ein Drittel der Schüler mit Sprachförderbedarf betrifft. 

Da kann ich mich auch genau an unsere Diskussion erinnern. Die ÖVP kommt hier heraus und sagt: Nur ein Drittel Migrationshintergrund. Antwort: Wir lehnen es natürlich ab. Die SPÖ antwortet, wie soll das gehen, das sind ja 50 Prozent? Wir kennen die Schülerinnen und Schüler ja, die in die 1. Klasse kommen. Das kann sich ja rein rechnerisch nicht ausgehen. Bitte passt doch ein bissel auf, was ihr fordert! (Aufregung bei StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager.) Es hat dann zwei Sitzungen gedauert und dann hat jemand nachgerechnet und festgestellt, aha, das kann sich nicht ausgehen oder wir schicken es nach Niederösterreich, ins vielgerühmte. Dann hat man gesagt: Aber was könnte sich denn noch irgendwie ausgehen, was mit einem Drittel passt? Und da ist man draufgekommen: Ah ja, nur 18 Prozent AO-Schüler, da würde das Drittel passen. Das heißt, es ist ja ein Akt der Qualitätssicherung des Wiener Schulwesens, wenn wir derartige ÖVP-Anträge ablehnen und das kommt im Gesamten allen Wiener Schülerinnen und Schülern zugute! (Beifall bei der SPÖ.)

Zu den jetzigen sprachlichen und zur frühen Förderung, zu diesem Modell, das vorgestellt wurde. Auch da glaube ich, ist Freude oder Sie haben es vielleicht auch wieder nicht ganz verstanden. Jetzt wieder ein bissel verkehrt gesagt, nämlich: Stimmt, wir haben auch eine frühe Schuleinschreibung. Warum übrigens, weil Sie das so bekrittelt haben, haben wir es den Direktoren offiziell jetzt noch nicht mitgeteilt? Das ist ja ganz klar: Weil es eine Sache des Stadtschulratkollegiums ist und wir haben es ja erst diese Woche – die Kollegin Jerusalem hat darauf hingewiesen - beschlossen. Bevor das Kollegium es nicht beschlossen hat, kann man eine offizielle Information auch nicht weitergeben, weil das eben dem Stadtschulratskollegium entsprechend vorbehalten ist. Und das andere war eine inhaltliche Klarstellung, was danach passieren soll. Aber was soll bei dieser Schuleinschreibung passieren? Da wird nämlich kein - und das ist ja diesmal das Gute - punktueller Test gemacht und da werden die Daten erfasst - Staatsbürgerschaft und die anderen Dokumente aufgenommen -, damit wir einmal datenmäßig wissen, wie sich die Schülerinnen und Schüler zusammensetzen. Und dann wird es bei 93 Prozent, die in den Kindergarten gehen, die Testung innerhalb eines Monats geben. So wie die Volksschule sagt, ob jemand AHS-reif ist oder nicht, also die abgebende Stelle ist, so wird auch dort beim Kindergarten selbst die Überprüfung stattfinden und nicht an einem Tag, nicht in einem Moment, sondern diese Überprüfung gibt es über einen längeren Beobachtungszeitraum. Dann wird gesagt: Okay, braucht ihr noch eine spezielle Förderung oder nicht? Es ist nämlich schon ein Unterschied, ob ich das zu dem Zeitpunkt mache oder ein Jahr später, denn ein Jahr später, zugegebenerweise, wird dann die Schulreife festgestellt - das muss ja die Schule machen - und dann ist das Modell 1 und 1, und erst wenn das hier noch einmal festgestellt wird, ob die Schulreife vorhanden ist, kann man die Maßnahme der Vorschule dann dransetzen. Das heißt, der Unterschied ist, dass wir immer gegen diese punktuelle Schuleinschreibung waren und weiter sind und in dem neuen Modell der Beobachtungszeitraum ein ganzer Monat ist. Und nur die 7 Prozent, die nicht in den Kindergarten gehen, werden immerhin einen ganzen Halbtag eingeladen und da wird diese Überprüfung mit KindergartenpädagogInnen entsprechend auch in spielerischer Form vorgenommen. 

Was wird hier dann auch entsprechend getestet oder was schaut man sich an? Es wird das Sprachverständnis überprüft, aber auch zum Beispiel ganz andere wichtige Dinge wie die Koordination, die Feinmotorik, das Merkvermögen, die emotionale und soziale Kompetenz und das alles bei den 93 Prozent, die entsprechend im Kindergarten sind. Wenn man sagt: Na gut, Sie haben es ja schon richtig erkannt, wer kann sich das leisten? Ja, die soziale Staffelung stellt nun einmal sicher, dass die, die wenig Geld haben, aber gerne in den Kindergarten gehen wollen, auch gehen können und wir unterstützen das sehr. Und der Schnuppertag kann ja bei den 7 Prozent, die bisher nicht gegangen sind, durchaus auch dazu führen, dass sie sagen: Okay, da gebe ich mein Kind gleich das letzte Jahr in den Kindergarten. Das wäre durchaus auch ein erwünschter Effekt, dass die, die es sozial auch brauchen, entsprechend nichts bezahlen müssen.

Jetzt wieder ein Sprung zu den mobilen Klassen, zum eigentlichen Geschäftsstück kommend. Auch die Kollegin Jerusalem hat es gesagt, aber auch von der Frau Cortolezis-Schlager war es ein entsprechender Vorwurf: Wieso wird das nicht geplant, wieso weiß das niemand? Na ja, da muss ich schon eines sagen: Wir wissen schon, wie viele Schülerinnen und Schüler es gibt. Allerdings, Wien ist schon einigermaßen mobil. So gibt es natürlich erstens die SeiteneinsteigerInnen, die plötzlich kommen und die bei der Schuleinschreibung nicht da waren. Auch die eine oder andere WienerIn taucht dann plötzlich auf. Alle DirektorInnen könnten darüber ein Lied singen. Und zweitens, wo sie wohnen, ist bei der Mobilität einer Großstadt eben nicht genau vorhersehbar. Einer der beiden Standorte, die wir heute beschließen, ist zum Beispiel ein solcher, wo viele übers ganzjährige Wohnen hingezogen sind. Die Kinder haben woanders gewohnt, wollen jetzt aber ganzjährig dort wohnen und dann gibt es hier einen entsprechend schnellen und kurzfristigen Bedarf. Und bei allen mobilen Klassen ist es natürlich ein Vorteil, entsprechend kurzzeitig reagieren zu können und diesen Bedarf auch abzudecken. Wenn Sie da nicht zustimmen, ist das eigentlich eine Bestrafung der Kinder beziehungsweise dann der Eltern, die überraschenderweise dort hingezogen sind. Und es soll sich auch jeder darauf einen Reim machen. Dass das nicht auf Dauer ist, ist schon allein von der Genehmigung her eine klare Sache. Dass das aber nicht unbedingt in einigen wenigen Jahren eine Spitze abarbeitet und nicht mehr gebraucht wird, stimmt auch. 

Man muss aber eines schon sagen: Wir hatten im 8. Bezirk in der Feldgasse eine lange Umbauphase und Container beziehungsweise mobile Klassen und da hat es überhaupt keine Beschwerden gegeben. Die Eltern haben das durchaus positiv aufgenommen, weil die Ausstattung und der Komfort eben entsprechend durchaus vergleichbar sind und waren. Auch andere Dinge wie zum Beispiel, dass man sagen kann: Na gut, dann schauen wir, was spielt sich dort energiemäßig ab, ob auch die Energiekennzahl passt. Die mobilen Klassen haben einen Standard, der für die Schülerinnen und Schüler vertretbar ist und ihnen auch entsprechend gut bekommt. Und was dort drinnen in der Klasse geschieht, ob die individuell gefördert wird oder nicht, ist natürlich nicht hauptsächlich davon abhängig, ob man in eine mobile Klasse geht oder nicht, sondern ob eine Person zusätzlich gefördert werden kann. Wenn ich nur zwei LehrerInnen drinnen habe und hier ein entsprechendes Projekt machen will, dann kann ich auch die Förderung genauso machen. Ich kann es in einer mobilen Klasse genauso machen wie in einer fest umbauten. Das ist eine Frage der Organisation, wie wir Bildung dann in der einzelnen Schule auch organisieren.

Jetzt kommen wir noch zur Kollegin Jerusalem, die da kein Konzept erkennen kann, wobei es vom Konzept her … (GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben ja kein Konzept! Sie haben gar kein Konzept! Das ist ein Irrtum!) Ja, ja, aber da wurde auch schon geantwortet. Ich sage es einmal noch, weil Sie … (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein Irrtum!) Ja, ich habe es eh gehört, was sie gesagt hat. Sie irrt sich deshalb, weil ich ja zuerst gerade, kann man sagen ... Warum hat er uns das alles aufgezählt, was hier getestet wird? Weil es hier nicht um Sprache für Frühförderung geht, sondern weil wir eben frühe Förderung aller Kinder machen und zwar sowohl von der Motorik als auch von der Merkfähigkeit und natürlich auch von der Sprache her, aber eben nicht nur. Das hat keinen rassistischen, wenn man so will, Background, keinen rein sprachlichen Background, sondern es ist ein Modell der frühen Förderung, die alle Kinder dazu befähigen soll, mit den entsprechenden Kenntnissen und Fertigkeiten die Schullaufbahn auch beginnen zu können.

Und das unterscheidet uns vom Inhalt her absolut von der FPÖ, noch dazu durch eine Sache, die in der Pädagogik ja unbestritten ist. Ich meine, ich habe es bisher, glaube ich, schon 12 Mal gesagt, aber ich werde da auch nicht aufhören, es noch einmal zu sagen: Nur wer die Muttersprache beherrscht, kann auch gut Deutsch als zweite Sprache lernen. Daher ist das für uns ein inhaltlicher Schwerpunkt, den wir versuchen, sowohl bei der frühen Förderung im Kindergarten als auch dann in den Vorschulklassen zu bringen. Nicht deshalb … (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ein Blödsinn!) Sie sagen, das ist ein Blödsinn, aber Sie sind die Einzigen, die das sagen, denn es gibt überhaupt keine einzige Universität, keine einzige PädagogIn, die darüber in irgendeiner Form publiziert haben und die das nicht festgestellt haben, weil es da x-Testungen gibt. Die Einzige, die das einfach nicht zur Kenntnis nimmt, ist die FPÖ und ich glaube, wider besseres Wissen, weil es nicht in ihren Kram passt. (Beifall bei der SPÖ.) Soweit zu den Unterschieden.

Zu den eigenen Klassen sei auch gesagt und ich hoffe, es ist auch eine Frage der Lernfähigkeit gewesen, weil Sie immer behauptet haben, alle 3 000 dieser Kinder, die einen AO-Status hatten, werden dann auch in diese Vorschulklassen kommen: Das wird ja gerade deshalb nicht der Fall sein, weil wir ja ein Jahr früher fördern, im Sinn der Klassen. Was bedeutet das? Ich sage einmal, dass zumindest die Hälfte der Kinder diesen Bedarf nicht haben wird, sondern ganz normal in die Klassen gehen kann, denn es hätte ja sonst gar keinen Sinn, dass wir so früh beginnen. 

Was passiert jetzt in diesen Vorschulklassen? Da muss man sagen, da geht es beginnend mit Verkehrserziehung über Bewegung, Sport und wieder zur Sprachförderung, im Gesamten wieder eine entsprechende Anhebung. Warum Sie das immer mit dem sozioökonomischen Status vermischen – das hat eigentlich auch schon etwas Diskriminierendes, weil das ja bedeuten würde, dass jemand, der einen sozioökonomisch schlechteren Status hat, eigentlich automatisch gar nicht schulreif sein kann und dadurch in die Vorschulklasse kommt. Auch das ist ja eine Voraussage, die, so wie Sie das generalisiert gemacht haben, auf keinen Fall zulässig ist und gegen das ich mich, was das betrifft, verwehren möchte. (Beifall bei der SPÖ.)

Aber es war die Frage: Was passiert mit den Kindern, die hier entsprechend gefördert wurden? Werden die weiter gefördert oder nicht? Da haben Sie gesagt, die Frau Präsidentin hat geantwortet: „Darüber haben wir gar nicht nachgedacht.“ Ich sage Ihnen, wir haben noch nicht über den technischen Ablauf nachgedacht: Anmeldung im nächsten Schuljahr, das wird im April oder Mai sein, bei entsprechender Schulreife Einschreibung. Darauf war das bezogen. Es ist natürlich so, dass die Klassen in dem Sinne nicht weitergeführt werden, dass das dann nicht die 1. Klasse Volksschule wird. In dem Sinn kann ich Sie beruhigen, daran ist nicht gedacht. Wir werden diese Klasse dann in den normalen Regelbetrieb in der Durchmischung, die notwendig ist, übergehen lassen. Noch dazu, wo wir solche Vorschulklassen vermutlich gar nicht an allen Standorten einrichten müssen, weil ja der Bedarf ganz unterschiedlich sein wird und hier die Kinder natürlich schon im Nahebereich, aber nicht an den einzelnen Schulen, hundertprozentig weitergehen werden. In dem Sinn wird das also nicht hinausgezogen.

Eine andere Frage ist: Was passiert hier mit den Kindern, die diese Vorschulklasse absolviert haben? Wird ihnen das ewig nachhängen? Ich gehe mit Sicherheit davon aus, dass das nicht der Fall sein wird, denn heute schon gibt es hier viele Kinder und das ist ja auch eine gute Sache, dass man fünf Jahre brauchen kann. Diese Chance, sich hier in Ruhe zu entwickeln, nützen auch viele Kinder und nützen auch viele Eltern. Hier entsprechend ruhig und mit Sicherheit ohne Überforderung zu beginnen - dann wird es auch gelingen. 

Zur Neuen Mittelschule und auch zur 15a-Ver-
einbarung, weil Sie das angeschnitten haben. Wir haben uns sehr gefreut, dass uns das im eigentlichen Wortsinn nichts kostet, noch dazu, wo Wien ja vieles dazu bezahlt. Was aber stimmt, ist, dass hier entsprechender Raum in den Kindergärten geschaffen wird und diese baulichen Maßnahmen vom Bund gefördert werden. Und da wird ja das Geld verdoppelt. Was die frühe Förderung, was den Personeneinsatz im Kindergarten betrifft - aber nicht beim Bau -, so wird das in der 15a-Vereinbarung geregelt. Also man kann auf keinen Fall sagen, dass wir hier gar nichts dazu zahlen. Aber es gibt eine entsprechend gute Vereinbarung und die wurde auch begrüßt und wir haben sie ja auch unterschrieben, weil es einfach im Wiener Interesse ist, das zu machen. 

Eine Sache habe ich mir auch noch notiert, weil ich da einfach gerne einen Widerruf möchte, weil die Frau Cortolezis-Schlager immer wieder behauptet, jeder vierte Lehrer unterrichtet nicht, kommt nicht an die Schule, tut nicht das, wozu er vorgesehen ist. Also ich meine, das sind Zahlen, die echt aus dem Märchenbuch kommen, weil es natürlich einen Dienstpostenplan gibt, den wir im Stadtschulrat beschlossen haben. Es gibt dort zwei Varianten, die eine, was wir brauchen. Aber wir haben jetzt vieles an Lehrerinnen und Lehrern wieder zurückbekommen, die wir unter der Gehrer-Zeit verloren haben. Wir wollten da aber auch immer einige hundert Lehrer mehr haben und wir haben das auch dokumentiert. Wenn das gesagt wird, dann passt es auch. Das ist auch im Stadtschulrat offen diskutiert worden. Das mit jedem vierten Lehrer ist absoluter Unsinn. Dass wir mehr Schulpsychologen gefordert haben, ist ja ebenfalls nachweisbar und dass wir die Jugendwohlfahrt entsprechend im Land haben und ernst nehmen ebenso. 

Zur Neuen Mittelschule nur ein Wort, weil da noch nicht klar ist, ob wir das auch gemeinsam mit der ÖVP umsetzen können. Dazu möchte ich inhaltlich eine Sache sagen, nämlich: Wir werden diesen Schulversuch, der natürlich auch nur das sein kann im Gegensatz zu dem, was wir ursprünglich gefordert haben, weil mehr ja bundesgesetzlich nicht möglich ist - aber ich stehe auf dem Standpunkt, wenn man in einzelnen Schulen nachweisen kann, dass es entsprechend gut läuft und wir diese Möglichkeiten auch haben, dann wird die Akzeptanz steigen und wir sollten uns daher dieser Chance nicht leichtfertig berauben. Es macht natürlich nur einen Sinn, so einen Schulversuch auch durchzuführen, wenn entsprechende AHS dabei sind und wenn es gewährleistet ist, dass man, bildlich gesprochen, eine Volksschulklasse hat und es egal ist, ob man sich bei dem Versuch dann in der AHS oder in der früheren Hauptschule, jetzt KMS, anmeldet, wo ja bei beiden nach dem wortidenten Lehrplan vorgegangen wird. Wenn das auch gewährleistet ist und wenn wir die Schulen dazu haben, werden wir den Versuch auch machen können. Alles andere, also nur einen reinen Schulversuch, der sich auf die frühere Hauptschule, die jetzige KMS, beschränkt, hätte vermutlich tatsächlich wenig Sinn. 

Und was Sie wiederum gegen die Begabungszertifikate haben: Es ist ja ganz klar, dass jede Schule das entsprechend bewirbt - und auch das ist ja heute schon so, wenn man sich auf den Homepages umschaut - und sagt, wir haben da einen besonderen Schwerpunkt und hier einen besonderen Schwerpunkt. Das ist aus meiner Sicht auch ganz okay. Das entbindet natürlich tatsächlich keine einzige Schule davon, entsprechend dem Lehrplan die individuelle Förderung für jede und jeden durchzuführen, und das muss auch so sein. Aber was wir in spezieller Weise als den einen oder anderen Schwerpunkt benennen und sich einzelne Schulen das überlegen und sich besonders darauf spezialisieren, steht dazu nicht im Widerspruch. Fest steht, es muss jede Schule, und ich bin mir auch sicher, dass es jede Schule kann, auch entsprechend individuell fördern. Natürlich kann es nicht in allen Schulen jede Form - Stichwort Montessori-Klassen, Mehrstufenklassen – geben, denn so viel wird dann doch wieder nicht nachgefragt, auch wenn wir hier Jahr für Jahr eine steigende Anzahl haben. Dass es hier oft auch einen weiteren Schulweg gibt, wenn die Eltern das unbedingt haben wollen, ist unbestritten. Aber es ist auch hier immer so, dass das meist im eigenen Bezirk möglich ist und keine Herumfahrerei durch ganz Wien notwendig ist. Daher kann ich Sie auch hier beruhigen. Das, was jede Schule können soll und muss, wird jede Schule können und kann auch jede Schule. Daher kann man sein Kind eigentlich unbesorgt in die nächste Grätzelschule schicken. Das Kind wird das volle Programm bekommen. Wenn man auf spezielle Weise den Elternteil orientiert, ist das auch okay. 

Ja, und dadurch, jetzt schon zum Schluss kommend, sieht man eben, dass wir mit dem Modell der frühen Förderung, mit dem Modell einer Förderung von einem Jahr im Kindergarten, diese punktuelle Überprüfung weggebracht haben. Und falls es dann notwendig ist – da sagen wir 1 plus 1, aber das Zweite ist ja die Frage: Ist es überhaupt notwendig? -, haben wir noch einmal die Möglichkeit, noch ein neues Jahr dazu zu geben, um entsprechend unbelastet und mit guten Voraussetzungen in die Schule reinzukommen. Ich glaube, das ist die beste Gewähr für die Schülerinnen und Schüler, sich bei ihrer Schullaufbahn wohl zu fühlen, sich gut einzubringen und gut zu integrieren.

In dem Sinn bringt dieses neue Modell einen guten Start. Wir starten ja jetzt im April/Mai und dieser Start bringt einen guten Start für die Schülerinnen und Schüler in Wien und darauf können wir stolz sein! - Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr Mag Jung. Ich erteile es ihm. Ab jetzt ist die Redezeit 20 Minuten.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke, Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau - na wieder einmal nicht anwesend, aber vorher von Diskussionskultur reden! (GR Heinz Vettermann: Sie kommt gleich! - GR Christian Oxonitsch: Kommt gleich!) Diskussionskultur setzt Anwesenheit voraus, Herr Klubobmann! Aber wenn einem die Debatte so unwichtig ist, dass man nicht einmal dabei ist! Von der Frau Brandsteidl sind wir das mittlerweile ja schon gewohnt. Schimpfen ist leicht und dann davonrennen! Aber ich verstehe ja ihre Position, dass sie nach ihrem letzten Hoppala von vorgestern auf Tauchstation geht, weil sie bei ihren eigenen Leuten Erklärungsbedarf hat mit dieser komischen Matura. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich gehe ganz kurz auf den Kollegen Vettermann ein, um der Frau Stadtrat die Möglichkeit zu geben, hereinzukommen. Sie haben sie ja schon alarmiert, nehme ich an. Der Kollege Vettermann hat vorhin wieder einmal massiv zugeschlagen und konnte nicht anders, als im Zusammenhang mit der FPÖ gleich wiederum vom rassistischen Background zu reden. Herr Kollege Vettermann, jetzt sage ich Ihnen was: Bremsen Sie sich ein! Das wird langsam schon so langweilig! Und wenn man in die heutige „Kronen Zeitung“ reinschaut über den rassistischen Background und über das fehlgeschlagene Attentat oder teilweise durchgeführte Attentat auf eine Moschee, dann lese ich: „Vom beliebten Gemeinderat zum Sprengstoffattentäter.“ Und wo war er denn Gemeinderat? Bei der SPÖ war er Gemeinderat, nicht bei den Freiheitlichen, so wie der Herr Fuchs in einem sozialistischen Haushalt sozialisiert wurde und nicht in einem freiheitlichen! Aber Sie arbeiten hier immer mit der gleichen Holzhammermethode mit den Vorwürfen. Kehren Sie zuerst im eigenen Haus, bevor Sie über andere reden, das sage ich Ihnen! (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt kommen wir einmal zurück zum Schulbereich und zu der noch immer nicht anwesenden Frau Stadtrat. In diesem Bereich hat man ja das Gefühl - und sicherlich auch deswegen genug zu tun -, dass diese moderne Methode des Managements bei ihr Eingang findet, sowohl in dem, was die Vorbereitung für die Europameisterschaft betrifft, als auch, was den Schulbereich betrifft: Hinüber, herüber, hin, her, dort ein Public-Viewing-Bereich oder vielleicht dort doch nicht und so weiter. Es herrscht in ihrem Bereich das totale Chaos und es wird höchste Zeit, dass sie, wie man eh hört, ihren Posten abgibt, damit wieder ein bissel Ordnung in dem Bereich eintritt, das kann ich Ihnen sagen. Nur, das EM-Debakel, das drohende, das ist in spätestens vier Monaten vorbei, aber die Fehler im Schulsystem werden unsere Kinder und Enkelkinder noch in Jahrzehnten ausbaden müssen und das ist das Tragische an dieser Entwicklung! 

Und dann kommt aber ein vernünftiger Ansatz. Die Frau Kollegin Jerusalem hat mich heute ein bisschen erschreckt, weil sie so viele ähnliche Punkte wie ich angeführt hat. Ich habe gleich bei mir überprüft, aber es handelt sich bei diesen Punkten eher um die Fakten Gentleman’s Agree und Fact. Hier angesprochen ist unter anderem die Containergeschichte. Das ist wirklich beschämend für eine Stadt wie Wien, in dem, wie Sie immer betonen, fünftreichsten Land der Welt und so weiter und Wien ist das beste und allerbeste und überhaupt in diesem fünftreichsten Land. 

Wir haben heute an die 50 Punkte auf der Tagesordnung. Davon ist der weitaus überwiegende Teil Förderungen. Und so ist es in fast allen unseren Gemeinderatssitzungen, viele, zu viele von diesen Förderungen. Da muss man sich wirklich fragen, ob sie erstens so dringend oder zweitens überhaupt notwendig oder drittens vielleicht sogar kontraproduktiv wären? 

Hier könnte man wirklich, wie Sie so modern immer sagen, Gelder umschaufeln in diesen Bereich, damit unsere Schüler heute in Mitteleuropa nicht in Containern sitzen müssen, denn das ist eine Schande für Wien. Und dass es eine Schande ist und dass es ja auch Ihnen peinlich ist, merkt man, denn auf allen anderen Schulgebäuden steht doch immer „Errichtet unter Bürgermeister Häupl" oder, oder. In dem Fall habe ich noch auf keinem der Container gesehen „Errichtet unter Bürgermeister Häupl", obwohl die schon fast zum Gewohnheitsrecht in Wien geworden sind. Also hier wäre einiges zu tun.

Und nun kurz zum neuen Volksschulkonzept. Sie sagen, das hat nichts mit unserem Konzept zu tun. Sie schreiben es doch wörtlich ab! Es geht, verkürzt, um das Vorschuljahr und um nichts anderes in dieser Sache. Das ist es. Und jetzt frage ich mich wirklich: Wie schlecht muss es Ihnen mit den Schulen und mit Ihrem Schulkonzept schon gehen, wenn Sie jetzt auf das freiheitliche Konzept zurückgreifen? (GR Christian Oxonitsch: Machen Sie sich keine Sorgen!) Sie hätten sich ja sonst wirklich etwas anderes einfallen lassen müssen. Aber Sie merken, Sie sind am Ende. Unsere Volksschulen sind vor dem totalen Chaos, und jetzt versuchen Sie zurückzurudern. Nur, Sie sind um Jahre, wenn nicht um ein Jahrzehnt zu spät damit. Aber ich meine, besser jetzt als nie. Leiden darunter tun ohnedies nicht Sie, sondern unsere Kinder. Das ist das Problem dabei. – Soweit der Volksschulbereich.

Wenn jedoch einmal etwas Vernünftiges kommt im Volksschulbereich, dann wird in anderen Bereichen sofort wieder zurückgerudert. (Zwischenruf bei der FPÖ.) Nein, sie ist noch nicht da, ich werde es ihr aber trotzdem sagen. Die Frau Stadtrat hat sich vorhin über den Ausdruck „durchgeknallt" im Zusammenhang mit ihrem Vorschlag bezüglich der türkischen Matura beschwert. Dann sage ich halt nicht durchgeknallt, aber ich sage Ihnen, sie ist von allen guten Geistern verlassen, einen solchen Vorschlag einzubringen. Und dass er ihr und Ihnen unangenehm ist, das merkt man schon am Zurückrudern, das bereits voll im Gange ist. Wahrscheinlich haben Ihnen Ihre Fachleute gesagt, dass das eine Schnapsidee erster Ordnung ist. Und wenn sie das jetzt bestreiten will und sagt, es geht ja ohnedies nur um die Matura in Türkisch, dann ist das schlichtweg nicht wahr. 

Ich lese Ihnen aus ihrem Interview in der „Presse" vor: „Künftig sollen die Maturanten die Möglichkeiten haben, in ihrer Muttersprache die Reifeprüfung abzulegen, fordert die Bildungsstadträtin. Dabei soll Deutsch als erste Fremdsprache genommen werden." Als erste Fremdsprache! Das ist es, und das ist der große Unterschied zu dem, was hier bisher besteht. 

Entweder hat sie sich das nicht überlegt, dann soll sie es richtigstellen (GR Jürgen Wutzlhofer: Das hat sie ja gerade gemacht!) Na bitte, da herinnen! Wer hört denn zu? Da hören ja nicht einmal Ihre Abgeordneten zu. Wer ist denn da von Ihnen? (GR Christian Oxonitsch: Haben Sie zugehorcht? Sie wiederholen etwa, was vor zehn Minuten richtiggestellt wurde!) Die sitzen alle in der Mittagspause, und dann sagen Sie, das genügt. Da soll sie hinausgehen und soll das ordentlich richtigstellen (GR Christian Oxonitsch: Sie sollten zuhören! Waren Sie überhaupt herinnen?) –, ich war da –, dann werden Sie einmal sehen, was der Journalist der „Presse" Ihnen erwidern wird. (GR Christian Oxonitsch: Es gibt einen Unterschied zwischen Hören und Verstehen bei Ihnen! Das sind zwei Kategorien bei Ihnen!) Dann wird die Debatte nämlich wirklich interessant, aber nicht, indem da still und leise in einem Nebensatz etwa dazu gesagt wird. Hier steht es schwarz auf weiß, Herr Kollege. (GR Christian Oxonitsch: Hören und Verstehen sind zwei Kategorien bei Ihnen!) Sie regen sich ja nur so auf, weil Sie wissen, dass dieser Unsinn von den Österreichern und von den Wienern nicht mitgetragen wird. Das ist das Faktum, Herr Kollege. (Beifall bei der FPÖ.)

Abgesehen davon: Wenn diese Forderung ausgeführt würde, da kämen ja alle möglichen anderen Nationalitäten mit dem gleichen Recht zu uns. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben nicht zugehört! Sie sollten zuhören, Herr Kollege!) Die Serben, die eine größere Gruppe als die Türken bilden, werden dann die serbische Matura fordern (GR Christian Oxonitsch: Sie sind der lebende Beweis dafür, dass Sie nicht zuhören können!), und das wird dann mit den Chinalokalbesitzern enden, die die chinesische Matura fordern. Mit dem gleichen Recht, Herr Kollege. (GR Christian Oxonitsch: Sie verstehen es einfach nicht!)

Abgesehen davon, dass das Ganze nicht organisierbar und nicht finanzierbar ist: Diese Idee ist schlichtweg nicht durchdacht worden und ist das, was ich gesagt habe, nämlich eine Schnapsidee.

Und letzten Endes – das sage ich Ihnen auch; die Frau Kollegin Jerusalem hat es in einer anderen Art und Weise angesprochen, aber das gleiche Wort verwendet – würden diese Schulen zu reinen Ghettoschulen. Denn glauben Sie, dass da ein großer Andrang der Österreicher oder der Serben in eine solche türkische Schule wäre? – Nein, ganz sicher nicht! Und das wollen gerade Sie, die Sie doch vorher gesagt haben, wir brauchen die Integration. 

Die Frau Stadträtin hat anscheinend die berüchtigte Kölner Rede des türkischen Staatspräsidenten, der dort seine Sensibilität betont und seine Erwartungen an die Gastländer zum Ausdruck gebracht hat, als Auftrag verstanden und möchte das nun – Sie werden sie ja jetzt ohnedies einbremsen – umsetzen.

Der Herr Erdogan hat die Erhaltung der Sprache, der Identität, der Kultur und der Tradition in den Gastländern durch Grundschulausbildung in türkischer Sprache gefordert. Die Frau Stadtrat ist ja noch türkischer als der Herr Erdogan. Sie fordert jetzt die türkische Matura bei uns in Österreich.

Ich kann Ihnen nur eines sagen, Frau Stadtrat: Deutsch, Frau Stadtrat, ist laut Verfassung die Amtssprache dieses Landes, und Deutsch wird sie auch bleiben. Der Schulversuch, den wir schon einmal mit Kurdistanisch gehabt haben, soll jetzt nicht durch Türkisch ersetzt werden. (GR Heinz Vettermann: Kurdisch heißt das, glaube ich! Aber bitte!) Er würde genauso scheitern, und wir wollen und brauchen das genauso wenig, wie wir die Austragung der Konflikte eben dieser Ethnien in unserem Staatsgebiet brauchen können, die aber jetzt auch schon einzusetzen beginnen. 

Sie haben das früher auch immer von der Hand gewiesen, wenn wir davor gewarnt haben. Jetzt haben wir es vor der Haustüre. Jetzt haben wir die Demonstrationen der Kurden gegen die Türken, der Serben gegen die Kosovaren, und dann kommen andere auch noch auf uns zu. (GR Harry Kopietz: Wer hat denn die Serben aufgehetzt? Ihr Vorsitzender!) Na, jetzt hören Sie aber bitte auf! Wenn er gesagt hat, dass dem UNO-Recht entsprechend die Ausrufung des Kosovo als selbstständiger Staat Unrecht ist, dann ist es ein Unrecht, egal, ob das die Serben oder sonstige sind. (Beifall bei der FPÖ.) Nur, Sie wollen es drehen, wie Sie es gerade brauchen. Das ist der große Unterschied, Herr Kollege. (GR Harry Kopietz: Ihr Vorsitzender Strache hat die Serben bei uns aufgehetzt!) Das ist kein Aufhetzen, wenn man sagt, dass jemand völkerrechtlich da ist. 

An dem Wirbel, der entstanden ist, sind Sie selber schuld, denn nicht wir haben sie alle hereingeholt, und nicht wir haben bei der Polizei in Wien versagt, wie das Versagen der Polizei in Wien jetzt überhaupt gang und gäbe ist. Da brauchen wir nur die großen Polizeichefs Wiens anzuschauen – ich erinnere an gestern –, da hat der Landeshauptmann auch einiges mitzureden gehabt bei der Ernennung. Also ganz von selber kommen die alle nicht. Sie sind schuld. Sie sind groß dabei, die Lorbeeren einzuheimsen, wenn es um Wien geht, wenn es um die Pleiten geht, dann sind Sie still. Die Pleiten aber werden mehr und mehr und mehr. Die Bürger erkennen das, und Sie werden Ihre Antwort erhalten, Herr Kollege, das sage ich Ihnen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Harry Kopietz: Das glaube ich nicht!)

Jetzt sage ich Ihnen noch etwas: Wenn jemand fordert, Deutsch als erste Fremdsprache nach Türkisch zu lernen, dann wird derjenige, der das lernt, sich immer zuerst als Türke fühlen und dann als Österreicher. Und was ist, frage ich Sie – ich habe Sie das schon einmal gefragt –, wenn die Interessen beider Staaten divergieren? Was glauben Sie, für wen sich der dann im Zweifelsfall entscheiden wird? 

Diese Zugehörigkeitsproblematik wurde vom Herrn Erdogan ebenfalls ganz, ganz eindeutig angesprochen, als er die Loyalität der Auslandstürken zum Mutterland eingefordert hat. Parteigründungen sollten das sicherstellen. Bei der Arbeiterkammer in Vorarlberg haben wir schon eine türkische Liste gehabt. In Niederösterreich tritt in zwei Wochen erstmalig das LNÖ an; LNÖ, eine Liste, die wahrscheinlich Sie Stimmen kosten wird. So etwas Ähnliches werden Sie auch in Wien erleben. Hier dürfen offenkundig Leute wählen, die nicht einmal die Sprache des Landes verstehen, in dem sie Staatsbürger sind, denn sonst wäre es nicht notwendig, dass man ihnen eine „Seçim Bilgilendirmesi“ – das muss eine Wahlinformation auf Türkisch sein – liefern muss, damit sie überhaupt verstehen, wen sie wählen sollen. 

Das ist die Folge Ihrer Einwanderungspolitik. Das ist die Folge Ihrer Bildungspolitik. Das ist die Folge der Probleme und Schwierigkeiten, in die Sie diese Stadt und dieses Land stürzen und die Sie und niemand anderer zu verantworten haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Die Frau Stadtrat hat hier zwei sehr widersprüchliche Forderungen zur Debatte stellen lassen. Das eine ist die Volksschulgeschichte, der wir zustimmen können, das Zweite ist – ganz gegensätzlich – die Frage der Matura und der Schulausbildung in den höheren Schulen auf Türkisch.

Jetzt scheint sie sich von beiden ein bisschen distanzieren zu wollen. Das eine soll um Gottes willen nicht die Idee der FPÖ gewesen sein. Ich sage Ihnen, lesen Sie die Pressedienste aus 2007 nach, und Sie werden fast wörtlich Ihre Vorschläge finden. Und das Zweite ist: Sie rudern zurück von der Schule auf Türkisch, dass nur noch auf Türkisch maturiert werden kann. Eine Matura ablegen können Sie auch in allen möglichen zusätzlichen Sprachen. Das war nie die Frage und wäre auch nichts Neues gewesen.

Sie haben ja gemerkt, Frau Stadtrat, das war Unsinn, was Sie gemacht haben, und die PR zitiert anscheinend Konrad Adenauer: „Was schert mich der Unsinn, den ich gestern gesagt habe.“ Ja, das könnte man leicht sagen, aber das Problem ist: Es geht hier nicht um den Unsinn von gestern, es geht um den Unsinn von morgen, der unseren Kindern schaden wird. 

Beruhigend bei der ganzen Geschichte ist nur, dass wir Gott sei Dank für die Frage der Matura genauso wenig zuständig sind wie die Frau Brandsteidl. Es war ohnedies nur heiße Luft, die Sie in diesen Versuchsballon hineingeblasen haben, und dieser Versuchsballon wird genauso zerplatzen, Frau Kollegin, wie die Sandkastenträume Ihres Kanzlers. Dessen bin ich mir sicher. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Der Herr Kollege Jung hat jetzt das Wort Unsinn sehr oft strapaziert. Ich möchte jetzt nicht Ihre Ausführungen zur kurdistanischen Matura, oder welche Beispiele da noch gekommen sind, kommentieren, aber ich glaube, Sie sollten sich doch etwas ernsthafter mit dem jetzigen Schulsystem auseinandersetzen und sich anschauen, in welchen Gegenständen, auch Sprachen, schon jetzt maturiert werden kann, und Sie werden zu Ihrem Erstaunen feststellen, da ist zum Beispiel auch Chinesisch dabei. Oh Gott, oh Gott, wie schrecklich! Ich weiß nicht, woher Sie Ihre Angst, Ihre Paranoia vor einer Türkisch-Matura haben. Das muss offensichtlich ganz, ganz tief drinnen liegen bei Ihnen, sonst würden Sie sich hier nicht so darüber echauffieren, dass es diese Möglichkeit jetzt gibt. 

Zurück wieder zu dem Thema Wiener Förderungsmodell, neue Schuleinschreibung und sprachliche oder beste Gesamtförderung der Kinder. Wir begrüßen es, dass es eine möglichst frühe Förderung bei den Kindern gibt. Wir glauben, dass das sehr, sehr wichtig ist, dass hier auch einiges im Argen lag und dass es eines viel größeren Engagements bedarf, und zwar bereits im Kindergarten, aber nicht so wie mit diesem neuen Modell, sondern mit der Förderung der Kinder muss schon im ersten Kindergartenjahr, schon in der Krippe angefangen werden. 

Aber was jetzt hier passiert ist – ich kann es nur als „passiert" bezeichnen –, ist schon etwas Erstaunliches, denn was Sie erzeugen, ist Unsicherheit bei den Eltern, Chaos bei den Eltern, die eigentlich davon ausgegangen sind, dass im November die Schuleinschreibung für das Schuljahr 2009 ist. Jetzt erfahren sie aus den Medien so nebenbei – zumindest diejenigen, die halt die Zeitungen verfolgen und lesen –, dass das irgendwie vorgezogen wird. Sie wurden nicht vorher informiert, SchulleiterInnen ebenfalls nicht. Das wurde mit dem Beschluss im Stadtschulrat begründet. Dann muss man sich aber überlegen, ob das wirklich so sinnvoll ist, jetzt quasi die Eltern vor vollendete Tatsachen zu stellen und zu sagen, ihr habt nicht mehr bis November Zeit, sondern ihr müsst euch jetzt um die Schulen kümmern. Das ist nämlich genau der Fall, dass sie jetzt im März Zeit haben, wo die Osterferien sind. Das heißt, es wird ein bisschen schwierig sein mit Terminen in den Schulen, um sich anzuschauen: Was wird dort angeboten, wie schaut es dort aus, wie ist die Ausstattung, gibt es einen Turnsaal, gibt es eine Garderobe, wie ist es dort? Das heißt, diese Zeit fällt auch weg, und es sind eigentlich nur mehr drei bis vier Wochen, in denen sich die Eltern mit der Schulwahl auseinanderzusetzen haben, mit diesem jetzt so überhaps eingeführten neuen Schuleinschreibungsmodell. Das heißt, dass die Eltern – das ist zumindest der Aussendung von der Pressekonferenz der Frau Vizebürgermeisterin und der Frau Stadtschulratspräsidentin zu entnehmen – den Informationsbrief Ende März, Anfang April bekommen. Das heißt, wenn Sie das offiziell erfahren, haben sie noch drei Wochen Zeit, sich eine Schule anzuschauen beziehungsweise eine Schulwahl zu treffen. 

Alle, die schon jemals eine Volksschulwahl getroffen haben für ihre Kinder – und es sitzen ja einige hier, die das hinter sich oder auch vor sich haben –, wissen, dass das nicht so einfach ist. Man pilgert von Schule zu Schule, schaut sich das an, spricht mit den LehrerInnen, spricht auch mit den Eltern der Freunde und Freundinnen der Kinder – wo gebt ihr das Kind hin? –, und, und, und. Das geht nicht in drei Wochen, das ist völlig undurchführbar, und das kritisiere ich massiv an diesem Modell. 

Denn was machen die Eltern? Sie brechen jetzt, wie ich schon erwähnt habe, echt in Panik aus und wissen nicht, wie sie das organisiert bekommen. Und dann ist es vielleicht so, dass man es bis zu diesem 28. April, wenn dann die Einschreibung startet, schafft mit einer Idee, in welche Schule das Kind gehen wird.

Die „Tage der offenen Türen" – ich habe das jetzt auf der Stadtschulratseite im Schulführer gegoogelt – waren alle im September, im Oktober, im November, und es wurden keine Vorkehrungen getroffen mit den Schulen, dass es Angebote gibt, wo man hingehen und sich das anschauen kann, sondern es wird so sein, dass sich die Eltern mit dem Lehrkörper, mit der Direktion dort Termine ausmachen. Na, das schaue ich mir an, wie das geht! Dann werden alle Lehrer damit beschäftigt sein, interessierten Eltern ihre Schule vorzustellen, wenn es keinen „Tag der offenen Tür" gibt, der ja eine sinnvolle Einrichtung ist. 

Also ich glaube, Sie haben sich hier nicht sehr gut überlegt, wie das wirklich dann in der praktischen Durchführung bei den Eltern und bei den Kindern ankommt. Ich glaube, dass hier massiver Nachschärfungsbedarf besteht.

In der Aussendung dazu, die es ja am 26. Februar gegeben hat, ist einiges nachzulesen, wie das jetzt laufen soll. Dieselbe steht auch auf der Stadtschulrats-Homepage – schön, dass es da drauf ist, aber es ist eben keine direkte Information an die Eltern beziehungsweise an die SchulleiterInnen –, und dort ist nachzulesen – und das ist etwas, was mich schon sehr verblüfft hat –, dass die muttersprachliche Förderung „angestrebt" ist. Na, ist es jetzt muttersprachliche Förderung, die es dann geben wird, oder ist sie nur angestrebt? Und vor allem: Woher kommt das Personal dafür? Das möchte ich wirklich gerne wissen – der Kollege Wutzlhofer kommt ja noch nach mir dran –, wie das ist mit der Personalsituation? Wird es zusätzliches Personal in den Kindergärten geben, das nicht nur die muttersprachliche Förderung, sondern dann auch die gesamte sehr, sehr wichtige Förderung in allen Bereichen macht? Läuft das wieder nebenbei im normalen Kindergartenalltag mit dem jetzigen schon sehr, sehr strapazierten Personalkontingent ab oder wird es zusätzliches Personal geben, das hier in diese Förderungsschiene einsteigt? Wird es dann auch für die Vorschulklassen zusätzliches Personal in den Schulen geben? 

Das ist alles nicht geklärt beziehungsweise wurde es nicht gesagt, nicht ausgesendet, oder es ist noch nicht angedacht oder noch nicht fertiggedacht. Man weiß ja nicht, woran das liegt. Ich vermute, dass sich für die Kinder, die im Kindergarten sind und die dann dieses großartige Screening über diesen einen Monat – das wird im Mai sein – hinter sich bringen, gar nichts ändern wird. Es wird einfach normal weiterlaufen im Kindergarten. Es gibt – das wissen wir alle – Förderung im Kindergarten, das machen die PädagogInnen meiner Meinung nach sehr gut. Das heißt, es wird festgestellt, es bräuchte eine Förderung. Die Kinder, die im Kindergarten sind, werden einfach ganz normal weiter in den Kindergarten gehen, und es wird sich für diese Kinder nicht viel ändern, außer es gibt wirklich mehr Personal, mehr Raum, mehr Platz, was alles offensichtlich nicht gegeben ist, denn sonst würden wir es ja schon wissen beziehungsweise würden wir Anträge, Budgetanträge oder Raumanträge vorliegen haben. 

Das heißt, für die Kinder ändert sich einmal gar nichts. Das Kind geht in den Kindergarten, wird gescreent, die Eltern bekommen die Information, ihr Kind hat vielleicht einen Feinmotorikförderbedarf, aber es geht ohnehin in den Kindergarten, da machen wir halt weiter mit den Dingen, die wir im Kindergarten machen. Das heißt, hier ändert sich nichts. 

Aber was noch immer nicht beantwortet ist – und das geht auch aus der Presseaussendung nicht wirklich hervor –: Was ist mit jenen, die nicht in den Kindergarten gehen? Die werden eingeladen, steht hier, die werden eingeladen von der MA 10, und die kommen dann oder sie kommen nicht. Gut. Jetzt haben sie eine Einladung und kommen – wir gehen einmal davon aus, sie kommen –, und dann soll das in den Räumlichkeiten von Horten oder in den Horträumlichkeiten der Schulen – zumindest lese ich das so; vielleicht habe ich das auch falsch gelesen, ich lasse mich gerne eines Besser belehren – der Stadt Wien passieren. 

Jetzt wissen wir aber, dass die Horträumlichkeiten nicht immer zur Verfügung stehen. Wenn die Kinder früher Unterrichtsschluss haben, wenn Stunden ausfallen, wenn Konferenzen sind und, und, und, dann kommen die Kinder, die in der Schule sind, früher in den Hort. Jetzt sitzen aber in den Horträumlichkeiten Kinder, die eigentlich die Förderung bekommen sollten. Was passiert mit denen? Ist es dann eine Stunde in der Woche, wenn es sich gerade ausgeht? Wird es durchgängig gemacht? 

All das sind Fragen, die nicht beantwortet sind, die Sie vor allem den Eltern nicht beantworten, die jetzt massiv – ich kann es nicht oft genug sagen – verunsichert sind. Es ist alles nicht klar, und ich bin schon gespannt, welcher umfassende Brief das dann werden wird vom Stadtschulrat an die Eltern, in dem all diese Fragen, die auftauchen, erklärt werden, oder wo auch immer sie dann diese Information herbekommen. 

Ich denke mir, so gut es vielleicht gemeint ist, aber es ist überhastet. Dieses neue System der frühen Förderung ist meiner Meinung nach nicht durchgedacht, so gut es auch klingt, aber es gibt einige Probleme damit, die ich gerne beantwortet hätte.

Und was ich schon noch als nicht gelöst anführen möchte, ist, dass – wir haben ja schon sehr oft darüber gesprochen – die Schnittstelle zwischen Kindergarten und Volksschule unbefriedigend ist, dass es hier eine Trennung gibt. Da sind die KindergartenpädagogInnen, die die Kinder kennen und betreuen und wissen, wo ihre Stärken und Schwächen liegen, und dann kommen die Kinder in eine Schule, wo sie bei der Schuleinschreibung mit einer Direktorin konfrontiert sind, die von dem Kind gar nichts weiß. Das wird jetzt durch diese vorgelagerte Phase vielleicht etwas entschärft, aber im Endeffekt entscheidet doch wieder die Schuldirektorin dann im Mai 2009 über die Schulreife. Das heißt, diese Schnittstellenproblematik ist nicht gelöst. Das heißt, es liegt wieder in der Schule bei der Frau Direktor oder beim Herrn Direktor, die dann entscheiden: Die Maßnahmen haben nicht gefruchtet, oder das Kind kommt vielleicht aus einem Elternhaus, das finanziell nicht so gut gestellt ist, wo die Beziehungen vielleicht nicht so gut sind, und, und, und. Und es wird diagnostiziert: Keine Schulreife! Das heißt, die KindergartenpädagogInnen werden in diese – unter Anführungszeichen – Schulreifefeststellung - wieder nicht – oder vielleicht doch? – eingebunden. Hier fehlt einfach ein Teil, denn sonst hätte man sich das mit dem Screening im Kindergarten sparen können.

Zum Schluss: Ich würde Sie wirklich auffordern, raschest, sofort, und zwar wahrscheinlich noch nächste Woche, denn dann ist schon Anfang März, die Eltern zu informieren, den Eltern umfassend zu erklären, welche Schritte sie jetzt tun sollen, tun müssen, und die Schulen aufzufordern, Angebote zu setzen, damit sich die Eltern informieren können, welches Angebot die Schulen, die sie ins Auge fassen, haben, damit diese Eltern die Möglichkeit haben, sich zu informieren, eine Auswahl an Schulen zu treffen, die sie dann ja für die Schuleinschreibung brauchen, also die Eltern nicht, so wie bis jetzt in den letzten Tagen, völlig allein im Regen stehen zu lassen. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Anger-Koch. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Mir geht es hier in dieser Rede um die Mobilklassen, die in meinem Bezirk und im 22. Bezirk aufgestellt wurden, denn es macht mich eigentlich schon sehr unglücklich, dass Sie Kindern zumuten, während ihres Unterrichts in Containerklassen auszuharren und ihnen dort eine ganztägige Betreuung zukommen zu lassen. Wenn man in die Arbeitswelt schaut, würden solche Container vom Arbeitsinspektorat wahrscheinlich geschlossen werden, und man könnte dort nicht einmal arbeiten. 

Da nehmen Sie wahnsinnig viel Geld in die Hand, stellen den Kindern dort Container hin, in denen sie den ganzen Tag sitzen und lernen müssen. Da wundert es mich eigentlich nicht, wenn die Kinder dort aggressiv werden, wenn sie sich irgendwo Ausbrüchen der Gewalt annähern. Anstatt dass Sie das Geld in die Hand nehmen und sagen, wir sanieren die Schulen, wir bauen neue Schulen oder wir schauen, wo Bedarf ist. 

Aber nicht einmal diese Bedarfserhebung machen Sie, obwohl gerade der 21. beziehungsweise der 22. und der 23. Bezirk Flächenbezirke sind. Wenn ich den 21. Bezirk hernehme, der ist fast so groß wie Innsbruck, und dann stellen Sie in einen Bezirk wie den 21. Container hin. Also entschuldigen Sie, so geht es einfach nicht! Ich meine, da muss man wirklich was tun. Nehmen Sie doch das Geld, stellen Sie Gelder zurück von dem Projekt Monte Laa, nehmen Sie das Geld und geben Sie es in die Sanierung oder bauen Sie neue Schulen. 

Der 21. Bezirk hat nicht einmal eine Bedarfserhebung gemacht, wie viele Klassen gebraucht werden, wie viele Kinder dort eigentlich in die Schule gehen. Überlegen Sie sich das, weil der 21. Bezirk immer mehr und mehr wächst und weil auch Kinder aus dem Umland in diese Schulen dort gehen müssen und Sie im Grunde genommen ... Ich rede hier eigentlich vor leerem Haus, weil kaum mehr Leuten da sitzen; aber gut, das ist auch „sehr erfreulich". 

Ich würde Sie bitten, in dem Bezirk einmal eine fundierte Bedarfsanalyse zu machen, und machen Sie sich einmal Gedanken, wie es den Kindern in diesen Containern geht. Versuchen Sie, eine Dauerlösung zu finden, und versuchen Sie, den Kindern dort eine Schule zu bieten, in der sie ordentlich lernen können, in der sie gut sitzen und auch konzentriert lernen können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich finde, es wäre auch an der Zeit – wie es auch meine Kollegin Cortolezis-Schlager schon gefordert hat, wie wir es eigentlich seit Jahren, speziell seit 2007, gefordert haben –, einen Schulentwicklungsplan zu erstellen. Ein solcher ist aber von der Wiener SPÖ eigentlich noch nicht einmal irgendwie im Ansatz erarbeitet beziehungsweise angedacht worden. Vielleicht darf ich Ihnen noch einmal auf die Sprünge helfen, dass man einmal evaluieren sollte, wo Bedarf an Schulen ist, in welchem aktuellen baulichen Zustand sich die Wiener Pflichtschulen derzeit befinden und wo eigentlich derzeit auch Baumaßnahmen durchgeführt werden. Kommen Sie bitte Ihrer Verantwortung nach und versuchen Sie, ein Konzept zu erstellen, wonach das nun endlich einmal durchgeführt wird. 

Vielleicht noch ein Tipp: Bevor man die Kinder zur Nachmittagsbetreuung in Container gibt, könnten Sie – vielleicht können wir Sie für diese Idee gewinnen – für die Nachmittagsbetreuung mit Vereinen kooperieren, also dass Vereine in die Schulen kommen und den Kindern Sport anbieten. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist der Herr GR Wutzlhofer. Er ist schon in den Startlöchern. Bitte zum Rednerpult.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Berichterstatterin! Herr Vorsitzender!

Ich möchte zu Beginn auf den eigentlichen Akt rekurrieren: das Bauen von mobilen Klassen. Mir ist es wichtig, auch hier zu sagen, das ist nichts Schlechtes, ganz im Gegenteil, es ist ein Beispiel dafür, dass in der Wiener Schulpolitik auf Bedürfnisse eingegangen wird: auf Bedürfnisse nach ganztägiger Betreuung – hier hat ein sukzessiver Ausbau oberste Priorität – und auf Bedürfnisse nach Schulraum in sich schnell entwickelnden Gebieten. Gerade durch den speziellen Einsatz von mobilen Klassen können zum Beispiel in Transdanubien Schülerinnen und Schüler ihren gewünschten Schulplatz bekommen.

Während also der Bau von mobilen Klassen ein Beispiel dafür ist, wie schnell und flexibel auf Anforderungen der Zeit reagiert werden kann und in Wien reagiert wird, ist die Schulpolitik, für die Leute wie zum Beispiel die Frau Stadträtin oder auch Elisabeth Gehrer stehen, das krasse Gegenteil. Es ist völlig wurscht, was in der Welt rundherum passiert, wenn man den Kopf im Sand hat, merkt man es nicht. In der Zweiten Republik hat sich Schule verändert, und zwar in allen Ländern in ganz Europa, und die ÖVP hat dazu im Regelfall Nein gesagt. Und jetzt daherzukommen und ein paar Anträge vorzulesen, wie zum Beispiel, dass man Schülerinnen und Schüler in Bussen durch Wien schicken soll, und dann die SPÖ zur Nein-Sager-Partei zu stempeln, ist höchst originell, aber man soll ja auch lachen in so einer Sitzung. 

Aber etwas anderes zum Vorwurf der Frau Kollegin Jerusalem, nach dem Motto qualitativ minderwertige Mobilklassen und zu ihrem durchaus mit Stolz oder mit Freude vorgebrachten Kommentar, sie würde die Formulierung „behelfsmäßige Baracke" als ihre eigene übernehmen.

Ich lese Ihnen etwas vor, eine lexikalische Bezeichnung von Baracke: „Bei einer Baracke handelt es sich grundsätzlich um ein provisorisches Gebäude zur vorübergehenden massenhaften Unterbringung von Personen wie Soldaten, Arbeitern, Kriegsgefangenen, Flüchtlingen, Ausgebombten, internierten Zwangsarbeitern." – Was Sie hier machen, ist billiges Kapital schlagen, ist populistisch, ist abschätzig und falsch. Ich würde Sie bitten, dass Sie sich davon distanzieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich oder meine Lebensgefährtin holen unser Kind jeden Tag am Nachmittag von einer behelfsmäßigen „Baracke" aus der Nachmittagsbetreuung ab, so wie mehr als 100 andere Eltern auch. Die würden sich schön bedanken, wenn man das einfach auflässt, denn die sind eigentlich sehr zufrieden und gerade qualitätsmäßig wissen sie ganz genau, dass diese Dinge allen Anforderungen entsprechen, die baulich, wärmetechnisch, energiebilanzmäßig gegeben sind. 

Aber zurück zur Schuleinschreibung neu, die ja eigentlich zum Hauptthema geworden ist. Die Schuleinschreibung neu – das ist ja oft genug gesagt worden, daher werde ich das auch kurz machen – bedeutet ein Jahr zusätzliche Förderung im Kindergarten und ein Jahr zusätzlich Förderung in der Volksschule, in den Vorschulklassen. Das bedeutet für jene Kinder, die das brauchen, zwei zusätzliche Förderjahre. Der Grundgedanke dabei ist die optimale Förderung von Kindern hin zu einer umfassenden Schulreife, denn Schulreife oder mangelnde Schulreife ist im Regelfall multikausal. Das hat nicht nur damit zu tun, dass Leute eine Sprache nicht beherrschen oder nicht gut genug beherrschen, das hat mit sozialen, emotionalen, kognitiven Fähigkeiten zu tun. Und genau da setzt das Fördermodell an: nicht nur beim Beherrschen der Unterrichtssprache Deutsch, sondern bei dem ganzheitlichen Fördern und individuellen Fördern von Kindern. 

Durch die Vorziehung der Schuleinschreibung – der erste Teil der Schuleinschreibung, liebe Frau Kollegin Smolik, ist eine Datenerhebung, und die eigentliche Schuleinschreibung, wenn wir jetzt von heuer ausgehen, erfolgt im Mai 2009; bis dahin ist genug Zeit, noch eine Schule zu wählen –, also durch die Vorziehung des Teiles 1 der Schuleinschreibung besteht die Möglichkeit, im Kindergarten eine intensive Förderung für Kinder zu machen. Hier zeigt sich schon, wie unberechtigt und verkürzt der grüne Vorwurf der Ghettobildung ist. Ich möchte jetzt einmal davon absehen, das Wort Ghetto lexikalisch anzuschauen, aber ich habe beim Wort Ghetto ein bestimmtes politisches System im Kopf. (Zwischenruf von GRin Susanne Jerusalem.) How ever! Wenn Sie noch Zeit haben, könnten Sie sich vielleicht für die beiden Wörter, die Sie ja ganz stolz hier erwähnt haben, entschuldigen. Aber ich nehme an, Sie wissen andere Dinge besser. How ever. 

Was passiert im ersten Förderungsjahr im Kindergarten? Kinder werden ganzheitlich und individuell gefördert – aus der Sicht des Kindes. Und genau diese individuelle Sicht des Kindes, diese ganzheitliche Sicht des Kindes in einer vertrauten Umgebung ist wichtig. Allein das Screening beginnt ja schon im Kindergarten. Einen Monat lang werden Kinder in der vertrauten Umgebung genau beobachtet, und zwar das Sprachverständnis, der Wortschatz, die Aussprache, aber genauso grobmotorische Fähigkeiten, Feinmotorik, Merkvermögen, emotionale, soziale Koordination und so weiter. 

Bei Kindern, die zum Zeitpunkt der Schuleinschreibung noch keinen Kindergarten besuchen – das ist ja richtig erwähnt worden –, gibt es die Möglichkeit, an einem halben Schnuppertag in Kindergärten so etwas zu machen. Das ist eine Gelegenheit, einmal mehr für den Kindergartenbesuch zu werben. Und ich muss hier schon auch in aller Deutlichkeit sagen: Natürlich ist es unser Ziel, dass jedes Kind in unserer Stadt, dass jedes Kind in Österreich einen Kindergarten besucht. Und gerade diese Modell kann Kindern dabei helfen, kann Eltern dafür anwerben, ihre Kinder auch in den Kindergarten zu geben. 

Jene Kinder, die Förderbedarf haben, werden in den betroffenen Entwicklungsbereichen ein Jahr vor Schulbeginn intensiv gefördert. Natürlich gibt es dann mehr Personal – das ist ja der Inbegriff der 15a‑Vereinbarung; das zur ersten Frage –, und natürlich passiert das keinesfalls in irgendeiner Ghettobildung, mit Zusammenpferchen oder sonst irgendetwas, sondern im Kindergarten der Kinder, in ihrem normalen Lebensbereich. Das ist genau das Gegenteil vom Ghettovorwurf und ist natürlich auch das genaue Gegenteil vom FPÖ-Zugang. Aber Sie haben heute hier einmal mehr bewiesen, dass es Ihnen ja gar nicht um das Lösen von irgendwelchen Problemen wie zum Beispiel Sprachförderung oder mangelnde Sprachförderung geht, sondern darum, Hass zu schüren. Dass es Fakten gibt, ist Ihnen völlig egal. 

Heute hatten wir ein Superbeispiel. Zu Beginn sprach Kollege Gudenus von der Matura in Türkisch. Frau VBgmin Laska kommt hierher nach vorn, stellt fünf Minuten lang oder noch länger richtig, dass es sich bei der in der Presse zitierten Matura in der Henriettengasse um die Möglichkeit handelt, auch in Türkisch – so wie in vielen anderen lebenden Fremdsprachen – zu maturieren, parallel dazu aber in Mathematik, Geschichte, Geographie et cetera in Deutsch. Es ist dies ein Schulversuch, den es seit einigen Jahren gibt, aber das ist nicht die Möglichkeit oder der Zwang, alles auf Türkisch zu machen. 

Dann hat es ein paar Zwischenrufe von uns gegeben: „Zuhören!" Das ist ja, meine ich, berechtigt, wenn es zehn Minuten vorher genauso gesagt wurde. Dann hat der Kollege Jung gesagt, dann soll die Frau Vizebürgermeisterin – er hat Frau Stadtschulrat gesagt, aber das gibt es gar nicht – das richtigstellen, aber nicht da, denn da wird es ja nicht gehört, sondern schriftlich. (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, das soll sie machen!) Ja, so wie zum Beispiel am Donnerstag, dem 28. Februar 2008: „Bildungsstadträtin Grete Laska: Sachliche Richtigstellung", wo genau das drinnen steht. Sie können nicht nur nicht zuhören, Sie können auch nicht lesen. So ist eine Diskussion recht schwer. (Beifall bei der SPÖ.)

Und das ist populistisch, das ist ein Verdrehen von Tatsachen, und das ist einer Demokratie eigentlich unwürdig. Ein Verlassen des Rechtsstaates ist es meines Erachtens nach auch, wenn Sie, so wie Sie es gerade gemacht haben mit dieser türkischen Liste, von der Sie gesprochen haben, Menschen das Wahlrecht absprechen wollen. Sie haben gesagt, aha, offensichtlich dürfen jetzt schon Leute wählen, die gar nicht Deutsch können. Das ist das Verlassen des Rechtsstaates. Dafür sollten Sie sich schämen! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Das türkische Rechtssystem ist überhaupt ein Wahnsinn! – Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Zum Thema Zuhören ist das irrsinnig spannend. Ich rede da gerade von österreichischer Demokratie und Wahlrecht und bekomme als Antwort: „Das Rechtssystem in der Türkei ist überhaupt sehr spannend." (GR Dr Herbert Madejski: Ein Wahnsinn!) Aber ich kann das jetzt gerne noch einmal sagen, es steht dann im Protokoll und die Leute denken sich, vielleicht ist da dazwischen noch irgendetwas schiefgegangen beim Transmitten der Nachricht. 

Das Schulsystem und die intensive Förderung in den Vorschulklassen hat Kollege Vettermann sehr eindrucksvoll und genau geschildert. Es ist eine Art intensiver und individueller Förderung. Es ist meines Erachtens kein Stigma, sondern eine große Chance. Sie tun ja so, als wären im jetzigen Schulsystem Vorschulkinder gebrandmarkte AußenseiterInnen. Das geht ja völlig an der Realität vorbei. Abgesehen davon, dass gerade durch die verstärkte Förderung, nämlich ein Jahr vorher im Kindergarten, schon einmal viel weniger diesen Förderbedarf haben werden und viel mehr Kinder schulreif sein werden. 

Also die Schuleinschreibung neu bringt – dank der Bundeskofinanzierung, richtig erwähnt, Kofinanzierung vom Bund, zur Gänze finanziert ist die Frühförderung, vom Bund kofinanziert ist der Ausbau der Kinderbetreuungseinrichtungen und das Personal dazu; also es ist nicht so, dass uns das keinen Euro kostet, sondern das ist eine Kofinanzierung; das ist nur eine kleine Richtigstellung –, dass Kinder individueller und bis zu zwei Jahren speziell gefördert werden können. Es bringt, dass diese Förderung eingebettet in professionelle und ganzheitliche Bildungseinrichtungen, nämlich in den Kindergärten, passieren kann. Es bringt, dass viel mehr Kinder bereits zum regulären Schulbeginn schulreif sind und damit voll und von Anfang an am Unterrichtsgeschehen mitmachen können, und es bringt, dass für die verbleibenden Kinder noch mehr Ressourcen zur Verfügung stehen. Und es bringt natürlich auch – das ist ja impliziert – den Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Zum Thema Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen. Wenn Sie hier immer wieder sagen, das Wiener System ist so ein Wahnsinn, und dann noch dazu die zahlreichen Studien zitieren, dann vergleichen Sie zum Beispiel einmal die Zahlen von Krippen. Es gibt drei Bundesländer, da gibt es keine einzige Krippe. Zwei Drittel aller Krippen in Österreich sind in Wien. Studien belegen zum Beispiel, dass in Niederösterreich – in Niederösterreich, wo gerade Wahlkampf ist; von der ÖVP ist derzeit nur eine da; nicht „nur", Entschuldigung – 10 Prozent aller Kindergärten mit dem Berufsleben vereinbar sind. Das sagt die Arbeiterkammer, nicht wir. In Wien sind es 80 Prozent, 100 Prozent bei städtischen Kindergärten. Sie bringen immer wieder diesen Vergleich. Oder die Schließtage. In Tirol sind es elf Schließwochen, in Wien eine oder null. 

Und dann kommen Sie her und vergleichen die Preise. Sie vergleichen, wie viel kostet eine Zwetschke und wie viel kostetet eine Papaya, und wundern sich, dass die Papaya eine Spur teurer ist. Abgesehen davon, dass es in Wien – das kann man auch nur hundert Mal sagen – gestaffelte Preise gibt, dass ein Drittel der Eltern gar nichts bezahlt, 70 Prozent einen ermäßigten Beitrag. Aber bitte! 

Ich bin mit Ihnen – das möchte ich hier auch ganz deutlich sagen –, wenn Sie fordern, dass das Ziel sein muss, dass Kindergärten für alle Kinder gratis sind. Aber dann muss man genauso dazusagen, was das bedeutet. Das bedeutet nämlich, dass man den Kindergarten als Bildungseinrichtung sieht, dass man ihn als Bildungseinrichtung auch so wie alle anderen Bildungseinrichtungen, nämlich Schulen, behandelt und dass es bundesweit einfach Mittel dafür gibt. Das schaue ich mir an, wenn nämlich dann Tirol, Vorarlberg – Salzburg auch, keine Frage, sämtliche Bundesländer außer Wien, um ehrlich zu sein – mehr zahlen müssten für das System. Da werden wir uns mit dem Bund irgendwo in der Mitte treffen. 

Keine Frage: Wenn wir nicht immer nur polemisch wären in dieser Frage, könnten wir wirklich weiterkommen und gemeinsam mit dem Bund darüber verhandeln. Aber ich habe den Eindruck, dass es Ihnen nicht darum geht, gemeinsam mit dem Bund darüber zu verhandeln, sondern immer wieder die gleichen Beispiele zu bringen, die falsch sind – mehrmals belegt –, um Ihr komisches Weltbild, nämlich die Wiener Kindergartenbetreuung ist schlecht, zu untermauern. Da müssten Sie wohl zu sehr über Ihren Schatten springen. 

Nichtsdestotrotz – ich kürze 3 Minuten und habe 35 Sekunden Zeit für einen Schlusssatz –: Die Schuleinschreibung neu – ich sage es kurz – gibt drei neue Möglichkeiten, wie an der BAKIPÄD in Wien noch mehr PädagogInnen, noch mehr KindergartenassistentInnen und ElementarpädagogInnen ausgebildet werden können. Bis zum Jahr 2011 werden es 540 Elementar-
pädagogInnen und 120 pädagogische AssistentInnen mehr sein. Das ist auch vorgesehen worden in den letzten Wochen. Es ist schade, dass darüber heute nicht diskutiert wurde, und es ist schade – ich nehme mich gleich selber am Krawattl –, dass ich das nur zum Schluss kurz erwähne, aber diese Sache, genauso wie die Schuleinschreibung neu, genauso wie der Kindergartenausbau, der in Wien stattfindet, der im Burgenland stattfindet – alle anderen Bundesländer nehmen die Mittel der 15a-Vereinbarung leider nicht in Anspruch –, also diese drei Dinge bleiben trotzdem, und das ist ein großer Schritt für die Kinder in unserer Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte Ihnen zunächst einmal als erste Mitteilung etwas vorlegen von einem interessierten Zuhörer am Internet, weil der Herr Wutzlhofer gemeint hat, ich soll mich dazu äußern. Gerne. Es teilt mir als ein Internetzuhörer mit, und ich schließe mich dem an: „Zu Wutzlhofer gerade: Laut Duden heißt ‚Ghetto' auch Stadtbezirk, in dem diskriminierte Minderheiten zusammenleben. Der soll seine Untergriffe bitte sein lassen."

Ich bitte Sie auch darum: Lassen Sie Ihre Untergriffe (Zwischenruf von GR Jürgen Wutzlhofer.) – Moment, lassen Sie mich einmal ausreden –, denn es wird nämlich genau so sein, dass sich ein diskriminierter Teil der Bevölkerung, nämlich ein Teil, der sich aus Kindern zusammensetzt, die garantiert aus sozioökonomisch schwachen Familien kommen, in diesen Ghettoklassen wiederfindet. Andere werden dort nicht sein. Da rede ich jetzt noch nicht darüber, ob das Kinder mit Migrationshintergrund sind oder ohne. Das kann beide betreffen. Der Großteil wird sich in einer Gruppe mit Migrationshintergrund wiederfinden. – So viel einmal dazu. 

Wir werden also diesen Ausdruck nicht bleiben lassen, sondern verwenden, weil er haargenau dem entspricht, was die Definition sagt. Und wenn Sie unbedingt wollen, dass ich zu „Baracke" auch etwas sage – Sie haben es selber gesagt –: Das Wort drückt unter anderem als einziges etwas aus, nämlich dass es provisorisch ist. Und genau das wollen wir auch haben, dass es provisorisch ist, sonst würden wir heute nie im Leben zustimmen. Das muss eine provisorische Angelegenheit sein, das muss eine ganz rasch vorübergehende Angelegenheit sein, denn sonst wird es den Kindern nicht gerecht.

Jetzt sage ich das, warum ich mich eigentlich ja bereits vor Ihrer Rede zu Wort gemeldet habe. Die Abg Cortolezis-Schlager – sie ist jetzt leider nicht da, was ich wirklich bedaure, aber ich möchte es trotzdem sagen und sei es auch fürs Protokoll – bezeichnet den Vorschlag der GRÜNEN, nämlich diesen Kindern drei Jahre Kindergarten anzubieten, damit sie hineinwachsen in die Schule und Schulreife erhalten, als Laisser-faire-Multikulti-Politik. Dann frage ich mich aber, wieso die ÖVP immer selbst den Kindergarten, noch dazu den kostenlosen, einfordert? Das ist mir völlig unbegreiflich. Entweder sie kann nicht Französisch, was ich eher nicht glaube, denn „laisser faire" ist ja durchaus ein gängiger Begriff, oder sie weiß nicht, was sie hier sagt. 

Wir sind der Meinung, dass es den Kindern, die von zu Hause aus benachteiligt sind, weil ihre Eltern wenig Geld und wenig Bildung haben, sehr helfen würde, drei Jahre lang einen Kindergarten zu besuchen. Das ist unsere Forderung, und wir sagen, das wäre die Alternative und der bessere Vorschlag für dieses Problem.

Zum Herrn Abg Vettermann, der einen Satz begonnen hat mit: „Jerusalem kann kein Konzept erkennen": Herr Abgeordneter, das Gegenteil ist der Fall. Ich erkenne ein Konzept, das ich für sehr schlecht halte, deswegen argumentiere ich dagegen. Würde ich es nicht erkennen, würde ich schweigend in den hinteren Bankreihen versinken und überhaupt nichts dazu sagen. Leider erkenne ich es, leider muss ich feststellen, dass es ein diskriminierendes ist für diese Kinder, und deswegen auch meine Wortmeldung.

Zu dieser Zahl, es handle sich um 3 000 Kinder. Na, die erfinde ich ja nicht frei. Ich sitze ja nicht zu Hause herum und zuzle mir Zahlen aus den Fingern. Ich habe die Zahl verwendet, weil sie in einer der Aussendungen der SPÖ vorkommt. 3 000 Kinder, das wäre sehr viel, selbst wenn es 1 500 Kinder sind, würde ich es sehr bedauern, wenn diese in dieser nichtintegrativen Einrichtung untergebracht werden. Und wenn Sie schon auf die fünfjährige Volksschule verweisen, also auf die Schuleingangsphase: Diese wiederum ist integrativ, denn dort gehen alle Kinder hin. 

Also man sollte nicht einfach irgendetwas in einen Topf hineinwerfen und dann kräftig umrühren. Da kommt nichts Gescheites dabei heraus. Man muss schon präzise Fragen stellen, ganz präzise Probleme herausarbeiten und dann auch präzise Problemlösungen anbieten. 

Deswegen mache ich jetzt darauf aufmerksam, dass meine Kollegin Claudia Smolik eine ganze Reihe von ganz präzisen und konkreten Fragen gestellt hat, von denen keine einzige beantwortet wurde. Nichts! Außer dass die Verwirrung noch ein bisschen größer geworden ist durch die Wutzelhofer'sche Wortmeldung, der ja gemeint hat, die jetzige erste Anmeldung hat noch nichts zu tun mit der Schule, in der man sich endgültig anmeldet. Das ist überhaupt eine neue Variante. 

Ich kann Ihnen versichern, Smolik und Jerusalem sind nicht dumm (Heiterkeit bei den GRÜNEN und der SPÖ), wir wollen auch nicht für dumm gehalten werden, doch wenn wir zwei uns nicht auskennen, dann frage ich mich: Wo sind die Eltern, die sich da auskennen werden? Wenn wir uns nicht auskennen, obwohl wir nachfragen, nachfragen, nachfragen – wir kriegen zwar keine Antworten; das ist ein anders Kapitel –, aber wenn wir uns nach mittlerweile zwei Stunden nicht auskennen, dann würde ich einmal sagen, bei Ihnen brennt erneut der Hut und Sie haben einen großen Handlungsbedarf, das den Eltern zu erklären. (GR Heinz Vettermann: Das geschieht ja!)

Sollte diese erste Anmeldung aber jene an der Schule sein, die dann Volksschule der Kinder wird, dann fordern wir ultimativ, dass an allen diesen Schulen blitzartig ein „Tag der offenen Türe" stattfindet, denn dann müssen die Eltern die Möglichkeit haben, sich ein Bild zu machen. Das kann man meiner Meinung nach mit Fug und Recht verlangen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich hoffe, wir werden noch häufig über Schule reden, und ich hoffe, die Dinge werden auch geklärt werden. Worauf ich am meisten gespannt bin, ist Ihr gemeinsam mit der ÖVP erarbeitetes Modell zur Neuen Mittelschule, das ja irgendwie angekündigt war. Ich glaube für November, dann für Dezember, dann für Jänner, jetzt haben wir dann schon den März, wahrscheinlich kommt es im April. Die Spannung steigt, aber es ist schon so, dass sich die Leute langsam fragen: Na, hallo, was ist mit der SPÖ los? Wissen sie nicht, was sie wollen? Wissen sie nicht, was sie tun? Was soll denn das Ganze werden? 

Das heißt – ich sage es nicht gerne –, Ihr Image leidet langsam. Schön langsam leidet Ihr Image und schön langsam wundern sich die Menschen: Was tut die SPÖ da in einer Stadt, die sie absolut regiert? Wartet sie dauernd darauf, was die ÖVP will? Oder braucht sie die FPÖ als Orientierungshilfe für ihre neuen innovativen Konzepte? Ich hoffe, es geht nicht so weiter. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Riha.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte nur eine kurze Richtigstellung oder eine Erklärung für die Frau Jerusalem – ich hoffe, sie läuft mir jetzt nicht davon – bekannt geben. Ich will Ihnen nur sagen, die ÖVP steht sehr wohl dafür, dass der Kindergarten eine Bildungseinrichtung ist. Sie dürften da etwas missverstanden haben oder die Frau Stadträtin nicht gut verstanden haben. Selbstverständlich ist für uns der Kindergarten die wichtigste, weil erste Bildungseinrichtung. Selbstverständlich tritt die ÖVP dafür ein, dass es einen gebührenfreien Kindergarten gibt. Wir treten vorerst einmal für zwei Jahre ein, aber man kann uns sicher auch für mehr Jahre gewinnen, aber wir sind für zwei Jahre gebührenfreien Kindergarten, und das hat die Frau Stadträtin in ihrer Rede auch festgehalten. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nun nicht mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf ihr Schlusswort.

Damit können wir gleich zur Abstimmung kommen.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. Damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Es gibt einen Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Mobilklassen in Floridsdorf.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Wir kommen zur Postnummer 26: Subventionen an verschiedene Sportorganisationen. Berichterstatter ist Herr GR Mag Reindl. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte zu diesem Sportakt um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. (Der aufgerufene Redner hält auf dem Weg zum Rednerpult Eislaufschuhe in der Hand. – Zurufe von der SPÖ. – GR Anton Mahdalik: Das werde ich gleich aufklären!)

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Ich habe gestern Abend eine Zeit lang mit dem Gedanken gespielt, heute alte Eislaufschuhe hierher mitzunehmen. Ich habe das ganz schnell wieder als billige Effekthascherei verworfen, habe es mir in der Früh aber doch anders überlegt und habe sie mitgenommen. Ich habe gedacht, vielleicht komme ich ins Fernsehen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), und werde sie zu dem Behufe jetzt dekorativ über das Rednerpult hängen. Ich werde aufpassen, dass die Dame vor mir kein Cut am Hinterkopf erleidet. Aber ich habe mir gesagt, bevor die Schwarzen mit einem langweiligen Taferl rauskommen oder die Grünen mit halblustigen Leiberln (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.), komme ich mit älteren Eislaufschuhen, die, wie man sieht, nicht mir gehört haben. Meine Frau benutzt sie heute noch, sie haben schon einige Jahre auf dem Buckel, was nicht heißt, dass meine Frau schon viele Jahre auf dem Buckel hat. Dieses Modell ist wahrscheinlich schon einige Zeit nicht mehr im Handel erhältlich, aber es passt sehr gut zum Thema, zum Eislaufverein, den wir hier im Rahmen der heutigen Debatte diskutieren, wiewohl es bei diesem Tagesordnungspunkt um Subventionen für Sportvereine geht, denen wir selbstverständlich zustimmen werden. 

Diese Eislaufschuhe verströmen einen Hauch von Jahren, Charme, Tradition, und genau das ist auch beim Wiener Eislaufverein, der schon eine Weile älter ist als diese Schuhe – er ist im Jahre 1867 gegründet worden –, der Fall, und diesen Charme und diese Tradition, den der Wiener Eislaufverein auf die Bevölkerung, auf die Kinder, auf die Jugend ungebrochen ausübt, wollen wir auch noch unseren Kindern und Kindeskindern zeigen können. Sie sollen auf diesem Platz in vielen Jahren noch eislaufen können, eistanzen, Eishockey spielen. 

Wir haben heute schon viele Statements gehört, von allen Parteien, die uns positiv stimmen, denn alle haben einhellig gesagt, keiner ist daran interessiert, dass dort eine Verbauung im großen Stil stattfindet. Keiner ist daran interessiert, außer vielleicht die ÖVP, das weiß ich noch nicht genau, weil es gestern im Bezirk einen Antrag gegeben hat, aus dem man entnehmen kann, dass die ÖVP-Landstraße für den Verkauf des Eislaufvereins ist. Vielleicht kann das nachher aufgeklärt werden, Kollege Tschirf. Sie haben zumindest einer Resolution nicht zugestimmt, die sich gegen den Verkauf gewandt hat. Aber alle anderen Parteien, zumindest hier im Gemeinderat, haben gesagt, der Eislaufverein soll unangetastet bleiben. Es gibt einen Pachtvertrag bis 2058. Es gibt die Verwendungszusage von StR Schicker, dass eine Verbauung nur über seine Leiche stattfindet – er hat es zwar ein bisschen anders formuliert, aber er hat auf jeden Fall gesagt, mit ihm nicht –, und wir werden uns heute für eine Bausperre aussprechen. Diese Ansätze sind allesamt sehr positiv. 

Wir werden heute auch einen Vier-Parteien-Antrag beschließen, der in den Grundzügen seiner Aussage ebenfalls sehr positiv ist. Wir haben an und für sich einen weitergehenden Antrag vorbereitet gehabt, der sich dezidiert für den Ankauf des Areals durch die Stadt Wien ausspricht. Aber da dieser Vier-Parteien-Antrag doch nicht so schwammig formuliert ist wie manche andere Mehr-Parteien-Anträge, sondern sich wirklich klar für den Erhalt des Eislaufvereins in seiner heutigen Form ausspricht, haben wir gesagt, unseren Antrag brauchen wir heute nicht einzubringen, der bleibt im Talon. Wir werden das selbstverständlich beobachten, mit welcher Verve die Stadt Wien dieses Ziel, den Eislaufverein zu schützen, verfolgt. 

Wir hätten einen Ankauf des Areals durch die Stadt Wien deswegen begrüßt, weil wir ja von anderen Beispielen wissen, wenn Grundeigentümer – in dem Fall wären das Immobilienfirmen, Immobilienhaie auf gut Deutsch – dieses Areal einmal haben, dann wird Druck ausgeübt, und diesem Druck standzuhalten, ist nicht immer ganz einfach. Man hat bei anderen Bauvorhaben, die schon ein bisschen länger zurückliegen, gemerkt, wenn jemand über die richtigen Beziehungen und über genügend Geld verfügt, dann ist ziemlich viel oder fast alles in Wien möglich. Ich denke etwa an den Millennium Tower, wo ein mächtiger Mann mit guten Verbindungen zur Sozialdemokratie dahintergestanden ist. Gebaut hat es dann der Sohn, der Vater war der mit den Beziehungen, mit dem Geld. Da hat es auf einmal die Widmung gegeben und nachher beim Bau hat es dazu noch zwei oder drei § 69 - Ausnahmegenehmigungen gegeben. Genauso war es beim IZB-Tower an der Wagramer Straße, wo der Ariel Muzicant dahintergestanden hat und wo es insgesamt auch drei § 69-Ausnahmegeneh-
migungen gegeben hat, eine davon mit 30 000 m³ mehr, also 10 000 m² mehr Nutzfläche für den IZB-Tower. 

Aus diesen Beispielen – es gibt deren noch mehrere – kann man ersehen, dass Leute mit viel Geld und guten Beziehungen in Wien so ziemlich alles möglich machen können, darum hätten wir es und würden wir es noch immer als die sicherste Lösung für den Eislaufverein ansehen, dass die Stadt Wien das Areal erwirbt, egal, ob das jetzt um einen Euro ist oder ein bisschen mehr. Die marktkonformen Preise – das ist auch schon angeklungen, das hat StR Schicker schon erklärt – werden schwer festzustellen sein, weil es dort keine Widmung gibt. 

Uns wäre es am allerliebsten, wenn dieses Areal durch die Stadt Wien vom Innenministerium – jetzt weiß ich nicht genau, wie die Gesellschaft heißt, die noch aus der Kaiserzeit stammt (GR Dr Matthias Tschirf: Stadterweiterungsfonds!) –, vom Stadterweiterungsfonds im Innenministerium – danke, Kollege Tschirf – um einen Euro erworben würde. Eine absolute Garantie hat man dann natürlich auch nicht, dass dort in 50 oder 100 Jahren auch nichts passiert, aber auf jeden Fall wären wir mehr auf der sicheren Seite als so, wenn ein Privater Grundeigentümer wird, auch wenn er jetzt durch diese Diskussion, glaube ich, ganz klar sieht, dass er dort nicht so mir nichts, dir nichts alles hinbauen kann, wie es ihm vielleicht vom Innenministerium suggeriert worden ist. 

Ich glaube, es wäre die beste Lösung, dieses Areal zu erwerben und damit für Sicherheit für den Verein, für die vielen Besucher, für die Freunde des Eislaufvereins zu sorgen. Und um diesem Vorhaben Nachdruck zu verleihen – es soll ja schließlich nicht am Geld scheitern –, werde ich jetzt dem Kollegen Reindl diesen einen Euro hier aufs Berichterstatterpult legen, damit es nachher nicht die Ausrede gibt, Sie haben das Geld nicht gehabt. (Der Redner legt einen Euro auf das Berichterstatterpult; Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl reicht ihn an den Vorsitzenden GR Dr Wolfgang Ulm weiter.) 

Wir werden diesem Antrag und auch dem Geschäftsstück selbstverständlich zustimmen. Ich hoffe, die Sozialdemokratie erfüllt ihre vielen Versprechungen und diesen Antrag auch mit Leben und verfolgt ihr Ziel, den Eislaufverein gemeinsam mit den anderen Parteien zu retten, mit dem nötigen Nachdruck. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde jetzt nicht des Breiten ausführen, dass wir hier in diesem Haus Gott sei Dank alle der gleichen Meinung sind, dass dieser Eislaufverein erhalten bleiben soll und dass der beste Weg der ist, dass er der öffentlichen Hand gehört. Daher ist es gut und richtig, dass heute ein gemeinsamer Antrag hier verabschiedet wird. 

Nur eine Behauptung, die hier von meinem Vorredner aufgestellt wurde, ist nicht richtig. Es hat die ÖVP im 3. Bezirk nicht für eine Verbauung gestimmt, sondern der Antrag wurde deshalb abgelehnt, weil in diesem Antrag, der von der SPÖ gekommen ist, nicht sichergestellt war, dass es tatsächlich auch in Zukunft als Sportfläche gelten kann. Deshalb hat die ÖVP im Bezirk dagegen gestimmt. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich kann es relativ kurz machen. Wir alle sind ja Gott sei Dank in den letzten Wochen gemeinsam dafür eingetreten, dass der Wiener Eislaufverein am jetzigen Standort bleiben muss und dass es hier keinerlei Grundstücksspekulation geben soll. Dass es nun einen Vier-Parteien-Antrag dazu gibt, finden wir sehr, sehr positiv. Es wäre fein – das hat der Kollege Mahdalik auch schon gesagt –, wenn die hier angeführten Anträge beziehungsweise Aufträge auch an den Herrn Stadtrat dann auch raschest umgesetzt würden, damit wirklich eine Sicherung des Bestandes des Eislaufvereins beziehungsweise des Eislaufplatzes gewährleistet ist. 

Trotzdem sollten wir uns schon anschauen, wie es dazu kommen konnte, dass offensichtlich der Wiener Stadterweiterungsfonds hier eine Fläche ausschreibt und potenziellen Investoren hohe Renditen verspricht, eine Auflösung des Mietvertrages, der bis 2058 geht, eine Umwidmung des Geländes auf Wohnen oder gemischt genutztes Baugebiet, wie der Wiener Stadterweiterungsfonds, der ja im Innenministerium angesiedelt ist, auf die Idee kommt, so eine Ausschreibung zu machen und hier Anbieter zu suchen. 

Auch wenn ich den Vier-Parteien-Antrag ganz wichtig finde und wir natürlich auch draufgehen und zustimmen, werde ich trotzdem den schon im Vorfeld ausgeschickten Antrag der GRÜNEN einbringen, der den Herrn Stadtrat auffordert, mit dem Herrn Bundesminister Gespräche aufzunehmen, um auch darüber zu sprechen, dass die Fläche des Eislaufvereins vom Wiener Stadterweiterungsfonds von der Stadt Wien übernommen wird. Dieser Antrag ist gestern auch in der Bezirksvertretungssitzung des 3. Bezirks im selben Wortlaut des Beschlussantrages einstimmig angenommen worden. Das heißt, hier wirklich mit dem zuständigen Minister zu schauen, wie garantiert werden kann, dass die Stadt das übernimmt, nicht zu marktkonformen Preisen kauft, das wäre, glaube ich, nicht ganz Sinn und Zweck der Übung, sondern zu einem symbolischen Preis oder in welcher Form auch immer übernimmt, damit hier, was in der letzten Woche entstanden ist, nämlich die Unsicherheit der EisläuferInnen, der HobbyeisläuferInnen, aber auch der EishockeyspielerInnen, der EistänzerInnen, genommen wird, dass über 2058 hinaus, und der Herr StR Schicker hat heute in der Früh bei der Anfragebeantwortung dieses Datum erwähnt, gesichert ist, dass dieser Eislaufverein, den es jetzt seit über hundert Jahren auf diesem Standort gibt, auch weiter dort die Fläche anbietet und einen Beitrag dazu leistet, dass der Eissport ausgeübt werden kann. Deswegen bringe ich den Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr, Dipl-Ing Rudolf Schicker, wird ersucht, mit dem Bundesminister für Inneres, Günther Platter, Kontakt aufzunehmen, um mit ihm Gespräche darüber zu führen, wie der vom Wiener Eislaufverein gepachtete Eislaufplatz zwischen Lothringerstraße und Heumarkt durch die Stadt Wien vom Wiener Stadterweiterungsfonds übernommen werden kann. 

Ich beantrage die sofortige Abstimmung.“ - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich beginne mit einer tatsächlichen Berichtigung. Was die Geschäftsordnung betrifft, möchte ich festhalten, dass StR Schicker keine Grundstücke ankaufen kann. Das nur zu meiner Vorrednerin.

Ansonsten hätte ich jetzt natürlich auch meine Eisschuhe mitbringen können, aber die liegen seit über 50 Jahren sehr gut im Mitgliederkästchen auf dem Platz des Wiener Eislaufvereines. Ich wollte mir nicht die Mühe machen, sie extra herzuschleppen. Eislaufen auf diesem Platz ist etwas, was wir seit Generationen tun, von meinem Großvater angefangen bis zu meinem Enkel, mich selbst nicht ausgenommen. Und wir sind da nicht ganz alleine.

Ich möchte nur aus der gestrigen „Presse" den sehr bekannten Mathematiker Prof Rudolf Taschner zitieren, der geschrieben hat: „Seit 1867 existiert der Eislaufverein. Seit 1912 betreibt er den mehr als 6 000 m² großen Platz in unmittelbarer Nähe des Stadtparks und des Wiener Konzerthauses mitten in der Metropole. Nun droht dem Eislaufen mit seinem einmaligen Ambiente das Aus. Der dem Innenministerium zugehörige Stadterweiterungsfonds plant, das Areal zu verkaufen. Zwar besteht, so wird beschwichtigt, ein Pachtvertrag bis 2058, doch wird in den Verkaufsunterlagen angedeutet, dass sowohl eine Absiedlung des Eislaufvereins als auch eine Flächenumwidmung möglich seien. Die Bieter müssen angeben, wie viel Aufpreis sie dann zahlen würden, ein Wink mit dem Zaunpfahl."

Ich denke, dass StR Schicker heute Früh dem allen eine klare Absage erteilt hat, auch wie der schon angesprochene Vier-Parteien-Beschlussantrag, den wir heute einbringen, in dem wir den Herrn Bundesminister für Inneres, Günther Platter, ersuchen, den Wiener Stadterweiterungsfonds, der ihm untersteht, anzuweisen, den Verkauf der Fläche zu stoppen, um den Bestand des Eislaufplatzes im heutigen Umfang zu sichern. StR Schicker hat auch den Baustopp versprochen, damit diese Fläche als Sportstätte erhalten wird, nicht nur für die umliegenden Schulkinder, für Alt und Jung.

Ich zitiere nochmals Prof Taschner: „Sie kommen aus allen Schichten, die Bussi-Bussi-Leute mit ihren Kindern, genauso wie so genannte Menschen mit Migrationshintergrund mit den ihren, diejenigen aus Beau-Beau-Ville genauso wie die aus den Außenbezirken. Alle können sich die Erholung im Herzen Wiens leisten. Der Eislaufverein, ein Sinnbild des Miteinanders, ein Schmelztiegel Wiens, muss, wie er ist, erhalten bleiben."

Ich darf dazu darauf hinweisen, vor etwa 14 Tagen habe ich meine erste Presseaussendung zum Thema Eislaufverein gemacht, weil mir von den Mitgliedern dort schon gerüchteweise zu Ohren gekommen ist, dass der Bund, der Stadterweiterungsfonds, gedenkt, dieses Grundstück zu verscherbeln. Ich habe mich auch damals schon gegen die Immobilienspekulation und gegen die Baumafia ausgesprochen.

Wir haben in weiterer Folge dann in den „Seitenblicken" ein Interview mit meinem berühmten Kollegen Otto Schenk gehabt, der Ehrenpräsident des Eislaufvereins ist und der für einen von mir gedrehten Beitrag seine G’spassettln und Blödeleien auf dem Eis vor Jahren noch gemacht hat. Auch er hat gemeint, der Eislaufverein sei so etwas wie die Sängerknaben, die Lipizzaner, das sei ein Juwel, und wer dort etwas bauen will, sei ein Verbrecher.

Ich kann nur sagen, dieses Juwel in der Mitte der Stadt wollen wir alle erhalten. Ich denke, das sollte uns in einer gemeinsamen Anstrengung auch gelingen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Vier-Parteien-Beschluss- und Resolutionsantrages verlangt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Frank.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zuerst ganz kurz zu meiner Vorrednerin: Frau Dr Vitouch, ich glaube, es kann sich nur um einen Versprecher gehandelt haben, wenn Sie sagen, dass ein sofortiger Baustopp eintreten soll. So weit sind wir Gott sei Dank noch nicht. Es muss das Bauverbot bleiben, aber gebaut wird ja noch nicht.

Ich glaube auch nicht daran, jetzt schon zu sagen, wer immer dort bauen wird, ist ein Verbrecher. (GRin Dr Elisabeth Vitouch: Das habe nicht ich gesagt, das war ein Zitat!) - Ein Zitat. Aber die Möglichkeiten dazu würde die SPÖ in ihrer Alleinverantwortung hergeben. Natürlich müssen Sie eine Flächenwidmung und eine Baubewilligung erteilen. Also so gesehen, würde ich damit ein bisschen vorsichtig sein!

Wenn der Herr StR Schicker heute sagt, dass er von allem nichts gewusst hat, klingt das für mich doch ziemlich unglaubwürdig. Dann zu sagen, es gibt überhaupt keine Möglichkeit, weil es ist gar nicht als Bauland gewidmet, also es wäre nicht die erste Umwidmung aus Anlass, die wir hier hätten, wenn es so weit kommen würde.

Was ich aber bei dieser ganzen medialen Diskussion vermisst habe, sage ich jetzt einmal, war das Wort der Frau Stadträtin. Sie ist jetzt, glaube ich, hinausgegangen. Sie hätte doch sofort einen Aufschrei machen können, dass sie unter keinen Umständen zulassen wird, dass hier Sportstätten geschlossen oder abgebaut werden.

Ich meine, bei der Enquete über die Europameisterschaft 2008 vom Cajetan-Felder-Institut hat sie jede noch so kleine Initiative begrüßt, wenn es nur um Sport geht und beim Eislaufverein ist absolutes Schweigen und sie tut so, als würde sie das überhaupt nicht betreffen. Auch wenn es noch nicht konkret zutrifft, hätte sie zumindest einmal eine Meinung abgeben können, dass sie da sicher dagegen ist.

Ich möchte aber in diesem Zusammenhang auf einen zweiten Eislaufverein hinweisen, der leider auch noch nicht die Aufmerksamkeit der Frau Stadträtin erregt. Da geht es um den Eisring Wien-Süd. Bei dem Eisring ist Frau GRin Gaal bei irgendwelchen Foren, wo immer versprochen wird, es kommt endlich der Masterplan. Endlich wissen wir, was geschieht. Die unendliche Geschichte geht seit den 90er Jahren, hat schon Millionen an Förderungen verschlungen. Einmal wird es umgewidmet als Bahnsporthalle, dann wieder zurückgewidmet. Aber die Frau Stadträtin gibt dazu überhaupt keinen Kommentar ab, als wenn es eine Sportart wäre, zu der sie kein oder kein gutes Verhältnis hätte. Immerhin ist es so, dass der Eisring Süd die Trainingsbahn einer ehemaligen und einzigen Olympiasiegerin, der Emese Hunyadi, mit der 400 m-Eisschnelllaufbahn war. Das ist mittlerweile in Vergessenheit geraten. Es gibt nur mehr eine Info, kein Mensch spricht mehr darüber. Eislaufen ist, wenn es nicht gerade um den temporären Eislaufplatz am Rathausplatz in Wien geht, offensichtlich nicht das große Thema.

Es waren da oben dann auch, wenn es schon um Jugendförderung und Sport geht, die Pinguine, die dort mit dem Eishockey sehr vertraut waren.

Eine Einbindung der Bevölkerung hat man jetzt zu einem noch nicht vorhandenen Masterplan einmal zugesagt. Aber auch das kennen wir, weil wir da alle leidgeprüft sind. Einbindung der Bevölkerung erfolgt meistens dann, wenn die Pläne konkret vorliegen. Dann heißt es, es wäre viel zu teuer, etwas umzuplanen. 

Ich bitte, wenn man Sport, wenn man Jugendförderung ernst nimmt, dann machen Sie etwas, nehmen Sie auch Stellung zum Eislaufverein, aber beschleunigen Sie endlich das, lösen Sie bitte die seit über zehn Jahren fällige Situation am Eisring Wien-Süd! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zum Akt selbst ist nicht viel gesagt worden. Daher bin ich sehr froh, dass hier maßgebliche Sportförderungen, unter anderem für die Faustball-Weltmeisterschaft 2011 in Wien, beschlossen werden.

Ich möchte zum Thema „Eislaufen in Wien" zwei Anmerkungen machen: Das Erste ist, dass ich sehr enttäuscht bin vom Innenministerium und vom Herrn Innenminister, der selbst Schirmherr und Beschäftigter sehr vieler Spitzensportler in der Polizei ist, und auch der Wiener Polizeisportverein in Kaisermühlen hat eine sehr gute und tolle Anlage, die in Kooperation mit der Stadt Wien hergestellt wurde, dass der Herr Innenminister hier eine Attacke gegen Wien, gegen den Breitensport und Spitzensport einleitet (GR Dr Matthias Tschirf: Also bitte!), indem er ein historisches Juwel den Grundstücksspekulanten überlässt. Wenn ich so schaue, was in den sieben Jahren der Alleinregierung der ÖVP in Österreich passiert ist (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ungeheuerlich!), wer da Grundstücke einkassiert und verwertet hat, lesen wir über einen, der bei den ÖBB beschäftigt ist, gerade einen Rechnungshofbericht und ein Zweiter hat am Graben sein Büro.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr Berichterstatter, ich ersuche Sie höflich, Ihren Bericht sachlich abzugeben und von Polemik Abstand zu nehmen! (Beifall bei der ÖVP und von GR Mag Wolfgang Jung.)

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl (fortsetzend): Das mache ich ja auch!

Aber ich hoffe, dass der Herr Innenminister die Anträge, die heute hier vorliegen und die wir auch einstimmig beschließen werden, zum Anlass nimmt, über sich selbst und seine Position, die er im Sport einnimmt, nachzudenken und damit vielleicht auch den Verkauf, und das hoffe ich sehr, stoppen wird, weil ich denke, auch der Bund kann als Bundeseinrichtung für eine Sportstätte verantwortlich sein. 

Ich möchte auch berichten, dass wir im Sportausschuss bereits über das Thema gesprochen haben, weil auch dort die Meinung war, dass die Frau Vizebürgermeisterin nichts gesagt hat. Es war im letzten Ausschuss auch die Frau Vizebürgermeisterin, genauso wie wir alle, darüber erstaunt, dass hier Verkaufsabsichten sind. Sie hat auch zugesagt, dass sie sich hier einbringen wird.

Weil wir vom Eissport reden, möchte ich noch ein Thema kurz ansprechen, und zwar gibt es eine Presseaussendung vom Herrn Parzer: „SPÖ spielt böses Spiel mit den Vienna Capitals", weil im Planungsausschuss ein Antrag von der Opposition abgelehnt wurde, die sich für den Standort der Albert-Schultz-Halle einsetzt, was die Vienna Capitals betrifft. Als Donaustädter Mandatar spreche ich mich natürlich dafür aus, dass die Capitals in der Donaustadt bleiben, aber natürlich sind wir auch dafür, dass wir in der Donaustadt eine Mehrzweckhalle haben und das nicht nur auf die Albert-Schultz-Halle reduzieren wollen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es gibt die Regel, dass der Berichterstatter Bericht zu erstatten hat. Wir haben uns in der Präsidiale darauf verständigt, dass man lediglich dann, wenn die SPÖ keinen Redner oder keine Rednerin stellt, großzügiger ist. Die SPÖ hatte eine Rednerin, die übrigens sehr korrekt in ihrer Vorgangsweise war. Das, was hier an den Tag gelegt wurde, ist wirklich eines Berichterstatters unwürdig!

Ich würde die SPÖ bitten, in Zukunft andere Berichterstatter herauszuschicken! (Beifall bei der ÖVP und von GR Mag Wolfgang Jung. - GR Harry Kopietz: Das ist Größenwahn!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Abstimmung über den Antrag.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Mir liegen nun auch zwei Beschluss- und Resolutionsanträge zur Abstimmung vor. Der erste betrifft den Wiener Eislaufverein, so wie auch dann der zweite. Es ist jeweils die sofortige Abstimmung beantragt.

Der erste stammt von den GRÜNEN. Ich lasse jetzt den grünen Antrag abstimmen. 

Wer für den Antrag der GRÜNEN ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit gefunden.

Ich komme nun zum Beschluss- und Resolutionsantrag von SPÖ, ÖVP, GRÜNEN und FPÖ.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle hier die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zur Postnummer 21 der Tagesordnung, Subvention an den Verein „Forum Wien Arena". Die Wortmeldung ist zurückgezogen worden. Wir können sohin sofort zur Abstimmung kommen.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei allen vier Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig ... (GRin Veronika Matiasek: Nein!) - Nein, nicht bei der FPÖ. Korrigiere, Zustimmung nur bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 22, Rahmenbetrag zur Förderung von Vereinen, Gruppen und Projekten im Alternativbereich. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 23, Subvention an den Verein der Freunde der Berufsschule der Spar AG. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer ist dafür? - Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 28, Subvention an verschiedene Vereine. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely. Ich ersuche sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir haben hier eine Reihe von Subventionen, wie überhaupt die heutige Tagesordnung fast nur aus solchen besteht, zu behandeln. In dieser Position ist unter anderem auch eine Förderung für die Grünalternative Jugend, die von ihrer Größenordnung her an sich zu vernachlässigen wäre. Es sind rund 10 000 EUR. Im Vergleich zu den ersten paar Punkten unserer heutigen Tagesordnung, wo ungefähr 100 000 EUR, für drei Vereine zusammengefasst, gespendet werden, ist das eher wenig. 

Wir sind außerdem, das sage ich ganz bewusst am Anfang meiner Ausführungen, ausdrücklich für die Unterstützung der Jugendarbeit aller Parteien, wobei wir nicht kontrollieren wollen, denn das wäre, glaube ich, falsch, welche politischen, und ich sage es bewusst, Aussagen gemacht werden, solange sie sich im demokratischen Spektrum bewegen. Grundsätzlich, wie gesagt, sind wir dafür, aber hier liegt eine besondere Situation vor. 

Die grüne Jugend hat sich nämlich in letzter Zeit zum wiederholten Male durch Beschimpfungen Österreichs unrühmlich hervorgetan. Das Ganze hat im Herbst vor zwei Jahren beim Staatsfeiertag mit unflätigen Beschimpfungen gegen das Bundesheer begonnen, hat sich dann immer wieder fortgesetzt und zu den letzten Vorfällen zählt unter anderem der widerliche, muss ich sagen, Spruch von „Heimat im Herzen". Die Fortsetzung erspare ich mir, denn mir ist der Begriff Heimat, wie vielen, wahrscheinlich Millionen, Österreichern zu wertvoll, um im wahrsten Sinne des Wortes in den Dreck gezogen zu werden, wie Ihre Grünalternative Jugend das getan hat! Wir haben in Österreich Hunderttausende Heimatvertriebene, darunter waren zwei der Bundespräsidenten dieser Republik und auch meine Eltern, Menschen, die ihrer verlorenen Heimat bis zum Tod mit Trauer und dann mit Wehmut gedacht haben und die Sie damit aufs Schäbigste verunglimpft haben! 

Und dann der zweite und ebenso unflätige Spruch vom „Flaggerl mit dem Gaggerl". Was glauben Sie, meine Damen und Herren von den GRÜNEN, hätte sich auf unseren Straßen abgespielt, wenn es bei diesem Spruch nicht die österreichische Flagge gewesen wäre, mit der das Gaggerl weggewischt wird, sondern die rote Flagge mit dem Halbmond? Was glauben Sie, hätte sich auf unseren Straßen abgespielt? Oder sind Sie der Meinung, mit den Österreichern kann man es machen und die anderen werden in den Himmel gehoben? Nein, da sind Ihre Jugendlichen wirklich zu weit gegangen! Wir sind für Meinungsfreiheit, aber wir sind sicherlich nicht für Narrenfreiheit, meine Damen und Herren von den GRÜNEN! 

Wir sind für die Meinungsfreiheit immer angetreten. Gerade in diesen Tagen jährt sich ein Ereignis, das mit dem Begriff Meinungsfreiheit in unserem Land sehr viel zu tun hat. Die von Ihnen so geschmähten Burschenschaften waren die Vorkämpfer der Meinungsfreiheit in diesem Land. (Heiterkeit bei GRin Mag Alev Korun.) - Lachen Sie nicht, lernen Sie Geschichte, Frau Kollegin, das kann ich Ihnen sagen! 

Nächstes Jahr jährt sich das hundertjährige Gedenken an die Märzrevolution von 1848. (GR Siegi Lindenmayr: Was war 1938?) Die älteren Sozialdemokraten, die vielleicht ein bisschen Geschichtskenntnis haben, Sie gehören offenbar nicht dazu, können vielleicht etwas mit dem Namen Robert Blum verbinden, der einer der ersten sozialdemokratisch Sprechenden, Formulierenden und Denkenden im Vorparlament in Frankfurt war und der hier in Wien als Folge dieser Märzereignisse erschossen wurde, damit ich Ihnen ein bisschen Nachhilfestunden dazu gebe. Im 20. Bezirk gibt es sogar noch eine Robert-Blum-Straße, die nicht die Freiheitlichen so benannt haben, nach diesem Mann. Bevor man sich auslässt, sollte man ein bisschen weiter als bis 1945 denken, denn die Geschichte Österreichs ist länger als von 1939 bis 1945, auch wenn Sie das dauernd ins Zentrum stellen, das kann ich Ihnen sagen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Es wäre dem Land Wien und der Republik auch nicht schlecht angestanden, anlässlich dieses hundertjährigen Gedenkens dieser Sache zu gedenken. Schauen Sie einmal in den Märzpark hinauf, dann werden Sie belehrt, was sich dort abgespielt hat. Aber diese verbale Diarrhö des grünen Nachwuchses hat schon gar nichts mit Meinungsfreiheit zu tun und zeigt höchstens, dass die eine gewisse Phase ihrer Kindheitsentwicklung nicht wirklich überwunden haben! Die sollten eher einmal in die Berggasse gehen und sich dort auf die Couch legen, das kann ich Ihnen sagen, als solche Aussprüche zu tun!

Die Österreicher sollen sie damit nicht belästigen, ja mehr noch als belästigen, kränken und beleidigen! In die Politik und in die Öffentlichkeit treten sollte Ihr grüner Nachwuchs erst dann, wenn er den politischen Windeln und dessen Inhalt entwachsen ist, das kann ich Ihnen sagen! Es waren vermutlich mehr als verunglückte Hilfeschreie nach wenigstens ein bisschen Aufmerksamkeit, nachdem diese Jugendlichen von Ihnen selbst nicht mehr wirklich beachtet werden. Aber es war Zeit, sie zurechtzuweisen, und das hat dieses Haus mit überwältigender Mehrheit getan, mit Mehrheit von drei Parteien in diesem Haus! 

Bei Ihren Jugendlichen kam aber dann kein Lernschritt, sondern der nächste Schritt, nämlich die Veröffentlichung von Aufrufen zu zwei Demonstrationen gegen eine Ballveranstaltung, Demonstrationen, die in Gewalt, in Scherben und in Verletzten endeten! Folge, erstmalig in der Zweiten Republik wurde eine Polizeiwache angegriffen! Das hat es Gott sei Dank seit der Ersten Republik nicht mehr gegeben! Dabei wurde ein Beamter verletzt! Erstmalig wurde ein Polizeiauto in Brand gesteckt! Ich kann mich noch erinnern, als man mir vor eineinhalb Jahren, als ich von Paris gesprochen habe, entgegengerufen hat, in Österreich brennen keine Autos. Jetzt brennt sogar schon ein Polizeiauto als erster Schritt! Es wurden Molotowcocktails geworfen, gegen Beamte, gegen Gebäude! 

Damit Sie vielleicht darüber Bescheid wissen, Molotowcocktails waren die Waffen der unterdrückten Ungarn gegen die russischen Panzer im Jahre 1956. Molotowcocktails sind selbstgebastelte Brandsätze und kein Spielzeug. Wer so etwas verwendet, das sage ich Ihnen, nimmt billigend den Tod von Menschen in Kauf, meine Damen und Herren von den GRÜNEN!

Hier wurde der gefährliche Schritt von der geistigen Brandstiftung zur Realität gesetzt. Sie sollten bedenken, was da geschehen ist! Das war keine verharmlosende Überschreitung des Demonstrationsrechts. Wer eine Brandflasche wirft, ist ein potenzieller Mörder! Das sei Ihren Jugendlichen gesagt, die zu dieser Demo aufgerufen haben! 

Eine Distanzierung zu diesen Radaubrüdern, zumindest verspätet, ist leider auch noch nicht erfolgt. Die Scherbennacht wurde so hingenommen, wie sie war. Die Aufrufe dazu waren noch eine Woche später im Internet. Unwillkürlich kommt einem dabei der Gedanke an das böse Wort der RAF in Deutschland, der Roten-Armee-Fraktion, wo man von einer klammheimlichen Freude im Establishment gesprochen hat. Klammheimliche Freude und womöglich stille Solidarität. Wer schweigt, stimmt zu, haben schon die alten Römer gesagt. 

Dieselbe Gruppe, die unseren Staat und seine Symbole beschimpft, hält aber dann die Hand auf und will Fördergelder! Chuzpe, sagen die Wiener sehr treffend zu einem derartigen Verhalten.

Meine Damen und Herren, jeder macht Fehler, gerade Jugendliche. Ihnen muss man auch ein größeres Recht auf einen gewissen Überschwang zugestehen, aber was hier formuliert wurde, geht weit darüber hinaus. Wir wollten der grünen Jugend deshalb eine Möglichkeit zum Nachdenken geben und haben angeboten, in dieser Sitzung zuzustimmen, wenn Sie bis zum Zeitpunkt dieser Sitzung eine Distanzierung zu diesen Ereignissen vornehmen. Es ist nichts geschehen. Daher wären erzieherische Maßnahmen angebracht. 

Das, was aber jetzt von Seiten der SPÖ geschieht, zuerst zu verurteilen, denn da haben Sie mitgestimmt, und dann in die Knie zu gehen, entspricht zwar der Verhaltensweise Ihrer Vertreter in der Bundesregierung gegenüber dem Partner - in Anführungszeichen -, aber aus pädagogischer Sicht ist das ein schwerer Fehler. Auf der Bundesregierungsseite merken Sie das langsam. Wir werden diesen Fehler nicht machen!

Ich gebe Ihnen noch ein Beispiel dafür, was passiert, wenn Nachsicht am falschen Fleck gezeigt wird. Wir haben vor nicht allzu langer Zeit hier über das berühmte, berüchtigte ist das richtigere Wort, Punkerhaus gesprochen, jenes Haus, in das Sie die Leute untergebracht haben, die früher die Mariahilfer Straße unsicher gemacht haben, und die Sie weghaben wollten, bevor wir hier zu viel Publikum im Rahmen der Europameisterschaft haben werden.

Diese Leute haben ihre Umgebung belästigt und sie mussten weg. Dann hat man ihnen quasi ein Haus geschenkt, gratis, zollfrei und taxfrei. Und was ist die Folge? Sie haben uns damals noch erklärt, das sind an sich friedliebende junge Menschen, die man integrieren muss. Jetzt zeigen sie ihr wahres Gesicht, ein Großtransparent auf der „Pankahyttn“. Ich lese Ihnen den Text vor, langsam zum Mitschreiben, wenn Sie es wollen: „All jenen, die da reden vom Vergessen, all jenen, die da reden vom Verzeihen, all jenen schlage man die Fressen mit schweren Eisenhämmern ein!" – „... schlage man die Fressen mit schweren Eisenhämmern ein!" - Das sind die Gruppierungen, meine Damen und Herren von der SPÖ, die Sie fördern! Ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie das wirklich wollen!

Auf diesem Bild ist auch ein Trafikant mit seinem Werbeschild. Er zahlt Luftsteuer, meine Damen und Herren. Ich frage Sie von der Stadt-SPÖ: Haben Sie die von dem Gesindel auch eingefordert oder fällt „Fresse einschlagen" unter politische Meinungsfreiheit? (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr Gemeinderat, ich ersuche Sie doch, sich in Hinkunft zu überlegen, ob Sie Ausdrücke wie Gesindel wirklich da verwenden müssen. (GR Mag Wolfgang Jung: Ich habe das bewusst gemacht! - GR Kurth-Bodo Blind: O ja, das ist treffend!) 

Zum Wort gemeldet ist nun Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte hier nur die Haltung der Wiener GRÜNEN zu diesem Akt, den wir nicht das erste Mal, sondern jedes Jahr haben, noch einmal versuchen zu erklären beziehungsweise darzulegen. Seit die GRÜNEN in diesen Gemeinderat eingezogen sind, und das war 1991, fordern wir ein, dass Subventionen, die hinter dem Titel „Parteisubventionen" laufen, auch als solche ausgewiesen werden, nachvollziehbar und transparent für jene sind, die interessiert, wie viel Gelder an die Parteien fließen. 

Es gibt immer diesen Antrag, wo die Jugendorganisationen der Parteien ihre Subventionen bekommen, die unserer Meinung nach ein Teil der Parteienförderung sein sollten, als solche auch dort ausgewiesen sein sollten, nämlich unter dem Titel „Förderung der Parteijugendorganisationen" und dann hätten wir dieses Problem gelöst. Aber es ist nicht so, sondern es gibt die Parteienförderung, die ausgewiesen wird, die an die Parteien und an die Klubs überwiesen wird und dann gibt es eben diese Subvention für die Jugendorganisationen extra. Da wir das im Sinne der Transparenz und Nachvollziehbarkeit nicht unterstützen, sind wir schon seit 1991 gegen diese Subventionen und somit gegen die Subvention für die Grünalternative Jugend, die auch unter diesem Titel Geld bekommt, nicht, weil wir nicht wollen, dass Jugendorganisationen von Parteien Gelder bekommen, sondern dass es transparent über die Parteienförderung und nicht über einen Einzelakt, der dann extra dazugezählt werden soll, nachzulesen ist.

Alles, was uns in der letzten Zeit ausgerichtet wurde, auch über den Kollegen Baxant, dass hier alteingesessene MandatarInnen der Jugendorganisation kein Geld vergönnen et cetera, ist an den Haaren herbeigezogen, sondern es ist konsequente Einforderung von Transparenz, wenn es um öffentliche Gelder für die Parteien geht. Wir hoffen, dass vielleicht diese Debatte, die heute von diesem Thema abzugleiten droht, bewirkt, dass hier endlich einmal eine Änderung vorgenommen wird, eine Parteienförderung als Ganzes auszuweisen, dann anzuführen, für welche Bereiche die Parteienförderung zu Stande gekommen ist und zur Verfügung steht, und somit auch die Parteijugend ausgewiesen wird, dass es dafür Geld gibt, und nicht mit einem zusätzlichen Antrag. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, die Debatte über die Parteijugendförderungen spielt sich auf zwei Ebenen ab. 

Die eine Ebene hat gerade die Frau Kollegin Smolik angesprochen. Wir haben eigentlich mit diesem System überhaupt kein Problem. Wir finden es auch gut. Wir sind oft die Ersten, die sagen, wenn etwas intransparent ist. Es wird hier nichts verdeckt gegeben, sondern es gibt einen Topf. Auch Parteijugendorganisationen sind Jugendorganisationen, leisten Jugendarbeit. Es gibt einen von den Jugendorganisationen in Übereinstimmung festgelegten Schlüssel und das wird deklariert. Wir sind auch froh, dass die Jugendorganisationen direkt Geld bekommen. Wenn Sie innerhalb der GRÜNEN ein Problem damit haben, dann kann man durchaus auch der Meinung anhängen und dem einmal nachgehen, warum die anderen Parteien Ihrer Jugendorganisation das Geld bewilligen sollen, sollen sich Ihre jungen Grünen an die Mutterpartei wenden. Solange Sie nicht zustimmen, werden sich vielleicht andere Abnehmerinnen und Abnehmer finden. Das ist dann nicht unser Problem. Wir stimmen daher heuer, auch nicht zuletzt auf Grund Ihres Abstimmungsverhaltens, gegen die Subvention an Ihre Jugendorganisation. 

Ich bedaure es eigentlich außerordentlich, dass Sie die vielfältigen Hölzchen, die man Ihnen geworfen hat, sich von diesen doch inakzeptablen Österreichbeschimpfungen in irgendeiner Form zu distanzieren, nicht wahrgenommen haben. Wir wollen keine Zensur. Wir bewerten nichts politisch, aber wenn es heißt: „Wer Österreich liebt, muss … sein!", ist nicht einmal ein Spielraum, sondern es ist eine Pauschalverunglimpfung aller Menschen dieses Landes, die ihr Land gern haben. Ich habe eigentlich bei aller politischen Divergenz auch die GRÜNEN immer dazu gezählt, dass sie unser Land gern haben. Ich glaube, das ist eine Grenzüberschreitung, die man auf diese Weise nicht einfach im Raum stehen lassen soll. 

Weiters geht es auch um unsere Fahne, die wir bei der kommenden Fußball-Europameisterschaft hoffentlich stolz schwingen werden. Wenn ein Schirennen oder sonstige Veranstaltungen sind, sind wir stolz darauf. Ich glaube also, mit unseren nationalen Symbolen kann man mehr und anderes tun, als Hundekot wegzuwischen. 

Gerade wenn man doch auch immer bei den anderen Political Correctness einfordert und immer sehr schnell bei der Hand ist, wofür man sich alles entschuldigen soll, müsste man eigentlich auch den Balken im eigenen Auge sehen, vor allem dann, wenn der Splitter in den Augen der anderen relativ leicht sichtbar wird. Auch aus diesem Grund ein volles Ja zur Förderung der Parteijugendorganisationen, ein Nein zu jeder inhaltlichen politischen Bewertung. 

Gestatten Sie mir da noch einen letzten Satz. Ich bin keineswegs der Verteidiger der Freiheitlichen Jugend. Da sind Welten zwischen mir und ihnen. Aber auf anderer Ebene sind Sie relativ schnell sofort dabei, dass die Freiheitlichen kein Geld bekommen können, weil das irgendwie rechtslastig oder sonst etwas ist. Das ist eigentlich für mich politische Zensur. So weit wollen wir nicht gehen und werden wir nicht gehen. Wir möchten nur Achtung und Liebe für unser Heimatland, dem wir alle als gewählte Mandatare dienen sollen! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Baxant. 

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Sie kennen die Position der Sozialdemokratie. Wir stehen zu einer unabhängigen, nicht zensurierten Jugendarbeit und zu unabhängigen Jugendorganisationen. Nichtsdestotrotz möchte ich schon feststellen, und ich glaube, ich spreche auch vielen anderen hier aus dem Herzen, wenn man sich die Kampagne der Grünalternativen Jugend ansieht, kommt sie mir sehr seltsam, sehr eigen, peinlich, kindisch und eigentlich auch entlarvend vor. Weil wie peinlich muss es sein, wie muss man als Organisation beschaffen sein, dass man solche Kampagnen vom Stapel lässt, um einfach irgendeine Art von Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen? Das heißt, ich finde die Kampagne nicht lustig. Ich finde sie auch nicht irgendwie interessant, sondern irgendeine, meiner Meinung nach uninteressante Kampagne der Grünalternativen Jugend, die dann nur auf Grund ihrer Brisanz ihren Weg in die Medien gefunden hat. 

Aber die Kampagne der Grünalternativen Jugend ist nicht illegal und sie widerspricht nicht den Förderrichtlinien der Wiener Jugendpolitik. Insofern bekennen wir uns natürlich auch zur Subventionierung und zur Förderung der Grünalternativen Jugend, wie zu allen anderen Subventionierungen der Wiener Jugendorganisationen. Denn uns ist es wichtig, dass nachhaltig und auch morgen noch Meinungsvielfalt in dieser Stadt, Freiheit im Geistesleben und Demokratie herrschen, denn wer, wenn nicht unter anderem die Jugendorganisationen, sichern das demokratische Leben in unserer Stadt und fördern auch das demokratische Bewusstsein bei den Jugendlichen selbst. Meiner Meinung nach ist es nicht die Aufgabe der Politik oder der Stadt Wien, über die Kampagnen von Jugendorganisationen zu richten und zu entscheiden, was förderungswürdig ist oder nicht, sondern wenn wir einmal entschieden haben, das sind Jugendorganisationen, die Politik machen und Aktivitäten setzen, die einen gewissen Mehrwert für die Jugendlichen in dieser Stadt haben, dann sind sie zu fördern. Das heißt, wir wollen nicht richten und wir wollen im Nachhinein durch das Entziehen von Subventionen auf keinen Fall Zensur üben. 

An meine Kollegin Smolik: Auch wenn Sie beteuern, dass es sich hier nicht um einen Generationenkonflikt innerhalb der GRÜNEN handelt, beobachte ich den aber schon seit Längerem bei den GRÜNEN und ich bin sicher nicht der Einzige. Man muss sich zum Beispiel nur die Riege der Abgeordneten im österreichischen Parlament anschauen. Das ist eigentlich eine Riege der GRÜNEN im österreichischen Parlament, die nicht sehr jung wirkt und auch nicht sehr jung ist. Innerhalb der GRÜNEN haben es die Jugendlichen anscheinend sehr schwer, in wichtige Positionen vorzustoßen. Das ist eine Feststellung, das ist keine Polemik. Schauen Sie sich die Wiener Sozialdemokratie an. Da wimmelt es nur so von jungen, interessanten und engagierten Genossen und Genossinnen, die dann auch in wichtige Positionen vorstoßen. Das heißt, Transparenz ist auch uns wichtig. Trotzdem hat Ihr Stimmverhalten heute eine komische Optik. Ich sehe sehr wohl einen Generationenkonflikt. Wenn es die Grünalternative Jugend nicht gewollt hätte, dass Subventionen und Förderungen im Jugendbereich in dieser Art und Weise vergeben werden, dann hätte sie sich irgendwann einmal dagegen ausgesprochen, was aber nie der Fall war. 

An meinen Kollegen von der Volkspartei, Herrn Aigner: Bitte kehren Sie vor der eigenen Tür! Sprechen Sie nicht von Political Correctness! Ich erinnere Sie nur, wie schon im Ausschuss, an die höchst sexistische Kampagne der Jungen Volkspartei Wiens mit dem Titel „E-Voting - Er entscheidet sich für die Richtige", wo ein Mann halbnackt im Bett liegt, sich dann für die Schwarzhaarige entscheidet und neben ihm die Rothaarige liegt. Das heißt, ich glaube, Sie sollten vor Ihrer eigenen Türe kehren! Ich glaube, das ist eine Kampagne, die auf keinen Fall irgendwie politisch korrekter ist als die der Grünalternativen Jugend! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich höre da auch noch von einer Orgasmusparty. (GR Godwin Schuster: Bruck an der Mur!) Von der habe ich bis jetzt noch nichts gehört, aber eigentlich auch sehr interessant. Vielleicht kann das die Berichterstatterin noch aufklären. Das heißt, ich stelle fest, wenn das Stimmverhalten im Wiener Gemeinderat heute genauso ist wie im Ausschuss, dann können wir ohne Weiteres feststellen, dass nur die SPÖ-Wien sicherstellt, dass es auch in Zukunft unabhängige Jugendorganisationen gibt, die unabhängig arbeiten können! 

In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr StR Ellensohn. (GR Kurth-Bodo Blind: Staatsfeinde beim Staatsfeind!)

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr Blind hat irgendetwas von Staatsfeinden gerufen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das sind ja diese Aufrufe!) War offensichtlich schon zu Mittag (GR Kurth-Bodo Blind: Nicht zu Mittag!), nicht nur beim Mineralwasser. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist eine Unterstellung! Sie sind besoffen, Herr Kollege! Wenn Sie betrunken sind, vergessen Sie mich!) Das ist der Tagesordnungspunkt, wo die Unterstellungen bis jetzt nicht ganz außen vor geblieben sind. (GR Mag Wolfgang Jung: Feststellungen, nicht Unterstellungen!) 

Generationenkonflikt: Ich muss da zum Vorredner ein paar Punkte sagen. Ich könnte jetzt auch einen Generationenkonflikt in der SPÖ, ich sage jetzt, konstruieren, weil es nicht jedes Mal notwendig ist. Aber es gibt eine ganze Menge von Jugendorganisationen, ich sage jetzt einmal, Gewerkschaft und Sozialistische Jugend Österreichs, die hier anders abstimmen würden. Die fordern nämlich ein differenziertes Abstimmungsverhalten bei der Förderung von Jugendorganisationen. 

Aber worum geht es mir jetzt? Ich lasse mich jetzt sicher nicht darauf ein, ob jede einzelne Veranstaltung, die im Rahmen irgendeiner Partei passiert, ideal ist und mir passt oder nicht, sondern ich will hier darüber reden, wie insgesamt abgestimmt wird.

Die SPÖ hat die Linie, sie stimmt allen Jugendorganisationen zu. Das kann man teilen, zumindest wird das konsequent gemacht, nämlich unabhängig davon, was ein RFJ, eine GAJ, eine Junge ÖVP, und die Kritik ist vom GR Baxant ja trotzdem gekommen, vorbringt oder nicht. 

Es gibt die Linie, die bis jetzt von den GRÜNEN vertreten wurde und auch heute vertreten wird, nämlich sind wir der Meinung, das Geld soll deswegen offen fließen, damit Parteiförderungen klar ersichtlich sind, und nicht einmal der Jugend ein bisschen etwas und dann den SeniorInnen und dann vielleicht noch irgendwo, weiß ich nicht, einem Autofahrerklub oder sonst etwas, sondern eine Partei bekommt öffentliches Geld, verteilt das intern, wie sie glaubt, idealerweise auch an eine Jugendorganisation. Bei uns wäre das völlig problemlos, dass man der Jugendorganisation Geld für ihre Aktionen geben würde. Bei anderen Parteien ist das offensichtlich nicht so gewährleistet. Das ist eine Linie, die man teilen kann oder nicht, das teilen nicht alle. 

Dann gab es bis jetzt noch die Linie, dass sogar FPÖ und ÖVP gesagt haben, es gibt keine Zensur, wir nehmen das Geld und wir geben es auch den anderen, was hier, das kann man auch so sagen, öfters zu dem Kuriosum geführt hat, dass die Kampagne, die FPÖ und ÖVP heute so kritisieren, mit den Stimmen von ÖVP und FPÖ und gegen die Stimmen der GRÜNEN finanziert wurde, was hier immer wieder einmal zu einem kleinen Gelächter geführt hat. 

Jetzt gibt es eine neue Position. Jetzt gibt es eine Position, die FPÖ und die ÖVP erlauben sich zu bewerten, das ist gut und das ist schlecht, das passt zu ihnen und was sie wollen, dass die Jugend tun darf. (GR Mag Wolfgang Jung: Finden Sie das gut?) Heute immer noch in der Politik vertretbar. Es wundert mich dann nicht, dass die FPÖ zur Position kommt, dass sie die GAJ nicht fördern möchte. Ich nehme an, für keine Aktion, die die GAJ macht, gibt es eine Mehrheit innerhalb der Freiheitlichen Partei. Deswegen halte ich mich auch nicht lange damit auf, was die FPÖ für eine Position hat. (GR Mag Wolfgang Jung: Sie trennen bewusst, was ich gesagt habe!) 

Interessant finde ich die Position der Österreichischen Volkspartei. Wenn ich das zu Ende denke, was der Herr Aigner hier ausgeführt hat, dann heißt das, die Österreichische Volkspartei in Wien ist der Meinung, dass die GAJ, die Grünalternative Jugend, einen Punkt überschritten hat und die Österreichische Volkspartei deswegen nicht mehr der Meinung ist, dass sie öffentlich gefördert werden soll. Im Gegensatz dazu stimmt heute die Volkspartei der Förderung für den RFJ zu. Ich muss also ableiten, ich kann wohl nicht anders, dass die Bewertung für den RFJ anders, nämlich positiv, ausfällt. Ich erspare mir heute, alle Veranstaltungen vom RFJ aufzuzählen, die ich nicht gefördert haben möchte, weil das nahezu alle wären. Feixende RFJ-Mitglieder vor den Gaskammern in Mauthausen. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Ist das in Wien?) - Nein, Mauthausen ist nicht in Wien. Feixende RFJ-Mitglieder vor den Gaskammern in Mauthausen sollten ausreichend sein, dass auch eine Österreichische Volkspartei, wenn sie sich denn schon aufspielt zu bewerten, ob die Arbeit der Jugendlichen gut oder nicht gut ist, ob sie passt oder nicht, dazu führen müsste, dass sie, wenn sie schon die GAJ ablehnt, zumindest konsequenterweise die Arbeit der anderen Jugendorganisationen auch bewerten müsste. Das tun Sie offensichtlich und der Schluss ist, Sie finden die Arbeit des RFJ gut und die Arbeit der GAJ nicht gut! Das bedaure ich sehr, weil zu dem Unterschied, glaube ich, kommen die Wählerinnen und Wähler der Österreichischen Volkspartei nicht!

Jetzt zähle ich einmal auf, wer aller der Meinung ist, dass man dem RFJ kein Geld geben sollte: 

Das Mauthausenkomitee: „Kein Steuergeld für Verhöhnung der NS-Opfer." In dieser OTS: „Feixende Mitglieder des Rings Freiheitlicher Jugend vor der Gaskammer des KZ Mauthausen sollten schon ausreichen, dieser fragwürdigen Organisation jegliche finanzielle Unterstützung nicht zu geben. - Vorsitzender des Mauthausenkomitees Österreichs."

Österreichische Gewerkschaftsjugend: „Kdolsky muss handeln, RFJ nicht mehr fördern." Die Österreichische Gewerkschaftsjugend, nicht ganz weit weg, sage ich einmal, von der Sozialdemokratie.

Sozialistische Jugend, es sind ja auch Vertreter der Sozialistischen Jugend im Haus, zur Förderung des Rings Freiheitlicher Jugend: „Genügend Möglichkeiten für Ministerin Kdolsky zur Einstellung der Bundesjugendförderung."

Die Jugendvertretung insgesamt sagt: „Förderungen für den RFJ einstellen". (GR Mag Wolfgang Jung: Was sagen die GRÜNEN dazu?) - Eines nach dem anderen.

Natürlich sagen auch die GRÜNEN auf Bundesebene etwas. Die Nationalrätin Zwerschitz ist der Meinung: „Kdolsky ist lernunwillig. Wir wundern uns über die Bunkermentalität im Jugendministerium und hätten gerne, dass diese Förderungen überdacht und gestrichen werden."

Jetzt kann man das bewerten, wie man möchte. Ich finde die Linie, die die Sozialdemokratie gewählt hat, ist nicht meine. Ich würde dem RFJ nicht unbedingt Geld für die Aktionen nachwerfen. Aber das ist eine Linie, wo man zumindest, wenn man sie konsequent durchzieht, sich auch leichter im Argumentieren tut. Die Sozialdemokratie bleibt bei der Linie, die sie vertreten hat. Sie schaut sich das nicht an, sondern sie fördert das. 

Die GRÜNEN bleiben bei der Linie, das Geld sollte eigentlich nicht immer verschlüsselte Wege zu den Parteien finden, sondern offengelegt werden. 

Die Österreichische Volkspartei tut seit heute etwas Neues. Sie bewertet die Arbeit. Das ist die Bewertung. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie machen das gerade!) Sie bewerten es. (GR Dr Wolfgang Aigner: Sie bewerten auch!) Sie bewerten das und kommen zu einem Schluss, Herr Aigner. Sie dürfen ja in der Politik bewerten. Ihr Schluss ist: Das ist alles in Ordnung, was der RFJ macht. Das wundert mich nicht, dass das Ihr Schluss ist, aber es wundert mich, dass das der Schluss ist, den die ÖVP insgesamt hat. Sie dichten halt so nach, dass es irgendwann abfärbt. Aber ich habe nicht gewusst, dass das die Beschlusslage der Volkspartei in Wien insgesamt ist. 

Wenn die Volkspartei schon so schlau ist und glaubt, da mit dem Zeigefinger herumlaufen zu müssen, dann kann man Ihnen auch nicht ersparen, Ihnen mitzuteilen, was die Junge Volkspartei so alles quer durch das Land aufführt, wie die eben angesprochene Orgasmusparty. Ich glaube, die Berichterstatterin darf nicht darüber sprechen, sonst heißt es zu Recht wieder, sie hat sich dann in dem Punkt verbreitert. Deswegen mache ich das jetzt. Die Junge ÖVP hat eine Orgasmusparty gefeiert. Das steht im „Österreich" von gestern. Auf ihrer Homepage wurden Fotos mit betrunkenen nackten Jugendlichen et cetera veröffentlicht. Jetzt sage ich gar nicht, was ich davon halte, aber ich glaube, die ÖVP, so bieder, wie sie aufgestellt ist, findet das sicher nicht gut. Sie müssten konsequenterweise einen Antrag stellen, dass Ihre Junge ÖVP kein Geld mehr kriegt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Dr Wolfgang Aigner: Ich schicke Ihnen eine Einladung!)

Aber zu etwas Ernsterem als dieser Orgasmusparty, bei der sich Jugendliche mit öffentlichen Geldern betrinken: „Vorarlberg: Drei Finger bringen Junge Volkspartei ins Zwielicht." - Was war da? Der Kühnengruß, mit Foto unterlegt, Junge Volkspartei. Deswegen tun Sie sich wahrscheinlich mit dem Ring Freiheitlicher Jugend nicht so schwer! Drei Burschen grüßen vom Bundesparteitag in die Kamera mit jeweils drei gespreizten Fingern! „Wie FPÖ-Obmann Strache, wir kennen das, mit den drei Bieren, bediente sich die Junge ÖVP des Kühnengrußes.", kritisiert die SPÖ-Jugendsprecherin in Vorarlberg in dem Fall. Bei den Männern handle es sich um junge ÖVP-Mitglieder, sagt der Obmann und Landtagsabgeordnete in Vorarlberg Thomas Winsauer und sagt noch dazu, er weiß zwar nicht, ob es Funktionäre oder Funktionärinnen, in dem Fall Funktionäre, sind, aber sie sind eine offene Partei. Er sagt noch, bei ihnen kann jeder mitfahren, auch einer, der vielleicht den Kühnengruß macht, ist doch wurscht, sie sind die Junge Volkspartei, sie sind offen, da dürfen auch Rechtsradikale mitfahren!

Wenn man das konsequent zu Ende denkt, plus die zu Recht kritisierte sexuelle Darstellung der Jungen Volkspartei, und jetzt sind wir wieder in Wien (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: Wir reden jetzt auch über Wien!), wo mit einer Werbung Sexismus vorangetrieben wird, das brauchen wir nicht noch einmal zu wiederholen, hoffe ich doch, ist das nicht die Linie der Volkspartei insgesamt. (GR Dr Wolfgang Aigner: Was sagen Sie eigentlich dazu?) Aber obwohl man manchmal großzügig ist, Sie das bisher auch waren und gesagt haben, Sie machen Linie wie die SPÖ, Sie bewerten es nicht, haben Sie sich heute anders entschieden. Das wird man auch so behalten müssen. Sie haben sich entschieden, Sie stehen auf der Seite derjenigen Leute in der Jungen Volkspartei, die mit einem Kühnengruß durch die Lande ziehen, Sie stehen auf der Seite des Rings Freiheitlicher Jugend, weil Sie dem heute Ihr Ja geben! Sie werden einstimmig dem Ring Freiheitlicher Jugend zustimmen. Ich werde Ihnen dann am Ende des Jahres hier vorlesen, was die alles mit dem Geld, das Sie heute fordern, getan haben! Ich machen Ihnen am Ende des Jahres auch eine Bilanz der GAJ. Sie erklären mir nachher, warum Sie das gefordert haben und die GAJ nicht! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine Wortmeldung liegt mir nicht mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die eine getrennte Abstimmung ist. 

Ich lasse zunächst über die Subvention an die Sozialistische Jugend abstimmen. 

Wer für diese ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun über die Subvention an die Junge ÖVP abstimmen.

Wer ist dafür? - Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ. Mehrheitlich angenommen.

Subvention an den Ring Freiheitlicher Jugend.

Wer ist dafür? - Hier stelle ich wiederum die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Mehrheitlich angenommen.

Ich lasse jetzt über die Subvention an die Grünalternative Jugend abstimmen.

Wer ist dafür? - Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Mehrheitlich angenommen.

Ich lasse nun über alle übrigen Förderungen abstimmen.

Wer für den Rest ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle hier die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest. Einstimmige Annahme.

Postnummer 29, Subvention an die Österreichischen Kinderfreunde. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer ist dafür? - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Mehrheitliche Annahme.

Postnummer 31, Erhöhung der Fördersätze für das Wiener Hilfswerk, die Volkshilfe Wien und den Verein Eltern für Kinder Österreich. Es gibt eine Wortmeldung. Jetzt ist der Berichterstatter, Herr GR Wutzlhofer, zum Wort gemeldet.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Riha.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte wieder eine Schleife zurück zu einem Thema machen, das vorhin bei der Schuldebatte schon mehrfach angesprochen wurde. Da geht es um ein großes Arbeitsfeld in der Bildung, nämlich um unsere Kindergärten. Herr Vettermann und einige andere haben es angesprochen, es geht um die Vorbereitungen auf das kommende Schuljahr. Hier soll es einen weiteren Ausbauschub im vorschulischen Bereich geben: Sprachstandserhebungen, steigender Bedarf auf Grund berufstätiger Eltern, Integrationsbestrebungen, Erweiterungen des Gruppenangebots. Viele Gründe sind bei dieser Entwicklung anzuführen. 

So sehr ich es begrüße, Herr Vettermann, dass Wien die 15a-Vereinbarung unterschrieben hat, weil ich auch der Meinung bin, so wie das der Kollege Wutzlhofer gesagt hat, Wien braucht dringend einen Ausbau der Kindergartenplätze, sowohl bei den Unterdreijährigen als auch bei den Drei- bis Sechsjährigen, als auch bei den Fünf- bis Sechsjährigen, so kann ich Ihnen in einem nicht zustimmen, Herr Kollege Vettermann, und zwar, dass Sie der Meinung sind, dass im Bereich der Sprachstandserhebung und des Vorschuljahres im Kindergarten schon überall Klarheit herrscht. Ich war erst vorige Woche in einer Sitzung, wo wirklich alle Träger dabei waren, auch die der städtischen Kindergärten. Ich kann Ihnen sagen, von Klarheit war da überhaupt nichts zu spüren. Ich würde bestenfalls sagen, alle waren sehr verwirrt. Wenn sich die Frau Jerusalem nicht auskennt, wundert mich das nicht, denn ich bin selber in der Sitzung mit den Ländern zur 15a-Vereinbarung gesessen und zum Schluss habe ich mich, muss ich sagen, bald selbst nicht mehr ausgekannt. Um es auf gut Wienerisch zu sagen: Nix ist fix. 

Denn bereits im Mai soll die Sprachstandserhebung in den Kindergärten stattfinden. Aber bis dato weiß man noch nicht, wie es stattfinden soll. Es gibt auch noch kein ausgearbeitetes Instrument dazu, wiewohl, das weiß ich, an einem solchen gearbeitet wird. Aber bis dato gibt es erstens das Instrument noch nicht und zweitens ist das Instrument auch noch niemandem zur Verfügung gestellt. Das heißt, kein Kindergarten weiß, in welcher Art und Weise diese Sprachstandserhebung stattfinden sollte. 

Zweitens bildet das Ministerium dafür MultiplikatorInnen aus. Diese MultiplikatorInnen sollen dann in die Kindergärten gehen und den Kindergärten zeigen, wie denn diese Sprachstandserhebung stattfinden soll. Auch hier ist wieder Fakt, es wurde bis dato keine einzige Multiplikatorin ausgebildet. Es gibt keine MultiplikatorInnen. Im Gegenteil, es werden zum Teil Leute angeschrieben, dass sie sich als MultiplikatorInnen melden sollen, die sich überhaupt noch nie als MultiplikatorIn gemeldet haben. Auch hier ist Chaos kreuz und quer. Erst im März, wenn überhaupt, soll diese Ausbildung für MultiplikatorInnen stattfinden, aber schon im Mai sollen diese MultiplikatorInnen in all diesen tausenden Kindergärten, immerhin in Wien und im Burgenland, gewesen sein und dort allen Kindergärten erklärt haben, wie es geht. Das sind noch genau zwei Monate. Das sind in etwa 20 Tage pro Monat. Ich bin neugierig, wie das funktionieren soll. 

Der gemeinsame Ausbildungslehrgang, der stattfinden hätte sollen, damit KindergartenpädagogInnen diese Sprachstandserhebungen und dann auch die Förderung im nächsten Jahr umsetzen können, wurde zuerst an den Pädagogischen Hochschulen angekündigt. Dann wurde er wieder abgesetzt, weil man darauf gekommen ist, das Unterrichtsministerium stellt jetzt doch kein Geld für die Ausbildung der KindergartenpädagogInnen zur Verfügung, das müsste die Stadt tun. Das war aber noch nicht gesichert. Es wurde also die Ausbildung zur frühen Sprachförderung wieder zurückgenommen. Jetzt schaut es so aus, als sollte es doch wieder stattfinden. Also ganz ehrlich, wenn man sich da nicht auskennt, wundert es mich nicht. Und dass sich Eltern nicht auskennen, wenn sich die Leute, die involviert sind, nicht auskennen, wundert mich noch weniger. 

Es geistern verschiedene Zahlen durch den Raum. Pro Jahrgang haben wir ungefähr 16 000 Kinder. Wenn wir sagen, davon sind ungefähr 10 bis 15 Prozent, sagen wir, 2 000 Kinder, derzeit nicht im Kindergarten und Sie haben, glaube ich, von etwa 50 Prozent gesprochen, von denen, die nicht in den Kindergarten gehen, die einen Kindergartenplatz brauchen, dann haben wir jetzt Anfang März und ich frage mich, sollte das eine Hausnummer von nur 600 Kindern sein: Wo werden diese Plätze sein? Wenn es noch mehr sind, werden wir noch mehr Probleme haben. Wo sind die Kindergartenplätze für diese Kinder, die jetzt im Mai eine Sprachstandsfeststellung haben, wo festgestellt wird, es braucht eine Förderung? Wo sind die Kindergartenplätze im Kindergarten? Denn ich denke mir, alle, die mit Kindergarten zu tun haben, wissen, dass es ein Unterschied ist, ob ich Kinder in einer altershomogenen Gruppe, sprich, lauter Fünf- bis Sechsjährige, oder eine altersheterogene Gruppe, wie sie halt im Kindergarten üblich ist, miteinander lernen lasse. (Das rote Licht, das das Ende der Redezeit anzeigt, leuchtet auf.)

Wieso leuchtet jetzt das Licht? Ich habe gar nicht gewusst, dass ich schon so lange gesprochen habe.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Bitte, sich nicht vom Licht beeindrucken zu lassen. Die Redezeit dauert noch an.

GRin Monika Riha (fortsetzend): Danke. - Also ich hätte gerne eine Antwort. Wo sollen alle diese Kinder unterkommen? Denn eines ist ja in der 15a-Verein-barung festgehalten, die Stadt Wien muss für jedes Kind, das einen Sprachförderbedarf hat, einen Kinder-
gartenplatz zur Verfügung stellen. (VBgmin Grete Laska: Das müssen Sie uns aber vorlesen! Das steht nicht drinnen!) - Mir wurde das in der Verhandlung selbst gesagt. Mir wurde das dort in der Sitzung von Herrn Nekula gesagt. 

Bis jetzt haben jedenfalls nur das Burgenland und Wien unterschrieben. Die Chance, vom finanziellen Kuchen sozusagen ein großes Stück abzukriegen, ist wirklich groß.

Es liegt jetzt in der Verantwortung der Stadt, diese finanziellen Ressourcen auch sinnvoll und mit dem Fokus auf Qualität nutzen zu wollen. Jedes Kind in Wien hat ein Recht auf gute Bildung. Gute Bildung beginnt im Kindergarten, wir brauchen daher einen quantitativen Ausbau. 

Das sollte sinnvollerweise mit der rechtlichen Sicherheit für Eltern verbunden sein: Wenn ich für mein Kind einen Kindergartenplatz brauche, dann bekomme ich ihn. Da ja Herr Kollege Wutzlhofer gesagt hat, das Ziel ist ohnehin, dass möglichst alle Kinder, dass wirklich alle Kinder einen Kindergartenplatz bekommen, müsste das auch in Ihrem Sinn sein. Daher müssten Sie eigentlich diesem Antrag zustimmen. Wir brauchen auf Gemeinde- und Landesebene einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz, damit die eigene Verpflichtung zum Ausbau auch verankert ist.

Wenn man über den Wiener und auch über den österreichischen Tellerrand hinausschaut, dann gibt es das in Europa schon lange. In Dänemark zum Beispiel gibt es diesen Anspruch schon ab dem ersten Lebensjahr, in Deutschland ist der Rechtsanspruch sogar im Bundes-Verfassungsgesetz unter § 218 verankert, und in Ungarn haben Kinder ab dem dritten Lebensjahr einen Anspruch auf einen Betreuungsplatz. 

Diese Beispiele zeigen, dass auch im kleinen Wiener Rahmen endlich der Weg der rechtlichen Absicherung beschritten werden sollte. Wenn man das in der Verwaltung und in der Wirtschaft tut - warum nicht auch in der Bildung und Betreuung unserer Kinder? Daher habe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Anger-Koch, mit meinem Kollegen Wolfgang Aigner und meiner Kollegin Sirvan Ekici dazu einen Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das nächste Problem, das sich stellen wird, ist das folgende: Angenommen, Sie haben den Platz und schaffen jetzt 600 Plätze: Wir wissen seit Langem, dass es einen eklatanten Mangel an KindergartenpädagogInnen gibt. Wo werden wir, Sie, die Stadt bis zum Herbst die KindergartenpädagogInnen hernehmen? 

Jetzt habe ich zwar gelesen, dass es eine neue Initiative gibt - die ist natürlich auch zu begrüßen, ich begrüße jede Ausbildungsoffensive -, aber dabei darf man nicht vergessen, dass diese Ausbildungsoffensive eigentlich nur für eine Hälfte der Kindergärten, nämlich für die städtischen Kindergärten gilt, weil sich ja jede Kollegin, die diese Ausbildung besucht, für drei Jahre verpflichtet, auch in einem städtischen Kindergarten zu arbeiten. Jetzt frage ich Sie: Was ist mit der anderen Hälfte der Wiener Kindergärten? Wo ist die Verantwortung, die Wien dafür übernimmt, dass auch die anderen Kindergärten in dieser Stadt ausreichend gut qualifiziertes pädagogisches Personal zur Verfügung haben?

In der Beantwortung einer Anfrage der ÖVP wurde von den zuständigen Stellen der Stadt Wien festgehalten, dass die Stadt eine akademische Ausbildung zur Kindergartenpädagogin oder zum Kindergartenpädagogen grundsätzlich befürwortet. Wenn also die Stadt grundsätzlich eine akademische pädagogische Ausbildung befürwortet und die zuständige Ministerin, zumindest laut ihrer Interviews, ebenfalls eine Ausbildung auf der pädagogischen Hochschule oder auf akademischem Niveau befürwortet: Was hindert dann die Stadt Wien daran, im Rahmen eines Studienversuchs einen akademischen Lehrgang auf breiter Basis in Zusammenarbeit mit den Kollegs der unterschiedlichen Bildungsanstalten und den pädagogischen Hochschulen in Wien sowohl als Vollzeitstudium, aber durchaus auch - so wie Sie es jetzt für die Stadt gemacht haben - als berufsbegleitendes Studium anzubieten?

Daher möchte ich auch hier einen Antrag stellen. Ich hoffe, dass auch Sie ihn unterstützen, weil Ihnen ja nicht nur die städtischen Kindergärten ein Anliegen sein können, sondern auch die anderen Kindergärten in dieser Stadt. Somit bringen meine Kollegin Anger-Koch, mein Kollege Wolfgang Aigner und ich folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge sich dafür einsetzen, die Einrichtung eines akademisch und europaweit zertifizierten Lehrgangs für Kindergartenpädagogik an den pädagogischen Hochschulen in Wien zu ermöglichen. Zwecks Schaffung bestmöglicher Rahmenbedingungen soll der Lehrgang im Zusammenwirken zwischen der pädagogischen Hochschule und der Wiener Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik organisiert und durchgeführt werden." - Danke.

Frühkindliche Bildung ist der Schlüssel zu Chancengleichheit - ich denke, da sind wir uns alle einig -, und der Weg in die Wissensgesellschaft beginnt im Vorschulalter. Die Stadt Wien trägt die Verantwortung dafür, dass in Wien gut qualifizierte und pädagogisch bestmöglich ausgebildete Fachkräfte zur Verfügung stehen, und zwar nicht nur für die städtischen Kindergärten, sondern auch für alle anderen Kindergärten in Wien. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es ist ein bisschen schwer, als Berichterstatter - noch dazu zu einem Tagesordnungspunkt, der nicht ganz, aber dann doch damit zu tun hat - auf alles einzugehen. Ich versuche das so weit wie möglich, mich am Akt entlang hantelnd.

Im Akt geht es um die Betreuung durch Tagesmütter und Tagesväter, bis hin zu einer 40-stündigen Betreuung, eine gute Ergänzung des Systems an Kinderbetreuungen, das die Wiener Kindergärten bieten, sowohl private als auch städtische Träger - das ist in dem Akt sehr, sehr gut ausgeführt -, in einem System, das natürlich Jahr für Jahr sukzessive ausgebaut wird. Welchen anderen Schritt dafür, das Ziel zu erreichen, dass alle Kinder in Wien und in Österreich einen Kindergartenplatz haben, könnte man tun, als das System Jahr für Jahr auszubauen?

Natürlich stehen auch durch die 15a-Vereinbarung mehr Plätze zur Verfügung. Nicht das Gegenteil ist der Fall! Die 15a-Vereinbarung beziehungsweise das neue Schuleinschreibungsmodell bietet im Grunde genommen jetzt auch die Chance, das zu entwickeln, was Sie ohnehin ausgeführt haben, nämlich eine Ausbildung auf der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik für frühe Förderung, die Ausarbeitung der Kriterien für das Screening - das ist jetzt gerade passiert - und die Ausbildung für MultiplikatorInnen im Bund.

Natürlich geht das alles relativ schnell, denn wir wollen ja heuer schon mit der frühen Förderung beginnen. Nur, was wäre die Alternative? Dass wir ein Jahr später anfangen? Natürlich ist es auch völlig richtig, dass es relativ schnell gehen muss oder dass mit dem neuen Ausbildungsmodell an der Bundesanstalt für Kindergartenpädagogik - mit den drei neuen Ausbildungsmodellen, die wir vorschlagen - nicht jedes Problem von morgen gelöst werden kann. Aber wir gehen es an, und die Alternative kann doch nicht sein, dass wir a) keine Kindergartenplätze mehr ausbauen beziehungsweise b) das hier von allen - nicht ganz von allen - für richtig gehaltene System der frühen Förderung nicht akzeptieren.

Ganz kurz noch zu Ihren Ausführungen zum Thema „Recht auf einen Kindergartenplatz". Sie haben es ja richtig zitiert, das gibt es in Dänemark, das gibt es in Deutschland - alles ganze Staaten. Ich würde mir wirklich wünschen, und ich sage das ohne jede Polemik, dass wir hier auch gemeinsam dem Bund gegenübertreten und für eine Österreich-weite Lösung kämpfen können. Sie finden das eine oder andere Mal die Kindergartensysteme in anderen Bundesländern besser, wir finden - und ich glaube, wir haben die Statistik hinter uns - das Wiener System besser. Egal, wenn wir gemeinsam für so eine Sache auf Bundesebene kämpfen, glaube ich, haben Sie unsere Zustimmung, und genauso, was die Ausbildung auf akademischem Niveau betrifft.

Was den Akt angeht, erhoffe ich eine einstimmige Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir gelangen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Wir kommen zu den Beschluss- und Resolutionsanträgen, eingebracht von der ÖVP.

Der erste Antrag betrifft die Einführung eines Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz für Kinder zwischen drei und sechs Jahren. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Der zweite Antrag betrifft die Einrichtung eines akademischen und europaweit zertifizierten Lehrgangs für Kindergartenpädagogik an der Pädagogischen Hochschule Wien. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt, gegen die Stimmen der FPÖ, und hat somit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 68 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 2. Gemeinderatssubventionsliste 2008. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Das vorliegende Geschäftsstück beinhaltet unter anderem eine Subvention an das Institut für Höhere Studien. Wir stimmen dieser Subvention selbstverständlich zu. Das IHS ist ja ein ganz wichtiges Wirtschaftsforschungsinstitut, das der Politik viele zahlenmäßige Grundlagen im wirtschaftspolitischen Bereich an die Hand gibt, Zahlen, Daten und Fakten über Wachstumsprognosen, über Inflationsprognosen, aber auch über Ursachen für Entwicklungen. 

Die Politik ist sehr darauf angewiesen, den Empfehlungen, aber auch den Handreichungen, die die Wirtschaftsforscher der Politik stellen, entsprechend Folge zu leisten. Das gibt mir hier die Gelegenheit, mir aus gegebenem Anlass ein paar grundsätzliche Gedanken über die Wirtschafts- und Steuerpolitik in diesem Land und in dieser Stadt zu machen. Wir sind ja mittendrin in einer wirtschafts-, sozial- und steuerpolitischen Debatte. 

Was heute schon die Nationalbank festgehalten hat - dass der starke Preisanstieg, die Inflation in Österreich, teilweise hausgemacht ist -, ist ja genau das, was wir hier schon seit Langem immer wieder eingemahnt und aufgezeigt haben. Die externen Faktoren - die hohen Rohstoffpreise, das Euro-Dollar-Verhältnis - können wir lokal nicht beeinflussen, wir sollten uns an die hausgemachten Inflationsfaktoren wenden.

Die Nationalbank schreibt hier unter anderem: Als Preistreiber erwies sich vor allem der öffentliche Sektor. Die Gebühren beziehungsweise Preise für Müllabfuhr, Parken, Rezepte, Bahn, Post seien überdurchschnittlich stark gestiegen. Bereits geplante Gebührenerhöhungen sollten ausgesetzt werden. Das Budgetdefizit ist auch jetzt noch zu hoch und wirkt inflationstreibend.

Meine Damen und Herren! Das sagt keine politische Partei, das sagt eine Institution, deren fachliche Kompetenz, glaube ich, unbestritten ist. Wenn wir über die Inflationsbekämpfung sprechen, dann sollten wir nicht zu Primitivmodellen und -methoden greifen, zu diesem almosenhaften Geldausteilen. Früher hätte man gesagt, man macht Inflationsbekämpfung mit der Notenpresse: Das Geld, das man nicht hat, wird eben kurzerhand gedruckt und ausgeteilt. Aber es sagt schon das kleine volkswirtschaftliche Einmaleins, dass genau mit einer solchen Politik Inflation erst erzeugt wird, der Geldwert ausgehöhlt wird und eine Inflationsspirale in Gang kommt. 

Staatsschulden sind ja nichts anderes; Geld, das noch nicht erwirtschaftet wurde, wird ausgegeben. Hereingebracht wird es entweder über Steuern von morgen - da sind es wiederum die Bürger, die es bezahlen müssen - oder durch eine höhere Inflation, die alle vorhandenen Geldwerte entwertet und somit letztendlich den Menschen das, was in die eine Tasche almosenhaft hineingesteckt wird, auch schon wieder herausnimmt.

Meine Damen und Herren! Bevor wir hier wie in einem Dritte-Welt-Land Hunderter oder auch zwei oder drei Hunderter verteilen, was ja am Phänomen der Inflation nichts ändert - es wird deswegen das Wohnen und so weiter nicht billiger, ganz im Gegenteil, die höheren Schulden belasten die Menschen und nehmen den Spielraum für eine Steuerreform, die wir uns alle wünschen und die auch dringend notwendig ist -, sollten wir uns doch den hausgemachten Faktoren zuwenden. 

Eine große Stadt wie Wien mit einem umfassenden Serviceangebot, aber auch mit einem entsprechenden Geldbedarf ist natürlich ein nicht zu vernachlässigender Faktor bei der Berechnung des Warenkorbes. Hier hat sich die Stadt eigentlich seit vielen Jahren als Inflationstreiber Nummer 1 erwiesen: Sprunghaftes Ansteigen der Parkgebühren, der Müll- und Abwassergebühren, der Gebühren für die öffentlichen Verkehrsmittel hat dazu geführt, dass das Wohnen teurer wird. Denn diese Kosten fließen ja in die Betriebskosten ein, für die privaten Haushalte, aber natürlich auch für die Geschäfte. Es werden Ihre eigenen Bezirke damit belastet, weil sie die Betriebskosten für Amtsgebäude, für Schul- und sonstige öffentliche Gebäude tragen müssen. Das ist eigentlich der Bereich, für den Sie zuständig sind und in dem Sie dringenden Handlungsbedarf haben. 

Sie haben noch dazu im letzten Jahr ein Inflationskarussell, eine Valorisierungs-Automatik beschlossen und haben damit sozusagen dazu beigetragen, dass es hier ein Wiener Inflations-Perpetuum-mobile gibt: Wenn alles teurer wird, werden die städtischen Gebühren automatisch angepasst; das ist wiederum der Grund dafür, dass andere Kostenfaktoren weiter in die Höhe gehen, und so weiter und so fort. (GR Christian Oxonitsch: Wer war der Letzte, der das unterschrieben hat, diese Erhöhung der Gebühren? Das war der Herr Molterer! Ist das richtig?)

Ja, aber erstens handelt es sich hier, Kollege Oxonitsch, um ganz andere Gebühren. Denn die Reisepassgebühr, die man alle zehn Jahre zu bezahlen hat, ist weitaus weniger inflationswirksam als andere Gebühren. Und ich darf Sie daran erinnern, dass der Herr Finanzminister der Erste war, der von allen Gebietskörperschaften einen Gebührenstopp verlangt hat! (GR Christian Oxonitsch: Nachdem er unterschrieben hat! Das ist originell! - Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Na ja, jetzt haben sich die Rahmenbedingungen geändert. Die ÖVP auf Bundesebene ist bereit, den Gebührenstopp auf Bundesebene durchzusetzen. Nur Sie sind nicht bereit, in Wien einen Gebührenstopp festzulegen. (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Aber es passt natürlich in das wirtschaftspolitische und gesellschaftspolitische Konzept der SPÖ, die ja Abhängigkeiten schaffen und bestehende Abhängigkeiten verstärken möchte, um den Menschen sozusagen dazu zu machen, dass er kommen muss. (GR Christian Oxonitsch: Warum hat dann die ÖVP dieses System beschlossen ...?) Ich bin schon sehr gespannt, wo man sich den Inflations-Gusi-Hunderter abholen kann, so er beschlossen wird. Vielleicht im SPÖ-Sektionslokal? Meine Damen und Herren, das ist Wirtschaftspolitik aus dem Mittelalter, und für diese Wirtschaftspolitik stehen wir nicht zur Verfügung! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Im Bund beschließt Ihr das System! Dort geht es und hier nicht! Interessant!)
Sie haben eine sehr lange Tradition darin - und Sie haben es beinahe zur Virtuosität gebracht -, dass Sie immer Ihre Verantwortung lokal abschieben und auf eine nächsthöhere Ebene delegieren. (GR Christian Oxonitsch: Nein, nein!) Bevor Ihr Bürgermeister sich ständig Gedanken über eine Bundessteuerreform macht, soll er doch endlich eine Wiener Landessteuerreform angehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Sie beschließen dort drüben ein System, das aber hier ...!)

Es ist genauso wie im Schulbereich: Bevor Sie Ihre eigenen Pflichtschulen sanieren, redet man ständig von neuen Organisationsmodellen, für die jemand anderer zuständig ist. Hier im Wiener Gemeinderat reden wir über die Gestaltungsinstrumente der Wiener Politik! (GR Christian Oxonitsch: Sie sind der lebende Widerspruch!) Das sind Ihre Gestaltungsinstrumente auch zur Inflationsbekämpfung, und die haben Sie bis dato nicht wahrgenommen. Aus diesem Grund bringen meine Kollegen Matthias Tschirf, Fritz Aichinger, Barbara Feldmann und meine Wenigkeit einen Antrag betreffend Gebührenerhöhungsstopp der Stadt Wien ein:

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich gegen jede weitere Erhöhung der wichtigsten tarifmäßigen Entgelte für Leistungen der Gemeinde bis zum Ende der Legislaturperiode aus, um ein weiteres Anheizen der Inflationsrate möglichst hintanzuhalten und die Abgabenlast der Wienerinnen und Wiener zu mindern. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Sie sollten wenigstens jetzt die Größe haben, vor die Wienerinnen und Wiener hinzutreten und zu sagen: Das ist unser Wiener Beitrag zur Inflationsbekämpfung. Leisten Sie diesen Beitrag!

Aber Sie gehen eigentlich in manchen Bereichen sogar in die Gegenrichtung. Jetzt werden schon die Gebühren für die Wiener Linien in Zeiten des Klimawandels und der Diskussion um CO2-Verminderung besonders drastisch erhöht. Sie bekämen mehr Geld, und was wollen Sie? Mit Müh und Not jetzt abgesagt: die Intervalle verlängern! 

Ich kann mich noch an eine durchaus nette Kampagne erinnern, als mit einer schwangeren Frau sozusagen von den Wiener Linien herabgezählt wurde: Die Intervalle werden kürzer. Sie sind aber nicht kürzer geworden. Dafür sind die Gebühren höher geworden, und zum Dank dafür, dass die Gebühren höher werden, sollen jetzt auch die Intervalle länger werden. Also nicht nur, dass Sie den Inflationseffekt in Kauf nehmen: Sie verschlechtern noch ganz bewusst das öffentliche Angebot! Das passt einfach hinten und vorne nicht zusammen. 

Ihr Landesparteiobmann, unser Bürgermeister - er ist ja auch unser aller Bürgermeister -, soll sich in erster Linie um die Wiener Probleme kümmern: einen Wiener Gebührenstopp durchführen, eine Wiener Steuerreform durchführen, eine ordentliche Wiener Wirtschaftspolitik leisten, dass Wien ein Zugpferd wird. Dann würde es auch unserer Gebietskrankenkasse viel besser gehen. Machen Sie Ihre Wiener Hausaufgaben, und warten Sie nicht immer darauf, dass eine andere Ebene für Sie handelt! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren!

Ich denke, der Debattenbeitrag hat ja gezeigt, wie man an einem wirklich heiklen, sensiblen Thema vorbeireden kann. Ich habe jetzt bewusst nicht gesagt, dass man so ein Thema ignoriert. Es geht nämlich in Wahrheit um die Teuerung, und ich glaube, hier ist man wirklich an dem Thema vorbeigegangen. 

Wenn man hier einige Punkte herausgreift und wieder einmal den Gebührenstopp in Wien verlangt, dann kann ich nur sagen, wir haben hier in diesem Hause schon oft über die Gebührenanpassungen debattiert. Wir haben schon mehrfach bewiesen - wenn Sie ehrlich zu sich sind, mehrfach bewiesen! -, dass sich die Gebühren mit denen in anderen Landeshauptstädten, in anderen Ländern durchaus messen können und durchaus als günstig empfunden werden können. Es ist ja auch in der Vergangenheit so gewesen, dass ... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nicht Teuerungsraten von 25 Prozent!) Ich komme schon dazu - ganz ruhig sein, Kollege Gerstl, ganz ruhig sein. (GR Günter Kenesei: Unerhört!)

Es ist ja schon oft diskutiert worden, und wir haben es auch bewiesen, dass hier oft mit sehr falschen Zahlen jongliert und agiert wird. So ist es auch zum Beispiel mit dem Thema Steuerreform; dazu komme ich noch, meine sehr verehrten Damen und Herren. Das ist nicht leistbar, wird hier gesagt; direkt oder indirekt wird das gesagt. Ich erinnere, bitte, nur an die Steuerreform 2005. Da hatten wir ein anderes Budgetdefizit - weil immer die Schulden so hervorgestrichen werden -, nämlich ein Budgetdefizit von 1,6 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Mit Ende Dezember 2007 sind wir auf 0,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts heruntergegangen, eben durch gewisse Maßnahmen der jetzigen Bundesregierung, das muss ich zugeben. 

Aber dass man sich eine Steuerreform nicht leisten kann? Damals hat man sich eine Steuerreform geleistet. Aber die Verteilungsgerechtigkeit der Steuerreform von 2005 muss man natürlich auch hinterfragen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Dass es heute oder de facto in kürzerer Zeit, sprich 2009, nicht leistbar wäre und die Schulden hier so in den Vordergrund gestellt werden, das nimmt Ihnen in Wahrheit niemand ab, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich möchte auf noch etwas verweisen, weil Sie immer so sehr gegen die Gebührenanpassungen in Wien agieren. Ich habe seit dem Jahr 2000 sehr genau aufgepasst, wie Sie in der Bundesregierung agiert haben. Das dürfte Ihnen doch nicht entgangen sein, auch hier im Hohen Haus, lesen Sie nur die Protokolle nach! Ich möchte zwar nicht sagen, dass da gejubelt worden ist, aber: frenetischer Beifall, und da ist kein einziges Wort der Kritik gekommen. Ich möchte Ihnen das heute ersparen, ich habe es Ihnen auch schon ein paar Mal erspart, denn einige Male haben wir hier schon dargestellt, wie viele Maßnahmen es da gab - da ist es nicht um 15 oder 20 Prozent gegangen, da ist es teilweise um 100 Prozent an Erhöhungen gegangen! -, wie das ein Griff in die Geldbörsen der Menschen war. Aber da habe ich den Aufschrei der ÖVP vermisst. 

In Wahrheit stehen wir vor dem Thema sinkende Kaufkraft und steigende Verarmung! Das ist das Resultat der sieben Jahre Regierung unter ÖVP-Dominanz. Man kann feststellen, dass diese Politik sich gegen eine Gesellschaftsgruppe gerichtet hat, die aber de facto auf die Unterstützung der Politik angewiesen ist. Jetzt kommt man wieder so heraus: schwupp, eine Idee, Gebührenstopp, und schon ist das Problem der Inflation wieder gelöst! Meine Damen und Herren, so einfach ist das bei der ÖVP: Es schnippt einer mit dem Finger, und so leicht geht das. (GR Günter Kenesei: So ähnlich wie: Schwupp, und der Hunderter ist da!) 

Wir wissen das (GR Günter Kenesei: Das wäre das Gleiche!), und auch die ÖVP weiß sehr genau, dass die Gebührenanpassungen, die Gebühren insgesamt, beantragt in ganz Österreich, die Inflation nicht in diesem Ausmaß anheizen, wie wir es jetzt seit einigen Monaten vorfinden. Das wissen Sie sehr genau, und ich glaube, es ist auch heute schon von unserem Bgm Dr Michael Häupl sehr klar dargestellt worden. Er hat von 0,03 Prozent pro Monat gesprochen - 0,03 Prozent pro Monat! (Ruf bei der ÖVP: Da ist ja eine Null zu viel!) -, zu den letztgültigen Zahlen. Heute sind neue Zahlen herausgekommen, 3,3 Prozent für den Jänner, aber im Dezember hatten wir 3,6 Prozent, meine Damen und Herren. 

Wenn man nun sagt: okay, machen wir nichts mit den Gebühren, dann haben wir eben im Monat um 0,03 Prozent weniger, aber es bleiben uns noch immer 3,5 Prozent, meine Damen und Herren. Na, wenn das der Stein der Weisen ist, wenn das das Handeln der ÖVP ist, dann weiß ich nicht! (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Sie machen nicht einmal den ersten Schritt!) Sie wissen aber auch, meine sehr verehrten Damen und Herren ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich habe Ihnen zugehört, bitte hören Sie mir auch zu. (GR Günter Kenesei: Das hat ja Auswirkungen auf Mieten, auf Kindergartenkosten, auf Betriebskosten!) 

Sie wissen aber ganz genau, meine sehr verehrten Damen und Herren (GR Günter Kenesei: Sie brauchen nur eins und eins zusammenzuzählen, Herr Ekkamp, wenn Sie es zusammenbringen!), dass auch eine Versorgungssicherheit und eine Qualität der Daseinsvorsorge zum Nulltarif nicht möglich ist. Das wissen Sie ja (GR Günter Kenesei: Von null ...!), das haben wir schon oft diskutiert, meine Damen und Herren. Wer das verspricht, wer das zu suggerieren versucht (GR Günter Kenesei: Erklären Sie das ...!), ist nicht ehrlich in der Politik, meine Damen und Herren. Billigste Tarife, und dafür vielleicht die Versorgungssicherheit aufs Spiel zu setzen, mag Ihr Zugang sein. Unserer, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist es auf keinen Fall! 

Ich erinnere ... (GR Günter Kenesei: Da hat nicht einmal einer bei euch geklatscht!) Es ist die Preisstabilität und, abhängig davon, natürlich auch die Kaufkraft angesprochen worden, meine sehr verehrten Damen und Herren. (GR Günter Kenesei: Erklären Sie mir das!) Ich werde es erklären. Das ist natürlich ... (GR Günter Kenesei: 1 300 Einkommen und zwei Kinder!) Ich sage es Ihnen gleich, ja.

Das ist für Bezieher von kleinsten und kleinen Einkommen natürlich schlecht, insbesondere, wenn man daran denkt - ich werde jetzt ein paar Beispiele aufzählen -, was auch in den letzten sechs Jahren geschehen ist. Ich sage nur sechs Jahre, nicht sieben Jahre. Da hat ein Kollege, der jetzt die Seite gewechselt hat, noch dagegen gesprochen, heute mag vielleicht die Einstellung eine andere sein. Aber die Pensionen, denken wir daran, sind fünf Mal nicht nachhaltig erhöht worden. Großteils wurde da mit Einmalzahlungen abgefunden, das bedeutet 9 Prozent weniger an nachhaltigem Einkommen. (GR Günter Kenesei: Und die 1,7 Prozent ...?)

Die Pensionsreform, meine sehr verehrten Damen und Herren: Die Pensionskürzungsreformen haben als Auswirkung für viele, die in die Pension eingetreten sind, durchaus spürbare Einkommensverluste mit sich gebracht. 

Ich habe schon die so genannte Bierdeckel-Steuerreform angesprochen: Jeder kann sich auf dem Bierdeckel ausrechnen, was er an Steuer zahlen muss. Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Wahrheit war es eine Umverteilung! Die kleinen und mittleren Einkommen haben nicht viel gespürt von den sagenhaften 3 Milliarden EUR der größten Steuerreform der Zweiten Republik. 

Ich kann Ihnen sagen, was passiert ist. Darunter leiden heute noch sehr viele, und darum ist es auch notwendig, eine Steuerreform so rasch wie möglich durchzuführen; das ist auch meine persönliche Meinung. Wenn nämlich bei einem Einkommen von 1 200 EUR brutto - und da gibt es durchaus einige, eine Vielzahl davon - bei jeden 10 EUR, die einer entweder durch eine Lohnerhöhung oder durch eine Pensionserhöhung nachhaltig bekommt, 3,80 EUR gleich für den Finanzminister weg sind, und wenn bei 2 200 EUR - nur als Beispiel genannt - 43 Prozent gleich einmal weg sind, dann wundert es mich nicht, wenn sich die Leute aufregen. Da besteht bereits großer Handlungsbedarf. Das ist eine klare Kaufkraftschwächung, meine sehr verehrten Damen und Herren. 

Bei der Krankenversicherung - reden wir auch darüber, das ist von meinem Vorredner ebenfalls erwähnt worden - wird es auch so gemacht: Schnipp, die Stadt Wien kann alles erledigen. In Wahrheit ist sie politisch bewusst an die Wand gefahren worden! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber von wem?) Wenn nämlich die Politik der Krankenversicherung vorgibt, immer mehr Leistungen durchzuführen, und man ihr nicht das nötige Kapital gibt, dann braucht man, glaube ich, nicht zu studieren, sondern dann genügt das Einmaleins, um zu wissen, dass ich, wenn ich zu wenig an Einnahmen habe, die Ausgaben nicht decken kann. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Von wem ist die Wiener Krankenkasse an die Wand gefahren worden? Von wem?)

Jetzt müssen Sie sich noch eines fragen: Wie sollen denn die Krankenkassen handeln? Sie werden ja handlungsunfähig, wenn man nicht bald etwas macht; ich sage es so. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber dass das Management ...!) Sie sind natürlich gezwungen, gewisse Beiträge auf die Mitglieder, auf die Versicherten der Krankenkassen umzulegen. Und das, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist nämlich eine soziale Wohltat. Wir werden es uns wahrscheinlich leisten können, wenn die Rezeptgebühren höher werden, und wir werden es uns leisten können, wenn wir einen Beamtenbeitrag in irgendeiner Form leisten müssen. Aber jemand, der wenig verdient, der ein niedriges Einkommen hat, tut sich sehr, sehr schwer, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Lassen Sie mich noch einen Punkt ansprechen, weil hier wieder so getan wird: Schwupp mit den Gebühren, und das Thema ist schon gelöst. Ich habe es an meinem Vorredner vermisst, dass man ein bisschen mehr über die Güte oder den Bedarf des täglichen Lebens einbringt, etwa über die Lebensmittelpreise. Das ist heute auch schon angesprochen worden, zum Beispiel ... (GR Mag Wolfgang Gerstl: Was wollen Sie denn machen? Wollen Sie eine Lebensmittelkarte einführen?) Noch einmal: Ich bewege mich auf einer anderen Diskussionsschiene. (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 

Die Lebensmittelpreise - der Herr Bürgermeister hat es heute gesagt -, insbesondere bei der Milch: Die Bauern bekommen in der Bundesrepublik Deutschland um 10 Cent mehr als die Bauern in Österreich, und trotzdem ist die Milch in Österreich um 40 Cent teurer als in der Bundesrepublik. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Meine Damen und Herren, da muss irgendetwas nicht stimmen! Das Geld wird ja nicht versickern. (GR Dr Herbert Madejski: Sitzt ihr gemeinsam in der Regierung?) Na ja, wenn man nur Nein sagt, kann man nichts umsetzen; das weißt du aber auch, Kollege. - Meine Damen und Herren! Ich glaube, das ist ein wirklich sachliches Beispiel: Wo kommt das Geld hin?

Ich sage ihnen noch etwas. Mir fehlt auch die Kritik dazu, wo zwischen Produzent und Konsument das große Geld hinkommt. Es gibt kein Wort zur Teuerungsrate: Nahrungsmittel im Jänner allein 8,3 Prozent! (GR Günter Kenesei: Ein Preisstopp ...? - GR Mag Wolfgang Gerstl: ... Preise festsetzen?) Ich sage nicht Preisstopp; das habe ich nicht verlangt, das verlangen Sie. Aber mir soll es recht sein, dass es in der ÖVP Leute gibt, die einen Preisstopp verlangen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Was ist Ihr Rezept? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Das hat man früher in Ländern gehabt, mit denen wir eigentlich nichts zu tun haben wollen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber was ist Ihr Rezept?)

Milchprodukte: Ich habe es schon angeschnitten (Zwischenrufe bei der ÖVP), sie sind um über 22 Prozent teurer geworden. Über 22 Prozent! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Was haben Sie für ein Gegenkonzept?) Ich hätte mir da heraußen schon eine andere Würdigung vorgestellt, nicht nur etwas so Planloses: einfach Scheuklappen auf, Gebührenstopp, schnipp, und es ist alles erledigt, meine Damen und Herren! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Daher muss man ein bisschen ehrlicher auf das Thema zugehen, meine sehr verehrten Damen und Herren. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wie wollen Sie es lösen?) Es ist wahrscheinlich ein Bündel von Maßnahmen erforderlich. Einfach einen Stopp zu verlangen (GR Mag Wolfgang Gerstl: Erzählen Sie uns ...!) - das ist gut, ich nehme zur Kenntnis, die ÖVP verlangt einen Preisstopp im Bereich der Lebensmittel. Wir haben da einen anderen Zugang. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das haben Sie gesagt!) Es ist herausgekommen von Ihrem Kollegen da hinten - Zwischenruf: Preisstopp, hat er gesagt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Nein! Ob Sie das meinen! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Aber ich glaube, es ist ein Bündel von Maßnahmen notwendig, dass man den Menschen hilft. Ich glaube, da können wir hier durchaus einen Konsens finden, meine Damen und Herren. Daher werden wir auch einen Antrag einbringen, einen Beschlussantrag, der Folgendes vorsieht: Steuerreform; das habe ich schon angesprochen, und hier sieht man wieder die Unterschiedlichkeit zwischen ÖVP im Speziellen und der ÖVP. 

Die Vorschläge der ÖVP lauten: Familien-Splitting. Das bedeutet wieder, jene, die viel Geld verdienen - es sei Ihnen unbenommen, dass einer viel Geld verdient. (GR Dr Wolfgang Aigner: Die zahlen auch viel Steuer!) Wenn man das auf die Familienmitglieder aufteilt, dann kommt er in den Genuss einer drastischen Steuersenkung. Es ist ja klar, das ist natürlich auch ein Rollenbild für die Frau: Die Frau soll zu Hause bleiben und kochen, also scheinbar ein Frauenrollenbild aus dem 19. Jahrhundert. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist so ein Blödsinn!) 

Das hast du aber nicht notwendig, Kollege. Das hast du nicht notwendig, Kollege. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Herr Kollege Ekkamp! Das ist nie von der ÖVP vorgeschlagen worden, was Sie jetzt unterstellen!) Entschuldigung, das hört man immer wieder! Molterer hat gesagt: Das Familien-Splitting muss ganz einfach kommen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber das Modell Familien-Splitting!) Jetzt nehme ich auch zur Kenntnis, dass der Herr Finanzminister nicht gesagt hat, er setzt sich dafür ein, dass der Spitzensteuersatz auf 42 Prozent gesenkt werden soll. (GR Dr Wolfgang Aigner: Ja, ist gut so!) Okay, wir haben da einen anderen Weg. Wir sagen: kleine und mittlere Einkommen entlasten. Ich habe Ihnen das Beispiel genannt. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.)

Zweiter Punkt: Sie können die 100 EUR-Sofort-
maßnahme lächerlich machen, wie Sie wollen: Es gibt sehr viele Menschen, die sich um 100 EUR einiges zum Essen kaufen können! Das können Sie lächerlich finden. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich finde nur die Argumentation des Herrn Landeshauptmanns lächerlich - es war offenbar im Wahlkampf in Niederösterreich -, dass er sagt: Um 100 EUR kann man nicht einmal zwei Mal tanken. Das ist lächerlich, meine Damen und Herren! Wir nehmen aber zur Kenntnis, dass die ÖVP einen anderen Zugang hat. 

Dritter Punkt: rasche Einführung der bedarfsorientierten Mindestsicherung. Ich glaube, jenen Menschen, die Hilfe nötig haben, hilft man damit. Aber ich glaube, hier sind wir wenigstens auf einem diskutierbaren Weg, und da gibt es wahrscheinlich sogar Übereinstimmung. Eine Ausweitung des Modells der Mindestsicherung, meine sehr verehrten Damen und Herren, ist eine wesentliche Frage für die Zukunft, damit es eben im Bereich der Altersvorsorge zu keinen unliebsamen Überraschungen kommt. Das wissen wir alle, damit braucht man sich auch nicht lang und breit auseinanderzusetzen. Außerdem geht es um Pensionsanpassungen in der Höhe der Inflationsrate und um keine weiteren Verschlechterungen von Leistungen in der Sozialversicherung. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine breitere Palette, und es ist dies sicher ein anderer Zugang als jener der ÖVP. Ich ersuche Sie auch zu diesem Antrag um Zustimmung. Wir werden ja sehen, wie ernst Sie die Situationen jener Menschen nehmen, die insbesondere unsere Hilfe, die Hilfe der Politik benötigen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Da sich jetzt wirklich eine spannende Debatte über steuerpolitische und budgetpolitische Maßnahmen entspannt, ein kurzer Beitrag und das Aufräumen mit einer großen Mär, nämlich der Mär, eine Steuerreform wäre nicht leistbar. Eine Steuer- und Abgabenreform ist immer leistbar, sofern man damit nicht in Summe automatisch ein Senken der Steuer- und Abgabenquote verbindet! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das heißt Umverteilung!) Das heißt, eine Steuerreform an sich ist keine Frage der Staatsverschuldung (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber wir wollen ja nicht umverteilen ...!), sondern es geht darum: Will man tatsächlich Armut bekämpfen? Will man tatsächlich umsteuern? Will man tatsächlich Menschen helfen?

Jetzt sagen Sie tatsächlich und können Sie gerne herausrufen, das stimmt nicht, aber in den letzten Jahrzehnten wurden zweifelsfrei die Reichen reicher und die Armen ärmer. Ich hoffe, zumindest das ist etwas, was in diesem Haus - auch wenn man es nicht will - als Feststellung akkordiert ist, und das wird nicht in Frage gestellt. 

Die nächste Frage, die sich aufdrängt, ist: Leisten die Reichen tatsächlich so viel mehr als diejenigen Menschen, die 40 Stunden in der Woche arbeiten und vielleicht ein Bruttoeinkommen von 1 500 EUR haben? Nämlich in dem Maße, wie die Reichen reicher und die Armen ärmer geworden sind. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, ich glaube das nicht! (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: Das wird ja steuerlich ...!)

Nächster Punkt: Die Realeinkommen - das ist auch, glaube ich, zweifelsfrei festgestellt - stagnieren in den letzten 15 Jahren. Da aber die oberen Einkommen gestiegen sind, bedeutet das, dass die unteren Einkommen, die unteren Realeinkommen gesunken sind. 

Jetzt kann man sich Folgendes überlegen: Erachtet man diese Entwicklung für wünschenswert, oder will man gegensteuern? Ich sage Ihnen, wir GRÜNE wollen da gegensteuern! Wir wollen, dass in Österreich, genauso wie in Wien, die Armut am besten ganz verschwindet, aber zumindest bestmöglich reduziert wird, und dass eine Politik betrieben wird, die Armut verhindert. Dann muss man sich überlegen: Welche Maßnahmen sind dazu sinnvoll und notwendig angesichts des insgesamt vorhandenen Verteilungskuchens? Da sage ich selbstverständlich Ja zu einer Steuer- und Abgabenreform und versuche, nur ganz kurz auch zu skizzieren, in welche Richtung sie sich entwickeln könnte.

Wenn man wirklich der Meinung ist, dass die Menschen, die wenig verdienen - und zwar real sogar noch weniger als vor 15 Jahren -, eigentlich sehr viel für unsere Gesellschaft leisten, dann ist vollkommen klar, dass eine Steuer- und Abgabenreform genau diesen Menschen zugute kommen muss. Und wenn man der Meinung ist, man will die Staatsausgaben beziehungsweise die Staatsverschuldung in Summe nicht erhöhen, dann braucht man eben höhere Steuereinnahmen von jenen Menschen, denen das Schicksal sehr gut mitgespielt hat, deren Managergehälter in Höhen sind, die mittlerweile europaweit als absurd erkannt werden, und die über Einkommen und Vermögen verfügen, die mittlerweile als absurd erkannt werden. 

Das heißt: Wo können Kernpunkte einer Steuerreform sein? Das wäre selbstverständlich insbesondere für die Menschen, die so wenig verdienen, dass sie nicht einmal Lohnsteuer zahlen, auch eine Reform der Sozialversicherungsabgaben, weil die Sozialversicherungsabgaben - das wissen wir - bis zur Höchstbeitragsgrundlage einer Flat Tax entsprechen und über der Höchstbeitragsgrundlage sogar degressiv wirken. (GR Dr Wolfgang Aigner: ... wird ja auch nicht öfter krank!) Das bedeutet, dass man sich im Bereich der Krankenversicherung zum Beispiel durchaus überlegen kann, die Krankenversicherung in Summe nicht über Sozialversicherungsbeiträge, sondern über Steuern zu finanzieren. Das würde eine ganz starke Entlastung genau für Menschen mit einem geringen Einkommen mit sich bringen. 

Nur, man muss es natürlich irgendwie gegenfinanzieren, und selbstverständlich gehört dann dazu eine Ausweitung und eine Gleichbehandlung von Steuern. Das heißt, es gibt zwei Möglichkeiten: Entweder senkt man die Krankenversicherungsbeiträge und sagt, sämtliche Einkommensarten werden für die Krankenversicherung herangezogen. Denn es ist nicht nachvollziehbar, dass jemand, der 1 000 EUR verdient und 1 000 EUR an Zinseinkommen hat, die Hälfte an Krankenversicherung zahlt von einem Menschen, der 2 000 EUR verdient. Das ist eigentlich nicht nachzuvollziehen; ich hoffe, auch für Sie. Das heißt, man kann entweder die Beitragsgrundlage der Krankenversicherung ausweiten und in dem Sinn den Krankenversicherungsbeitrag senken, oder man steigt überhaupt auf eine Steuerfinanzierung um.

Nur muss man sich dann überlegen, was für eine Steuerfinanzierung es ist. Ist es eine Steuerfinanzierung, die wieder nur die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen belastet? Oder ist es eine Steuerfinanzierung, die darauf abstellt, wo eigentlich das Geld daheim ist und wo es ungerechtfertigt niedrig besteuert wird? 

Erklären Sie mir doch, warum in Österreich Einkommen, für das ich arbeiten muss, höher besteuert wird als Einkommen, das ich aus Kapitalerträgen habe. Erklären Sie mir das! Erklären Sie irgendeinem Menschen draußen, warum für Zinsen weniger Steuern zu zahlen sind als für ein normales Einkommen. (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Nein, die Zinsen sind kein versteuertes Geld, Kollege Aigner. Zinsen sind … (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das Kapital war schon besteuert!) Nein, Zinsen sind nicht Kapital. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Mein Kapital und mein Einkommen wird ständig mehrfach besteuert. Es gibt die Mehrwertsteuer, es gibt die Lohnsteuer und zig andere Steuern. Aber gerade da sind Sie der Meinung, man darf Zinsen als Einkommen nicht zumindest genauso besteuern wie das Einkommen, für das Leute hart arbeiten müssen. Das ist Ihr zentrales Problem. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Sie reden davon, dass es ungerecht ist, dass Menschen in Armut leben. Sie reden davon, dass man Gebühren stoppen soll, und so weiter. Aber Sie weigern sich, konsequent für eine Umverteilung einzutreten, und das ist das Problem der ÖVP. Denn Ihnen ist es wichtig, dass das hohe Managergehalt unangetastet bleibt. Ihnen ist es wichtig, dass die hohen Einkommen aus Zinsen, aus Stiftungen, aus Vermögen, aus Wohnhäusern, aus Zinshäusern und was auch immer de facto unangetastet bleibt, dass es gesenkt werden soll. 

Nur sage ich Ihnen: Man kann den ärmeren Menschen in Österreich nicht helfen, wenn die Reicheren nicht mehr bezahlen. Das ist eine ganz watscheneinfache Weisheit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wer sich dem verschließt, soll zur Armutsbekämpfung tatsächlich besser nichts mehr sagen. So wird es unglaubwürdig, einen Antrag auf Gebührenstopp zu stellen, weil dieser Antrag auf Gebührenstopp - ich sage Ihnen, wir werden ihm sogar zustimmen, weil wir die Valorisierung für falsch halten, und wir stimmen auch dem Gusi-Hunderter und allem Möglichen zu (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) - doch keinem einzigen Menschen einen Euro mehr bringt. Ihr Antrag bringt keinem Menschen, der jetzt 800 EUR zur Verfügung hat, einen einzigen Euro mehr, er bringt nichts. (GR Dr Wolfgang Aigner: Weniger Betriebskosten!) 

Unser Ziel ist es, den Menschen ein menschenwürdiges Dasein sicherzustellen. Selbstverständlich beginnt das nicht nur auf Bundesebene, das ist uns schon klar. Wenn ich mir momentan die Bundesregierung anschaue, und vor allem, wenn ich mir die Bundesregierungen der letzten 15 Jahre anschaue - da ist das ja passiert, dass die Realeinkommen stagniert haben -, waren immer nur drei bis vier Parteien in der Bundesregierung, wenn ich FPÖ und BZÖ einmal als eineinhalb bezeichne. Aber die Ist-Situation ist jetzt so, dass es den Menschen schlechter geht. 

Weil vom Kollegen Ekkamp, glaube ich, der Begriff Mindestlohn gefallen ist: Kollege Ekkamp, na selbstverständlich! Ich freue mich darüber, dass die Wiener SPÖ momentan sogar 1 000 EUR Mindestlohn plakatiert. Aber rechnen Sie durch, was das bezogen auf einen Stundenlohn bedeutet, überlegen Sie dann und gehen Sie in sich: Zahlt die Stadt Wien in allen Bereichen, wo sie entweder direkt zuständig oder wo sie Eigentümerin eines Unternehmens wie zum Beispiel der Wiener Stadtwerke ist, tatsächlich diesen Mindestlohn? Oder gibt es nicht sogar … (GR Franz Ekkamp: Na sicher!)

„Na sicher"? Wie hoch ist denn das, was die Taglöhner und Schneeschaufler bei den Wiener Linien bekommen? (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Na sicher, das liegt aber unter den 1 000 EUR Mindestlohn! Ich würde Sie daher ersuchen: Wenn Sie die Forderung nach 1 000 EUR Mindestlohn erheben, dann setzen Sie es zumindest in Ihrem eigenen Bereich um, nämlich tatsächlich durchgehend, vom direkten eigenen Bereich bis hin zum letzten Unternehmen, an dem Sie eine Beteiligung besitzen. 

Abschließend noch ein Wort zur Inflation: Dass die Inflation nur zum Teil hausgemacht ist, das, nehme ich an, nimmt da herinnen jeder zur Kenntnis. Es gibt einerseits tatsächlich auf dem Weltmarkt steigende Energiepreise und so weiter. Das heißt, befassen wir uns mit dem Teil, wo die Inflation hausgemacht ist. 

Ein Beispiel dafür sind die Wohnkosten. Eine Frage richte ich an all jene, und manche Fraktionen hier in diesem Haus haben mehr Menschen in ihren Reihen, die sich mit Immobilienhandel und Wohnungsvermietung beschäftigen, andere weniger: Glauben Sie tatsächlich im Ernst, dass die exorbitante Steigerung der Wohnkosten abhängig von den Gebührenerhöhungen war? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Zum Teil, zu einem minimalen Teil - nämlich dort, wo es sich tatsächlich um langfristige Mietverträge mit einer Indexierungsklausel handelt -, ja, da spielt es eine Rolle, im Rahmen der Betriebskosten Müll- und Abwassergebühren und im Rahmen der Umlegung der Indexierung, dass es dann tatsächlich schnellere Sprünge gibt, wenngleich die Gebühren an sich nur einen geringen Teil ausmachen. 

Aber warum explodieren denn die Wohnkosten tatsächlich? Die steigen doch gerade in Wien; aber in Gesamt-Österreich ist es nicht viel anders, daher kann man nicht sagen, es ist ein spezifisches Wiener Problem. Warum steigen denn die Wohnkosten um ein Vielfaches der Inflation in der gegenwärtigen Situation? Ist die Nachfrage so hoch, und es wird jetzt nicht gebaut? Oder können unter anderem die Wohnungsvermieter und Hausbesitzer den Rachen nicht voll genug bekommen? (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Na ja, was ist der Grund dafür? (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wer ist denn der größte Wohnungsbesitzer in Wien?) Was ist der Grund dafür, dass dieselbe Wohnung - die Miete, ich sage jetzt bewusst Miete, ohne Betriebskosten -, die noch vor drei Jahren um 400 EUR angeboten wurde, jetzt um 600 EUR angeboten wird? Nicht einmal eine neu gebaute Wohnung, sondern dieselbe Wohnung: vor drei Jahren Miete 400 EUR, jetzt Miete 600 EUR, Steigerung: 50 Prozent! Oder wenn man es herunterrechnet, sind es 33 Prozent. 50 Prozent Steigerung - dafür sind nicht die Gebühren verantwortlich, sondern dafür ist verantwortlich (Zwischenrufe bei der ÖVP), dass einerseits bedauerlicherweise in Wien der Wohnbau zurückgeschraubt wird - und Sie argumentieren mit der Nachfrage nach Angebot und Markt, das nehme ich zur Kenntnis. 

Man könnte insbesondere in zentralen Lebensbereichen, wie in anderen Bereichen, einen Preisstopp fordern und selbstverständlich dafür eintreten, dass es Mietzinsobergrenzen gibt. Da ja SPÖ und ÖVP gemeinsam in der Bundesregierung sitzen - und wir wissen, dass dafür eine bundesgesetzliche Regelung notwendig ist -, könnten ÖVP und SPÖ im Wohnbereich Mietzinsobergrenzen beschließen, und schon hätten wir das Problem exorbitant explodierender Wohnkosten vom Tisch! Wer das nicht will, lieber Fritz Strobl, weiß ich nicht. Ich habe keine öffentliche Diskussion und keinen öffentlichen Streit zwischen SPÖ und ÖVP über diesen Punkt gesehen. Aber wenn ich die Wohnkosten senken will, dann mache ich klassische Mietzinsobergrenzen. Dies als ein Beispiel, und so geht es in vielen Bereichen. Ich nehme zur Kenntnis, dass das vor allem die ÖVP nicht will; also so ist das ja nicht. 

Summa summarum, zusammengefasst: Der Gusi-Hunderter - und das ist das, was mich manchmal wirklich ärgert - ist überhaupt nicht viel. Aber so zu tun wie Sie, Kollege Aigner, dass er den Menschen überhaupt nichts bringt, das ist das Verwerflichste! Menschen, die mit 700 EUR, 800 EUR im Monat auskommen müssen, wären glücklich über eine Einmalzahlung von 100 EUR. Die wären tatsächlich glücklich, denen wäre geholfen! (GR Dr Wolfgang Aigner: Ein Mal! - GR Mag Wolfgang Gerstl: Ein Mal wäre geholfen!)

Ja, es darf - und da gebe ich Ihnen recht - keine endgültige Einmalleistung sein. Aber Sie weigern sich ja umzuverteilen. Sie weigern sich, für die notwendigen Finanzmittel, um wirklich zu helfen und eine Umverteilung machen zu können, eine Vermögenssteuer einzuführen. Sie weigern sich, vermögensbezogene Steuern einzuführen. Sie sind dafür, dass diejenigen, die schon sehr viel Geld haben, für die Einnahmen, die sie nur aus diesem Geld haben, weniger Steuern zahlen als jeder andere, der dafür arbeiten muss. Sie sind dafür, dass keine Sozialversicherung auf Zinsen oder sonstige Einnahmen bezahlt wird. Sie wollen keine Umverteilung. Sie sind ganz konkret in diesem Fall, was Umverteilung und Armutsbekämpfung betrifft, Heuchler! Das halte ich tatsächlich für bedauerlich, und ich hoffe, dass es uns gelingt, das aufzuzeigen. 

Als letzten Punkt nun aber direkt an die SPÖ: Ja, die 100 EUR sind nicht viel. Ich erwarte mir tatsächlich von der Sozialdemokratie - und da erwarte ich mir auch ein starkes Auftreten der Wiener Sozialdemokratie -, dass Sie für eine Steuer- und Abgabenreform eintreten, an deren Ende tatsächlich die Menschen profitieren, die es bitter notwendig haben. Ich sage es Ihnen ganz konkret: Persönlich spielt es für mich keine Rolle, wenn jemand, der im Monat 600 000 EUR, 700 000 EUR verdient, am Ende des Tages und am Ende einer Steuerreform mehr zahlt. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist eine sehr spannende wirtschaftspolitische und steuerpolitische Debatte, und ich habe mich ein bisschen gewundert, als Kollege Aigner darauf hingewiesen hat, dass es eine wirtschaftspolitische und steuerpolitische Debatte zu diesem Geschäftsstück gibt. Der Antrag der ÖVP war dann die dementsprechende Erklärung dafür. 

Was mich wirklich wundert, ist, dass Kollege Aigner zu diesem Antrag gesprochen hat. Auf der anderen Seite, nachdem ich die Argumente gehört habe, die Kollege Aigner vorgebracht hat, wundert es mich nicht mehr, dass die ÖVP hier nicht Rednerinnen oder Redner zum Rednerpult geschickt hat, die tatsächlich vielleicht noch einen Hauch von Wirtschaftskompetenz haben. Die Erklärung ist ganz einfach: Ich kann mir nicht vorstellen (GR Dr Wolfgang Aigner: Ist das Aufgabe des Berichterstatters? - GR Mag Wolfgang Gerstl: Sie sind jetzt Berichterstatter!), dass jemand wie Dr Fritz Aichinger oder auch wie Herr Klubobmann Tschirf - der mich schon sehr streng anschaut, ich weiß, wegen der Berichterstattung - gegen diese Steuerreform sein kann oder gegen diese Vorschläge sein kann, die zu einer Entlastung führen. 

Wenn schon über die Inflation gesprochen wurde: Hier wurde über die Ursachen gesprochen, und Sie haben über diese Ursachen sehr schlecht argumentiert. Wenn Sie den Hunderter ansprechen, dann sprechen Sie nur einen Teil dieses Inflationsbekämpfungspaketes an. Sie wissen ganz genau, dass es mehrere Punkte sind, die hier als Maßnahmen vorgesehen sind. 

Dass Wirtschaftsvertreter gegen eine Erhöhung der Kaufkraft sein sollen, kann ich mir nicht vorstellen. Ich bin auch sehr beruhigt darüber, dass das in der Wirtschaftskammer Österreich auch anders gesehen wird, und ich denke mir, wenn wir uns dann unterhalten, wird das wahrscheinlich auch der eine oder andere Vertreter der ÖVP anders sehen. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt dazu anmerken, weil er wichtig ist und weil Zwischenrufe immer wieder die Lebensmittelpreise betroffen haben. Hier ist es auch um die Ursachen gegangen. Es stimmt ganz einfach nicht, was Sie darüber argumentieren, dass die Gebühren der öffentlichen Hand die Preistreiber der Inflation sind. Es ist erwiesen, dass das nicht stimmt.

Wenn es hier von der Nationalbank eine Stellungnahme gegeben hat, die anders lautet, dann - es tut mir leid - ist diese ganz einfach falsch. Die Ursachen sind in der Zwischenzeit von Experten schon sehr deutlich erarbeitet worden. Eine dieser Ursachen, eine dieser Hauptursachen sind nun einmal die erhöhten Lebensmittelpreise, die auf Grund der Situation im österreichischen Lebensmittelhandel vorhanden sind. 

Ich komme schon zum Schluss. Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass es sich hier eigentlich um die Subventionsliste handelt, und bitte um Ihre Zustimmung. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen zur Abstimmung, wobei die Abstimmung getrennt durchgeführt wird. 

In der Gesamt-Subventionsliste ist eine Subvention an den Österreichischen Mieter- und Wohnungseigentümerbund, Landesgruppe Wien, angeführt. 

Wer dieser Unterstützung zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und SPÖ so unterstützt, das ist die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über eine Subvention an den Verein Wiener Wohnberatung.

Wer dieser Subvention zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier stelle ich eine Unterstützung durch ÖVP und SPÖ fest, es hat damit die ausreichende Mehrheit.

Weiters ist abzustimmen über eine Subvention an den Verein Freunde des Militärkommandos Wien.

Wer dieser Subvention zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ so unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Nunmehr stimmen wir über den Rest der Subventionsliste ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Zu diesem Geschäftsstück liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der eine Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft einen Gebührenstopp bei der Stadt Wien. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: O je, Gebührenstopp stimmen wir zu! Haben wir nicht aufgepasst!) Also von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Es liegt mir ein zweiter Beschluss- und Resolutionsantrag vor, eingebracht von der SPÖ. Dieser befasst sich mit einer Entlastung der Einkommen. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ein Geschäftsstück geht sich vor der Unterbrechung noch aus. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verkauf einer Teilfläche eines Grundstückes im 12. Bezirk, KatG Altmannsdorf. Eine Wortmeldung zu diesem Geschäftsstück liegt nicht vor. Daher komme ich zur Abstimmung. 

Wer diesem Geschäftsstück die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. (GR Harry Kopietz: Es ist 16 Uhr!)

Es ist genau 15.59 Uhr und 56 Sekunden.

Wir kommen zu dem von den GRen Mag Maria Vassilakou, Dr Sigrid Pilz, Dr Matthias Tschirf und Ingrid Korosec eingebrachten Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien.

Gemäß § 39a der Geschäftsordnung ist die Gesamtredezeit bei der nun folgenden Debatte mit 3 Stunden, und die Redezeit für jeden Redner mit 15 Minuten begrenzt.

Ich erteile nun der Erstunterzeichnerin, Frau GRin Dr Pilz, das Wort. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren!

Wir haben zusammen mit der ÖVP diesen Antrag auf Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend gravierende Missstände in der Versorgung von psychiatrischen Patientinnen und Patienten im Verantwortungsbereich der Gemeinde Wien eingebracht, weil wir der Überzeugung sind, dass die Zustände, die man insbesondere im Otto-Wagner-Spital, aber auch im Psychosozialen Dienst in Wien vorfindet, dringend aufgeklärt werden müssen. Und wir haben die Erfahrung gemacht, dass man sich seitens der Verantwortlichen im Rathaus nach den ersten Medienberichten im Dezember darauf zurückzieht, die Missstände – nun, wie soll ich es jetzt sagen - nicht zur Kenntnis zu nehmen, Vorwürfe, die erhoben werden, in Abrede zu stellen und - so wie Frau StRin Wehsely es heute getan hat - zu sagen, alles sei in Ordnung, die Versorgung wäre sichergestellt. Die Versorgung hat ... (GRin Marianne Klicka: Das hat sie nicht gesagt!) Ist sie nicht in Ordnung, umso besser, Marianne, dann haben wir ja Handlungsbedarf. Verbesserungen sind immer möglich, aber wir sind auf gutem Niveau, hat Frau StRin Wehsely gesagt. Und das ist leider nicht der Fall.

Ich rekapituliere noch einmal: Es gab einen Brandunfall im Otto-Wagner-Spital, zu dem es StRin Wehsely auch heute nicht der Mühe wert gefunden hat, Stellung zu nehmen. Stellung zu nehmen zu der Tatsache, dass seitens des Unternehmens Krankenanstaltenverbund, Rechtsabteilung, dem Anwalt der Betroffenen mitgeteilt wurde, es handle sich um Selbstverschulden, und sie hätte sich ja löschen können, indem sie die Decke mit den Beinen über den Arm wirft. So zynisch geht man seitens des Krankenanstaltenverbundes mit Interessen von Patienten und Patientinnen um.

Wir haben Unterlagen von Ärzten und Ärztinnen aus dem Otto-Wagner-Spital, die über Personalnot klagen, die sagen, dass sie am Rande ihrer Kapazitäten sind, dass sie Burnout-Erfahrungen machen, dass sie gefährliche Versorgung befürchten, dass sie nicht State of the Art handeln und behandeln können, und sie haben Angst vor Übernahmefahrlässigkeit und sehen das Organisationsversagen in ihrem Spital. Wenn diese Dinge seitens der Unternehmung Krankenanstaltenverbund und seitens der zuständigen Stadträtin abgetan werden als Dinge, die die Opposition zur Skandalisierung verwendet, dann hat man sich also schon darauf zurückgezogen, nicht hinzusehen und das eigene Personal nicht ernst zu nehmen, sondern im Regen stehen zu lassen. 

Die Gerichtspsychiatrie hat schon vor einigen Jahren eine Häufung von ungeklärten Todesfällen konstatiert, und das Otto-Wagner-Spital hat nicht mit Problembewusstsein reagiert. Das aktuelle Beispiel belegt es wieder. Das aktuelle Beispiel von dem Mann, der im Netzbett am 10. Februar verstorben ist. Gerichtsmediziner sagen, jemand, der in einer solchen Situation stirbt, muss auch hinsichtlich der Todesursache chemisch und feingeweblich untersucht werden. 

Was macht man im Otto-Wagner-Spital, was muss man hier seitens der Stadträtin verantworten? Ohne weitere chemische Untersuchung ist dieser Verstorbene beerdigt worden. Wir brauchen eine Untersuchungskommission, damit wir diese Dinge auf den Tisch des Hauses bringen. Man muss uns erklären, wie man so zur Tagesordnung übergehen kann, wenn die Fachleute sagen, es gäbe Klärungsbedarf.

Wir wissen - und das sagt auch eine interne Studie - dass die Personalsituation schlecht ist und dass die fachliche Qualität der Versorgung im Otto-Wagner-Spital auf Grund der engen Ressourcen nicht die Möglichkeit hat, sich weiterzuentwickeln. Wortwörtlich sagt die Studie: „Seit den 80er Jahren hat sich die Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital nicht weiterentwickelt."

Seit Dezember hat die zuständige Stadträtin nur gemauert und zeigt keine Einsicht in die Not der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen in der Psychiatrie des Otto-Wagner-Spitals und sie zieht sich auf den Standpunkt zurück, dass man in der Öffentlichkeit über die Dinge nicht reden dürfe, denn dann würde man Patienten ungerechterweise skandalisieren oder in die Öffentlichkeit bringen. 

Nichts davon, Frau Stadträtin, ist der Fall. Was wir tun wollen, ist, dass Sie sich mit den Dingen konfrontieren. Und nachdem Sie es nicht im Wege der demokratischen Debatte, die man hier im Hause abführen kann, und nicht in den Ausschüssen tun, ist die Untersuchungskommission das wichtigste und das richtige Instrument, hier Klärung in die Dinge zu bringen, denn in der Untersuchungskommission gibt es Wahrheitspflicht, gibt es Protokolle, gibt es Zeugenladungen und gibt es richterlichen Vorsitz. Und im Rahmen dieser Struktur sind alle gut beraten, die Wahrheit zu sagen, die ganze Wahrheit zu sagen. Und dann wird auf solche Fragen wie: „Was haben Sie über den Brandunfall gewusst?“, nicht mehr mit Schweigen reagiert werden können, Frau Stadträtin. Dann werden Sie vor der Untersuchungskommission sagen müssen, ob Sie entweder durch Ihre Unternehmung nicht informiert wurden - dann haben Sie ein Führungsproblem - oder Sie wussten von dem Brandunfall - dann haben Sie uns zu erklären, warum Sie nicht geantwortet haben – aber es wird nicht möglich sein, in der Untersuchungskommission dazu zu schweigen.

Was haben Sie getan seit Dezember, seit die Dinge auf den Tisch der Öffentlichkeit gelegt wurden? Sie haben weiterhin nicht das Ruder in die Hand genommen, um diese Dinge abzustellen, sondern stattdessen wurde versucht, missliebige Informationen möglichst nicht nach außen gehen zu lassen. Es herrscht Druck und Angst in den Spitälern, insbesondere im Otto-Wagner-Spital. Mir sagt das Personal, sie fürchten sich überhaupt, mit irgendjemandem zu reden und schon gar nicht, sich offen zu äußern. Und statt dessen wird intern Folgendes erhoben, und ich lese ein Mail vom 20. Februar vor, also ein ganz junges, das von der Stabsstelle Qualitätsmanagement im Otto-Wagner-Spital an die Abteilungsleiter und -leiterinnen ergangen ist: „Im Auftrag der ärztlichen Direktion“ und so weiter und so weiter, „erlaube ich mir, mit dem Ersuchen an Sie heranzutreten, alle Lobschreiben, Dankschreiben und sonstige auf der Abteilung und allen Stationen vorliegende lobende Erwähnungen von PatientInnen und/oder Angehörigen beziehungsweise anderen Personen aus den Jahren 2000 bis dato an mich zu übermitteln. Lob, das bereits an die Ombudsstelle gemeldet wurde und erfasst wurde, kann unberücksichtigt bleiben.“ 

Die Sammlung - man hat es eilig - muss innerhalb von ein bis maximal zwei Wochen vollständig vorliegen.

Ich hätte Einsehen für so einen Brief, wenn da nicht nur Lob stünde, sondern Lob und Kritik, Lob und Beschwerden, Lob und Unzufriedenheit, irgendwas in der Richtung, aber, Frau Stadträtin, Sie sind ja nur interessiert, die Dinge zu hören, die Sie hören wollen, und die anderen nicht.

Was ist sonst noch passiert im Otto-Wagner-Spital? Man hört weiterhin nicht auf die Not der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Da schreiben die Mitarbeiter, die Mittelbauvertretung, an Frau Dr Kalousek, die ärztliche Direktorin, und sie schreiben an den Generaldirektor Dr Marhold und sie sagen eindringlich, dass sie nicht weiterhin eine Verschlechterung ihrer personellen Besetzungssituation ertragen können. Und sie sagen, sie haben im Moment sieben Ärzte pro Dienstrad und wollen diese Dienstradstruktur unbedingt beibehalten. Aber selbst unter diesen Bedingungen muss sich ein Oberarzt in der Nacht für zwei Abteilungen zuständig fühlen, die 1. und die 5. beziehungsweise die 3. und die 6. Abteilung. Das heißt, zwei Primariate werden in der Nacht von einem Oberarzt, einer Oberärztin, betreut. Was aber jetzt droht, ist eine weitere Ausdünnung, eine Ausdünnung auf ein sechser Dienstrad, das mit sechs Ärzten besetzt ist. Und es ist schlimm genug, wie es jetzt schon aussieht im Otto-Wagner-Spital, denn es gibt Diensträder, die sind mit fünf Ärzten oder Ärztinnen besetzt. Das muss man sich vorstellen, intern wird das „Personalarme Diensträder“ genannt, und es werden Versuche von denen, die die Dienste einteilen müssen, unternommen, andere, besser besetzte Abteilungen zu gewinnen, auszuhelfen, freiwillig einzuspringen, sogar von Auslosen ist die Rede, und die Kollegen und Kolleginnen, die die Diensträder einteilen müssen, fühlen sich überfordert von der schier unlösbaren Aufgabe, mit so wenig Personal das Haus zu bespielen. 

Frau Stadträtin, das sind Dinge, die sind nicht damit abzutun, dass Sie sagen, die Opposition, die Kollegin Pilz, skandalisieren. Das sind Dinge, die intern im Otto-Wagner-Spital auf der Tagesordnung stehen und es ist Ihre Ärzteschaft, die diese Klage führt. Es würde Sinn machen, wenn Sie sich wenigstens jetzt die Zeit nähmen, auf diese Dinge zu antworten und nicht Ihrem Personal über die Öffentlichkeit ausrichten, dass es kein Problem gibt, dass es gut ist, aber besser kann man es immer machen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie können Sie das sagen!) Sie haben heute hier Ihrem Personal ausgerichtet ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Vielleicht darf ich noch mit meinem Personal reden!) Genau, was Sie mit Ihrem Personal reden, können wir ja andernorts noch einmal besprechen, aber hier haben Sie Ihrem Personal ausgerichtet, dass wir personell, strukturell und qualitativ gut versorgt sind. Richtig sagen Sie, die Untersuchungskommission wird an den Tag bringen, warum und welche Defizite dahinter stehen, dass es Ärzte und Ärztinnen gibt, die mit Gerichtsverfahren zu kämpfen haben, weil sie die notwendige Überwachung nicht gewährleisten können, weil sie keine eins zu eins-Betreuung für sedierte und fixierte Patienten und Patientinnen zur Verfügung stellen, weil sie ohne die nötige Infrastruktur arbeiten müssen, weil es daran fehlt, internistische Intensivbetten in ausreichendem Maße für Patienten und Patientinnen zur Verfügung zu stellen, die vielleicht mit einem Giftcocktail ins Spital kommen. Man muss als Arzt, als Ärztin unter solchen Bedingungen arbeiten, und die Ärzte haben Angst, Einlassungsfahrlässigkeit zu begehen. 

Sie müssen es ernst nehmen, Frau Stadträtin, und wenn Sie es hier und heute nicht tun, dann wird es während der Untersuchungskommission soweit sein müssen, denn da gibt es Öffentlichkeit. Wir wollen, dass am Ende dieses Prozesses die Situation besser ist. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wann, das ist gut gesagt!) Dieses Prozesses, ja, dieses Prozesses, den wir uns jetzt hier vornehmen müssen. Es ist ein Weg, ein ganz langer Weg, und es ist Zeit, dass Sie ihn beschreiten, Frau Stadträtin. 

Es geht darum, dass wir am Ende des Tages eine Psychiatrie in Wien haben, die modern ist, für die wir uns nicht schämen müssen, und wo im Otto-Wagner-Spital nicht Hausverbote für Leute erteilt werden müssen, damit man die Dinge, die man verstecken möchte, nicht der Öffentlichkeit zeigen muss und es muss so sein, dass die Patienten und Patientinnen, wenn sie in die Spitäler und in die Einrichtungen der Psychiatrie gehen, sicher sein können, dass sie dort nicht von überforderten, unterbesetzten und missachteten Mitarbeitern betreut werden, sondern von Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, die geschätzt werden von der politischen Führung, so geschätzt werden, dass sie nämlich ausreichend personell und infrastrukturell ausgestattet sind. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Am Ende dieses Weges muss eine Psychiatriereform stehen. Eine Psychiatriereform, die auch den PSD einbezieht, denn ein großes Problem ist, die unmoderne, die unterversorgte und offensichtlich auch viel zu wenig wertgeschätzte Arbeit des PSD zu reformieren, und sie so zu reformieren, dass wir aufsuchende Arbeit machen, dass wir eine gerechte Versorgung haben, und dass das Kontrollamt nicht mehr kritisieren muss, dass man hier wichtige Leistungen nicht für alle Bürger der Stadt anbietet. 

Diese Psychiatriereform hat die Stadt verdient, und wenn wir zurückschauen auf die Untersuchungskommission zum Lainz-Skandal, gab es Konsequenzen: Das Geriatriezentrum Wienerwald wird zugesperrt, es wird neue, kleinere Pflegeheime geben. Wir haben uns auf den Weg gemacht, obwohl auch da die SPÖ zu Beginn der Untersuchungskommission nur davon gesprochen hat, dass hier skandalisiert würde. Am Ende des Tages mussten diese wesentlichen Forderungen der Opposition erfüllt werden, und man hat sich auf den Weg gemacht in eine moderne Versorgung in der Geriatrie, und das wollen wir auch für die Psychiatrie. Danke schön. (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Uns geht es bei dieser Diskussion nicht so sehr um Versäumnisse nur auf einigen speziellen Stationen, Spitälern oder vielleicht gar um medizinische Expertisen, uns interessiert die politische Verantwortung und das Demokratieverständnis, das insgesamt hier hinter diesen Vorgängen steht, also das Demokratiemodell der Wiener SPÖ. 

Und die Frage ist daher, wie geht man mit der Kritik um, wie geht man mit den Beschwerden um, mit den Beschwerden der Ärzte, des Pflegepersonals. Und man ist so damit umgegangen, dass man die interne Kommunikation ausgeschaltet hat, dass man Fehler, Versäumnisse eigentlich geleugnet hat. Und, meine Damen und Herren, das ist ja auch die Parallele zum Lainz-Skandal, ja, zum Lainz-Skandal, als ja damals ebenfalls Missstände an die Stadträtin berichtet worden sind, und wo nicht etwa die Missstände abgestellt worden sind, sondern wo man die Beamten, die berichtet haben, gemobbt hat, gegen sie vorgegangen ist, sie zwangsversetzt hat und sie belangt hat. 

Und, meine Damen und Herren, es ist insgesamt betrachtet das bedenkliche Demokratieverständnis der Wiener SPÖ, das hinter diesem System steht, und das ja auch nicht von dieser Stadträtin eigentlich hier eingeführt wurde, sondern von ihrer Vorgängerin schon, von der damaligen Gesundheitsstadträtin Brauner, die ja eigentlich damals damit begonnen hat, in ihrem Ressort Opposition und Kontrolle auszuschalten, und nicht nur im Spitalsbereich etwa, sondern auch im Fonds Soziales Wien, wo die Opposition heute generell ausgeschaltet ist, die Kontrolle ausgeschaltet ist, der Rechtsschutz ausgeschaltet ist. 

Und Frau Brauner hat ja im Spitalsbereich ein ganz besonderes System eingeführt, dass bei jedem Gespräch ein Aufpasser aus ihrem Büro dabei sein muss. Und ich habe das selber erlebt bei den Spitälern, auch im Fonds Soziales Wien, ohne Aufpasser geht da nichts und es trauen sich die Beamten heute nicht einmal mehr mit uns zu sprechen. Besuche in den Spitälern sind verboten, lokaler Augenschein ist verboten, und wenn ein Beamter dann sich einmal etwas sagen traut, dann sagt er dazu: „Aber eigentlich dürfte ich Ihnen das ja gar nicht sagen, bitte sagen Sie das auf gar keinen Fall der Stadträtin weiter.“

Meine Damen und Herren, das ist ja eigentlich ein trauriges Verständnis von Demokratie und man fragt sich natürlich, was hat die SPÖ hier zu verheimlichen, was ist in diesem Ressort zu verbergen. Und, Frau Stadträtin, ich habe eigentlich hier große Hoffnungen in Sie gesetzt, dass Sie mit Ihrem Amtsantritt als Gesundheitsstadträtin dieses intransparente System ein bisschen aufbrechen, hier ein bisschen offener mit der Information, auch mit der Information für die Opposition, umgehen. 

Und was tun Sie, Frau Stadträtin? Sie haben hier einen Maulkorberlass vorgelegt am 25. Februar, dass die Opposition überhaupt nicht mehr in die Spitäler hinein darf. Sie haben hier am 25. Februar Ihren Beamten die Weisung gegeben, alle Termine mit der Opposition zu stornieren, und auf gar keinen Fall neue Termine auszumachen. 

Frau Stadträtin, Sie hätten hier die Chance, ein eigenes Profil zu gewinnen, ein eigenes Profil, indem Sie sich von Ihrer Vorgängerin ein bisschen absetzen und eine transparentere Vorgangsweise üben. Und wir bitten Sie daher, überlegen Sie sich das doch noch einmal, und wir fordern Sie auf, nehmen Sie diesen Erlass doch zurück, nehmen Sie diesen undemokratischen Maulkorberlass zurück, Frau Stadträtin. (Beifall bei FPÖ und GRÜNEN.) 

Also, das ist jetzt das Demokratiemodell der Sozialisten in Wien, das kennen wir ja, aber es ist ja auch interessant, sich ein bisschen das Demokratiemodell der ÖVP anzuschauen, das Demokratiemodell der ÖVP, die ja hier immer das große Wort führt. Aber, meine Damen und Herren, das Demokratieverständnis der ÖVP zeigt sich ja schon aus der Wahlrechtsdiskussion, wo von Ihrer Seite ja immer die Vorschläge kommen, ein Mehrheitswahlrecht zu machen, einfach mit dem Zweck, die kleineren Parteien auszuschalten, Grün und Blau auszuschalten, und das ist Ihr Demokratieverständnis. 

Aber, wie schaut das Demokratieverständnis der ÖVP anderswo aus, nicht hier im Landtag, wo Sie Forderungen stellen, sondern wo Sie das Sagen haben. Im Innenministerium etwa, meine Damen und Herren. Da gibt es ja diese Vorwürfe im Innenministerium um Machtmissbrauch, da gibt es viele Vorwürfe gegen einen schwarzen Innenminister, dass im Fall Kampusch, da man vor der Wahl keinen Skandal braucht, nachlässig ermittelt wurde. Da gibt es die Vorwürfe, dass in der Causa BAWAG speziell gegen die SPÖ ermittelt worden ist, dass man die Ergebnisse beschleunigen wollte, dass man die Ergebnisse dann direkt der ÖVP zuspielen wollte und nicht zuerst an den zuständigen Ausschuss leitet. Da gibt es viele Vorwürfe, meine Damen und Herren. 

Und, meine Damen und Herren von der ÖVP, ich meine, da könnten Sie auch zur Klärung beitragen, nicht nur hier, sondern - und das schauen wir uns sehr gerne an - wie Sie von der Volkspartei im Bund mit dieser Transparenz umgehen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Das ist das Demokratiemodell der ÖVP, und wir haben ja auch gesehen, wie im Innenministerium seit dem Jahre 2003 eigentlich, seit dem schwarzen Minister Strasser, ein richtiger ÖVP-Geheimdienst entstanden ist, nämlich dieses berüchtigte Büro für interne Angelegenheiten, ein Geheimdienst einer Partei mit 53 Beamten, ein Partei-Stasi auf Staatskosten, und meine Damen und Herren, wenn gegen die Innenminister dieser Republik hier schwere Vorwürfe erhoben werden, schwere Vorwürfe, die bis zum Amtsmissbrauch gehen, dann kann man nicht zur Tagesordnung übergehen. Und es besteht eben der Verdacht, dass hier in diesem Innenministerium Intervention an der Tagesordnung ist, Korruption herrscht, ja sogar Amtsmissbrauch begangen wird. Und, meine Damen und Herren, es ist daher gut, dass es einen Untersuchungsausschuss geben wird, es ist sehr gut, und wir werden dem gerne am Montag im Parlament zustimmen, sodass auch auf Bundesebene ein Untersuchungsausschuss ins Leben gerufen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Aber jetzt noch ein paar Worte zu dem sozialistischen Demokratiemodell, wo ja auch gegen Andersdenkende vorgegangen wird. Ich möchte das nur an zwei Beispielen hier in Erinnerung rufen, an einem Beispiel aus dem Fonds Soziales Wien, wo es damals diesen skandalösen Vorfall gegeben hat, dass ein Beamter des Fonds vom Arbeitsplatz aus, von seinem Computer aus, parteipolitisch agitiert hat, wo er gegen andere Parteien agitiert hat. Ich darf Sie an das skandalöse Mail damals erinnern, wo ein Beamter des Fonds damals den Freiheitlichen Spitzenkandidaten eigentlich schlecht gemacht hat und parteipolitisch, und zwar im Sinne der SPÖ, vorgegangen ist. 

Oder ein anderes Beispiel, eines aus der Personalvertretung, und da war ebenfalls auch noch Frau Brauner Gesundheitsstadträtin: Es hat Frau Brauner damals zugelassen, dass in diesem Ressort freiheitliche Gewerkschafter eigentlich ausgeschaltet werden, dass man freiheitliche Gewerkschafter mundtot zu machen versuchte, dass man Druck ausgeübt hat. Alle Roten haben Dienstfreistellungen, aber man hat die einzige Dienstfreistellung, die damals eine freiheitliche Gewerkschafterin hatte, ihr weggenommen, und zwar rechtswidrig weggenommen, sodass sie dann zur Gemeinderätlichen Personalkommission - Sie wissen das genau - zur Gemeinderätlichen Personalkommission gegangen ist, und das ist dann aufgehoben worden. 

Meine Damen und Herren, Sie haben ja - der Richtige sitzt ohnedies gerade da - Sie haben ja sogar versucht, ja, Sie haben damals sogar versucht, die Gewerkschafter, die Ihnen unlieb sind, aus den Büros zu kündigen. Das heißt, die Gewerkschaft versucht, hier einen unglaublichen Gesinnungsdruck gegen Andersdenkende, gegen nicht sozialistische Gewerkschafter, gegen freiheitlichen Gewerkschafter, auszuüben. Das ist realsozialistische Demokratie in Wien, und wir erleben das hier eigentlich täglich. 

Aber ich frage mich auch hier, wie schaut das Angebot der ÖVP aus, wie schaut das Angebot unserer Schwarzen aus im Innenministerium. Und wir haben ja auch am eigenen Leib, meine Damen und Herren, den Machtmissbrauch dieser Partei eigentlich sehr genau erlebt. Die FPÖ hat das vor der letzten Wahl erlebt, dass ein schwarzer Bundeskanzler damals ja überhaupt unsere Partei ausschalten wollte, ausschalten wollte, weil er einfach mit dem BZÖ dann am liebsten bis zum Sankt Nimmerleinstag weiterregieren wollte. Und ich darf Sie in diesem Zusammenhang erinnern, dass uns damals der schwarze Bundeskanzler die Parteienförderung gekürzt hat, dass uns schwarze Landeshauptleute die Landesförderung wegnehmen wollten, dass uns die Parteienförderung gekürzt wurde, dass uns die gesamte Akademieförderung gestrichen wurde, und dass man uns sogar aus der Bundeswahlbehörde ausgeschlossen hat. 

Meine Damen und Herren, die Schwarzen haben uns bei der letzten Wahl aus der Bundeswahlbehörde ausgeschlossen, womit wir nicht einmal das selbstverständliche demokratische Recht hatten, in einer Wahlbehörde zu sitzen, und dann natürlich auch in ganz Österreich in den Sprengelwahlkommissionen nicht vertreten waren. Und die ÖVP hat sogar versucht, uns den dritten Listenplatz streitig zu machen, ja, den dritten Listenplatz streitig zu machen. Ein eklatanter Rechtsbruch, der aber dann ja auch gescheitert ist, und der von unabhängigen Richtern im letzten Moment, Gott sei Dank noch vor der Wahl, also rechtzeitig, verhindert werden konnte.

Meine Damen und Herren, hier schließt sich der Kreis. Es war damals bei diesem eklatanten Machtmissbrauch gegen eine Partei, nämlich gegen die Freiheitliche Partei, das Innenministerium die Schlüssel- und Schaltzentrale, und heute versucht man, der SPÖ zu schaden. Damals haben die heute von dem Skandal Betroffenen versucht, die FPÖ zu vernichten, heute sind die Roten an der Reihe, und damals wie heute hat das Innenministerium hier eine Schlüsselrolle, etwa der Leiter der Rechtssektion. 

Eine Schlüsselrolle hatte damals, wie heute wieder, der Sektionsleiter Matthias Vogel, der damals für diese dubiosen Rechtsgutachten verantwortlich war, und der auch heute wieder hier eine Schlüsselrolle in diesem ganzen Geschehen im Innenministerium spielt. 

Und, meine Damen und Herren, damals wie heute hat es diese Vorfälle gegeben, damals war die FPÖ dran, heute sind es die Sozialisten. Damals wie heute wird aber in diesem Ministerium immer parteipolitisch zugunsten der ÖVP entschieden. Und ich meine daher, so schaut das Demokratiemodell der ÖVP dort, wo sie die Macht hat, dort im Innenministerium etwa, aus. Meine Damen und Herren von Rot und von Schwarz, wenn Sie uns jetzt auch alle die Türen einrennen - sowohl die Roten als auch die Schwarzen - die Türen einrennen aus Misstrauen gegenüber Ihrem Koalitionspartner auf Bundesebene, weil sie Angst haben, dann vielleicht ohne Partner dazustehen und jetzt ganz plötzlich auf Partnersucher gehen müssen, meine ich trotzdem: Rot und Schwarz, Sie haben einander überhaupt nichts vorzuwerfen, schwarzer Machtmissbrauch steht gegen roten Machtmissbrauch, meine Damen und Herren. (Beifall bei FPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geschätzte Kolleginnen und Kollegen, wir haben ein Thema, das ergibt sich durch den Antrag von Grünen und ÖVP, und ich würde wirklich bitten, dass wir zum Thema sprechen und nicht über das Innenministerium, das auch ein Thema ist, aber nicht heute. 

Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec und ich bitte, sich mit dem Gegenstand des Antrages auseinanderzusetzen. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Dr Schock, ich kann auch nur feststellen, Themenverfehlung. Eindeutig, ja! (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau Stadträtin, ihr Verbot in Vorbereitung der Untersuchungskommission, dass Sie OppositionspolitikerInnen nicht mehr in psychiatrische Abteilungen lassen und dass diese keinen Besuch mehr abstatten dürfen, da ist jeder Kommentar dazu überflüssig, das richtet sich von selbst. (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.) 

Sehr interessant war heute allerdings die Antwort Ihres Chefs, nämlich Bgm Häupl, der auf eine Anfrage gemeint hat: „Nun, Politiker und Journalisten werden gleich behandelt.“ Das sollten Sie ernst nehmen, denn Sie behandeln Politiker und Journalisten nicht gleich. Journalisten werden empfangen, dürfen überall durchgehen, PolitikerInnen dürfen das nicht. Also, das nur zur Klarstellung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber da Sie bei allen Diskussionen ständig das Wohl der Patienten und auch das Wohl der MitarbeiterInnen strapazieren, muss ich Ihnen sagen, das ist unerhört, Frau Stadträtin. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie?) Ja, aber es ist unerhört, weil, wer hat Sie oder Ihre Vorgängerinnen denn daran gehindert, für die besten Voraussetzungen für die Patienten in psychiatrischen Abteilungen zu sorgen, und wer hat Sie daran gehindert, dass dementsprechend viele MitarbeiterInnen vorhanden sind, und dass diese Mitarbeiter wirklich die besten Voraussetzungen haben. Denn wenn Sie das gemacht hätten, dann würden wir heute nicht hier stehen, und dann wäre keine Untersuchungskommission notwendig. (Beifall bei der ÖVP.) 

Leider müssen wir dies verlangen, denn seit den vergangenen Monaten reiht sich in Wien in Sachen Psychiatrie ein Skandal nach dem anderen, und das sind keine bedauerlichen Einzelfälle, sondern sie beruhen auf einer Reihe von Defiziten. PatientInnen, Ärzte, Pflegepersonal, leiden an Personalmangel, an veralteten Infrastrukturen, und vor allem an fehlenden Reformen. Seit mehr als 20 Jahren keine Reform, das sagt alles. 

Da gibt es den furchtbaren Brandunfall, das hat Kollegin Pilz bereits erwähnt, und Sie, Frau Stadträtin, und das ist es vor allem, was wir zu kritisieren haben, Sie leugnen die Probleme und Sie negieren sie, und Sie lassen auch nichts unversucht, alle Vorfälle zu vertuschen nach dem Motto: „Weil nicht sein kann, was nicht sein darf.“ 

Und das Schema ist immer gleich, zuerst zu schweigen, zu ignorieren. Tagelang, Frau Stadträtin, haben Sie sich nicht zu Wort gemeldet im Dezember, und dann kommt das Leugnen. Und ein Lehrbeispiel war der Sonder-Gemeinderatsausschuss am 28. Dezember: Alles in Ordnung, kein zusätzlicher Personalbedarf, kein Sicherheitsdienst ist notwendig. Einige Ärzte werden zusätzlich eingestellt, aber das habe nichts mit den Vorfällen zu tun, sondern das geschehe auf Grund der allgemeinen Evaluierung. Sonst sei die psychiatrische Welt in Ordnung, alles seien böswillige Verleumdungen der Opposition. 

Frau Stadträtin, Sie haben damals auch ausdrücklich betont, Sie sagen immer die Wahrheit, weil alles andere wäre Ihnen zu kompliziert. Und Sie haben auch den früheren Nationalratspräsident Dr Khol zitiert, der einmal gemeint hat, die Wahrheit ist die Tochter der Zeit. Offensichtlich ist bei Ihnen auch die Wahrheit eine Tochter der Zeit, denn das, was Sie am 28. Dezember gesagt haben, und das, was Sie schön langsam jetzt schon zugeben, das unterscheidet sich auch wesentlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Dann kam ihre nächste Strategie, Motto: „Angriff ist die beste Verteidigung". Sie haben die Opposition für die so genannte Skandalisierung verantwortlich gemacht. Die Hilferufe des Personals haben Sie allerdings nicht beeindruckt, und offenbar auch die Schicksale psychisch Kranker nicht, denn nur so ist Ihre Aussage im Sonder-Gesundheitsausschuss am 28. zu interpretieren, wo Sie meinten: „Psychisch Kranke haben keine Lobby. Sie, die Opposition, werden dafür von den Medien keine Unterstützung finden.“ Das war ihre Aussage. 

Frau Stadträtin, Sie haben kräftig Regie geführt, denn der Sonder-Gesundheitsausschuss am 28. Dezember um 14 Uhr mit langen Erläuterungen von Ihren Mitarbeitern und von Ihnen, war absichtlich für diesen Zeitpunkt angesetzt. Medien sind natürlich Freitag abends kaum mehr zu erreichen, dann kommt das Wochenende, dann kommt der 31. Dezember, Silvester, dann kommt der 1. Jänner, Neujahr, und die Causa ist damit vom Tisch, glaubten Sie. Pech gehabt, Frau Stadträtin, Pech gehabt, blöd gelaufen. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Marianne Klicka: Sie haben den Antrag eingebracht!) 

Sie sollten, Frau Stadträtin, Ihren Beraterstab überdenken, aber nicht nur das. KAV und die Manager Dr Marhold und Dr Herbek machten Betroffene für ihre Leiden selbst verantwortlich, stellten Angehörige bloß, diffamierten sie, Journalisten drohte man mit Anzeigen, um sie mundtot zu machen. Man dementierte Anschuldigungen, um sie dann einen Tag später zurücknehmen zu müssen. Ich denke da an den Beckenbruch eines jungen Mannes. 

Dankenswerterweise reagierten die Medien. Und erst dieser öffentliche Druck, Frau Stadträtin, hat Sie veranlasst zuzugeben, dass Reformen notwendig sind. Und, meine Damen und Herren, es muss aufgeklärt werden, welche SPÖ-PolitikerInnen, welche ManagerInnen, in der Vergangenheit und Gegenwart für die untolerierbaren Zustände in der Wiener Psychiatrie zur Verantwortung gezogen werden müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und geklärt werden muss auch die politische Verantwortung für das Organisationsversagen im Krankenanstaltenverbund, das sich so ganz symptomatisch im Otto-Wagner-Spital zeigt. Und diese Defizite in der psychiatrischen Versorgung, meine Damen und Herren, stehen exemplarisch für die großen Probleme, die es grundsätzlich im KAV gibt, und das Kontrollamt hat diese ja in einem Bericht augenscheinlich aufgelistet. Hier sieht man die Grundprobleme der Wiener Gesundheitspolitik, die sich besonders im Hinblick auf die schwierigsten Patienten offen zeigen. Führungsschwäche, Reformstau, lückenhaftes Controlling, ungebremste Geldverschwendung, und so weiter. Und das betrifft nicht nur die stationäre Versorgung, sondern auch im Kuratorium psychosozialer Dienste wurde verabsäumt, Anschluss an eine moderne, patientenorientierte ambulante Versorgung zu finden. 

Und letztendlich ist dafür Bgm Häupl verantwortlich, verantwortlich mit Ihnen natürlich, Frau Stadträtin. Und ich bin jetzt einige Jahre im Wiener Gemeinderat und habe schon einige Gesundheitsstadträtinnen erlebt. Meine Damen und Herren, schon Schopenhauer sagt, Gesundheit ist nicht alles, aber alles ist ohne Gesundheit nichts. Das heißt daher, Gesundheit ist unser höchstes Gut, das wir haben, und hier wäre Kontinuität angesagt. Und der oftmalige Wechsel in diesem Ressort zeigt eigentlich schon die mangelnde Wertschätzung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Apropos Bgm Häupl: Er hat die Letztverantwortung, und wie immer bei wichtigen Diskussionen, glänzt der Herr Bürgermeister durch Abwesenheit. Und das zeigt sich natürlich auch bei den anderen Abgeordneten, die sagen, dem Bürgermeister ist es nicht wichtig, offensichtlich für uns auch nicht, und so schauen dann die Reihen hier aus. Herr Bgm Häupl interessiert sich offensichtlich überhaupt nicht für die SOS-Rufe der Menschen, er überhört sie systematisch und konsequent. Und ich frage mich schon, welche wichtige Dinge hat der Herr Bürgermeister heute zu erledigen, dass er diese Diskussion wieder einmal ignoriert und fehlt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Gerade der Bürgermeister hätte die Verpflichtung, bei einem derart ernsten Thema sogar das Wort zu ergreifen und der Öffentlichkeit und uns zu erklären, wie er sich eine umfassende Versorgung psychisch kranker Menschen mit der notwendigen Qualität vorstellt. 

Aber, sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Rathausregierung, es ist immer wieder das Gleiche. Sie glauben, diese Stadt gehöre Ihnen, und das ist es, worum es Ihnen geht. Nicht um die Betroffenen, nicht um diejenigen, die hier Opfer sind, sondern um die Macht in dieser Stadt. 

Meine Damen und Herren, wie eine Gesellschaft mit den Schwächsten umgeht, sagt unglaublich viel über diese Gesellschaft aus. Und viele Patientinnen und Patienten - ich habe das schon einige Male gesagt und ich wiederhole es deshalb, weil es mir wirklich ein Anliegen ist und weil es mich auch sehr belastet - erleiden den sozialen Tod lange vor ihrem physischen Tod, und das mit Wissen politisch Verantwortlicher in dieser Stadt, mit Wissen von Ihnen, Frau Stadträtin, aber Sie hören ja nicht zu, weil Sie brauchen nichts lernen, Sie wissen ohnedies alles besser, aber ebenso natürlich auch der Herr Bürgermeister, der davon meistens nichts weiß, aber das jetzt ist noch viel tragischer, nämlich es ist mit Wissen des Bürgermeisters so.

Sie können derzeit noch, derzeit noch, mit Ihrer absoluten Mehrheit hier alle Entscheidungen treffen. Das wissen wir auch, aber eines werden wir, die Wiener ÖVP, nicht zulassen, dass die Schwächsten unserer Gesellschaft der Wiener SPÖ ausgeliefert sind. (Beifall bei der ÖVP.)

Das ist auch der Grund, warum wir gemeinsam mit der Grünen Fraktion eine Gemeinderätliche Untersuchungskommission einsetzen werden. Ziel ist es, auf Basis der lückenlosen Aufklärung der Missstände die politischen Versäumnisse - und die sind sehr groß -, die zu tiefen strukturellen Mängeln geführt haben, offenzulegen. Und Sie werden mittels dieses Befundes, Frau Stadträtin, am Ende der Tätigkeit dieser Untersuchungskommission gezwungen sein, unverzüglich die längst dringend fälligen Schritte zu einer zeitgemäßen und menschenwürdigen Psychiatrie einzuleiten. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Deutsch. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Aufgabe einer Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates ist es, den behaupteten Sachverhalt in einem behördlichen Verfahren zu ermitteln und dann dem Gemeinderat auch darüber zu berichten. Und damit es von Anfang an keine Missverständnisse und Unterstellungen gibt, halte ich gleich zu Beginn fest, dass selbstverständlich alle behaupteten Vorwürfe aufzuklären sind, nichts beschönigt wird, alles auf den Tisch kommt und jeder Beschwerde auch nachgegangen wird. Denn niemand sagt - ausgenommen die Vertreter der GRÜNEN und der ÖVP, dass alles super wäre. Das sagt niemand, aber ich sage Ihnen, es wird intensiv daran gearbeitet, dass es permanent zu weiteren Verbesserungen in dieser Stadt kommt. 

Wir stehen für volle Transparenz, wir nehmen die Tätigkeit in der Untersuchungskommission sehr ernst und werden uns auch sehr engagiert - und das kann ich garantieren - auch sehr offensiv an der Überprüfung der Vorwürfe beteiligen und die Schlussfolgerungen daraus ziehen. Aber gleichzeitig halte ich es auch für falsch zu verallgemeinern und das gesamte Fach der Psychiatrie schlechtzureden. 

Ich verstehe schon, dass sich die ÖVP heute in einer sehr schwierigen Position befindet, da sie einerseits mit der Einsetzung von Untersuchungsausschüssen an sich Probleme hat - wie wir wissen -, weil das demokratische Instrument des Untersuchungsausschusses auf parlamentarischer Ebene ja derzeit aktuell von der ÖVP abgelehnt wird, und die Bevölkerung ja immer stärker das Gefühl hat, dass man auf Bundesebene versuchen möchte, etwas zu vertuschen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Herr Vizekanzler Molterer davon spricht, dass er einen Untersuchungsausschuss deshalb ablehne, weil das Risiko einer Politbühne gegeben sei, oder der Generalsekretär der ÖVP der Meinung ist, es wäre ja ohnehin nur ein politisches Tribunal und es blieben letztlich ausschließlich hohe Kosten und verlorene Zeit über, also das sagt alles. Das lässt eigentlich sehr, sehr tief blicken. (Beifall bei der SPÖ.) Aber die gleiche Partei nimmt mittels Minderheitenrecht, zu dem wir uns bekennen, ja, zu dem wir uns bekennen, selbstverständlich dieses Recht gerne in Anspruch. Und daher werde ich diesen Eindruck auch nicht los, dass das parlamentarische Instrument eines Untersuchungsausschusses von Seiten der Österreichischen Volkspartei nicht ernst genommen wird, sondern lediglich genutzt wird. Denn würden Sie Ihre eigene Argumentation tatsächlich ernst nehmen, dann müssten Sie auf Bundesebene der Einsetzung eines Untersuchungsausschusses zustimmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Widersprüchlichkeit ist, kann man ja fast sagen, in Herrn Bundesminister Hahn personifiziert, der auf der einen Seite auf Bundesebene alles dazu beiträgt, dass die Österreichische Volkspartei im Parlament einer Einsetzung des Untersuchungsausschusses nicht zustimmen wird, aber auf der anderen Seite in Wien dieses Instrument nutzen will. Diese Widersprüchlichkeit ist auch ganz deutlich, Frau Kollegin Korosec, in der Argumentationsnot, in der Sie sich heute befunden haben, zum Ausdruck gekommen.

Die GRÜNEN, so hört man, sind hier unterschiedlicher Meinung. Das ist ja an und für sich noch nichts Neues, würde ich sagen, weil das ja bei vielen Anträgen immer wieder durch unterschiedliches Abstimmungsverhalten auch entsprechend dokumentiert wird. Und ich verstehe auch, dass die Politik einer absoluten Skandalisierung, wie es die Frau Kollegin Pilz betreibt, ja wirklich nicht jedermanns Sache ist. 

Aber es ist schon bemerkenswert, dass sich eigentlich eine gesamte Fraktion dadurch in Geiselhaft nehmen lässt, weil ich es wirklich für widerlich halte, ja wirklich für widerlich halte, wenn hilfsbedürftige, schwer kranke Menschen für politische Ziele missbraucht werden, denn das ist es, was Sie tun. (Beifall bei der SPÖ.)

Frau Kollegin Pilz hat dazu öffentlich aufgerufen, dass sich Betroffene melden sollen, um sie vorführen zu können. Was Sie wollen, ist eben, kranke, hilfsbedürftige Menschen vorzuführen, um zu skandalisieren. Das ist ungeheuerlich und auf das Schärfste zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der Schutz der Patientinnen und Patienten hat für uns oberste Priorität. Es wird ein öffentliches Vorführen von Patientinnen und Patienten mit psychiatrischen Krankheitsbildern durch unsere Unterstützung mit Sicherheit nicht geben, denn die Patientinnen und Patienten haben ein Recht auf Intimität, haben ein Recht auf Ruhe, und es wäre verantwortungslos, dass sich das Krankheitsbild durch das Vorführen der Patienten - wie sich das die Frau Kollegin Pilz vorstellt - möglicherweise noch verschlechtern würde. Was Sie im Sinne haben, ist Skandalisierung und das hat mit einer Problemlösung nichts zu tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu den aufgeworfenen Fragen von Pilz und Korosec möchte ich nur sagen, dass bereits im Dezember in einer sehr ausführlichen Stellungnahme im Sonder-Gemeinde-
ratsausschuss darauf eingegangen wurde, aber die Antragsteller haben die Antworten nicht einmal interessiert. Denn so war es, als hier stundenlang, stundenlang von kompetentester Seite alle Fragen beantwortet wurden, aber Sie haben sich nicht einmal darauf vorbereitet, haben sich nicht einmal dafür interessiert, Sie haben Ihre Fragen dann immer wieder gestellt, obwohl die Antworten schon vorhanden waren. Das war ja eigentlich eine besonders absurde Situation. 

Sie haben auch heute wieder die gleichen Fragen gestellt, die bereits bei der Dringlichen Anfrage Ende Jänner beantwortet wurden. Sie haben sich nicht damit auseinandergesetzt, Sie haben heute exakt die gleichen Reden gehalten wie vor einem Monat, und daher ist es in der Tat sinnvoll, dass in einem ordentlichen Verfahren einer Untersuchungskommission auch die Ergebnisse jeweils schriftlich festgehalten werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für uns steht die bestmögliche medizinische und pflegerische Versorgung aller Menschen, unabhängig vom Alter, vom sozialen Status und vom Einkommen, im Vordergrund, und an einer ständigen Verbesserung, auch für die Beschäftigten, die vor Ort tätig sind, wird natürlich permanent und konsequent gearbeitet. Dieser Reformzug ist schon längst unterwegs, da brauchen Sie das Rad nicht mehr neu zu erfinden. 

Und daher meine ich, dass diese Untersuchungskommission auch in der Tat die Chance ist, hier Dinge richtigzustellen, und auch schon längst eingeleitete und umgesetzte Reformen darzustellen. Und selbst, wenn man sich nicht im Detail für alles interessiert, müsste es spätestens seit dem Beschluss der Flächenwidmung zum Otto-Wagner-Spital im Jahr 2006 jedem klar gewesen sein, dass und wie die Regionalisierungsprogramme der Psychiatrie umgesetzt werden, dass eine lückenlose Versorgung zur Behandlung psychiatrischer Krankheiten moderner gestaltet wird, ausgebaut wird, eine wohnortnahe Betreuung durch diese Regionalisierung ja auch erreicht wird, weil auch hier der Grundsatz „ambulant vor stationär“ gilt. 

Aber was haben ÖVP und Grüne zur neuen Flächenwidmung gesagt? Nein haben sie gesagt. Interessant war eigentlich nur dazu der Debattenbeitrag des Herrn GR Wolf, der nämlich gemeint hat: „Dieser Otto-Wagner-Bau hat die Revolution der Psychiatrie nicht nur gebracht, sondern ist auch ein sichtbares Zeichen dafür.“ Also, diesem Satz brauche ich eigentlich nichts hinzuzufügen, er zeigt aber einmal mehr die Widersprüchlichkeit, die in Ihrer Partei vorhanden ist. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Das war 1900, Sie reden jetzt von 1900!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, für uns stehen die Patientinnen und Patienten im Mittelpunkt, die aber nicht verunsichert werden dürfen, damit keine Ängste vor Therapien aufgebaut werden oder möglicherweise aus falscher Scham keine Hilfe gesucht wird. Und daher ist es wichtig, Vorurteile nicht zu verstärken, sondern Vorurteile abzubauen, denn 75 bis 80 Prozent nehmen die angebotene Hilfe und Betreuung freiwillig in Anspruch, und das ist es auch, was die moderne Psychiatrie ausmacht. Sie beruht nämlich auf dem Vertrauen der Betroffenen und der Angehörigen, und dieses Vertrauen darf auch nicht aufs Spiel gesetzt werden. Es geht oft in jahrelangen Behandlungen auch darum, Schutz und Anonymität zu gewährleisten. Das Recht auf Intimsphäre und Würde als Individuum ist nicht absprechbar. 

Daher möchte ich auch die Intention der Frau Stadträtin zu hundert Prozent unterstreichen, dass es im Interesse der Patientinnen und Patienten nicht möglich ist, dass zusätzlich zu einer Vielzahl von Kontrollorganen hier psychiatrische Stationen weiter besichtigt werden, dass aber gleichzeitig eine größtmögliche Information gewährleistet ist. Es wird am 14. März in der Zeit von 9 bis 12 Uhr für alle Interessierten die Möglichkeit geben - und ich freue mich schon darauf, Sie alle, die heute hier das Wort ergriffen haben, auch dort zu treffen -, diese Informationen auch von kompetenter Seite entgegenzunehmen, und daher ist der Vorwurf des Kollegen Schock, es gäbe hier demokratiepolitische Defizite, auf das Schärfste zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es sollte sich daher jeder auch seiner persönlichen Verantwortung bewusst sein, dass wir mit diesem Thema auch sensibel umzugehen haben. Der Präsident der Ärztekammer, Dr Dorner, hat auch vor Kurzem darauf hingewiesen und vor einer pauschalen Verurteilung der gesamten Fachgruppe der Psychiatrie als Teil der Medizin gewarnt. Prof Siegfried Kasper, Ordinarius für Psychiatrie und Vorstand der Universitätsklinik für Psychiatrie und Psychotherapie an der Medizinischen Universität Wien, warnt ebenfalls vor einer Diskriminierung der Psychiatrie durch eine diskriminierende Berichterstattung, weil auch der Eindruck entstehen kann, dass Psychiatrie nicht als Teil der Medizin gesehen wird. 

Daher haben wir alle gemeinsam dafür Sorge zu tragen, dass Psychiatrie nicht diffamiert wird, dass aber auch keine Expertendebatte über medizinisch zu entscheidende Maßnahmen in der Untersuchungskommission zu führen sein wird, ein Streit, der auch die ganze internationale Fachwelt in der Frage freiheitsbeschränkender Maßnahmen beschäftigt, wenn eine unmittelbare Selbst- oder Fremdgefährdung besteht. 

Dies wird von der Untersuchungskommission nicht zu klären sein, es sollten vielmehr Fragen der intensivmedizinischen psychiatrischen Versorgung auf dieser Expertenebene diskutiert werden. Was aber durch die gesamte Diskussion über Psychiatrie in Wien gelingen sollte - und das könnte man sich ja zumindest als Ziel gemeinsam vornehmen -, ist, dazu beizutragen, dass es zu einer Entstigmatisierung der Krankheit in der Gesellschaft kommt, denn wie viele Menschen nehmen eine psychiatrische oder psychologische Betreuung nicht in Anspruch, weil sie Sorge haben, deshalb abgestempelt zu werden und möglicherweise in der Gesellschaft Nachteile zu haben. Wir wissen es nicht, aber es sollte eigentlich möglich sein, und es wäre höchst an der Zeit, dass es selbstverständlich ist, dass all jene, die dieser Hilfe und Unterstützung bedürfen, diese auch in Anspruch nehmen, so wie bei jedem anderen Arztbesuch.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist eben einfach ein sensibles Thema, mit dem man nicht spielt, weil es auch um Menschenwürde geht. Die in der heutigen Sitzung des Gemeinderates durch ein Minderheitenrecht eingesetzte Untersuchungskommission, und das ist mir auch noch wichtig festzustellen, ist kein Schöffengericht, ist keine Show-Bühne, ist auch kein Tribunal und kein öffentlicher Pranger, sondern ein behördliches Verfahren, in dem der Sachverhalt geklärt wird, wo es nicht um Vermutungen oder um Behauptungen geht, sondern um Fakten und um gesichertes Wissen. Und wir werden uns hier aktiv einbringen, um die behaupteten Vorwürfe zu prüfen, Dinge richtigzustellen, aber auch, um die seit Langem eingeleiteten und umgesetzten umfassenden Reformschritte darzustellen und um das auch in einem behördlichen Verfahren zu dokumentieren und festzuhalten. Vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort habe ich Frau GRin Mag Vassilakou.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Gesundheitsstadträtin hat in den letzten Tagen nicht aufgehört, einen Satz zu wiederholen, und das scheint ihr Lieblingssatz zu sein: Der Feind des Guten ist das Bessere. Das wird bei jeder Gelegenheit wiederholt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Noch einmal, das Bessere ist der Feind des Guten!) 

O ja, heute früh haben Sie es gesagt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nein, nein!) Ja, ja, okay, gut, das Bessere ist der größte Feind des Guten, ist schon gut. Es stellt sich die Frage, wie gut ist daher das Otto-Wagner-Spital? Und an dieser Stelle könnte ich Ihnen dieses Buch wärmstens empfehlen, es heißt: „Fallen lassen“ und ist von Frau Brigitte Schweiger verfasst worden. Wer es noch nicht gelesen hat, sollte das bitte dringend tun. Ich würde empfehlen, es jetzt, solange und gerade solange diese Untersuchungskommission andauert, zu lesen. Denn in diesem Buch schildert eine Patientin des Otto-Wagner-Spitals, wie es dort zugeht, wie sie sich dort gefühlt hat, wie sie dort einige Monate verbracht hat, wie dort der Alltag aussieht, wie es Patienten und Patientinnen dort ergeht. Es ist ein sehr nettes Buch, es ist sehr schnell gelesen. Noch einmal: Brigitte Schweiger, berühmte Schriftstellerin, „Fallen lassen“ heißt das Buch. Und an dieser Stelle wollen wir einmal kurz wiedergeben, was die Frau Stadträtin gut findet. 

Also, Pavillon 10, Ebene 2, gemeinsame Toiletten und gemeinsames Wartezimmer für Frauen und Männer. Ein Ein-Bett-Zimmer für Mann oder Frau, ein hinzu gebautes im Saal, ein neues, größeres Ein-Bett-Zimmer für einen Mann oder eine Frau nimmt Platz weg. Einige wenige Zwei-Bett-Zimmer, ich glaube, insgesamt drei, Männer oder Frauen. Ein Vier-Bett-Zimmer und ein Drei-Bett-Zimmer für Frauen und ein riesiges Männerschlafzimmer, sechs bis acht Betten. Verlässt eine Frau im Nachthemd das Frauenschlafzimmer, stößt sie mit einem aus dem nebenan liegenden Männerzimmer torkelnden, unfrisierten, halbnackten Mann zusammen. 

„Speichel rinnt ihm von den Lippen, das Haar steht ihm nach allen Seiten ab. Es ist kein Pfleger da, wenn einer aufsteht und zur Toilette wankt.

Das Badezimmer: Man nimmt ein Bad, eine Dusche. An zwei Waschbecken je ein Mann, eine Frau, sich das Gesicht waschend. Geschlechtertrennung, sagte ich einmal, ich wünsche mir Geschlechtertrennung. – Dafür sei zu wenig Platz.“

Das, Frau Stadträtin, ist nicht gut! Das ist nicht gut, und das hat viele Feinde, aber ganz sicher nicht das Bessere! Damit ist Schluss zu machen in dieser Stadt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das behauptet nicht Maria Vassilakou, und mit diesen Worten verunsichert nicht Maria Vassilakou die Patientinnen und Patienten an dieser Stelle, sondern das schreibt Brigitte Schwaiger, selbst ehemalige Patientin, in diesem Buch und noch vieles mehr. – Glauben Sie mir, wenn ich grausam sein wollte, könnte ich hier noch viel mehr Stellen aus diesem Buch zitieren. Ich kann Ihnen sagen: Wenn man dieses Buch gelesen hat, fühlt man sich überhaupt nicht wohl! Und Sie werden sicherlich Frau Schwaiger nicht unterstellen wollen, dass sie die Psychiatrie diffamiert, dass sie Patientinnen und Patienten verunsichert und ein Interesse daran hat, irgendetwas Unanständiges mit diesem Buch zu erreichen. Ich meine, sie verfolgt ein einziges Interesse, nämlich dasselbe Interesse, das wir von den GRÜNEN und auch die ÖVP mit der Einsetzung dieser Untersuchungskommission verfolgen, nämlich dass endlich dafür gesorgt wird, dass es Patientinnen und Patienten im Otto-Wagner-Spital und vielleicht auch anderenorts in der Psychiatrie endlich besser haben.

Meine Damen und Herren! Das ist kein Geheimnis: Es macht natürlich einen Unterschied, ob man Geld beziehungsweise sehr viel Geld hat und sich irgendwo in einem teuren Sanatorium behandeln lassen kann, wo man natürlich anders behandelt wird, oder ob man kein Geld hat und deshalb manchmal mehrere Monate seines Lebens oder auch das ganze Leben immer wieder einmal drinnen, einmal draußen verbringen muss. Und das ist menschenunwürdig, und Sie wissen es!

Anhand dessen, was in den letzten Wochen in den Zeitungen gestanden ist, wissen sie auch, dass das nicht alles ist! Es spricht nämlich für sich selbst, wenn Patientinnen und Patienten selbst die Medien kontaktieren und ihr Schicksal an die Öffentlichkeit bringen. Eine Mutter erzählte selbst, dass sie ihren Sohn besuchte und feststellen musste, dass er stundenlang im Netzbett eingesperrt war und in den eigenen Exkrementen lag. Eine Patientin kontaktierte selbst – ich wiederhole: selbst und nicht über die GRÜNEN! – die Medien über ihre Rechtsvertretung und ließ wissen, dass sie, während sie angegurtet und offensichtlich unbeaufsichtigt war – denn sonst hätte man sie ja wohl nicht verbrennen lassen, es liegt also auf der Hand, dass sie angegurtet und unbeaufsichtigt war, und Sie wissen, dass das nicht den Richtlinien entspricht! –, Feuer fing. Sie ist jetzt Zeit ihres Lebens teilweise behindert und muss den Rest ihres Lebens mit wirklich schweren Folgen verbringen.

All das nehmen Sie zum Anlass, um zu sagen, dass die GRÜNEN die Patientinnen und Patienten verunsichern. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie tun es jetzt gerade wieder!) Sie behaupten, dass Sigrid Pilz Patientinnen und Patienten verunsichern will und möchte, dass sie sich bei uns melden, um sie vorzuführen. Meine Damen und Herren! Kein einziger Fall, der bisher in den Medien war, ist den Medien über die GRÜNEN zugespielt worden! Nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Patientinnen und Patienten und ihre Angehörigen sich selbst an die Medien wenden! Sie können inzwischen fast täglich auch Leserbriefe lesen, in denen die Menschen selbst von ihrem Schicksal sprechen. Sie können dieses Buch als Beispiel nehmen, das ganz sicherlich nicht von den GRÜNEN initiiert worden ist!

Nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Menschen dort nicht glücklich sind! Nehmen Sie zur Kenntnis, dass es dort Personalmangel und überfordertes Personal gibt, das im Stich gelassen wird, und dass es Beschwerden noch und nöcher aus dem Personalbereich gibt. All das sind Fakten, liebe Frau Stadträtin, die nicht von der Hand zu weisen sind!

An dieser Stelle möchte ich sagen: Eigentlich verstehe ich überhaupt nicht mehr, worüber wir hier reden! Wir wissen von den Fällen, in denen sich Patientinnen und Patienten selbst an die Öffentlichkeit wenden und sagen, was dort vorgefallen ist und wie man mit ihnen umgegangen ist. Wir wissen auch von den Beschwerden des Personals. Und es gibt auch interne Studien, die Ihnen vorliegen, in denen die Situation erhoben wird und gesagt wird, dass auf Grund des Personalmangels die Gefahr besteht, dass nicht richtig versorgt und gefährlich agiert wird; darin ist von Übernahmefahrlässigkeit und vielem mehr die Rede. Aber all das wischen Sie einfach mit einer Handbewegung weg! 

Sie sagen, dass das nicht wahr ist und wir das offenbar erfunden hätten. Sie behaupten, dass wir interne Studien zitieren, die es überhaupt nicht gibt. – Ich bitte Sie! Sie können doch nicht immer mit derselben traurigen – wie ich sagen möchte –Taktik diesen Vorwürfen begegnen! Immer dann, wenn Missstände das Licht der Öffentlichkeit erblicken, wird nämlich seitens der SPÖ exakt dieselbe Taktik angewendet.

Zunächst heißt es: Es ist alles gut, und die gemachten Behauptungen stimmen nicht! Dann wird der‑ oder diejenige, der oder die diese Missstände an die Öffentlichkeit trägt, angegriffen. Man behauptet, dass er oder sie versucht, das Personal zu verunsichern und zu diffamieren, die Abteilung zu diskriminieren und die Patienten und Patientinnen zu verunsichern. Und last but not least wird auch noch versucht, Menschen persönlich zu diffamieren.

Und wirklich der Gipfel, das, was sozusagen dem Fass den Boden ausschlägt, sind diese etwas holprigen, unbeholfenen Versuche, die es seit gestern gibt: Man deutet jetzt nämlich an, Sigrid Pilz hätte nicht die Deckung ihrer Mannschaft, sie würde nicht unterstützt werden, irgendjemand bei den GRÜNEN – möglicherweise ich – würde nicht zu 100 Prozent hinter dem stehen, was sie tut. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Interessant, dass du fünf Minuten darüber reden musst, was dafür der Hintergrund ist!) Ich sage es Ihnen jetzt klipp und klar an dieser Stelle, und das sei Ihnen ins Stammbuch geschrieben: Ich bin stolz auf Sigrid Pilz! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Ich bin stolz darauf, was Sigrid Pilz in diesem Haus geleistet hat, seitdem sie hier Gemeinderätin und Mandatarin ist. Sie ist unbeirrt und mit voller Leidenschaft dabei, wenn sie Missstände aufdeckt. Es wenden sich immer mehr Menschen an Sigrid Pilz, weil sie darauf vertrauen können, dass das, was sie ihr anvertrauen, tatsächlich nicht liegenbleibt, unter den Teppich gekehrt oder weggewischt wird, sondern dass sie tatsächlich nach bestem Wissen und Gewissen versuchen wird, etwas für diese Menschen zu erreichen. Das ist ihre Arbeit, und das wird auch weiterhin ihre Arbeit bleiben, und wir alle, meine Damen und Herren von der SPÖ, stecken, wie das so schön heißt, unter einer Decke und stehen hinter Sigrid Pilz!

Jeder Einzelne und jede Einzelne von uns hat sich sehr wohl selbst mit diesen Berichten befasst, und jede Einzelne von uns hat sich auch den Kontrollamtsbericht im Zusammenhang mit dem KAV angeschaut. 

Demnach lässt sich abschließend nur mehr sagen: Ja, es gibt in Wien einen Psychiatrieskandal. Es gibt Missstände im Otto-Wagner-Spital, die hier und heute als erwiesen erachtet werden können. Und von diesen wird in dieser Untersuchungskommission die Rede sein. Wenn das jemand nicht zur Kenntnis nehmen möchte, dann ist das sein oder ihr Problem. Ich kann nur sagen: Es gibt eindeutig belegte Fälle, es gibt Studien, es gibt 
E-Mail-Verkehr, kurz: Es gibt alles, was man braucht, um klipp und klar zu sagen, dass es Personalmangel gibt und dass Patientinnen und Patienten zu Schaden gekommen sind. 

Über diese zwei Punkte brauchen wir an und für sich nicht mehr zu diskutieren. Wie es in anderen psychiatrischen Abteilungen zugeht, wissen wir nicht. Das können wir gar nicht wissen, weil die Frau Stadträtin befunden hat, dass man diese unter dem Hinweis auf die Privatsphäre der Patientinnen und Patienten nicht besichtigen darf. Das ist erstaunlich, und zwar überhaupt dann, wenn man auf Seite 33 des Buches von Frau Brigitte Schweiger davon liest, dass bisweilen allen Ernstes sogar japanische Touristengruppen durch das Otto-Wagner-Spital gingen und fotografierten. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Was offensichtlich für japanische Touristen in dieser Stadt möglich ist, ist für Gemeinderätinnen und Gemeinderäte in dem Moment, in dem sie ihre Aufgabe beziehungsweise sogar ihre Pflicht zur Kontrolle wahrnehmen möchten, nicht möglich!

Insofern möchte ich Sie an dieser Stelle einmal mehr ersuchen, von dieser Fehlentscheidung Abstand zu nehmen und das zu ermöglichen, was das Sinnvollste ist, dass nämlich zumindest die Mitglieder dieser Untersuchungskommission diese Abteilungen besuchen können, um ihre Aufgabe besser wahrnehmen zu können! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben im Kontrollausschuss stundenlang darüber diskutiert!)

Wir wissen darüber hinaus auch davon, dass es im Rahmen des PSD eine Mangelversorgung gibt. Es gibt seit Jahren Probleme und Mängel in der Kinder- und Jugendpsychiatrie, die auch schon diskutiert wurden und altbekannt sind. Es gibt einen vernichtenden Bericht des Kontrollamtes im Zusammenhang mit dem KAV, in dem von Führungsschwäche und von mangelnder Personalplanung die Rede ist. 

All das ist da und liegt vor, und obendrein: Das ist nicht neu, und das ist eigentlich das Allertraurigste: Das verhält sich schon seit Jahren so, und ich ziehe den Schluss, dass man auf die Missstände offenbar in der Weise reagiert, dass man die Stadträtinnen auswechselt. Die zuständigen Stadträtinnen haben alle paar Jahre einen neuen Namen, die Missstände bleiben jedoch dieselben, und das, obwohl wir es leider bereits zum dritten Mal mit einer Situation zu tun haben, in der zunächst Beschwerden an die Öffentlichkeit kamen, die dann immer mehr wurden. Und ob dieser Taktik des Leugnens, des Unter-den-Teppich-Kehrens und des Angreifens der Opposition mündete die Situation früher oder später schließlich in eine Untersuchungskommission. Allerdings muss ich leider feststellen, dass die Missstände und Mängel dieselben bleiben und dass auch die Taktik der SPÖ weiterhin dieselbe bleibt.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Ich kann Ihnen nur sagen: Es ist Ihnen offenbar ein großes Bedürfnis, uns alle sozusagen aus einem Mund sprechen zu hören, und ich habe das heute in der Früh getan und werde es in diesem Punkt auch in Hinkunft tun! (GR Christian Oxonitsch: Was war das Ergebnis der zwei Untersuchungskommissionen? – Dass die Vorwürfe nicht zutreffend waren!) Ich glaube, du hast noch immer nicht verstanden, worum es geht! (GR Christian Oxonitsch: Von den Vorwürfen ist nichts übrig geblieben, das ist der wesentliche Punkt!)

Einmal mehr in drei Sätzen. Es gibt tatsächlich Missstände im Otto‑Wagner‑Spital, und diese Missstände sind nicht neu, sondern sie bestehen seit Jahren. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) Und du und deine Vorgängerinnen haben offensichtlich nichts unternommen, um diese Missstände zu beseitigen! Deine Taktik ist exakt dieselbe, wie wir sie bei Frau Pittermann erlebt haben, als es um den Lainz-Pflegeskandal ging. Exakt diese Taktik wird immer seitens der SPÖ angewendet, wenn Missstände das Licht der Öffentlichkeit erblicken.

Insofern sei an dieser Stelle gesagt: Ihr habt diese Untersuchungskommission verdient, und ich wünsche ihr viel Erfolg! (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste am Wort ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die FPÖ begrüßt natürlich die Gemeinderätliche Untersuchungskommission zum Otto-Wagner-Spital. Die Vorgänge rund um das Sozialmedizinische Zentrum auf der Baumgartner Höhe müssen natürlich restlos aufgeklärt werden, und selbstverständlich ist auch die politische Verantwortung für diese Versäumnisse zu analysieren. 

Meine Damen und Herren! Es ist uns jedoch wichtig, dass die Untersuchungskommission in keinem Fall zu einem Schöffengericht verkommt. Wir haben bereits festgehalten, dass es nicht darum gehen kann, politisches Kleingeld auf den Rücken von Patienten zu wechseln oder aber ein mediengerechtes Spektakel zu inszenieren! (Beifall bei der FPÖ.)

Es gibt tatsächlich sehr viele Punkte aufzuklären, Frau Stadträtin! Und auch Sie, Frau StRin Brauner, werden hier einiges aufzuklären haben, etwa den Personalmangel beim Pflegepersonal und bei den Ärzten. Ich glaube, seit Frau StRin Pittermann abgelöst wurde, wissen Sie über die Personalmissstände Bescheid. Es besteht tatsächlich ein permanenter Mangel an Pflegepersonal und Ärzten. Ich muss Ihnen vorwerfen, dass sie diesbezüglich wirklich jahrelang weggeschaut und nichts gemacht haben.

Zur jetzigen Frau Stadträtin: In eineinhalb Jahren kann man natürlich nicht so viel erreichen, wie man in vier oder fünf Jahren erreichen können hätte. Aber Sie können nicht leugnen, dass wir schon seit Jahren hier aufgezeigt haben, dass es permanent Personalmangel gibt, und zwar nicht nur im Otto-Wagner-Spital, sondern auch im AKH und in vielen anderen Krankenhäusern.

Ich werde heute einige Fragen in den Raum stellen: Warum ist zum Beispiel im Otto-Wagner-Spital beim Nachtdienst nur ein Arzt für 150 bis 200 Patienten allein zuständig? Da gibt es keine Ablöse, der Arzt eilt in der Nacht hilflos von einem Ort zum anderen, und die Wege dort sind bekanntlich lang, es ist ein sehr großes Spital. – Allein dieser Missstand ist eindeutig zu hinterfragen!

Nun, da alles sozusagen medial beworben wurde, kommt die Einsicht betreffend eine Situation, die man schon längst kennt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist aber keine gute Werbung!) Für Sie sicherlich nicht! Auf Sie komme ich dann vielleicht auch noch kurz zurück! (Weiterer Zwischenruf von GR Dr Matthias Tschirf.) Ein bisschen etwas anderes hätte ich mir von Ihnen schon erwartet, Herr Dr Tschirf!

Meine Damen und Herren! Jetzt kommt man bei Ihnen erst zur Einsicht, dass es im Otto-Wagner-Spital viel zu wenig Personal gibt! Wir haben – wie ich vorher schon erwähnt habe – bereits seit Jahren darauf hingewiesen. Und es wird natürlich auch noch vieles andere zu klären sein. Warum gibt es zum Beispiel Schlägereien unter Patienten? Warum gibt es attackierte Ärzte oder Betrunkene, die auf Schwestern losgehen? Warum hat es nicht schon früher ein Wachpersonal gegeben, meine Damen und Herren?

Ich nenne jetzt Frau StRin Pittermann, die schon seinerzeit über das Otto-Wagner-Spital gesprochen hat und auch jetzt ein Interview in einer Tageszeitung gegeben hat. – Da heißt es: „Selbst die ehemalige SPÖ-Gesundheitsstadträtin Elisabeth Pittermann nimmt sich in der Debatte kein Blatt vor den Mund. Sie habe schon in ihrer Amtszeit vorgeschlagen, die dortige Psychiatrie aufzulösen und auf andere Krankenhäuser aufzuteilen. Das Areal sei zu weitläufig, die Bauten aus der Jahrhundertwende seien zu alt. Auch die Anstalt im niederösterreichischen Gugging sei aufgelöst worden. Pittermann: ‚Diesen Mikrokosmos dort habe ich nie für gut gehalten.’“

Frau StRin Brauner! Sie hätten schon seinerzeit handeln können! Sie hätten vieles tun können, damit wir heute nicht vor diesem Dilemma stehen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)

Frau Stadträtin! Da gibt es Fragen über Fragen. Die Untersuchungskommission wird hoffentlich alles zutage bringen.

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich noch erwähnen: Wenn die Untersuchungskommission dazu beitragen kann, dass in Zukunft die von mir angesprochenen Missstände und auch andere unverständliche Dinge abgeschafft werden und am Ende des Tages eine Reform des 21. Jahrhunderts im Raum steht, dann werden wir Freiheitlichen natürlich auch unseren Beitrag dazu leisten. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Praniess-Kastner.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtinnen! Meine Damen und Herren!

Wir sprechen heute über die Einsetzung einer Untersuchungskommission betreffend die gravierenden Missstände in der Psychiatrie in der Stadt Wien. – Meine Damen und Herren! Was im Zusammenhang mit der Versorgung von psychiatrischen PatientInnen in Wien an den Tag getreten ist, ist ein Beweis dafür, dass sich die SPÖ vollkommen von den Bedürfnissen der PatientInnen und des Pflegepersonals verabschiedet hat. Das zeigt, dass die Sorgen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Bereich für die SPÖ nicht mehr das Maß der politischen Arbeit sind.

Meine Damen und Herren! Die letzte Untersuchungskommission in Wien zu den Vorkommnissen in Lainz hat gezeigt, dass die SPÖ Missstände erst ignoriert, sie dann leugnet und erst dann langsam reagiert, wenn der politische Druck lange Zeit groß genug ist. – Ich möchte Ihnen das gerne anhand eines Beispieles präsentieren. 2004 sagte Bgm Häupl in der Untersuchungskommission Lainz: „Wenn man allerdings die Diskussion von einem Zimmer mit sieben Leuten im Geriatriezentrum Am Wienerwald betrachtet, wo diese sieben Leute einfach sagen, sie wollen nicht in Zwei-Bett-Zimmer, sondern sie wollen dort beieinander bleiben, dann denke ich, dass man diesen Wünschen auch Rechnung tragen sollte.“ – Ich denke, dass Herr Bgm Häupl, wenn man ihn heute fragt, anderer Ansicht sein wird!
Auch die Planung neuer Geriatriezentren durch die Stadt spricht eine andere Sprache. – Hier noch ein Zitat von StRin Pittermann: „Wir sollen auch nicht den Fehler machen, dass wir jetzt sagen: Alles ist okay! Was jetzt ist, ist unmenschlich. Wir wollen nur mehr Ein- und Zwei-Bett-Zimmer.“ – Wie gesagt: Mir hat es zu denken gegeben, dass die Leute gesagt haben sollen: Ich bin ja extra dorthin gegangen, weil ich eigentlich viele Menschen um mich haben wollte.

Meine Damen und Herren! Ich bin überzeugt, dass wir ohne diese Untersuchungskommission betreffend Lainz heute ähnliche Einsichten und Ansichten der heutigen VerantwortungsträgerInnen hören würden und die Realitätsverweigerung im Sozial- und Gesundheitsbereich in dieser Stadt noch immer gleich argumentiert werden würde!

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie wurden nicht dafür gewählt, um langsam zu reagieren, Missstände zu leugnen und zu ignorieren, sondern Sie wurden gewählt, um zu agieren, und zwar für die Zukunft der Patientinnen und Patienten in dieser Stadt.

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich einige Aussagen von StRin Wehsely zur aktuellen Untersuchungskommission kommentieren. – Frau Mag Wehsely hat in einer Presseaussendung gegenüber der Rathauskorrespondenz gesagt: „Verbesserungen im Gesundheitswesen sind mir grundsätzlich ein Anliegen. Ich sage immer, das Bessere ist der größte Feind des Guten.“ – Meine Vorrednerin, Frau Kollegin Vassilakou, hat dieses Zitat schon aufgegriffen und anhand dieses Zitates ein Buch präsentiert, das die Missstände und sozusagen „das Gute“ eingehend beschreibt. An und für sich hat das Sprichwort ja seine Berechtigung, wenn man wirklich von Gutem spricht. Wenn Sie aber, Frau Stadträtin, die Fälle, die bekannt wurden, als „gut“ bezeichnen, dann ist das ein Hohn für alle Patientinnen und Patienten dieser Stadt, die in der Psychiatrie im Otto-Wagner-Spital behandelt wurden! (Beifall bei der ÖVP.) 

Weiter heißt es in der Presseaussendung: „Das Recht unserer PatientInnen bei psychiatrischen Diagnosen auf Intimität und darauf, in Ruhe genesen zu können, ist für uns alle zu respektieren“. – Meine Damen und Herren! Auch wir respektieren PatientInnenrechte und zwar nicht erst seit heute. Und deswegen waren wir besonders verwundert, Frau Stadträtin, dass Sie vor Weihnachten die Presse eingeladen haben, mit Ihnen das Otto-Wagner-Spital zu besuchen, denn wie Sie heute in der Fragestunde gesagt haben und wie vor allem auch vom Herrn Bürgermeister betont wurde, soll die Presse genauso wie die GemeinderätInnen und Landtagsabgeordneten dieses Hauses behandelt werden. Wir sind also sehr verwundert, dass einerseits festgestellt wird, dass Ihnen die Intimität der PatientInnen Ihnen so wichtig ist, andererseits aber die Presse mit Fotoapparaten im Otto-Wagner-Spital ein‑ und ausgeht. 

Zur behaupteten Transparenz im Gesundheitsbereich, die Sie in dieser Presseaussendung auch anführen, möchte ich gerne wiederum die Lainzer Untersuchungskommission als Beispiel dafür heranziehen, wie transparent der Gesundheitsbereich in dieser Stadt gehandelt wird. – Da wurde eine Korrespondenz bekannt, die lautete: „Sehr geehrte MitarbeiterInnen! Es wird Ihnen mitgeteilt, dass Besuche von Herrn Dr Vogt an die Interne Revision und an die Direktion des GZW zu melden sind. Mit freundlichen Grüßen: Die Verwaltungsdirektion.“ – Ich glaube, Transparenz in diesem Zusammenhang bedeutet für Sie, dass Sie hinsichtlich all jener, die zur Aufklärung der Missstände beitragen wollen, Transparenz haben wollen, aber nicht umgekehrt. 

Ein letztes Zitat aus der Pressemeldung möchte ich noch kommentieren. Sie schreiben: „Der Zielplan für die psychiatrische und psychosoziale Versorgung in Wien wurde im April 1979 vom Wiener Gemeinderat einstimmig genehmigt. Wien hatte hier eine Österreich-weite und internationale Vorreiterrolle, und diese Grundsätze haben weiterhin Gültigkeit. Wir werden an diesen Grund-
sätzen festhalten.“

Meine Damen und Herren! Dass Sie an den Grundsätzen von 1979 festhalten wollen, ist für die Patientinnen und Patienten schlichtweg eine Drohung! Das zeigt, dass Sie hier noch keine Einsicht haben und nichts ändern wollen. Und das zeigt einmal mehr, wie wichtig diese Untersuchungskommission ist!

Meine Damen und Herren! Meine tiefste Überzeugung ist es, dass sich ein Politiker oder eine Politikerin an den Bedürfnissen der Menschen orientieren muss, und es macht uns betroffen, dass eine Gesundheitspolitikerin die Bedürfnisse von Patienten und Pflegepersonal aus den Augen verliert und deren Agieren somit völlig aus dem Lot gerät. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die SPÖ-Stadtregierung ist vollkommen abgehoben von den Bedürfnissen der Menschen in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Klicka. – Bitte. 

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtinnen! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte zu Frau Korosec gleich zu Beginn sagen, dass diese Stadt nicht den Sozialdemokraten allein gehört. Vielmehr betreiben wir gelebte Demokratie, und diese Stadt gehört uns allen. (Zwischenruf von GR Alfred Hoch.)

Ich denke, das ist ein Grundsatz, der für Sie auch in der Untersuchungskommission gelten sollte, nämlich dass die Bürgerinnen und Bürger und die Patientinnen und Patienten dieser Stadt einen hohen Stellenwert bei unserer Arbeit haben und wir alle gemeinsam das Beste für sie herausholen sollen. Dass wir gelebte Demokratie in den Vordergrund unseres politischen Handelns stellen, zeigt auch die Einsetzung dieser Untersuchungskommission, die in Wien ein Minderheitenrecht ist, im Gegensatz zum Bund, wo wir sehr deutlich sehen, dass die ÖVP, wo sie nur kann, Untersuchungskommissionen ablehnt oder verhindert. 

Sie haben die Untersuchungskommission betreffend Lainz vielfach erwähnt, und ich möchte einleitend einiges dazu sagen. Frau Praniess-Kastner war damals noch nicht dabei, aber Frau Kollegin Korosec und viele andere KollegInnen, die hier im Raum sind. – Wir hatten schon lange, bevor die Untersuchungskommission zu tagen begann, eine Geriatriekommission geplant, die sich mit dem Leben der älteren Menschen in dieser Stadt beschäftigen sollte. Daraus entstand ein Geriatriekonzept, das schließlich zum Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz geführt hat, in dem die Ausstattung der Geriatriezentren, aber auch sämtliche gesetzliche Regelungen für Heimaufenthalte beinhaltet sind.

Die Untersuchungskommission zu den Missständen – unter Anführungszeichen – in Lainz, wie Sie sie auch damals bezeichnet haben, hat letztlich keinen der Missstände, die Sie angeführt haben, ans Tageslicht gebracht! Es konnten damals alle Kontrollen durchgeführt und es konnte alles belegt werden, was an Vorwürfen Ihrerseits in den Raum gestellt wurde. Dass es gewisser baulicher Maßnahmen bedurfte, das haben wir auch alle festgestellt, Sigrid. Einiges war nicht in Ordnung, und wir haben damals wie heute festgestellt, dass einiges erst umgebaut werden muss und Probleme abgebaut werden müssen. Es ist klar, dass wir die Menschen nicht allein lassen können und Versorgungssicherheit schaffen müssen. Wir werden die neuen Häuser bauen, aber im Moment gibt es halt leider auch noch immer große Zimmer, in denen nur vier Betten stehen, die sehr ungemütlich sind. Das wissen wir beide, wir waren oft genug dort, aber wir können diese Umstände nicht von einem Tag zum anderen ändern!

Jetzt möchte ich gleich auf den Vorwurf eingehen, dass seit den 80er Jahren keine Veränderungen stattgefunden haben. – Es haben sehr wohl sehr große Veränderungen stattgefunden! Frau Kollegin Praniess-Kastner hat gemeint, dass es gleichsam eine Drohung für die Patientinnen und Patienten sei, dass die Grundsätze aus dem Jahr 1979, wie die Frau Stadträtin gemeint hat, weiterhin Gültigkeit haben. Ich behaupte: Das ist keine Drohung für die Patientinnen und Patienten! Es galten nämlich damals schon Grundsätze, die sehr zukunftsorientiert und zukunftsweisend für eine moderne Psychiatrie waren, wie wir sie in den vergangenen 20 Jahren aufgebaut haben und erleben.

Es geht dabei um die Gleichstellung psychiatrisch Kranker mit anderen Kranken, und das ist ein moderner Grundsatz. Wir wollen, dass die psychisch Kranken nicht stigmatisiert werden. Wir wollen, dass sie die gleichen Rechte und den gleichen Zugang zu Behandlungen haben und dass sie sich nicht fürchten oder für jene Defizite, die sie haben, schämen müssen. Diese Defizite treten halt nicht an einem Organ auf, sie sind nicht operierbar und können meist nicht einer raschen Heilung zugeführt werden, sondern diese psychischen Defizite nehmen oft einen sehr langen und unangenehmen Heilungsverlauf.

Zur Regionalisierung: Wir haben damit schon begonnen, das ist aber natürlich auch immer mit großen baulichen Maßnahmen verbunden, und daher kann dieses Thema nicht von heute auf morgen umgesetzt werden. Es gibt aber bereits im Kaiser-Franz-Josef-Spital und im SMZ-Ost vor Ort regionalisierte Einrichtungen, und diese Regionalisierung wird jetzt sehr rasch auch mit dem Krankenhaus Nord und in anderen Einrichtungen umgesetzt werden können.

Ein weiteres Ziel sind multiprofessionelle Teams, also die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Ärztinnen und Ärzten, den Psychiatern und Ärzten aus anderen medizinischen Disziplinen, ebenso wie die Zusammenarbeit im Pflegebereich zwischen dem diplomierten Gesundheits- und Krankenpflegepersonal und dem psychiatrisch ausgebildeten Personal.

Wir wollen den Menschen im stationären Bereich Versorgungssicherheit bieten, wir haben mit dem PSD aber auch entsprechende flächendeckend vorhandene ambulante Einrichtungen in den acht Regionen geschaffen. Dabei geht es auch um eine Förderung der Zusammenarbeit mit den Angehörigen. Da gibt es sehr viele Selbsthilfegruppen, und die Unterstützung der Angehörigen wird von uns natürlich weiter vorangetrieben.

Wir vertreten weiters einen Grundsatz, den wir in der Geriatriekommission gewonnen haben, nämlich auch spezialisierte Angebote für ältere Menschen, die so genannten gerontopsychiatrischen Patientinnen und Patienten, bereit zu halten und auch für diese eine flächendeckende Versorgung zu bieten. 

Es sind Veränderungen seit 1980 im Gange, und diese werden auch weiter fortgeführt. Wenn Sie behaupten, es gäbe diese Veränderungen nicht, dann sage ich: Damals gab es 3 000 Psychiatriebetten, 80 Prozent der Aufnahmen erfolgten damals zwangsweise und nur 20 Prozent freiwillig. Jetzt ist es vollkommen umgekehrt: Auf Grund der Öffnung der Psychiatrie gibt es nur 620 Betten, und nur 20 bis 25 Prozent der Menschen kommen nicht freiwillig zu uns.

Uns ist es ganz wichtig, dass diese durch ihre Krankheit sehr stark in ihrer Persönlichkeit betroffenen und gestörten Patientinnen und Patienten, die schwer kranke Menschen sind, freiwillig zu uns kommen, um ärztliche Hilfe ersuchen und sich mit großem Vertrauen an die Ärzte wenden, ein Recht auf die Wahrung ihrer Intimsphäre und ein Recht auf Anonymität nach außen haben. Sie müssen in Würde behandelt werden und leben können. Daher wollen und werden wir einen Missbrauch und das Vorführen dieser kranken Menschen nicht zulassen! (Beifall bei der SPÖ.)

Diese Patientinnen und Patienten sind Menschen, die unsere Hilfe dringend benötigen, und sie werden durch diese Verallgemeinerungen und die Diskussion, die weit ab von der sachlichen Ebene geführt wird, verunsichert. Sie wissen nicht, wohin sie sich in Behandlung begeben sollen, und das Schlimmste ist, wenn sie etwa aus Angst vor Vorurteilen keine Behandlung in Anspruch nehmen.

Das Infragestellen von Behandlungsmethoden im Bereich der Psychiatrie und die auch an Universitäten laufende Grundlagenforschung macht auch die Ärzte sehr betroffen. Viele Ärzte und Ärztinnen belegen Psychiatrie als Zweitfach. Die Ausbildung ist lang und schwierig, und diese verallgemeinernde Diskussion schadet auch dem Fach. Dieses Fach hat hier gerade auf Grund der historischen Entwicklung der Ersten und Zweiten Medizinischen Schule und der Entwicklung der psychiatrischen Behandlungsformen durch Freud einen bedeutenden internationalen Ruf.

Für mich ist auch sehr erfreulich, dass viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Zweitdiplom in der psychiatrischen Gesundheits- und Krankenpflege erwerben, obwohl sie wissen, welch schwierigen Beruf sie wählen, welch großen Anforderungen sie bei der Ausübung ihres Berufes ausgesetzt sein werden und was auch für ihre eigene Psyche persönlich auf sie zukommt. Die Fortbildungsveranstaltungen, die in großem Ausmaß im Otto-Wagner-Spital durchgeführt werden, die Supervisionen und Team-Besprechungen werden sehr gerne angenommen, und die Mitarbeiter leisten sowohl im Otto-Wagner-Spital als auch in anderen Einrichtungen in ihrem schwierigen Beruf, so gut sie können, hervorragende Arbeit. Diese schwierige Arbeit wird allerdings von Laien oft nicht richtig gewürdigt, weil Laien für diese Arbeit mit schwerkranken Patienten das Verständnis fehlt.

Wir bestreiten aber auch nicht, dass die gesetzten Ziele noch nicht alle erreicht sind. Ich habe vorhin einige erwähnt. Wir haben noch einen weiten Weg vor uns, aber wir gehen bereits einen guten Weg und werden ihn auch zu Ende gehen.

Ich meine, es ist auch eine gesellschaftspolitische Aufgabe, gerade in einer Zeit, in der wir über psychiatrische Behandlungsformen in einer Untersuchungskommission sprechen, den Kranken zu helfen, dass ihre Behandlung ohne Vorurteile erfolgen kann und durch die Akzeptanz der Expertenmeinung jenen Stellenwert erhält, den auch alle anderen Fachrichtungen und Disziplinen in unserem Gesundheitswesen haben. – Ich sehe unserer Aufgabe in den nächsten Wochen sehr zuversichtlich entgegen! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Somit ist diese Untersuchungskommission eingesetzt.

Ich darf die im Gemeinderat vertretenen Parteien ersuchen, innerhalb von fünf Tagen die Mitglieder und Ersatzmitglieder bekannt zu geben. 

Wir kehren zur Tagesordnung zurück. Die Unterbrechung fand nach der Abstimmung über die Postnummer 61 statt. 

Es gelangen daher nunmehr Geschäftsstücke 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7 und 9 zur Verhandlung. Ich schlage vor, die Berichterstattung und Verhandlung über diese Geschäftsstücke, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine, zusammenzuziehen. Die Abstimmung ist jedoch getrennt durchzuführen. Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Somit bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Bacher-Lagler, einzuleiten. 

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. 

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich darf mich in meiner Wortmeldung gleich auf die Poststücke 1 bis 19 insgesamt beziehen, weil in drei Geschäftsstücken diverse Subventionsanträge enthalten sind, die inhaltlich im Wesentlichen zusammenhängen. 

Wenn ich die Poststücke 1 bis 19 durchgehend betrachte, finde ich insgesamt 19 Subventionsanträge, die sich im Wesentlichen mit dem Integrationsthema beschäftigen, ein kleiner Teil davon auch mit Frauenförderung. Mit diesen 19 Subventionsanträgen sollen für das Jahr 2008 knapp 3,4 Millionen EUR vergeben werden, und dann noch einmal ungefähr 354 600 EUR für die Folgejahre.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir haben das Thema Integration und Spracherwerb heute schon breit diskutiert, und ich möchte hier anschließen. Die Wiener Integrationspolitik wird von Ihrer Seite als äußerst erfolgreich bewertet. Wenn ich mir aber anschaue, dass wir nach vielen Jahren noch immer so viel investieren müssen, um der Integration der vielen Zuwanderer sozusagen auf die Sprünge zu helfen, dann muss ich feststellen, dass die Integration im Sinne von Anpassung und eines gedeihlichen Spracherwerbs sowohl der Kinder als auch der erwachsenen Zuwanderer in Wien meines Erachtens nicht funktioniert. Meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ! Daher werden wir Ihren Anträge, diese Integrationsvereine zu subventionieren, auch heute wieder nicht zustimmen. Solange Sie keine Wende in der Integrationspolitik einleiten, werden wir solchen Anträgen nicht zustimmen.

Es wurde heute schon ein Pressedienst von Frau Vorsitzender Yilmaz veröffentlicht, in dem sie vier Schwerpunkte der Wiener Integrationspolitik darstellt: die Sprache, die Verbesserung der Arbeitsmarktchancen, die Förderung des Zusammenlebens und die Messbarkeit der Integration. – Ich würde gerne näher erläutert bekommen, wie Sie das messen wollen! Wir messen gelungene Integration danach, wie gut die Sprachvermittlung, aber auch die Anpassung der Zuwanderer an die hiesigen Lebensgewohnheiten und an unsere Werte gelungen ist. Wir beurteilen die Integration danach, inwiefern es gelungen ist, unsere gesellschaftlichen Normen zu vermitteln und ein möglichst konfliktfreies Zusammenleben mit der hiesigen Bevölkerung zustande zu bringen. – Ich weiß nicht, wie Sie Ihre Messlatte hier anlegen, ich kann aber jedenfalls nicht feststellen, dass man hier besonders gute Werte präsentieren kann! 

Frau VBgmin Laska hat mit ihrem Einschwenken auf schon lange erhobene freiheitliche Forderungen bezüglich des vorschulischen Erwerbs von Kenntnissen der deutschen Sprache als Unterrichtssprache gezeigt, dass offensichtlich Ihre Schulpolitik, verbunden natürlich mit der Integrationspolitik der letzten Jahre von Ihrer Seite nicht funktioniert hat. Wir stehen tatsächlich vor katastrophalen Schulabschlüssen, wir stehen vor der Tatsache, dass Jugendliche nach Austritt aus der Schule die deutsche Sprache nicht beherrschen, aber auch sonst nur wenige Fähigkeiten zeigen, um möglichst konfliktfrei in den Arbeitsmarkt zu kommen.

Sie haben mit vielen Programmen und Projekten in vielen Vereinen, die Sie hoch subventionieren, versucht, den Zuwanderern Sprachkompetenz beizubringen. Ich betone: Sie haben es versucht, aber gelungen ist es Ihnen nicht! Dabei haben Sie selbst auch immer wieder betont, dass diese Kurse nicht allein dem Spracherwerb dienen sollen, sondern dass gerade in diesen Kursen auch die Lebensweise in Wien und die wichtigen Aspekte, die eben das Leben hier vom Leben in der alten Heimat unterscheiden, berücksichtigt und vermittelt werden. Das kann Ihnen allerdings nicht gelungen sein, denn ein wesentlicher Punkt bei der Schwierigkeit, mit den Kindern aus Migrantenfamilien einen gediegenen und konfliktfreien Schulunterricht in deutscher Sprache zu betreiben, ist nicht, dass sich die Lehrer falsch verhalten oder das Schulsystem schlecht ist, sondern dass die Eltern enorme Defizite haben und einfach nicht einsehen, dass der Erwerb, aber auch die Verwendung der deutschen Sprache und Schulbildung wichtige Voraussetzungen für eine echte Integration sind. 

All das ist Ihnen nicht gelungen, und es ist festzustellen, dass im Vergleich zu den vergangenen Jahren sowohl die Mittel als auch die Tätigkeiten dieser Vereine extrem ausgeweitet worden sind. Wir haben dafür im Vormonat 1,5 Millionen EUR beschlossen, wir sind jetzt bei weit über 3 Millionen EUR, und das wird vermutlich so weitergehen. Das Ergebnis ist, dass man sich jetzt wirklich ernsthaft Gedanken machen muss, denn nun steht sozusagen der Zauberlehrling vor der Situation, dass die Zuwanderung, die man veranlasst und zugelassen hat, nicht mehr handhabbar ist. Sie müssen feststellen, dass es etwa im Schulbereich – und das ist einer der wichtigsten Bereiche – überhaupt nicht klappt. Sie müssen wahrnehmen, dass auch viele Zuwanderer der zweiten und dritten Generation unsere Sprache nicht einmal ansatzweise ausreichend sprechen.

Wenn Sie in Ihren Kursprogrammen neben dem Spracherwerb immer die Beratung und Betreuung besonders in den Mittelpunkt stellen, dann sage ich Ihnen: Es muss möglich sein, dass die Stadt Wien die wesentlichen Aufgaben betreffend Beratung und Betreuung der Zuwanderer in dieser Stadt übernimmt. Sie haben erst kürzlich in Ottakring eine eigene Stelle dafür eingerichtet. Ich finde es gut und richtig, wenn das dezentral in den Gebieten, wo es notwendig ist, gemacht wird, aber das soll in den Händen der Stadt sein und von dort aus ausgestattet und auch kontrolliert werden. Und dieser Vereinsdschungel, der sich mittlerweile etabliert hat, wo Dachverbände von Dachverbänden gefördert werden, die Infrastruktur sozusagen ausartet und es keine Sparsamkeit gibt, kann gewiss nicht als ein gelungenes Werk bezeichnet werden! 

Sie haben in der Integrationspolitik sehr viele Fehler gemacht. Sie haben jetzt erkannt, dass etwa im Bereich des Spracherwerbs der Schulkinder ein Umdenken stattfinden muss. Das kann ein erster Schritt sein, und wir warten natürlich gespannt auf die diesbezügliche Realisierung. Bevor wir aber diesen Subventionsvergaben im Integrationsbereich zustimmen, müssen Sie zeigen, dass Sie in der Integrationspolitik einen neuen Weg gehen, denn ein Weg, der letztlich zu einem bunten Unterhaltungsprogramm in diversen Vereinen führt, kann unter diesem Titel nicht subventioniert werden, weil das mit dem Integrationszweck an sich wenig zu tun hat. Ein gemischtes Sport-, Kultur-, Sozial- und Gesundheitsprogramm ist grundsätzlich nichts Schlechtes, aber bitte nicht auf Kosten der Steuerzahler!

Machen Sie einen Schwenk in der Integrationspolitik! Arbeiten Sie darauf hin, dass Integration zu dem wird, was sie wirklich bezwecken soll, nämlich ein möglichst konfliktfreies Miteinanderleben in der Stadt durch eine Eingliederung in und Anpassung an die hiesige Gesellschaft! Wenn Ihnen das gelingt, dann werden wir gerne das eine oder andere Mal Ihren Vorschlägen zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Gestatten Sie mir, bevor ich dem Herrn Berichterstatter das Schlusswort erteile, eine Mitteilung zu Ihrer Information: Kollegin Dipl-Ing Gretner und Kollegin Mag Antonov sind ab jetzt bis zum Ende der Sitzung entschuldigt. Kollegin Mag Ringler ist bis 19 Uhr entschuldigt.

Bitte, Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Anzahl der hier zu beschließenden Akte stellt nur eine geringe Anzahl an Maßnahmen dar, die die Gemeinde Wien auf Grund der Diversitätspolitik schon seit Jahren bewährterweise durchführt.

Dieser Ansatz ist meiner Meinung nach nichts Neues. Unsere StRin Sandra Frauenberger vertritt wie auch schon ihre Vorgängerinnen die Auffassung, dass die Sprache der Ansatz zur Integrationspolitik ist. Daher ist es der Schwerpunkt der Programme der Vereine und Communities, durch die Förderung des Erlernens der deutschen Sprache Jugendlichen und den Menschen, die nach Wien zuwandern, Integrationspolitik positiv nahe zu bringen.

Man kann auch in den Protokollen der letzten Sitzungen des Wiener Gemeinderates nachlesen, was wir seit Längerem sagen, dass die Vielzahl der Sprachen, die in Wien vorherrschen, kein Nachteil, sondern ein Vorteil für den Standort ist, da die Stadt damit nach außen für die Welt und speziell für die Wirtschaft eine sehr bunte, interessante und gute Ausgangsbasis ist, vor allem, wenn es darum geht, die Exporte dementsprechend zu expandieren.

Sehr viele junge Leute beherrschen heute nicht nur Deutsch, sondern auch andere Sprachen, und Zweisprachigkeit oder Dreisprachigkeit bildet einen Wettbewerbsvorteil. Wien wird auch in den nächsten Jahren wachsen, weil wir erkannt haben, dass das förderungswürdig ist, und daher ersuche ich um Zustimmung zu diesen Akten. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Es liegen keinerlei Anträge vor.

Ich bitte daher die Kolleginnen und Kollegen, die mit der Postnummer 1 einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 2: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Es folgt die Abstimmung über Postnummer 3: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 4: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Nun gelangen wir zur Abstimmung über Postnummer 5: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 6: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Zustimmung erfolgt bei ÖVP, SPÖ und Grünen. Das ist mehrheitlich.

Es folgt die Abstimmung über Postnummer 7: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle dasselbe Stimmverhalten fest: Es erfolgt Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und Grünen. Das ist mehrheitlich.

Schließlich gelangen wir zur Abstimmung über Postnummer 9: Wer für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Nunmehr gelangt Postnummer 8 zur Verhandlung: Sie betrifft die Subvention an den Verein Wiener Jugendzentren. Ich bitte nochmals Kollegen Bacher-Lagler, einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Auch in diesem Fall ersuche ich um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das vorliegende Geschäftsstück beinhaltet eine Subvention an den Verein Wiener Jugendzentren. – Die Förderpolitik der Wiener Stadtregierung ist durch Unübersichtlichkeit gekennzeichnet. Es kommt nicht selten vor, dass ein Verein eine Subvention aus mehreren Ressorts erhält oder von einer ressortfremden Geschäftsgruppe subventioniert wird.

So erhält der Verein Wiener Jugendzentren 2008 rund 13 Millionen EUR an Subventionen durch das Ressort Bildung, Jugend, Information und Sport, daneben eine Subvention von 30 000 EUR vom Ressort Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal für die Abhaltung von Deutschkursen für Mütter. Das fällt jedoch primär nicht in den Kompetenzbereich der Wiener Jugendzentren: Dieser Verein ist als Kommunikationszentrum für Jugendliche und nicht für die Abhaltung von Deutschkursen gedacht. Es gibt genug andere Vereine, die solche Deutschkurse anbieten. Die Wiener Jugendzentren sollten Jugendarbeit leisten, und Mütter gehören hier nicht zur Zielgruppe.

Es ist überhaupt eine unglückliche Politik, dass jeder Verein plötzlich Deutschkurse anbietet, weil mittlerweile bekannt ist, dass, wenn man diesbezüglich um eine Subvention bittet, von der Stadt Wien auch gefördert wird. Das geht nämlich auf Kosten der Qualität und verfremdet den ursprünglichen Vereinszweck.

Es gibt Deutschkurse, die vom Bund angeboten werden und eine Zertifizierung vorsehen. Das ist hier in der Stadt Wien nicht generell der Fall, sollte allerdings der Fall sein. Und gleichzeitig muss es Qualitätsstandards und eine Lernfortschrittskontrolle geben.

Wir fordern eine klare Abgrenzung zwischen den Ressorts hinsichtlich der Subventionszahlungen. Ich habe daher gemeinsam mit Dr Wolfgang Aigner folgenden Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht: 

„Der Bürgermeister der Bundeshauptstadt Wien möge zum Zweck einer Bündelung der Förderungs- und Kompetenzmaßnahmen für den Verein Wiener Jugendzentren folgende Maßnahmen treffen: Bündelung der Kompetenzen für den Verein Wiener Jugendzentren im Ressort für Jugend, Information und Sport und Erstellung beziehungsweise Definition genauer Richtlinien für den Kompetenzbereich der Wiener Jugendzentren.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ – Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bei dieser Förderung für das Jugendzentrum geht es speziell um Jugendliche und deren Eltern, bei denen besonderes Augenmerk auf die Erlernung der deutschen Sprache gelegt wird. Da wir solche Jugendliche in großem Ausmaß in den Jugendzentren treffen, ist es naheliegend, dass wir Fördermaßnahmen unterstützen, bei denen Mütter und die Väter verstärkt in die Jugendarbeit, in den Spracherwerb und in die Integration der Jugendlichen eingebunden werden. Unter diesem Aspekt soll der Verein Wiener Jugendzentren selbstverständlich die Möglichkeit haben, zusätzliche Fördermittel zu beantragen, denn das ist meiner Ansicht ein wesentlicher Bestandteil der Integrationspolitik dieser Stadt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen, die dieser Postnummer zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und Grünen fest. Das ist mehrheitlich.

Wir haben über einen Antrag der ÖVP abzustimmen, und zwar betreffend Bündelung der Förderungen und Kompetenzen für den Verein Wiener Jugendzentren. Es wurde die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und FPÖ fest. Dadurch hat der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 18 und 19 der Tagesordnung, die Subventionen an verschiedene Vereine betreffen, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Somit bitte ich die Berichterstatterin, Frau GRin Krotsch, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Uns liegt auch heute ein Konvolut an Poststücken zum Thema Integration vor, und wir werden den meisten auch unsere Zustimmung geben. Einigen wenigen werden wir unsere Zustimmung nicht geben, etwa betreffend den Verein Piramidops.

Es ist bekannt, dass Integration der ÖVP ein sehr großes Anliegen ist. Wir unterstützen alle Projekte, die eine gute Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in dieser Stadt gewährleisten. Wenn man sich aber die Arbeit von Vereinen wie Piramidops, die von der Stadt Wien gefördert werden, anschaut, dann kommen schon einige Zweifel auf, ob deren Arbeit tatsächlich zur Integration beitragen soll oder eher der Segregation dient. 

Deswegen möchte ich heute mit Ihnen gemeinsam einen Blick auf den Halbjahresbericht 2007 werfen: Unter anderem werden dort zum Beispiel Kurse zu den Themen „Wie motiviere ich mich zur Bewegung und wie bewege ich mich richtig?“, „Qi Gong“ und „Yoga für Geist und Körper“ angeboten. – Sind solche Veranstaltungen wirklich bestens dazu geeignet, besser zu integrieren? Ist man ohne Yoga oder Qi Gong nicht richtig integriert? Wie soll ich das verstehen? Anscheinend gehört auch das Abnehmen selbstverständlich zu einer gelungenen Integration: Nur wer abnimmt, ist anscheinend integrierbar! – Dazu gibt es schon einige Fragezeichen in meinem Kopf, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Und das war nicht alles. Wenn man sich das Poststück beziehungsweise den Antrag genau anschaut, dann findet man noch einiges Bemerkenswertes. Ich möchte Ihnen daraus zitieren, um vielleicht auch ein bisschen Heiterkeit in diese Runde zu bringen. – Ich zitiere: „Um die Klientinnen bestmöglich betreuen zu können, nehmen unsere Beraterinnen an fachspezifischen Seminaren und Fortbildungen teil, zum Beispiel an ‚KA-MER Fachseminar Frauenorganisation, Frauenhäuser und Frauenrechte in der Türkei’.“ Und jetzt kommt es: „Durch dieses Seminar hatten wir einen Einblick in die Frauenarbeit in der Türkei und die Möglichkeiten, die türkische Frauen haben, wenn sie von hier in die Türkei zurückkehren.“

Das muss sich einmal auf der Zunge zergehen lassen! Wir versuchen, die Frauen hier zu integrieren, und dann nehmen dort Expertinnen an Fachseminaren teil, damit sie die Frauen, wenn sie von Österreich in die Türkei zurückgehen, sozusagen richtig beraten können! Da läuft wohl einiges nicht richtig, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auf der nächsten Seite geht es weiter. Da gibt es zum Beispiel eine Veranstaltung: Interkulturelles Frauenfrühstück. Im Februar gibt es ein Fitnessfrühstück, im März ein indisch-pakistanisches Frühstück, im April ein afghanisches Frühstück, im Mai ein orientalisches Frühstück und so weiter. Nach einem Wiener Frühstück habe ich da, ehrlich gesagt, vergeblich gesucht, was aber meiner Meinung nach sehr schade ist.

Ich darauf auch daraus zitieren: „Beim afrikanischen Frühstück waren auch vier Afrikanerinnen da, die sonst zum Frühstück nicht gekommen sind. Eine Frau aus Nigeria hat scharfe Suppe gekocht, die sehr gut geschmeckt hat, aber für die meisten einfach zu scharf für den Morgen war. Die Frauen haben anschließend erzählt, was in ihrem Land zum Frühstück gegessen wird und ob früher auch Suppe gegessen wurde.“ – Das ist ein Bericht, meine Damen und Herren, und nicht der Aufsatz eines Volksschulkindes!

Ich darf weiters zitieren: „So wie im Jahresbericht 2005 ausführlich geschildert, läuft der Sparverein gut, wie geplant.“ – Unter dem Namen „Parali Günü“ läuft ein Sparverein. Die Stadt Wien fördert also einen Sparverein, die unter einem türkischen Namen geführt wird! Was das zur Integration beitragen soll, weiß ich nicht! Ich weiß, dass es unter türkischen Frauen in der Türkei solche Sparvereine gibt, aber warum wir „Parali Günü“ von Seiten der Stadt Wien fördern sollen, weiß ich nicht! (Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Dort kommen Menschen zusammen!) Ja, dann sind die türkischen Frauen wieder untereinander! Das machen die türkischen Frauen auch am Samstag und Sonntag zu Hause. Ich weiß, wie das funktioniert! (Zwischenruf von GRin Anica Matzka-Dojder.) 

Dann geht es mit offenen Frauencafés jeweils mit dem Schwerpunkt Südamerika, Afrika, Pakistan und Indien weiter. Interessant dabei ist, warum es keine gemischten Frauencafés gibt! Danach suche ich auch vergeblich!

Nun noch ein paar Sätze zum „Märchenabend“ – ich zitiere –: „Der Märchenabend für Erwachsene ist bereits ein Teil unseres Programms geworden. Es gefällt den Frauen sehr gut, weil er sie motiviert zu träumen, was vielleicht ja wirklich werden kann – Klammer: Zitat von einer Frau. Märchenhafte Dekoration ohne Tische und Sessel, auf den Kissen am Boden macht wirklich eine andere Atmosphäre.“

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich zitiere weiter: „Später haben die Frauen gegenseitig nostalgische Geschichte aus ihrer Kindheit erzählt. Neun Frauen und zwei Kinder, die dabei waren, haben sich richtig fallen lassen, sie wollten am liebsten hier schlafen, haben sie gesagt.“ – Das wird also gefördert. (Zwischenruf von Amtsf StRin Sandra Frauenberger.) Entschuldigung! Was hat das mit Integration, mit Erlernen der deutschen Sprache und Elternarbeit zu tun? Das ist ein Märchenabend für ältere Erwachsene, die sich fallen lassen und dann dort schlafen wollen! Frauen gründen dort untereinander Sparvereine und sammeln Geld. Da kommen afrikanische Frauen zu einem afrikanischen Frühstück: All das ist für mich nicht nachvollziehbar. Bei all dem frage ich mich: Was soll das zur Integration beitragen? (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Deswegen darf ich an dieser Stelle zum x-tausendsten Mal wiederholen: Wir möchten, dass die Integrationsarbeit in dieser Stadt endlich evaluiert wird, dass man schaut, wo es Defizite und wo es Schwerpunkte gibt und dass die Subventionsvergabe in dieser Stadt schwerpunktmäßig nach dem Aspekt angelegt wird, was etwas bringt und was nichts bringt. Aber wenn man das jetzt genau unter die Lupe nimmt, dann findet man halt solche Abstrusitäten, und das kann es nicht sein!

Wir von der ÖVP werden diesbezüglich nicht locker lassen. Wir werden das massiv verfolgen, denn es geht um Integration, meine Damen und Herren! – Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrten Damen und Herren!

Die über 3 Millionen EUR, die wir heute für die Integrationsprojekte abstimmen werden, zeigen sehr deutlich, dass Wien in der Integrationspolitik viele Best-Practice-Projekte betreibt, dass hier eine immense Vielfalt besteht und dass die Stadt Wien wieder einmal die Nase vorne hat und Vorreiterin ist. 

Die Vereine, die bei uns um Förderung ansuchen, müssen genaueste Qualitätskriterien erfüllen, um eine Förderung zu erhalten. Die Vielfalt ist außerdem ein Zeichen dafür, dass die MigrantInnen spezielle und komplexe Beratungsangebote brauchen. Wir müssen ihnen Selbstvertrauen nachhaltig zukommen lassen, sie stärken und sie auf ihrem Weg zu einem selbstbestimmten Leben begleiten.

Die Palette reicht von Beratungs‑ und Unterstützungsangeboten, die auf die spezifischen Bedürfnisse der MigrantInnen ausgerichtet sind, bis hin zu umfassenden Bildungs‑ und Sprachausbildungs-Maßnahmen, denn Sprache ist – wie schon so oft heute gesagt – der Schlüssel zur Integration, und wir setzen dieses Zeichen auch hier in Wien.

Mit der Förderung werden, wenn wir heute darüber gemeinsam abstimmen, weiterhin die hohen Qualitätskriterien sichergestellt. Die Vereine – und das lassen wir uns in Wien nicht madig reden – sind wesentliche PartnerInnen in der Integrationspolitik. Sie haben hohe Kompetenz und großes Know‑how und sind, wie gesagt, in diesem Bereich unverzichtbar. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es wurde auch die Evaluierung der Maßnahmen angesprochen: Ich kann hier nur sagen, dass es ein klares Bekenntnis der Stadt Wien und unserer Frauenstadträtin zur Evaluierung und Messbarmachung aller Integrationsmaßnahmen gibt. Die geforderte Evaluierung befindet sich schon längst in der Umsetzungsphase. Wir hatten in Wien im vergangenen November eine große Fachtagung zum Thema der Messbarkeit der Indikatoren der Integrationspolitik, und es ist uns ein vordringliches Anliegen, alle Maßnahmen zur evaluieren und messbar zu machen.

Dazu, dass einzelne Vereine madig gemacht werden: Ich glaube, man hat vergessen, dass zum Beispiel der angesprochene Verein Piramidops auch viel zum Empowerment und zur Stärkung des Selbstvertrauens von MigrantInnen beiträgt. Es werden hier auch Deutschkurse für Frauen abgehalten, das Programm ist also nicht auf gewisse Aktivitäten reduziert.

Liebe KollegInnen! Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Akten. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die zahlreichen Geschäftsstücke, die wir getrennt durchführen.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 10 ist, möge bitte ein Zeichen der Zustimmung geben. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 11: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Postnummer 12: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen ÖVP und Freiheitliche.

Postnummer 13: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 14: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 15: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 16: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 18: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen, gegen die Freiheitlichen.

Postnummer 19: Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Ich stelle das gleiche Stimmverhalten fest: Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den WAFF.

Eine Berichterstattung ist nicht notwendig, es ist keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können gleich abstimmen.

Wer von den Damen und Herren für diesen Antrag ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Es gelangt nun die Postnummer 58 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument im 22. Bezirk, KatG Kagran. Hiezu ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen.

Wir können abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Das Gleiche gilt für Postnummer 59 betreffend das Plandokument 7864 im 22. Bezirk. Hiezu ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen 

Wir können gleich abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieses Plandokument ist mehrstimmig angenommen gegen die Grünen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Kulturverein der Österreichischen Roma. Der Berichterstatter, Herr GR Baxant, wird einleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Alle Jahre wieder kommt unter anderem der Kulturverein der Österreichischen Roma zur Subvention an die Reihe. Auch heuer geht es wieder um einen Betrag von 100 000 EUR. Das ist ein enormer Betrag! Ich weiß schon, es gibt Minderheitenschutz und so weiter, und es ist auch vollkommen richtig, dass autochthone Minderheiten in Österreich unterstützt werden.

Bei der Volkszählung im Jahr 2001 gab es 4 348 Personen, die sich als Roma bekannt haben. Das mag nicht die Gesamtzahl sein, nach Eigeneinschätzungen gibt es etwa 10 000 bis 20 000 Roma in Österreich. Allerdings lebt der ganz überwiegende Teil davon im Burgenland. Das heißt, wir können davon ausgehen, dass hier in Wien etwa 2 000 bis 3 000 Roma leben. Diese bekommen heute aus dem Kulturbereich 100 000 EUR, und aus dem Integrationsbereich haben sie heute etwa 130 000 EUR bekommen. Sie bekommen also im Laufe des Jahres für verschiedene Vereine, die sich mit maximal etwa 3 000 Menschen beschäftigen können, 230 000 EUR zur Verfügung gestellt! Und bei diesen rund 3 000 Menschen handelt es sich keineswegs um Vereinsmitglieder, sondern nur um die in der Volkszählung festgestellten Personen, Vereinsmitglieder sind ein Bruchteil dieser Zahl. 

Man kann das als eine Vorleistung für sozial schwache Personen betrachten. Wenn man dafür 100 EUR in den Raum stellt, dann wären es in diesem Zusammenhang, wenn man von 2 000 Personen ausgeht, 115 EUR pro Roma in Wien. Das ist eine unglaublich hohe Subventionierung, die nichts mehr mit positiver Diskriminierung und Unterstützung einer Minderheit zu tun hat! Es ist einfach nicht tragbar und auch für den Rest der Bevölkerung nicht wirklich vertretbar, dass hier in einem so ungleichen Maß gearbeitet wird!

Außerdem frage ich mich auch, worin die Leistung dieser Vereine besteht. Der Kulturverein ist wahrscheinlich schwer zu bewerten, aber die im Integrationsbereich geförderten Vereine sollen jedenfalls dazu dienen, dass die Kinder in die Schule gehen, besser integriert sind und sich so verhalten wie der Großteil der Bevölkerung. Wenn diese Vereine jetzt aber bereits seit Jahrzehnten diese Subventionierungen bekommen, dann frage ich mich, was sie geleistet haben, wenn es bis heute nicht möglich war, das zu erreichen, wofür sie da sind! Da müsste man sich doch einmal überlegen, ob man diese Subventionierungen nicht einstellt und das Geld lieber anderswo verwendet!

Wir wissen genau, dass es viel diesbezüglichen Bedarf in dieser Stadt, in diesem Land und in dieser Republik gibt, und daher sollte man mit dem Geld vorsichtiger umgehen. Die Subvention in dieser Höhe ist jedenfalls ein Hohn für den Steuerzahler, und daher lehnen wir diese Subvention ab. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren!

Wien ist eine Stadt der Vielfalt. Darauf sind wir stolz!

Die Wiener Roma gehören zu Wien wie die Straßenbahn. Die Minderheiten haben die Möglichkeit, sich durch solche Subventionen und Förderungen zu präsentieren und zu äußern und unsere Stadt kulturell zu bereichern. Ich glaube, das ist keine Leistung, die sie erbringen müssen, sondern das ist auch ein Recht, das ihnen von unserer Verfassung her zugestanden wird.

Ich möchte jetzt nicht aufzählen, wie viele Roma und wie viele türkisch stämmige Personen es in Wien gibt. Wir bekennen uns ganz klar zu unserer Vielfalt und sind stolz darauf, dass sich vor allem auch die Roma-Bevölkerung in unserer Stadt präsentieren kann. Die erfolgreiche Arbeit des Vereins rechtfertigt, glaube ich, die Fördersummen. In dieser Hinsicht bitte ich um Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für diese Postnummer 33 ist, möge bitte die Hand heben. – Mehrstimmig angenommen gegen die Freiheitlichen.

Es gelangt nun die Postnummer 34 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Bewilligung von Subventionen im Bereich der Förderung der neuen Medien. Herr GR Baxant leitet wieder ein.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

An sich ist eine andere Berichterstatterin vorgesehen. Da gab es eine kleine Regiepanne. – Ich möchte zu dem Kollegen, der jetzt zusätzlich noch die Berichterstattung übernommen hat, sagen, dass ich den Vergleich von Romas mit Straßenbahnen nicht passend finde! (Beifall bei ÖVP und GRÜNEN.)

Es geht bei dieser Post um einen Rahmenbetrag von 500 000 EUR zur Subventionierung beziehungsweise Unterstützung von neuen Medien. Es handelt sich um einen Rahmenbetrag, und unsere Haltung zu Rahmenbeträgen ist Ihnen bekannt. Wir lehnen Rahmenbeträge deshalb ab, weil diese uns der Möglichkeit berauben, nähere Kontrolle auszuüben. Es ist dies eine Blankovollmacht für den Stadtrat, Mittel nach Kriterien zu vergeben, die meist nicht transparent und für uns nicht nachvollziehbar sind.

Gerade im Bereich der neuen Medien ist die Förderung eine Aneinanderreihung von Pleiten, Pech und Pannen. Das macht uns misstrauisch. Verschiedene Fördermodelle sind gescheitert, Vereine mussten entschuldet werden. Das macht uns auch im historischen Rückblick nachdenklich.

Nun erfahren wir, dass eine Jury eingesetzt werden soll, die diese Abwicklung der Förderung für neue Medien übernehmen soll. Leider konnten wir nicht mehr erfahren, als dass es sich um zwei Vertreter des Kulturamtes und um zwei Vertreter der Community handeln wird. Wir haben diesbezüglich um nähere Informationen gebeten, damit wir möglicherweise, wenn die Kriterien der Subventionserteilung für uns nachvollziehbar und transparent sind, unsere Zustimmung geben können. Das ist leider nicht erfolgt. Wir werden daher diesem Poststück unsere Zustimmung verweigern. Wir meinen, dass eine Jury nicht nur bekannt sein muss, sondern dass man auch die Möglichkeit haben sollte, die Kriterien der Förderung vorweg zu diskutieren, ehe eine Blankovollmacht in Höhe von immerhin 500 000 EUR erteilt wird. (Beifall bei der ÖVP.)

Diese Förderung bringt mich aber auch zu einem Beschluss- und Resolutionsantrag, den ich betreffend die Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung gerne einbringen möchte. – „Wir sind Oscar" ist sozusagen das Schlagwort, das dieser Tage durch die stolze Öffentlichkeit geht, und es wurden sofort Lippenbekenntnisse auch von Vertretern der Sozialdemokratischen Fraktion betreffend einen Ausbau der Fördermittel et cetera abgegeben.

Wir wollen jetzt wissen, ob Ihnen das ernst ist und Sie tatsächlich der Meinung sind, dass Filme in Zukunft stärker gefördert werden sollen. Unbestritten ist ja, dass der Film, der mit dem Oscar ausgezeichnet wurde, auch vom Wiener Filmfonds neben vielen anderen Subventionsträgern, die dieses Werk möglich gemacht haben, teilsubventioniert wurde. Wir meinen, dass es notwendig ist, die Filmförderungsmittel gerade jetzt entscheidend aufzustocken, und daher stelle ich gemeinsam mit meinen Kollegen Bernhard Dworak und Monika Riha den Antrag, der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die Subventionsmittel für den Filmfonds Wien um 50 Prozent erhöhen. Dann hätte der Film insgesamt 12 Millionen EUR pro Jahr zur Verfügung.

Man könnte die Finanzierung insoweit leicht sicherstellen, als die Zuschläge zu den erhöhten ORF-Gebühren munter in die Stadtkassen sprudeln. Diese Mittel könnten herangezogen werden, um zusätzliche Gelder für den Wiener Film zur Verfügung zu stellen.

In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt. – Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Mag Straubinger. – Bitte schön.

GRin Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ganz kurz zum Vorredner: Herr GR Wolf! Sie beklagen immer, dass Entscheidungen getroffen werden, bevor noch ein Beschluss im Gemeinderat beziehungsweise im Gemeinderatsausschuss erfolgt. Diesfalls ist das nicht so: Man wird nicht eine Jury festsetzen, bevor der Gemeinderatsausschuss dieses Geschäftsstück überhaupt beschlossen hat. Sie wissen, dass die Förderung sehr transparent vergeben wird. Sie haben sich im Ausschuss dafür bedankt, dass es nun auch eine ausführliche Liste mit den einzelnen Förderungen im Bereich neue Medien gibt.

Auch betreffend die Qualität ist in den letzten Jahren sehr viel geschehen. Es gibt eine neue Sichtbarkeit mit dem jährlichen Festival, das derzeit angenommen wird. Das läuft sehr gut und hat auch neue Menschen für diesen Bereich erschlossen. Es ist vor allem auch international einiges transparent weitergegangen. So wurden zum Beispiel auf der „transmediale“ in Berlin, einem der größten Medienkunstfestivals, zwei von drei Hauptpreisen von Österreichern, von Gordan Savicic und der Gruppe „Übermorgen“, gewonnen. Und auch im „Spiegel online“ heißt es beispielsweise, dass im Bereich digitaler Kultur nirgendwo so viel los ist wie in Wien.

Ich glaube, dass dieses jetzige System mit Jury und einer teilweisen Vergabe durch die Community beziehungsweise auch durch die Magistratsabteilung 7 eine Weiterentwicklung des bestehenden Fördermodells darstellt. Bei diesem Modell war von Anfang an klar, dass es sich ändern wird und weiterentwickelt werden muss. Daher kann man die diesbezüglichen Vorwürfe hier nicht einfach im Raum stehen lassen. 

Dieser Bereich wird in den nächsten Jahren sicherlich noch wesentlichere Bedeutung für diese Stadt gewinnen, weil er sich mit gesellschaftlichen Zusammenhängen in der digitalen Welt, in der wir leben, befasst, und eine politische Auseinandersetzung damit wird für die Stadt und für die Menschen hier immer wichtiger werden. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können gleich die Postnummer 34 abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 34 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig angenommen gegen die Österreichische Volkspartei und die Freiheitliche Partei.

Wir stimmen gleich über den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Erhöhung der Subventionsmittel der Wiener Filmförderung ab. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, möge bitte ein Zeichen der Zustimmung geben. – Dieser Antrag wird nur von der ÖVP unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Nunmehr gelangt die Postnummer 35 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Subvention an die IG Kultur Wien. Herr GR Baxant leitet wieder ein.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Schreuder hat sich zu Wort gemeldet. – Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Wir diskutieren jetzt eigentlich einen Akt zur IG Kultur, und wir werden diesem Akt auch zustimmen.

Ich möchte diese Postnummer aber auch zum Anlass nehmen, ein derzeit in dieser Stadt sehr wichtiges, viel diskutiertes Thema anzusprechen, da auch die IG Kultur zunehmend darüber besorgt ist und zum Ausdruck gebracht hat, dass ihre Vereinsteilnehmer und –teilnehmerinnen, also die Kulturschaffenden in Wien – und auch die IG Freie Theater ist davon betroffen – mehr und mehr aus dem öffentlichen Raum verschwinden. Es gibt für kleine Kulturinitiativen nicht mehr die Möglichkeit, im öffentlichen Raum sichtbar zu sein.

Warum ist das so? – Seit dem 1.1. gilt eine neue Regelung, die nicht die Stadt angekündigt hat, sondern ein privates Unternehmen, das die Firma Kulturplakat gegründet hat, nämlich die Gewista. Die Gewista hat in dieser Stadt über 5 000 Halbschalen aufgestellt. Diese werden in dieser Stadt nun diskutiert. Ich brauche übrigens nur den Direktor der Schloss Schönbrunn Betriebs-GmbH zu zitieren: Diese „grauslichen Dinger“ sind jetzt überall in dieser Stadt zu finden, und die Kulturplakate in dieser Stadt haben sich jetzt sozusagen verbreitet und buchstäblich verbreitert.

Das wäre grundsätzlich gut, wenn das freie Flächen für Initiativen wären, die sich das sonst nicht leisten können und damit eine Sichtbarkeit im öffentlichen Raum bekommen. So ist es aber nicht, denn es geht hier natürlich ums Geschäft. Was bedeutet das aber für Kulturschaffende? – Kulturschaffende können ihre Plakate in dieser Stadt nicht mehr affichieren, denn sie werden von der MA 48 heruntergerissen. So schaut es derzeit aus.

Die Problematik bei dieser Angelegenheit ist – und das hat das Kontrollamt auch in seinem Bericht festgestellt –, dass diese Halbschalen einfach generalgenehmigt wurden. Die Bezirksvorsteher und –vorsteherinnen in dieser Stadt wurden überhaupt nicht gefragt, ob sie das haben wollen. Gehsteige wurden eingeengt, Fahrradwege waren nicht mehr passierbar, und auf Verkehrssicherheit wurde überhaupt keine Rücksicht genommen. Außerdem hat das Kontrollamt auch festgestellt, dass diese Halbschalen von gehbehinderten und blinden Menschen nicht ertastbar sind, das heißt, diese können gar nicht feststellen, dass irgendwo eine Halbschale steht.

Zudem hat das Kontrollamt festgestellt, dass auch auf das Stadtbild keine Rücksicht genommen wird. Das Stadtbild ist ja auch eine kulturelle Frage, und ich meine, das sollten wir hier wirklich diskutieren. Nicht umsonst hat der Direktor der Schloss Schönbrunn Betriebs-GmbH gesagt, dass er diese Dinger nicht vor seinem Weltkulturerbe haben will, und er war sehr erfolgreich, denn sie sind weg. (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Moment! Dazu komme ich noch! Keine Angst! Dazu komme ich noch!

Wir sollten jetzt einmal über den 1. Bezirk reden. Der 1. Bezirk ist bekanntlich auch ein Weltkulturerbe, und dort sind sehr viele dieser Halbschalen angebracht. Und wenn dann Hotels oder Restaurants mit „rechts abbiegen“ oder „in 50 Metern“ angekündigt werden und solche Schilder vor einem historischen Gebäude dieser Stadt stehen, dann ist das meiner Meinung sehr wohl eine Kulturfrage!

Außerdem geht es bei dem Ganzen auch um die hoch kulturelle Frage: Wem gehört der öffentliche Raum? – Wem gehört Ihrer Meinung nach der öffentliche Raum? (GRin Dr Elisabeth Vitouch: Allen!) Meiner Meinung nach gehört er den Wienerinnen und Wienern. Aus der Sicht der SPÖ scheint er allerdings zunächst einmal der Gewista zu gehören. Warum? – Ich empfehle diesbezüglich die Lektüre der neunten Ausgabe von „Datum“. Da erfahren wir unter dem Titel „Freundschaftsspiel“, dass die SPÖ direkt an der Gewista beteiligt ist, nämlich über die AWH. Diese ist an der Progress BeteiligungsgesmbH beteiligt, und diese ist wiederum an der Gewista beteiligt. Ich schaue jetzt in Richtung meines Kollegen Herrn Kopietz. Vielleicht meldet er sich zu Wort und erzählt, wie das zusammenhängt. Das würde mich sehr interessieren!

Das Gleiche haben wir ja auch – das diskutiere ich jetzt aber nicht weiter, Sie können das gerne nachlesen – etwa bei der Vermittlung der Rathaussäle oder rund um die EURO. Dabei geht es natürlich um das Echo‑Medienhaus. Warum? Vielleicht können Sie mir das beantworten! 

Ich will hier darüber sprechen, was mit den Kulturinitiativen geschieht, die in dieser Stadt im öffentlichen Raum nicht mehr sichtbar sein können. Das ist eine Frage, die zu beantworten ist. Es gibt für diese nämlich keine oder nur mehr ganz wenige freie Flächen. Ich habe mir das jetzt angeschaut. Ich bin durch die Stadt gegangen und habe gesehen, dass es diese alten Säulen gibt und dass diese freie Flächen mit denselben Plakaten beklebt werden, die auf den Halbschalen angebracht sind. Die Halbschalen wurden uns als Raum für Kulturplakate verkauft. Dazu möchte ich sagen: Ich habe nichts gegen Erotikmessen! Aber ich frage Sie, ob die Ankündigung einer Erotikmesse ein Kulturplakat sein soll! Wir wollen hier darüber sprechen, wie Kultur in dieser Stadt sichtbar sein soll, und ich möchte diese Frage bitte beantwortet haben! 

Die IG Kultur, eine Interessenvertretung von Kunstschaffenden hier in dieser Stadt, hat ein Problem: Sie sieht sich im öffentlichen Raum als nicht mehr sichtbar. Daher haben diese Leute dem Kulturstadtrat einen Brief geschrieben. Er hat sich aber als nicht zuständig erachtet. Ich finde es schon erstaunlich, dass einem Kulturstadtrat die Sichtbarkeit und die Werbung der von ihm und von uns subventionierten Vereine wurscht ist! Ich kann mir nicht vorstellen, dass das seine Meinung ist! Ich glaube, dass er sich hier dem parteipolitischen Druck unterwerfen muss, weil ja die SPÖ Wien direkt an der Gewista ... (GR Christian Oxonitsch: Auch die Leute, von denen du redest, haben damit ein Geschäft gemacht!) Ich rede nicht vom Geschäft, sondern ich rede vom öffentlichen Raum! Ich rede von der Sichtbarkeit von Kulturinitiativen. Das Geschäft machen aber Sie und nicht mehr die Kulturinitiativen, Herr Oxonitsch! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ich sehe die Mehrheit für meinen Antrag schwinden. Vorgestern – und das war sehr interessant – gab es in der Wirtschaftskammer einen ähnlichen Antrag, wie ich ihn jetzt einbringe. Dieser Antrag in der Wirtschaftskammer ist 20 zu 4 gegen Ihre Fraktion ausgegangen, und auch die Präsidentin der Wirtschaftskammer Jank hat mittlerweile festgestellt, dass es mit diesem Monopol in dieser Stadt so nicht geht. Wir brauchen einen fairen Zugang für alle Anbieter und Anbieterinnen bei diesem Plakatankündigungsunternehmen! So gehört sich das in einer modernen, demokratischen Stadt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Wir fordern, dass Dr Andreas Mailath-Pokorny, der ja immerhin auch die Kulturschaffenden innerhalb der Stadtregierung vertreten und deren Lobby sein sollte, und der zuständige Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr Dipl-Ing Schicker geeignete Maßnahmen ergreifen, um folgende Punkte zu erreichen: Erstens die Schaffung ausreichender kostenloser und freier Flächen für mittlere und kleinere Kulturinitiativen. – Warum? Ich bin ja schon neugierig! Denn man muss ja jetzt schon „Katze entlaufen“ über Gewista buchen, wenn man das irgendwo affichieren will, wirklich wahr! 

Wir fordern eine transparente Vergabe freier und öffentlicher Flächen für Werbeplakate im öffentlichen Raum, die für alle MarktteilnehmerInnen einen fairen Zugang zum Markt sicherstellt. Wir wollen einen Runden Tisch mit allen Beteiligten, die mit dieser Frage beschäftigt sind, vor allem mit den Kulturschaffenden, aber auch mit den Wirtschaftstreibenden, um zu erreichen – und jetzt komme ich zu dem, was Sie vorher gesagt haben –, dass auch die Kleinen, die bisher wild plakatieren müssen, wissen, wo sie plakatieren dürfen. Diese sind nämlich selbst daran interessiert zu wissen, wo sie das dürfen! Die Stadt hat jahrzehntelang keine Regelung gefunden und hat das der Gewista überlassen, weil sie selbst phantasielos ist. Das ist ganz offensichtlich!

Außerdem fordern wir die Demontage dieser Halbschalen in Wien, bis es eine Regelung für alle gibt. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich, dass wir uns bezüglich der IG Kultur einig sind und dem Antrag zustimmen werden.

Ganz kurz zu dem soeben von Kollegen Schreuder eingebrachten Antrag. Ich möchte daran erinnern, dass es sich hiebei um die Geschäftsgruppe Kultur handelt, und deswegen möchte ich zuerst einmal eine kulturpolitische Begründung für die Ablehnung durch meine Fraktion vorbringen.

Das öffentliche Plakatieren ist natürlich vor allem für Kulturinitiativen notwendig, denn wenn niemand weiß, wann und wo etwas aufgeführt wird, dann werden die Veranstaltungen auch nicht besucht. Deswegen ist Plakatieren und Bewerben ganz wichtig. Das wissen wir alle auch aus unserer täglichen politischen Arbeit. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass bis dato de facto illegal plakatiert wurde und dass unter anderem auch von den Kulturinitiativen teuer plakatiert wurde. Das haben mir alle bestätigt, mit denen ich gesprochen habe. Außerdem hat es nicht wirklich schön ausgeschaut. Sprechen Sie mit allen Wienerinnen und Wienern: Es hat einfach nicht schön ausgeschaut!

Sie kennen die so genannte freie Plakatiererszene. Ich kenne sie auch. Und wir wissen, wie die Praxis abgelaufen ist: Einer ist plakatieren gegangen. Der Nächste ist ihm nachgegangen, hat das wieder heruntergerissen und hat darüber plakatiert. – Das ist natürlich erstens nicht wirklich schön für das Stadtbild, und das ist vor allem sehr teuer für die Kulturinitiativen, denn anstatt 1 000 Plakate zu produzieren, musste man früher 10 000 Plakate produzieren, und das geht natürlich ins Geld! Ich bitte, das auch zu beachten!

Im internationalen Vergleich möchte ich Sie darauf hinweisen, dass zum Beispiel in Berlin die Woche pro Plakat 30 Eur kostet, in Wien beläuft sich der Preis meines Wissens auf ungefähr 2,95 EUR. – So viel zur Kostengünstigkeit des Projektes Kulturplakat.

Der Großteil der Plakatiererszene steht hinter dem Projekt Kulturplakat. Ich möchte ganz konkret darauf hinweisen, dass es sich so verhält. Eigentlich steht nur ein Plakatierer nicht dahinter, und ich möchte Sie bitten, Meinungsfreiheit und öffentlichen Raum nicht zu vermischen beziehungsweise diesem Plakatierer nicht auf den Leim zu gehen! Dabei geht es nämlich um privatwirtschaftliche Interessen. Dieser Plakatierer beziehungsweise dieser Unternehmer ist als Einziger nicht daran interessiert, dass es eine Lösung gibt, weil er bis dahin sehr gut gefahren ist. Mittlerweile gibt es aber eine Lösung, die für den Großteil der Plakatiererszene und den Großteil der Kulturinitiativen akzeptabel ist. Der Genannte akzeptiert das nicht, weil er anscheinend kein wirkliches Geschäft mehr macht!

Ich möchte noch einmal feststellen: Jetzt funktioniert das Plakatieren legal. Es ist kostengünstiger, und es ist wesentlich schöner für das Stadtbild. In diesem Sinne erachte ich den vorgebrachten Antrag als nicht wirklich notwendig für Wien, und ich würde Sie auch bitten zu akzeptieren, dass es nicht die richtige Geschäftsgruppe ist. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 35 ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig angenommen gegen die Stimmen der Freiheitlichen.

Wir stimmen gleich den von den Grünen eingebrachten Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Neuregelung der Ankündigung von Kulturveranstaltungen im öffentlichen Raum ab.

In formeller Hinsicht ist sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden, er wird nur von den Grünen und der Österreichischen Volkspartei unterstützt und ist somit abgelehnt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Zusatzsubvention an den Verein Wiener Symphoniker. Ich bitte die Frau Berichterstatterin GRin Polkorab, einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr Mag Stefan hat sich gemeldet. – Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir stimmen über die Wiener Symphoniker ab, und unserer Fraktion ist es ein Anliegen, zu unserem Abstimmungsverhalten Stellung zu nehmen. Wir werden nämlich gegen diese Subvention stimmen, und zwar nicht deshalb, weil wir die Wiener Symphoniker für ein schlechtes Orchester halten oder sie in ihrer Qualität anzweifeln. Im Gegenteil! Wir halten die Wiener Symphoniker sogar für eine sehr wichtige Institution in dieser Stadt. Es handelt sich unzweifelhaft um eine Institution von hoher Qualität! 

Es bestehen hier aber seit Langem starke strukturelle Mängel. Bereits im Jahr 2000 hat das Kontrollamt festgestellt, dass mit dem Geld, das zur Verfügung gestellt wird, sehr schlecht umgegangen wird. Insbesondere wurden Pensionsregelungen vorgefunden, die untragbar sind, und daher wurden die Wiener Symphoniker aufgefordert, etwas zu ändern. Allerdings wurde im Jahr 2006 bei einer neuerlichen Untersuchung durch das Kontrollamt festgestellt, dass hier im Wesentlichen überhaupt keine Reformen durchgeführt wurden, sondern dass immer wieder nur aufs Neue der Stadt Wien gegenüber erklärt wurde, dass man mehr Geld braucht und die Zuschüsse erhöht werden müssen.

Wir kritisieren immer wieder, dass gerade im Kulturbereich diese Denkweise vorherrscht: Es gibt eine wichtige Institution, und dann macht man Druck mit dem Argument: Wollt ihr den Verein zusperren? Wollt ihr das Orchester zusperren? Wollt ihr das Theater zusperren? Wenn ihr das nicht wollt, dann zahlt einfach mehr! – Auch bei den Wiener Symphonikern ist diese Denkweise eine Zeitlang durchgegangen, aber Gott sei Dank ist jetzt durch diesen zweiten Kontrollamtsbericht der Stein ins Rollen gekommen, und es wurde auch ein Gutachten der INFORA Consulting Group eingeholt, das ganz erstaunliche Ergebnisse sogar bis zu dem Hinweis gebracht hat, dass es möglich wäre, die Subvention überhaupt zu kürzen und andere Maximen einzusetzen.

Auf Basis des Kontrollamtsberichtes und auch dieses Gutachtens wäre jetzt eine tatsächliche Änderung in der Struktur der Wiener Symphoniker erforderlich. Unsere Nachfragen, ob das bereits umgesetzt wurde, haben sehr unbefriedigende Auskünfte ergeben. Und wir stimmen heute gegen die Subvention, weil wir nicht wollen, dass in zwei oder drei Monaten schon wieder eine massive Erhöhung der Subvention beschlossen werden muss und wieder dasselbe Argument kommt: Wollt ihr, dass der Verein zusperrt? – Dann müssen wir zahlen!

Aus diesem Grund stimmen wir, wie gesagt, gegen den Antrag auf Erhöhung der Subvention und unterstützen gleichzeitig den Antrag, der von der ÖVP gleich eingebracht werden wird, nämlich, dass das Kontrollamt von sich aus eine Prüfung durchführen soll, ob einerseits die vom Kontrollamt vorgeschlagenen Änderungen von den Wiener Symphonikern bereits berücksichtigt wurden und ob die Maßnahmen, die im Gutachten der INFORA Consulting Group festgestellt wurden, umgesetzt wurden. 

Erst wenn wirklich gewährleistet ist, dass strukturelle Änderungen mit nachhaltiger Wirkung durchgeführt wurden, werden wir auch wieder Subventionen an den Verein der Wiener Symphoniker zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte Herrn GR Schreuder zum Rednerpult. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Als ich jetzt aufgerufen wurde, habe ich „Geh bitte!“ gehört. – Tut mir leid! Ich rede jetzt! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte ganz kurz noch auf die Diskussion vorhin replizieren: Ich finde es schon erstaunlich, dass der Berichterstatter einen Debattenbeitrag liefert! Ich glaube nicht, dass das die Grundintention der Geschäftsordnung des Gemeinderates ist, denn nachher kann man sich nicht mehr zu Wort melden. Wenn die SPÖ gerne über meinen Antrag debattiert hätte, dann meine ich, dass sich doch jemand zu Wort melden können hätte, der hier debattiert, und man das nicht dem Berichterstatter überlassen sollte. – Danke.

Nun aber zum aktuellen Geschäftsstück: Wir stimmen prinzipiell der Basissubvention der Wiener Symphoniker zu. Dem Zusatz zur Subvention stimmen wir hingegen nicht zu, und wir haben schon sehr oft erklärt, warum: Wir wollen, dass klarer sichtbar wird, welche Maßnahmen ergriffen werden. Sollte diese Transparenz gewährleistet sein, dann werden wir auch gerne bereit sein, darüber zu diskutieren, ob wir Zusatzsubventionen zustimmen. Bis dahin werden wir das nicht tun. 

Betreffend einen weiteren wichtigen Kulturveranstalter dieser Stadt, nämlich das Tanzquartier Wien, ist derzeit offen, wie es dort weiter gehen wird. Wir stellen dazu auch einen Antrag, weil wir über die Ausschreibungsmodalitäten des Tanzquartiers Wien einen Dialog wollen. Uns fehlen diesbezüglich die offiziellen Statements der Stadt Wien. In den letzten Wochen gab es Petitionen und Gegenpetitionen und sehr kontroverse Diskussionen darüber, wie sich das Haus positioniert und welche Bedeutung das Tanzquartier in der Stadt, aber auch international haben soll. Diese Positionierung wird jetzt wieder diskutiert und scheint nicht klar zu sein.

Wir halten es für sehr notwendig, dass dazu ein für allemal Klarheit herrscht. Nun hat eine Gruppe sehr engagierter Kulturschaffender im Internet eine Petition mit dem Ziel gestartet, ein international hochkarätiges Tanzquartier zu gewährleisten. Wir glauben, dass man im Sinne des höflichen Umgangs mit den Kulturschaffenden dieser Stadt mit diesen 600 Personen auch in Kontakt und Dialog treten soll. Wir sind der Meinung, dass man zum Beispiel die Initiatoren dieser Petition in den Kulturausschuss einladen und eine Diskussion darüber führen könnte, wie das Tanzquartier zu bewerten ist. Aus unserer Sicht ist das ein internationales Haus mit einer internationalen Perspektive, und meiner Meinung nach wäre es sehr gefährlich, wenn man das jetzt anders sehen und die aus unserer Sicht bisher hervorragende Arbeit der Leiterin Sigrid Gareis sozusagen im Nachhinein in Frage stellen würde. Unser Antrag lautet daher: 

„Der Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die InitiatorInnen der Petition für eine unabhängige, international besetzte Findungskommission der neu zu bestellenden künstlerischen Leitung des Tanzquartiers Wien in den kommenden Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft zur Diskussion ihres Anliegen einladen. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Subventionen für die Wiener Symphoniker sind so etwas wie eine „endless story“, und jedes Jahr werden sie wieder heftigst diskutiert. 

Ich möchte an dieser Stelle festhalten, dass sich die ÖVP nach Bekanntwerden des Kontrollamtsberichtes über den Verein Wiener Symphoniker im Jahre 2006 gegen die automatische Subventionsvergabe ausgesprochen hat. Gleichzeitig wollen wir jedoch, dass das Orchester der Wiener Symphoniker, das einen ausgesprochen exzellenten Klang hat, weiterhin auf dem erreichten Spitzenniveau bleiben kann. Wir haben uns für die Basissubvention ausgesprochen, um den Fortbestand des Orchesters zu sichern.

Das Gutachten der INFORA Consulting Group vom 15. Mai 2007 ist für uns nur eine Basis für die zukünftige Subventionsvergabe. Die in diesem Gutachten für 2008 empfohlene Subventionshöhe beträgt 12,668 Millio-
nen EUR; dabei wird schon das zusätzliche Ertragspotenzial von 275 000 EUR angeführt und der ursprünglich errechnete Subventionsbedarf bereits um diesen Betrag gekürzt. Mit der heutigen zweiten Zusatzsubvention beträgt die Gesamtsubvention nunmehr 12,4 Millio-
nen EUR. Unserer Meinung nach müsste dieser Betrag allerdings für das Jahr 2008 ausreichend sein, und daher werden wir weiteren Subventionen, sollte es wirklich notwendig sein, solche zu vergeben, nicht mehr zustimmen.

Offen bleibt allerdings das ärgerliche Thema der Quersubventionierung. Die Symphoniker müssen nämlich für das Theater an der Wien – das bekanntlich zum Imperium der Wien Holding beziehungsweise zu den Vereinigten Bühnen gehört, an die heuer bereits 21,6 Millionen EUR an Subventionen gehen – so genannte „kostenlose Dienste“ spielen. Das betrifft Aufführungen und Proben, für die sie nichts erhalten. Ich habe schon im Vorjahr an dieser Stelle gesagt: Den Wiener Symphonikern gehen dadurch rund 500 000 EUR ab. Würden sie diese Summe erhalten, stünden sie mit ihrer Subvention deutlich besser da.

Wir verlangen, dass bei den Kultureinrichtungen Symphoniker und Vereinigte Bühnen Kostenwahrheit hergestellt wird, denn nur so kann eindeutig festgestellt werden, was die jeweilige Kultureinrichtung den Steuerzahler kostet.

In der Bilanz des Vereins Wiener Symphoniker stehen noch immer rund 46 Millionen EUR an Verlusten, die auf Grund der Verpflichtung zu Pensionsrückstellungen für die Musikerinnen und Musiker entstanden sind. Wie dieses negative Bilanzproblem gelöst wird, kann mir kein Mensch sagen, auch der Herr Stadtrat konnte mir im letzten Ausschuss nicht sagen, wie es da weitergeht.

Korrekterweise möchte ich an dieser Stelle sagen, dass die Pensionsverpflichtungen für die älteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter natürlich von der Stadt Wien übernommen werden. Im Jahre 2005 haben wir diese Verpflichtung betreffend Pensionen abgegeben. Die Pensionen von neu eintretenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden aber nach dem ASVG geregelt.

Auf Nachfrage, wie weit die Sanierungserfolge bei den Symphonikern gediehen sind, kam vom Herrn Stadtrat zwar eine Antwort, die uns jedoch nicht befriedigt. Deshalb bringen mein Kollege Dr Franz Ferdinand Wolf, Monika Riha und ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Überprüfung der in Angriff genommenen Umstrukturierungsmaßnahmen bei den Wiener Symphonikern durch das Wiener Kontrollamt ein. Der Antrag lautet: 

„Der Wiener Gemeinderat ersucht das Kontrollamt zu prüfen, ob die von ihm vorgeschlagenen Maßnahmen zur positiven Finanzgebarung des Vereins der Wiener Symphoniker umgesetzt wurden. – Insbesondere soll auch überprüft werden, inwieweit die im Gutachten zum Subventionsbedarf der Infora Consulting Group von Mai 2007 vorgeschlagenen Korrekturen in Angriff genommen wurden und ob eine langfristige Verbesserung der finanziellen Gebarung und damit der sparsame Umgang mit den Subventionsmitteln der Stadt Wien erreicht werden kann.“ 

Es geht uns darum festzustellen, ob das Geld des Steuerzahlers – und darauf bestehen wir – gut angelegt wird, denn wenn alle Schritte zur finanziellen Gesundung der Symphoniker unternommen worden sind, kann dieses Geld auch mit gutem Gewissen ausgegeben werden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Kontrollausschuss verlangt.

Ich appelliere gerade an dieser Stelle an die SPÖ, diesem Antrag zuzustimmen, denn ich glaube nicht, dass Sie etwas zu verbergen haben, wenn wir überprüfen, ob die Schritte, die hinsichtlich der Symphoniker eingeleitet wurden, auch wirklich durchgeführt werden.

Wir bekennen uns zu den Wiener Symphonikern. Wir werden auch der zweiten Zusatzsubvention zustimmen, aber wir glauben, dass wir die Kontrolle durch den Kontrollausschuss verlangen können, denn nur dann, wenn kontrolliert wird, wird sich das auch zum Guten wenden. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nachdem Herr GR Schreuder einen Antrag zum Tanzquartier, das eigentlich mit den Wiener Symphonikern nichts zu tun hat, gestellt hat, muss ich dazu wohl auch Stellung nehmen und unsere Position erläutern.

Wir werden dem Antrag selbstverständlich nicht zustimmen, weil es der normale Weg ist, dass bei Neubestellungen von künstlerischen Intendanzen in dieser Stadt der Herr Stadtrat gemeinsam mit seinem Beamten und Beamtinnen eine entsprechende, diesfalls internationale Ausschreibung formulieren wird. Er wird diese Ausschreibung zeitgerecht vornehmen, und wie bei allen anderen Neubesetzungen, etwa für das Koproduktionshaus „brut“, für das Schauspielhaus und viele andere Bereiche, wird alles ganz optimal laufen. Wir brauchen daher nicht unbedingt ein Gespräch im Kulturausschuss, damit der Herr Stadtrat eine Ausschreibung durchführen kann. Er kann das ganz allein, und er macht es auch immer sehr gewissenhaft, gut und erfolgreich!

Wenn die Grünen meinen, dass sie hier einen Antrag stellen müssen, damit es zu einem Dialog mit den Künstlerinnen und Künstlern dieser Stadt kommt, dann kann ich Sie auch beruhigen! Der Herr Stadtrat braucht natürlich keinen Antrag des Wiener Gemeinderates und schon gar keine Tipps der Opposition, weil er sich im permanenten Dialog mit den Künstlerinnen und Künstlern in dieser Stadt befindet. Er wird selbstverständlich auch ganz ohne Antrag des Wiener Gemeinderates mit Vertretern dieser Gruppe, mit Daniel Aschwanden und Christine Gaigg, noch Gespräche führen, so wie er laufend mit Künstlerinnen und Künstlern redet, und auf Grund dieser Gespräche wird die Ausschreibung zeitgerecht und auf internationaler Ebene vorgenommen werden. Daher brauchen wir den Antrag nicht.

Im Übrigen möchte ich die 600 Damen und Herren, die so schnell die Petition im Internet unterschrieben haben, jetzt einmal ersuchen, sich auch öfter Vorstellungen im Tanzquartier anzuschauen! Dann wäre nämlich die Auslastung des Tanzquartiers schlagartig gleich viel besser, und das wünschen wir uns eigentlich am allermeisten!

Nun zum Akt der Wiener Symphoniker. Wir diskutieren das hier jetzt seit Jahren, aber seit Jahren verstehen die Oppositionsparteien einfach nicht, worum es hier geht. Das ist ein Problem! Aber ich versuche es jetzt noch einmal: Es gibt im Prinzip keine Basis- und keine Zusatzsubvention, sondern es gibt eine Subvention, und diese Subvention wird in drei Teilen ausbezahlt, und wir beschließen heute den dritten Teil der Subvention für die Wiener Symphoniker.

Es stimmt auch nicht, was hier von der Infora-Studie gesagt wird. Die Infora-Studie hat ausdrücklich festgestellt, dass die Subventionshöhe von rund 2,5 Millionen EUR für die Wiener Symphoniker absolut notwendig und gerechtfertigt ist, und wir orientieren uns exakt an dieser Feststellung der unabhängigen Beratung durch die Infora. Wir beschließen heute hier nicht eine Zusatzsubvention oder eine Nachtragssubvention, sondern wir beschließen den dritten Teil der Subvention für die Wiener Symphoniker, und das ist auch gut so.

Kollege Stefan liest halt nur das gerne, was er hören möchte. Wenn Sie die Infora-Studie wirklich genau lesen würden, und als Rechtsanwalt können Sie das ... (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Er ist Notar!) Auch als Notar kann er das, das ist ja egal! Er ist jedenfalls so rechtskundig, dass er ein Papier von ein paar Seiten ganz lesen kann, und in diesem Papier steht, dass in den nächsten zehn Jahren eine Subventionshöhe in dieser Höhe notwendig ist, wie wir sie derzeit beschließen. 

Und wenn schließlich alle Reformmaßnahmen, die überhaupt denkbar sind, umgesetzt sind, insbesondere wenn es keine alten Pensionsansprüche mehr gibt und nur mehr Musikerinnen und Musiker im Orchester sind, die nach 2006 eingetreten und die normalen ASVG-Pensionen beziehen werden, dann könnte irgendwann einmal der Zeitpunkt eintreten, dass es keine hohen Pensionsansprüche mehr gibt! In diesem Fall könnte es möglich sein, dass sogar eine Reduktion der Subventionshöhe möglich ist.

Genau so verhält es sich: Die Infora-Studie sagt genau, dass diese 12,5 Millionen EUR für die Wiener Symphoniker als Subventionshöhe notwendig sind. Insgesamt hat die Geschäftsführung der Wiener Symphoniker in den letzten Jahren eine Vielzahl von positiven Veränderungen umgesetzt, mehr als wahrscheinlich in den Jahrzehnten zuvor, und zwar im Hinblick auf die Empfehlungen des Kontrollamts und aus der Infora-Studie. Die Anzahl der Konzerte wurde von 135 auf 160 im Jahr erhöht. Dadurch wurde die Orchesterauslastung auf 90 Prozent erhöht. Insofern stimmt natürlich auch nicht, was Kollege Dworak sagt, dass sie umsonst spielen. Sie spielen selbstverständlich nicht umsonst für das Theater an der Wien! Sie bekommen nur kein zusätzliches Honorar für das Theater an der Wien. Das ist aber ein Unterschied! Sie bekommen ein angemessenes Gehalt, das auch nicht gering ist, aber das verdienen sie auch. Das ist okay! Und im Rahmen ihres Gehalts spielen sie jetzt zu 90 Prozent ihrer Zeit für Konzerte. Mehr kann man fast nicht erreichen!

International sind 90 Prozent ein sensationeller Wert, auch wenn, sage ich jetzt, immer wieder Konzerte gespielt werden, Werke gespielt werden, in denen man halt keinen Tubisten braucht. Dann hat eben der Tubist in der Zwischenzeit nichts zu spielen, das ist ja klar, man kann ja nicht das Werk umschreiben und nachträglich einen Tubisten hineinschreiben, nur damit der Tubist auch spielen kann bei einem Konzert. Das sollten Sie langsam auch verstehen. 

Also es gibt einfach keine 100-prozentige Orchesterauslastung, aber die Wiener Symphoniker haben in den letzten Jahren die Orchesterauslastung um 20 Prozent auf 90 Prozent erhöht. Ich vergleiche jetzt die Münchner Philharmonie. Die haben 100 Konzerte im Jahr, wir haben 160 Konzerte. Das heißt, die Wiener Symphoniker haben die höchste Auslastung, die international überhaupt möglich ist. Und daher spielen sie nicht umsonst, sondern sie spielen für das Theater an der Wien als Opern-Orchester, bekommen dafür aber keine zusätzliche Honorierung. Das ist auch okay.

Insgesamt haben die Wiener Symphoniker auch sonst wahnsinnig viel Positives geleistet: zusätzliche Programme für Kinder, Schulprogramme, Open-Air-Konzerte bei freiem Eintritt, soziale Engagements. Sie haben die Einspielergebnisse um 70 Prozent erhöht, und sie haben insgesamt auch die Honorare im Konzerthaus, im Musikverein und bei den Bregenzer Festspielen erhöht. 

Das heißt, so viele positive Veränderungen wie in den letzten zwei Jahren hat es bei den Wiener Symphonikern noch nie gegeben, und daher können wir auch ruhigen Gewissens heute der Subvention zustimmen.

Was die Pensionsregelung betrifft, so wurde immerhin entschieden und durchgesetzt, dass die neu eintretenden Musikerinnen und Musiker nur mehr ASVG-Pensionen erhalten werden. In die bestehenden Pensionen kann man einfach nicht eingreifen, außer wir würden eine Generalablöse beschließen, doch die ist – das ist auch längst diskutiert worden – völlig unfinanzierbar. Das ist auch nicht sinnvoll, dass die Stadt auf einmal 40 Millionen EUR zahlt, nur damit die Pensionsregelungen der Symphoniker im Vorhinein abgelöst werden. Da ist es noch immer gescheiter, wir beschließen jedes Jahr eine Subvention, wovon ein Teil für die berechtigten Pensionsansprüche vorgesehen ist. 

Also da ist alles in Ordnung. Es ist halt leider so, dass Sie das alles nicht lesen oder nicht lesen wollen oder nicht verstehen oder nicht zuhören oder sonst nicht kapieren. Alles ist okay. Wir haben mit den Wiener Symphonikern ein großartiges Orchester. Wir haben einen großartigen Botschafter der Musikstadt Wien in Österreich und in der ganzen Welt. Wir haben ein Orchester, das 160 hervorragende Konzerte während eines Jahres spielt. Wir haben ein neues hochqualitatives Orchester für das neue Opernhaus im Theater an der Wien. Und diese 128 Musikerinnen und Musiker kosten im Jahr einfach die Subvention, die wir heute hier beschließen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist die Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Tatsache, dass Sie unseren Antrag auf Dialog mit den UnterzeichnerInnen der Petition für die Modalitäten der Ausschreibung des Tanzquartiers heute ablehnen werden, macht uns durchaus betroffen. Es kommt nicht alle Tage vor, dass 600 nicht unwesentliche Kulturschaffende in dieser Stadt etwas unterschreiben. 600 ist eine große Zahl, und die Personen auf dieser Liste mit international bekannten Namen sind zahlreich. Wir sollten auf diese Leute hören, wir sollten mit ihnen sprechen, und wir sollten mit ihnen diskutieren. Selbst – und das erwarte ich mir an Gesprächskultur in diesem Haus – wenn man nicht ihrer Meinung ist, sollte man, muss man als verantwortlicher Kulturpolitiker, als Politiker, als Politikerin mit diesen Menschen in Dialog treten, mit ihnen sprechen, sie ernst nehmen und sie nicht abschasseln, so wie der Kollege Woller das gerade getan hat. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Wortmeldung: Herr GR Woller. Er hat noch elf Minuten.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Liebe Marie Ringler, entweder warst du noch nicht im Sitzungssaal, als ich gesprochen habe, oder du verstehst mich nicht, daher versuche ich es noch einmal. Der Herr Kulturstadtrat führt den Dialog. Und jetzt langsam zum Mitdenken und Mitschreiben (Zwischenrufe bei GRÜNEN und FPÖ.): Er wird in den nächsten Tagen mit zwei Vertretern der Tanzszene (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist so was von arrogant!), die diese Petition ins Internet gestellt haben, konkret mit der Tänzerin und Choreographin Christine Gaigg und mit dem Tänzer und Choreographen Daniel Aschwanden (Anhaltende Zwischenrufe.), einen Dialog führen. Er wird nicht mit allen 600 Leuten reden, weil das auch nicht notwendig ist. Doch damit der Herr Stadtrat ein Gespräch mit zwei Künstlern dieser Stadt führt, dazu braucht er keine Marie Ringler, keine GRÜNEN, keine sonstige Opposition und schon gar keinen Beschluss im Wiener Gemeinderat. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist Arroganz! Irrsinnige Arroganz!)

Das ist der Grund, warum wir das ablehnen. Es gibt immer einen Dialog, und es wird auch in dieser Frage einen Dialog geben. Darüber brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist noch Herr GR Schreuder gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Ich brauche nur eine Sekunde. Ich nehme zur Kenntnis, dass es Ihnen wichtig ist, dass der Herr Kulturstadtrat mit den Kulturschaffenden spricht, das finden wir auch gut, aber wir nehmen auch zur Kenntnis, dass Sie einen Dialog im Kulturausschuss nicht gut finden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit gleich die Postnummer 43 abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Der ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN, so beschlossen.

Wir stimmen gleich die beiden Beschluss- und Resolutionsanträge ab.

Erst den der GRÜNEN betreffend Dialog über Ausschreibungsmodalitäten des Tanzquartiers Wien. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von den Oppositionsparteien unterstützt. Das ist zu wenig, daher abgelehnt.

Der nächste Antrag ist von der ÖVP betreffend Überprüfung der in Angriff genommenen Umstrukturierungsmaßnahmen bei den Wiener Symphonikern durch das Wiener Kontrollamt. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung des Antrages an den Kontrollausschuss verlangt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist einstimmig so beschlossen.

Es gelangt die Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Gruppe Wespennest. Hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können die Postnummer 44 gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen

Es gelangt die Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein der Freunde der American Austrian Foundation. Die Berichterstatterin, Frau Mag Straubinger, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Kurz zum Kollegen Woller vorher. Es ist ja heute schon sehr viel zum Stil in diesem Haus gesprochen worden im Laufe des Tages. (Ruf: Er hat keinen!) Ich finde diese Äußerung von Ihnen von wegen „langsam zum Mitdenken und zum Mitschreiben" als Kommentar zu einer Wortmeldung einer Kollegin hier in dem Haus völlig unpassend (GR Harry Kopietz: Na, so was!), dermaßen arrogant und überheblich, dass ich eigentlich erwartet hätte, dass es einen Ordnungsruf von oben beziehungsweise, wie heute schon einmal, einen Hinweis geben würde, dass die Würde des Hauses gewahrt werden sollte. 

Da wird offensichtlich mit unterschiedlichem Maß hier gemessen. (GR Harry Kopietz: Das hat Sie sehr gekränkt!) – Nein, Herr Kollege Kopietz, ich bin nicht gekränkt, das ist eine Frage des Stils, und der wurde hier jetzt deutlich überzogen. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr versteht nicht, worum es geht! Das hat uns nicht gekränkt, das ist einfach arrogant!) Dass Sie den Kopf schütteln, Herr Kopietz, wundert mich nicht, und mich wundert hier schon lange nichts mehr, vor allem, wenn so argumentiert wird. 

Zur jetzt zur Verhandlung stehenden Subvention für den Verein der Freunde der American Austrian Foundation: Es geht hier um ein Projekt, das sich Open Medical Institute Vienna nennt. Das finde ich von der prinzipiellen Idee her, also dass sich verschiedene Forschungsinstitutionen in Wien zusammenschließen, um Forschung und Fort- und Weiterbildungsangebote für Ärzte und Ärztinnen vorrangig anzubieten, nicht so schlecht, aber die Frage ist schon: Wozu brauchen wir hier einen privaten Verein, in dem sehr honorige Menschen drinnen sind, deren Engagement ich ja zum Teil schätze, aber die sich nicht unbedingt jetzt auf den ersten Blick auszeichnen durch Kenntnis der Szene beziehungsweise der wissenschaftlichen Community? 

Ich möchte keiner der Personen, der Damen und Herren, hier nahe treten, und es ist auch nett, wenn sie sich engagieren, aber die Frage ist schon: Wozu hier einen Verein dazwischenschalten, wozu Förderungssummen von 400 000 EUR pro Jahr auf drei Jahre ausschütten an einen Verein, der eigentlich ein Angebot macht, das die hier beteiligten Institutionen sehr wohl auch eigenständig beziehungsweise auch in einer anderen Form machen könnten? Die Medizinuniversitäten oder auch das Biozentrum, aber auch die Akademie der Wissenschaften sind alles ausgewiesene und langjährig tätige Institutionen und haben Erfahrung im Entwickeln von akademischen Curricula, auch in Stellungnahmen, Entwicklungen von einem Master of Advanced Medical Sciences oder darin, medizinische Programme weiterzuentwickeln. 

Das heißt, all diese Partnerorganisationen sind ja Expertinnen und Experten, und so ganz verstehe ich die Konstruktion mit diesem Verein der Freunde der American Austrian Foundation nicht, denn wir glauben, dass die Gelder, die ja doch nicht zu knapp bemessen sind, besser aufgehoben wären, wenn sie an die Universitäten oder an Forschungsinstitutionen direkt gehen würden, damit die so ein Angebot erstellen, und nicht an einen privaten Verein, der sich schon dadurch auszeichnet, dass sehr, sehr viele Ärzte dabei sind, die an Privatkliniken arbeiten. Und da stellt man sich dann schon die Frage, ob das wirklich den Medizinern, die von den öffentlichen Universitäten kommen, um sich weiterzubilden, zugute kommt oder doch vielleicht einer Gruppe von Menschen, die nicht an den öffentlichen Universitäten arbeiten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Smolik, vom Vorsitz her werden wir uns das genauer anschauen im Protokoll. Es war hier nicht zu vernehmen. Also wir werden schauen, was wirklich gesagt wurde.

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrte Damen und Herren!

Die American Foundation ist ein Zusammenschluss, ein Verein, wie die Frau Kollegin Smolik ausgeführt hat, von sehr bedeutenden Forschungseinrichtungen wie der Akademie der Wissenschaften, wie dem Vienna Biocenter, wie verschiedenen Spitälern, dem AKH als Universitätsklinik und neu auch den Wiener Gemeindespitälern, also dem Krankenanstaltenverbund. Ich glaube, es ist sehr sinnvoll, dass dies in einem Verein passiert, weil dieser Netzwerkgedanke und dieser Know-how-Austausch, der in Richtung osteuropäische Länder erfolgt, sozusagen auch innerhalb des Vereins garantiert, dass es zu einer intelligenten und zu einer guten Organisation kommt. 

Zum Thema, dass dieses Geld an den Universitäten direkt besser aufgehoben wäre: Sie wissen genau, dass die Stadt Wien mit einer Reihe von Mitteln die Universitäten auch direkt fördert, sei es über die Grundsteuer, die über den Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds an die Universitäten zurückgegeben wird in Form von Projektförderungen, sei es über die MA 7, die Wissenschaftsabteilung, die zum Beispiel jetzt neu auch die besten Dissertationen der Universitäten fördert, die die Universitäten dort einreichen, oder sei es auch durch bestimmte Infrastrukturinvestitionen, wie zum Beispiel direkt an der Technischen Universität am Institut vom Prof Zeilinger, und zusätzlich noch über eine Reihe von diversen Fonds und Stiftungen, wo wir sozusagen beide auch drinnen sitzen. 

Da fließt sehr viel Geld direkt an die Universitäten, aber dieses Projekt, glaube ich, hat es sich verdient, dass dieser Verein auch direkt gefördert wird, von wo Mittel dann natürlich auch wieder an Universitäten gehen. Ich bitte daher um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 50 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Wiener Wissenschafts-, Forschungs- und Technologiefonds. Die Frau Mag Straubinger leitet wieder ein.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Frau GRin Smolik hat sich gemeldet.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nur ganz kurz. Wir hatten ja, als die Forschungsstrategie der Stadt Wien präsentiert beziehungsweise nicht präsentiert wurde, kurz auch über das Impulsprogramm für Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften diskutiert, das damals ja nur angekündigt, aber noch nicht sehr bekannt war, zumindest nicht in der Öffentlichkeit. Jetzt wird quasi das umgesetzt, was auch in der Wissenschaftsstrategie vorgeschlagen wurde mit der dreijährigen Subvention, die an den WWTF geht, der dieses Programm abwickeln wird. 

Jetzt, wo die Inhalte und die Ausformulierungen und die Abläufe für dieses Programm bekannt sind, sind wir natürlich dafür, dass wir das machen. Wir waren immer schon dafür, dass die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gestärkt werden in dieser Stadt, dass es Anreize braucht für junge WissenschafterInnen, für junge Forschungsgruppen, für vor allem auch Frauen, die vielleicht über diese Möglichkeit, über dieses Impulsprogramm, auch über die Calls, die es dann geben wird, versuchen können, im Wissenschaftsbetrieb Reputation in diesem Bereich zu erlangen. 

Wir sind sehr, sehr froh, dass es das jetzt gibt. Etwas schade finde ich allerdings, dass die Unterlagen im Ausschuss sehr, sehr knapp waren, also vom Informationsgehalt her doch eher dürftig, und dass dann wenige Tage später der Inhalt und was eigentlich das Thema sein wird, quasi über die Medien kolportiert wurde. Wir nehmen zur Kenntnis, dass das offensichtlich Usus ist in dieser Stadt, dass man Dinge aus den Medien erfährt. Ich finde es schade, dass es keine Diskussion im Ausschuss über das, was vorgeschlagen wird, was das sein soll, geben kann und geben wird. Während ich als Kuratoriumsmitglied die endgültige Information vom WWTF bekommen habe, besitzen die Damen und Herren, die hier sitzen, diese Informationen nicht. 

Ich finde das schade, weil ich glaube, dass wir alle in diesem Bereich aktiv sein sollten und uns bemühen sollten, dass in Wien die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften gestärkt werden, dass wir in jeden der schon vorhandenen Schwerpunkte, die gefördert werden, jetzt auch massiv Geld hineinstecken. Ich hoffe – ich habe das auch in der Sitzung des WWTF gesagt –, dass dem nicht so ist, dass diese Subvention nur für drei Jahre gewährt wird, sondern dass es darüber hinausgeht, dass es auch eine Evaluierung geben wird, dass 

man sich anschaut, wie die Reaktion der Community in diesem Bereich auf dieses Programm ausschaut. 

Es ist nicht damit getan, dass man jetzt 1,5 Millio-
nen EUR ausschüttet und dann die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften wieder alleine lässt, sondern das soll jetzt wirklich der Beginn einer intensiven Auseinandersetzung mit diesen Dingen in dieser Stadt sein, denn sie sind leider schon sehr, sehr lange eher im Dunklen, im Hintertreffen gewesen gegenüber den medizinischen Fachrichtungen, aber auch gegenüber denn naturwissenschaftlichen Fachrichtungen. Ich glaube, dass wir hier einiges zu bieten haben, und ich bin froh, dass wir das heute hier beschließen. – Danke. (Beifall bei den Grünen)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ja, ganz kurz. Es war ja im Grunde eine positive Wortmeldung auch der Kollegin Smolik, die sich darüber freut, dass es dieses Impulsprogramm für die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften geben wird. Ich freue mich auch sehr darüber. Es ist ein Ergebnis der FTI-Strategie, die über ein Jahr lang von über 80 Experten erarbeitet worden ist, Experten aus Universitäten, aus universitären Forschungseinrichtungen, aus der Stadt Wien und aus der Beamtenebene. 

Ich glaube, es sind sehr konkrete Ergebnisse herausgekommen, die vor allem auch zeigen, wie man hier mit diesem Programm sieht, dass diese Ergebnisse auch umgesetzt werden, und dies sozusagen ein erster Schritt ist. 

Ich glaube, diese fast 1,5 Millionen sind keine geringe Summe, und sie werden vor allem diesen traditionsreichen Schwerpunkt und diese traditionsreiche Know-how, das wir in Wien in diesem Bereich immer hatten, sicherlich verstärken. Ich glaube, der WWTF ist ein Garant dafür, dass dies auch in einer optimalen Weise passiert, und ich bitte einfach um Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 51 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Einstimmig so beschlossen.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet.

(Schluss um 19.19 Uhr.)

